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(Beginn um 9 Uhr.) 

Präsident Prof Harry Kopietz: Einen schönen guten Morgen, meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen!

Vorerst ein herzliches Dankeschön für Ihr Engagement bei unserem Aktionstag vor dem Wiener Landtag! Ich denke, das ist nicht nur für jeden Einzelnen wichtig, sondern wir müssen auch zeigen, dass wir uns mit diesem Thema beschäftigen!

Damit ist die 27. Sitzung des Wiener Landtages eröffnet. 

Entschuldigt sind Abg Mag Reindl durch Krankheit und StR Walter auf Grund dienstlicher Verhinderung. Frau Abg Praniess-Kastner wird am Vormittag, Abg Schuster bis 11.30 Uhr, Abg Gaal bis 14 Uhr, Abg Martina Ludwig-Faymann ab 14 Uhr und die Zweite Präsidentin Klicka ab 18 Uhr verhindert sein.

Wir kommen damit zur Fragestunde.

Die 1. Frage (FSP - 03589‑2009/0001 - KSP/LM) wurde von Herrn Abg Ernst Nevrivy gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet. (Was unternimmt das Land Wien in Abstimmung mit den Ländern Niederösterreich und Burgenland, um auf die stark steigenden Bevölkerungszahlen der Ostregion zu reagieren?) 

Ich ersuche Sie, Herr Stadtrat, um die Beantwortung.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Danke, Herr Präsident. - Sehr geehrte Damen und Herren! Herr Abgeordneter!

Die Bevölkerungsentwicklung in Wien, Niederösterreich und im Burgenland ist tatsächlich sehr positiv. Es findet Wachstum in dieser Region statt, auch betreffend die Bevölkerung, und die drei Bundesländer haben sich schon 1978 auf die Planungsgemeinschaft Ost staatsvertraglich verständigt. Diese Planungsgemeinschaft Ost hat die Aufgabe, nicht nur die Fragen der Verkehrsorganisation oder die Fragen des Grünraums zu behandeln, sondern natürlich auch die Fragen der Siedlungsentwicklung.

Wir können davon ausgehen, dass die Einwohnerzahl in Wien bis zu den Jahren 2030 beziehungsweise 2035 auf zwei Millionen Einwohner steigen wird. Wir können davon ausgehen, dass aber auch das Umland, die Agglomeration Wien, bis zu diesem Zeitpunkt deutlich wachsen wird und wir zwischen 2,8 und 3 Millionen Einwohner in dieser Großregion Wien vorfinden werden.

Auch dazu zu zählen ist, dass auch Preßburg/Bratislava als Hauptstadt der Slowakei mit ihrem Umland nach Österreich herein wächst und damit die Region noch größer gestaltet wird. 

Die Planungsgemeinschaft Ost hat schon 1993 das siedlungspolitische Leitbild für die Ostregion erstellt, und das war damals besonders vordringlich, weil durch den Fall des Eisernen Vorhangs völlig andere Bedingungen geherrscht haben, und wir können jetzt sehen, wie notwendig diese gemeinsame Vorgangsweise war.

Die Vorbereitung sowohl für den Nationalpark Donauauen als auch für den Biosphärenpark Wienerwald sind zu einem überwiegenden Teil in der Planungsgemeinschaft Ost vorgenommen worden, genauso wie die Vorbereitungen um die Ausweitung und Verbesserung des Verkehrsverbundes Ostregion.

Die gemeinsame Planung in der Planungsgemeinschaft Ost konzentriert sich auf Schwerpunkte in der Siedlungsentwicklung im Bereich des Freiraums und des Verkehrs. Die Landshauptmänner dieser drei Bundesländer haben sich auch darauf geeinigt, dass bis Ende 2010 das siedlungspolitische Leitbild aus dem Jahr 1993 mit dem Ziel überarbeitet und neu gestaltet werden soll, dass man auf das Bevölkerungswachstum reagieren kann.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke für die Beantwortung, Herr Stadtrat. Die 1. Zusatzfrage stellt Herr Abg Dr Günther. – Ich ersuche darum.

Abg Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Sie haben jetzt betreffend siedlungspolitischen Bereich geantwortet. Wie Sie sich erinnern, war Ihr Amtsvorgänger im Bereich der Planung VBgm Görg. Er als Planungsstadtrat und Frau Finanzstadträtin Ederer haben in den Jahren ab 1996/1997 von der Vienna Region gesprochen.

Wien und das Umfeld mit ungefähr 3,4 bis 3,5 Millionen Einwohner reichen von Wiener Neustadt bis Bratislava und ungefähr von St Pölten bis Mistelbach, und in den letzten zehn Jahren ist das Verkehrsaufkommen – auch auf Grund der Öffnung – sicherlich um das Doppelte gewachsen. Im öffentlichen Verkehr ist sehr viel Positives geschehen, das kann man überhaupt nicht bestreiten. Im Individualverkehr gibt es aber natürlich noch einige intensive Löcher.

Meine Frage dazu: Wie hat sich diese Vienna Region nicht nur verkehrspolitisch, sondern auch im Bereich der Beschäftigung und der Wirtschaft weiter entwickelt? Dafür ist nämlich vor allem die Infrastruktur eine der Grundvoraussetzungen. Haben sich die Zahlen, die damals erwartet wurden und die Sie jetzt auch auf Grund der Neuordnung 2010 wahrscheinlich im Hinterkopf haben, bewahrheitet oder hat die Wirtschaftskrise jetzt in diesem Bereich eingegriffen?

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Abgeordneter!

Danke für den Hinweis, dass auch die Frage der Wirtschaftsentwicklung in solch einer Agglomeration natürlich nur gemeinsam behandelt werden kann!

Wir machen dabei nicht Halt an den Staatsgrenzen. Diese Region ist zusammengewachsen, und der Bereich von Brünn über Preßburg bis Ödenburg, Györ, St Pölten beziehungsweise Wiener Neustadt, den Sie auf österreichischer Seite genannt haben, wächst natürlich immer stärker zusammen. Die internationale Wahrnehmung dieser Region unter dem Begriff Centrope ist sehr gut. Wir können damit in Konkurrenz mit jenen Regionen Europas bleiben, die als Hauptstadtregionen zwischen Amsterdam, Paris, Bonn und der Kanalküste zu finden sind. Wir können im Wettbewerb mit den Metropolenregionen von London und Paris bestehen. Das ist wichtig.

Gerade jetzt in der weltweiten Wirtschaftskrise ist deutlich zu sehen, dass ein prosperierender Raum wie die größere Region Wien, die Region Centrope, mit wirtschaftlichen Schwankungen sehr gut umgehen kann. Und das, was unsere Vizebürgermeisterin, Finanzstadträtin Brauner, hier macht, nämlich in die Infrastruktur zu investieren, Mittel zur Verfügung zu stellen, dass auch auf dem Arbeitsmarkt die verschiedensten Gruppen, die besonderen Gefahren unterliegen, miteinbezogen werden können und nicht arbeitslos werden beziehungsweise wenn sie arbeitslos werden, rasch wieder in Beschäftigung kommen, ist einer der Punkte, den man nur allen in der Region empfehlen kann. Natürlich profitiert davon nicht nur Wien, sondern davon profitieren auch Niederösterreich und das Burgenland, denn 230 000 Pendler, die tagtäglich nach Wien kommen, stehen auch in Beschäftigung bei Wiener Unternehmen. – Diese Region profitiert daher sehr stark davon, dass diese Stadtregierung eine Politik macht, welche die Krisenbewältigung beinhaltet.

Wenn Sie Verkehrsfragen ansprechen, dann möchte ich darauf hinweisen, dass deutlich zu sehen ist, dass die Logistikbranche durch die Wirtschaftssituation wirklich schwer belastet ist. Wir sehen das bei der Rail Cargo Austria, wir sehen das natürlich auch beim Hafen. Die Transportmengen gehen zurück, was wiederum verkehrspolitisch durchaus den Vorteil hat, dass auch der LKW-Verkehr zurückgegangen ist. Nichtsdestotrotz wäre mir lieber, wir hätten wirtschaftliche Prosperität und trotzdem weniger LKW-Verkehr auf der Straße!

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Stadtrat. Die 2. Zusatzfrage stellt Frau Abg Dipl-Ing Gretner. Ich ersuche sie darum.

Abg Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Zugegebenermaßen ist die Regionalplanung sicherlich eine der wichtigsten Planungsaufgaben in Wien. Aber wie wir wissen, hat die Planungsgemeinschaft Ost jährlich nur ein Budget von rund 115 000 EUR, und dieses ist sicherlich dieser Aufgabe nicht angemessen.

Ich möchte zur Frage kommen. – Immer wieder kommt es zu Aussagen auch seitens unseres geschätzten Bürgermeisters beispielsweise im Zusammenhang mit der Ansiedelung von Einkaufszentren, dass es doch besser ist, diese in Wien anzusiedeln und nicht in Niederösterreich und hier in Wien dafür Erdäpfel anzubauen. Dazu gibt es ganz bekannte Sager. Um dieses Problem aber wirklich langfristig zu lösen, sehen wir eher den Bedarf, ein Einzelhandelskonzept für die Region in Zusammenarbeit mit Niederösterreich und dem Burgenland erstellen zu lassen. Ist da etwas angedacht, in Ausarbeitung oder in Planung?

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Frau Abgeordnete! 

Ich möchte kurz auf die Budgetsituation der Planungsgemeinschaft Ost eingehen, die Sie am Anfang erwähnt haben. Ich glaube, dass es bei der Kooperationsebene nicht darauf ankommt, dass alle Studien und alle Zuarbeiten unmittelbar von der Planungsgemeinschaft Ost vergeben werden, sondern dass sich die mit Regionalplanung befassten Abteilungen sowohl in Wien als auch in Niederösterreich und natürlich auch im Burgenland in diesem Zusammenhang finden und unter Umständen, wenn größere Aufträge erforderlich sind, diese auch vergeben. Das geschieht, und gerade beim siedlungspolitischen Leitbild ist natürlich die Zuarbeit aus den Fachabteilungen der Länder sehr intensiv.

Betreffend die Frage der Einkaufszentren können wir die erfreuliche Entwicklung in dieser Region feststellen, dass es nicht darauf ankommt, auf welcher Seite der Grenze die Einkaufszentren sind. Die Kaufkraftverteilung geht mittlerweile zugunsten Wiens aus. Die Kaufkraft kommt wieder nach Wien zurück, wird in Wien generiert. Wir sind daher in einer deutlich besseren Position als noch vor etwa 15 Jahren. 

Das ist auch darauf zurückzuführen, dass wir bei der Ansiedelung von Einkaufszentren sehr stark darauf reagieren, dass die Wiener Bevölkerung sehr gescheit, nämlich sehr viel öffentlich unterwegs ist. Die neu geschaffenen Einkaufszentren in Wien in den letzten Jahren konzentrieren sich daher dort, wo der öffentliche Verkehr sehr gut ist. Ich denke an das U2-Center unmittelbar an der U-Bahn oder an das Q19, das ebenfalls unmittelbar an der U-Bahn liegt. Das macht Sinn! Ich habe unlängst mit dem Zentrumsleiter des Q19 gesprochen – der im Übrigen auch Raumforschung am Institut für Geographie in Wien studiert hat und daher durchaus Zugänge zu diesem Thema hat –, und er hat mir berichtet, dass 50 Prozent seiner Kunden mit dem öffentlichen Verkehrsmittel kommen. Und das ist sensationell für ein Einkaufszentrum! Das ist der Weg, den wir in Wien gehen.

Ich weiß, dass es in Niederösterreich Auswüchse gegeben hat, die man an den Ausfallstraßen sehen kann. Ich nehme an, Sie haben die Szene sehr gut beobachtet und gemerkt, dass wir mit dem, was im Norden jenseits der Wiener Stadtgrenze geschehen ist, nicht sehr einverstanden waren und uns auch dagegen gewehrt haben. Das Resultat ist leider anders. Das liegt an den beiden unterschiedlichen Landesgesetzen. Aber Niederösterreich hat dann noch vor der letzten Landtagswahl das Raumordnungsgesetz dahin geändert, dass auch dort die Zentralität wesentlich stärker bei der Neuwidmung von Einkaufszentren zu berücksichtigen ist. Und mit den bestehenden Einkaufszentren müssen wir alle leben.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Stadtrat. Die 3. Zusatzfrage stellt Herr Abg Mag Gerstl. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Sie haben in Ihrer Einleitung erzählt, dass die Bevölkerungszahl Wiens bis 2030 auf 2 Millionen Einwohner steigen wird. Sie haben gesagt, dass der Zuwachs im Umland sich auf 2,8 bis 3 Millionen belaufen wird. Das bedeutet, dass der Verkehr in dieser Region enorm zunehmen und der Bedarf an öffentlichen Verkehrsmitteln noch größer werden wird.

Wir haben in den vergangenen Jahren immer wieder darüber diskutiert, dass wir die öffentlichen Verkehrsmittel auch über die Stadtgrenze hinaus verstärkt durchbinden müssen, es ist aber bisher nie gelungen, eine Straßenbahn nach Niederösterreich oder eine U-Bahn über die Stadtgrenze hinaus zu führen. Welche Erklärungen haben Sie dafür, dass das bis heute nicht gelungen ist, und wann wird das Ihrer Meinung nach in Erfüllung gehen?

Präsident Prof Harry Kopietz: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Abgeordneter!

Ich danke für diese Frage! Ich habe sie erwartet, nachdem Sie gestern schon eine Aussendung mit Ihren niederösterreichischen Parteifreunden zu diesem Thema gemacht haben. 

Man kann natürlich gerne Resolutionen und Presseaussendungen machen! Man kann auch in einem Landtag etwas beschließen. Wenn dann aber keine Taten folgen, dann gibt es auch kein Ergebnis! Und das ist die Situation mit schienengebundenem öffentlichen Verkehr nach Niederösterreich. Die Position Wiens dazu war immer sehr eindeutig: Wir haben innerhalb der Stadtgrenzen für optimalen öffentlichen Verkehr zu sorgen. Wenn es über die Stadtgrenze hinaus gehen soll, dann muss das natürlich auch von jenen bezahlt werden, die sich das besonders wünschen.

Der niederösterreichische Landtag hat diesbezüglich eine Resolution gefasst. Wenn man beim für öffentlichen Verkehr zuständigen Verkehrslandesrat Heuras nachfragt - was er getan hat -, bekommt man die Antwort: Es gibt einen Beschluss, aber wir wissen nichts Genaues und haben eigentlich nichts vor. – So kann man den öffentlichen Verkehr nicht organisieren! Daher wird es leider so bleiben, dass mit 800 Millionen EUR, die die Stadt Wien jährlich für den öffentlichen Verkehr einsetzt, und den ungefähr 20 Millionen, die Niederösterreich dafür einsetzt, eben immer ein Unterschied bestehen wird. Das ist der Zugang, den wir haben, und so lange das so bleibt, werden wir, wie ich befürchte, mit schienengebundenen Verkehrsmitteln über die Stadtgrenze hinaus außer mit der Badner Bahn und den Österreichischen Bundesbahnen keine Verbindungen haben.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Die 4. Zusatzfrage stellt Herr Abg Nevrivy. Bitte darum.

Abg Ernst Nevrivy (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Wie sehen die gemeinsamen Kooperationen der drei Bundesländer über die Grenzen Österreichs hinweg aus?

Präsident Prof Harry Kopietz: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Abgeordneter!

Wir haben in den vergangenen Jahren ein sehr dichtes Netz an Kooperationen mit unseren Nachbarregionen aufgebaut. Das beginnt bei der ARGE Donauländer, und das geht weiter über die Wiener Beteiligungen an den Hauptstadtregionen bis zur Entstehung der gemeinsamen Centrope Region, die sich auf etwa 120 km Umkreis bezieht, wo wir gleichberechtigt mit den anderen Städten, mit Bratislava, mit Brno, mit Györ, mit Sopron, mit Eisenstadt, mit Wiener Neustadt, St Pölten und den Städten dazwischen, sehr gut zusammenarbeiten und wo es zum Beispiel auch darum geht, die Kooperation der Universitäten zu stärken, den gemeinsamen Arbeitsmarkt zu organisieren, auch die Verkehrsentwicklung gemeinsam zu steuern und zu organisieren.

Darüber hinaus geht es aber auch um die Erhaltung der Landschaft und des Grünraums. Es geht darum, die ökologischen Anforderungen dieser Region in Schuss zu halten und auch für die Menschen nutzbar und erreichbar zu machen. Beispiele dafür sind der Nationalpark, der bis vor die Tore Bratislavas geht, der Biosphärenpark, der mit Niederösterreich besteht, und darüber hinaus auch die Nationalparks, die an der Thaya zwischen Niederösterreich und der Region Südmähren bestehen beziehungsweise der Nationalpark Neusiedlersee zwischen dem Komitat Györ-Moson-Sopron und dem Burgenland.

Natürlich gibt es eine Fülle von Entwicklungspotenzial. Es gibt aber auch noch immer einiges darüber hinaus Gehendes, Stichwort: Gesundheitsversorgung, Stichwort: Ausbildungsgänge vor den universitären Ausbildungen und so weiter und so weiter.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Stadtrat, für die Beantwortungen.

Wir kommen zur 2. Frage (FSP - 03594‑2009/0001 - KFP/LM). Sie wurde von Herrn Abg Mag Gerald Ebinger gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet. (Laut Medienberichten sind die sanitätsbehördlichen Obduktionen in Wien mit der Novellierung des Wiener Leichen‑ und Bestattungsgesetzes um 90 Prozent zurückgegangen. Gerichtsmediziner, Polizei und jüngst auch Vertreter der Wiener Ärztekammer sehen ihre Befürchtungen bestätigt, dass bei immer mehr Todesfällen im Totenschein als Todesursache „unbekannt“ vermerkt ist. Sind Sie bereit, auf Grund der zunehmend massiver werdenden Kritik maßgeblicher Stellen, eine neuerliche Novellierung des Wiener Leichen‑ und Bestattungsgesetzes vorzunehmen?) 
Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Zu Ihrer Frage, in der Sie auch sagen, dass nach Medienberichten seit der Novellierung des Wiener Leichen- und Bestattungsgesetzes die sanitätsbehördlichen Obduktionen um 90 Prozent zurückgegangen sind, kann ich zum wiederholten Mal sagen: Bitte nicht alles glauben, was in den Medien steht!

Wir haben im Juni 2007 einstimmig die Novelle des Wiener Leichen- und Bestattungsgesetzes beschlossen. Grundlage dafür waren ein Rechnungshofbericht und zahlreiche Beschwerden, unter anderem auch bei der Volksanwaltschaft. Es wurde angeregt, die Rechtslage an jene der anderen Bundesländer anzupassen.

In diesem Gesetzesentwurf, der einstimmig beschlossen wurde, war damals schon ganz klar deklariert, dass davon auszugehen ist, dass sich die Zahl der Obduktionen von rund 1 500 auf rund 500 einpendeln wird und wir damit trotzdem Österreich-weit an der Spitze liegen werden.

In Niederösterreich finden rund 100 Obduktionen im Jahr statt. Das ist aber nicht unser Ziel! In Wien wurden im Jahr 2009 von Jänner bis August 2009 429 gesundheitsbehördliche Obduktionen durchgeführt, das heißt, wir können, wenn wir das hochrechnen, davon ausgehen, dass wir bis Jahresende deutlich auf über 600 Obduktionen beziehungsweise 650 oder sogar 700 kommen werden. Wir werden aber jedenfalls über 600 Obduktionen im Jahr 2009 haben, was um mehr als 100 über der Zahl liegt, die wir im Rahmen der Diskussion zur Novellierung dieses Gesetzes diskutiert haben.

Das heißt: Die Zahlen, die hier dargelegt werden, treffen schlicht und ergreifend nicht zu. Die über die Medien kommunizierte Kritik der Gerichtsmediziner, der Polizei und der Ärztekammer richtet sich gegen die Schließung des Departments für gerichtliche Medizin, die ich, wie Sie wissen, genauso kritisiere. Die Thematik der Gerichtsmedizin in Wien kann allerdings nicht über eine Neuregelung des Leichen- und Bestattungswesens in Wien gelöst werden. Alle gesetzlichen Bestimmungen im Zusammenhang mit der Gerichtsmedizin, aber auch die wirtschaftlichen Entscheidungskompetenzen fallen in die Zuständigkeit des Bundes, wie wir hier auch schon öfters diskutiert haben.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Frau Stadträtin. Die 1. Zusatzfrage stellt Abg Mag Ebinger. Ich bitte darum.

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Landesrätin! 

Sie können aber nicht wegleugnen, dass in den zwei Jahren, seitdem diese Notlösung besteht, die sanitätsbehördlichen Obduktionen doch stark zurückgegangen sind. Wenn Sie sagen, dass es zwischen Jänner und August 2009 429 sanitätsbehördliche Leichenöffnungen gab, dann möchte ich zum Vergleich sagen, dass es zwischen Jänner und August 2007 913 waren. Es sind also nicht 90 Prozent, aber immerhin 50 Prozent oder mehr.

Es ist auch Tatsache, dass als Todesursache oftmals „ungeklärt“ angegeben wird, und wenn ein Verwandter nachfragt, muss er unter Umständen sogar zahlen. Die Zeitungen reden von einem „Mörderparadies“. Das ist vielleicht ein bisschen polemisch! Wir haben damals im Hinblick auf den Rechnungshofbericht zugestimmt. Es herrscht da jetzt ein bisschen das Florianiprinzip: Der eine sagt das, der andere sagt das, und jeder redet sich auf den anderen aus. Jedenfalls ist es aber Tatsache, dass seit 2007 die Spitäler in Ihrer Kompetenz überfordert sind, und das ist eine Notlösung, die man nicht auf die Dauer hinnehmen kann! Es kann nicht sozusagen State of the Art sein, dass Faulleichen im Container auf dem Zentralfriedhof geöffnet werden. Zudem gibt es ein Hygieneproblem in den Spitälern, und meiner Ansicht nach kann das nicht so weitergehen!

Ich thematisiere das schon laufend. Das Leichen- und Bestattungsgesetz ist in Ihrer Kompetenz, und meiner Ansicht nach könnten Sie jetzt im Lichte der neuen Entwicklungen Neuerungen vornehmen. 2007 gab es einen Status laut Rechnungshofbericht. Hahn weigerte sich, also musste die Stadt Wien irgendetwas tun, daher haben wir das herausgenommen. Aber nach zwei Jahren, nachdem es einen eindeutigen Rückgang gibt und die Polizei und zuletzt auch die Ärztekammer massiv Alarm schlagen, könnten Sie meiner Ansicht nach das Leichen- und Bestattungsgesetz durchaus dahin gehend novellieren, dass Sie für Wien, also für Ihren Kompetenzbereich, sicherstellen, dass im Zweifelsfall immer obduziert wird! 

Präsident Prof Harry Kopietz: Bitte, Frau Stadträtin. 

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das ist keine Frage!

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Die Frage lautet: Warum tun Sie das nicht in Ihrem Kompetenzbereich?

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Herr Gemeinderat!

Zunächst zu einigen Ihrer Aussagen, die schlicht und ergreifend nicht der Wahrheit entsprechen: Es gibt kein Hygieneproblem, und es gibt auch kein Chaos. Es hat diesbezüglich einen einstimmigen Beschluss des Wiener Landtages gegeben, die Rechtslage in Wien auf Grund eines Vorschlags und einer Empfehlung des Rechnungshofes an die Rechtslage in allen anderen Bundesländern anzupassen. Würde man also – ich sage das im Konjunktiv – der Meinung sein, dass das zutrifft, was der eine oder der andere Gerichtsmediziner im Zusammenhang mit dem Thema „Mörderparadies“ sagt, dann wäre das in Österreich ja in acht anderen Bundesländern schon immer so gewesen!

Tatsache ist auch, wenn man sich die Aussendungen und die Stellungnahme der Ärztekammer anschaut, dass es hier ganz klar um gerichtsmedizinische Obduktionen geht, überhaupt keine Frage. Und in dem einstimmigen Beschluss des Landesgesetzes zum Leichen- und Bestattungsgesetz ist auch ganz klar normiert, dass, wenn auf Grund der äußeren Todesbeschau die Todesursache nicht geklärt werden kann, der Totenbeschauarzt sofort zu unterbrechen und dem Magistrat Mitteilung zu machen hat, und wenn dann keine Klärung erfolgt, ist die Polizei zu verständigen und eine gerichtsmedizinische Obduktion anzuschließen. 

Das heißt, wir müssen gerichtsmedizinische und sanitätsbehördliche Obduktionen auseinanderhalten. Sanitätsbehördliche Obduktionen finden in nahezu allen anderen Bundesländern in den Pathologien der Spitäler statt. Das ist ein vollkommen normaler Status in den anderen Bundesländern und somit auch hier bei uns. Und das Versäumnis des Bundes hinsichtlich der Gerichtsmedizin ist nicht über das Leichen- und Bestattungsgesetz lösbar. Aber in den letzten Tagen hat sich wiederum eindeutig gezeigt, wo die Verantwortung liegt. Rektor Schütz hat nämlich vor wenigen Tagen gesagt, dass er jetzt doch Geld in die Hand nehmen wird, um eine Sanierung der Gerichtsmedizin in der Sensengasse in Angriff zu nehmen. Das ist einmal mehr die Bestätigung dessen, wer die Verantwortung dafür trägt, und vielleicht nimmt er sie jetzt endlich auch einmal wahr!

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Frau Stadträtin. Die 2. Zusatzfrage wird von Frau Abg Dr Pilz gestellt.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Frau Stadträtin, für die klare Auseinanderteilung der Aufgaben der Gerichtsmedizin und der Sanitätsbehörde! Nichtsdestotrotz warten wir noch auf die Einlösung der Zusage des Rektors, dass in der Gerichtsmedizin etwas geschehen wird. Schauen wir einmal! Das dauert aber schon ein bisschen lang! 

Inzwischen ist es schwierig, und zwar einerseits für die Menschen, die jetzt sehen, wie ihre verstorbenen Angehörigen – despektierlich gesagt – wie ein Wanderpokal durch die Spitäler gereicht werden, ohne dass man weiß, wo denn die sanitätsbehördliche Obduktion gemacht wird. Und die Containerlösung auf dem Zentralfriedhof entbehrt auch nicht einer makaberen Note! 

Aber ich teile Ihre Auffassung, dass die Pathologen können müssen, was sie können. Sie haben ja einen Job, der sie befähigt, Obduktionen vorzunehmen.

Nichtsdestotrotz brauchen wir in Wien gerichtsmedizinische Kompetenz. Jetzt ist die Situation in der Sensengasse so, wie sie ist, und die Gerichtsmediziner und Gerichtsmedizinerinnen, die dort gearbeitet haben, sind gewissermaßen in alle Winde zerstreut, haben sich selbstständig gemacht, karenzieren lassen und so weiter. Die ehemals 1 500 Leichname, die dort obduziert wurden, fehlen jetzt auch in der Ausbildung. 

Pathologen haben per se einen anderen Job. Sie haben nicht einen Blick auf mögliches Fremdverschulden. Das ist ihnen auch nicht zum Vorwurf zu machen.

Ich frage Sie, Frau Stadträtin: Wenn wir davon ausgehen, dass wir gerichtsmedizinische Kompetenz brauchen, wer soll denn diese vermitteln, wenn die Gerichtsmedizin als Profession in Wien langsam ausstirbt und die Pathologen keine entsprechenden Kenntnisse haben? Wie können Sie sicherstellen, dass es künftig genügend gerichtsmedizinische Ausbildungsmöglichkeiten in Wien gibt?

Präsident Prof Harry Kopietz: Frau Stadträtin, bitte.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Abgeordnete!

Das kann ich nicht sicherstellen, und es ist auch nicht meine Zuständigkeit, das sicherzustellen! Es besteht natürlich ein enger Zusammenhang mit anderen medizinischen Berufen, aber es wäre von der Systematik genauso, wie wenn Sie mich fragen würden, wie ich sicherstellen kann, dass es in Zukunft genug Mathematiklehrer gibt! Auch das kann ich nicht sagen, denn für die Ausbildung der gymnasialen Mathematiklehrer sind wir nicht zuständig!

Einen Punkt möchte ich doch noch erwähnen, und das ist ja kein Geheimnis, sondern das steht auch im Rechnungshofbericht: Die Gerichtsmedizinerinnen und Gerichtsmediziner sind nicht ganz unschuldig an der Situation des Departments für Gerichtsmedizin. Das Problem war, dass nicht das Institut für Gerichtsmedizin beauftragt wurde, und diesbezüglich gibt es auch eine bundesgesetzliche Änderung hinsichtlich der Frage, wer beauftragt werden kann. In Wahrheit wurden auf diese Weise auch Gelder entzogen.

Ich glaube an das Gute und gehe davon aus, dass der Rektor das tut, was er gesagt hat und seine Verantwortung letztlich wahrnimmt. Dazu muss man auch sagen, dass die Universitäten Budgets haben, über die sie selbst zu entscheiden haben. Es gab 16 Millionen EUR für einen Neubau der Gerichtsmedizin, die aber anderweitig verwendet wurden. Der Rektor spricht von 1 Million EUR, die er investieren wird. Dass das ausreichen wird, kann ich mir persönlich nicht vorstellen, aber das ist jedenfalls einmal ein Anfang. Und ich wiederhole, was ich immer wieder hier und in allen möglichen Diskussionen gesagt habe: Man kann Gerichtsmedizinerinnen und Gerichtsmediziner nicht an der Universität ausbilden, ohne sie praktisch arbeiten zu lassen.

Das heißt, es geht um die Medizinuniversität Wien, und verantwortlich dafür ist der Wissenschaftsminister. Für eine entsprechende universitäre Ausbildung ist es unbedingt notwendig, eine Gerichtsmedizin zu haben, und das Angebot der Stadt – ich wiederhole das –, dann auch die sanitätsbehördlichen Obduktionen selbstverständlich gegen Entgelt dort vornehmen zu lassen, steht nach wie vor! Hiebei muss es sich aber – das sage ich jetzt auch gleich – um eine neue Gerichtsmedizin handeln, deren Renovierung nicht daraus besteht, dass man die Wand anmalt, und das war es dann. Die Probleme, die im Rechnungshofbericht sehr unappetitlich, aber sehr wahr dargelegt werden, sind jedenfalls nicht gelöst.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Frau Stadträtin. Die 3. Zusatzfrage stellt Frau Abg Korosec. Ich bitte darum.

Abg Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Landesrätin!

Ich komme wieder zurück zu den sanitätsbehördlichen Obduktionen, für die Sie zuständig sind. Wir haben diesbezüglich auf Grund des Rechnungshofberichtes einen einstimmigen Beschluss gefasst. Faktum ist aber, dass sich dadurch die Zahl der Obduktionen um ungefähr 50 Prozent verringert hat. Sie haben in einer mündlichen Anfrage am 2. Oktober 2008 völlig richtig gesagt, dass sanitätsbehördliche Obduktionen zur Sicherstellung der Gesundheitsfürsorge für die Bevölkerung dienen. Das bedeutet, dass ein klarer Zusammenhang zwischen der Qualität der Todesstatistik auf der einen Seite und der Obduktionsrate auf der anderen Seite besteht. Wenn es wenig Obduktionen gibt, dann ist natürlich auch die Statistik nicht so klar und kompetent. 

Frau Landesrätin! Für Planungen im Gesundheitswesen sind aber ganz besonders aussagekräftige Werte notwendig. Und meine Frage geht jetzt dahin: Haben Sie schon etwas unternommen beziehungsweise was werden Sie unternehmen, dass Sie diese wirklich aussagekräftigen Werte bekommen?

Präsident Prof Harry Kopietz: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Abgeordnete! 

Um hier nicht einen Mythos entstehen zu lassen: Es ist unser Ziel, sich bei der Angleichung der Rechtslage am obersten Level der anderen Bundesländer zu orientieren. Diese Angleichung geschieht nicht irgendwie unter der Hand, sondern diese ist in den erläuternden Bestimmungen des Gesetzesentwurfes, der einstimmig hier beschlossen wurde, ganz genau beschrieben. Darin ist auch von einer Reduktion von damals 1 500 Obduktionen auf zukünftig nach der Anpassung der Rechtslage 500 Obduktionen die Rede. Das haben alle hier gewusst, und wir haben es auch debattiert. 

Ich wiederhole jetzt das, was ich damals gesagt habe: Es gab eine Reihe von Beschwerden von Angehörigen, die gesagt haben: Meine Mutter oder mein Vater hatten im letzten Stadium Krebs. Warum muss obduziert werden? – Diesbezüglich gab es auch Volksanwaltschaftsbeschwerden. Ich habe Briefe dazu bekommen. Schließlich gab es diesen Rechnungshofsbericht, in dem es hieß, dass eine Anpassung an die anderen Bundesländer erfolgen soll.

Bei uns funktioniert der Vollzug nicht so wie in Niederösterreich, wo es bei einer ungefähr gleichen oder sogar etwas höheren Bevölkerungszahl rund 100 Obduktionen gibt und ganz restriktiv vorgegangen wird, sondern wir werden heuer auf deutlich über 600 Obduktionen kommen. Das ist deutlich mehr, als ursprünglich im Gesetzesentwurf vorgesehen, und in ganz Österreich – Wien liegt an der Spitze, gefolgt von Oberösterreich – liegt die Obduktionsrate deutlich über dem Durchschnitt in Deutschland, und zwar trotz dieser Veränderung, die auf Grund des Rechnungshofberichtes durchgeführt wurde.

All das war bekannt, ist auch State of the Art und ist auf Grund der Dimension hier ausreichend. Das Problem ist die Vermischung der gerichtsmedizinischen mit den sanitätsbehördlichen Obduktionen. Das haben Sie jetzt nicht gemacht, aber das ist das Problem in der Diskussion.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Frau Stadträtin. Die 4. Zusatzfrage stellt Herr Abg Mag Ebinger. Ich bitte darum.

Abg Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Landesrätin!

Sie vergleichen Wien ständig mit anderen Bundesländern. Ich bin immer davon ausgegangen, dass Wien eine medizinische Macht ist. Ich meine, wir sollten Wien nicht mit anderen vergleichen, die sich auf Grund ihrer räumlichen Weite diesbezüglich schwerer tun, sondern wir sollten schauen, dass Wien seinen internationalen Ruf beibehält. Und um diesen internationalen Ruf beizubehalten, muss man, wie ich meine, als zuständige Stadt- oder Landesrätin alles daran setzen, um eine Traditionseinrichtung wie die Wiener Gerichtsmedizin, die seit 200 Jahren tätig ist, am Leben zu erhalten. 

Wenn es keine Gerichtsmedizin in Wien gibt, dann gibt es auch keine Forschung und Lehre, und wenn es keine Forschung und Lehre gibt, dann wird es mit den Pathologen in Wien auch bald schlecht aussehen. Es wird dann in der nächsten Generation auch keine sanitätsbehördlichen Obduktionen mehr geben, weil nicht mehr gelehrt werden kann und weil es dann keinen Nachwuchs mehr gibt. 

Wir haben gehört, dass in der Regierung jetzt ein so gutes Verhältnis herrscht und dass so eng zusammengearbeitet wird. Sie haben auch sicherlich ein gutes Verhältnis zum Bundeskanzler. Warum sage ich das? – Diese Angelegenheit ist vom Inhalt her überhaupt nicht kontroversiell. Es geht nur um Geld, und zwar um Geld, das an sich sogar vorhanden ist. 

Meine Frage deswegen: Warum, sehr geehrte Frau Stadträtin, versuchen Sie nicht gemeinsam mit dem Herrn Bundeskanzler, mit Minister Hahn einen Kompromiss zu schließen, damit dieser Missstand endlich zu Gunsten aller, insbesondere auch im Hinblick auf die Qualität und den Ruf der Medizinstadt Wien behoben wird?

Präsident Prof Harry Kopietz: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Herr Abg Ebinger!

Mein Angebot steht, dass wir die sanitätsbehördlichen Obduktionen, entgegen dem Vorschlag des Rechnungshofes und entgegen den ökonomischen Interessen der Stadt, wieder bei einer neuen Gerichtsmedizin durchführen lassen würden, und zwar, um auch zur Ausbildung der GerichtsmedizinerInnen beizutragen und um den Ruf, den es in diesem Universitätsbereich gibt, aufrechterhalten zu können. 

Es ist jedoch nicht Aufgabe der Stadt Wien, die Verantwortung für Universitätsinstitute zu übernehmen. Das nächste Mal hat dann vielleicht das Institut für Numismatik ein Problem und will die Stadt Wien dafür zuständig machen! Das kann wohl nicht der Punkt sein!

Herr Rektor Schütz sagt jetzt selbst, dass er mit einer Sanierung der Gerichtsmedizin beginnt. Und Herr Minister Hahn, der auch ÖVP-Obmann in Wien ist – das sollte man vielleicht auch nicht vergessen! –, hat ja gesagt, dass ursprünglich 16 Millionen EUR vorgesehen waren, dass diese aber von der Universität anders eingesetzt wurden. Ich meine, es geht jetzt nicht darum, Probleme hin und her zu schieben, sondern es muss von Seiten der Stadt Wien verlangt werden, dass diejenigen, die Verantwortung tragen, diese Verantwortung auch wahrnehmen. Und die Medizinuniversität Wien und Wissenschaftsminister Hahn tragen Verantwortung für die Tradition der Gerichtsmedizin in dieser Stadt und müssen diese gefälligst auch wahrnehmen! 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Frau Stadträtin, für die Beantwortungen. 

Wir kommen zur 3. Frage (FSP - 03592‑2009/0001 - KGR/LM). Sie wurde von Herrn Abg Mag Maresch gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet. (Das laufende UVP-Verfahren zum Bau der Kraftwerksblöcke Mochovce 3 und 4 entspricht nicht den rechtlichen Bestimmungen der EU. Um den Bau dieses besonders gefährlichen Atomkraftwerkes an unserer Grenze zu verhindern, werden Einwendungen der BürgerInnen nicht ausreichen. Die Politik muss ihre Möglichkeiten nutzen und gegen den Bau vorgehen. Es liegt an der Bundesregierung, ein Vertragsverletzungsverfahren zu eröffnen und umgehend zwischenstaatliche Konsultationen im Rahmen der Espoo-Konvention einzuleiten. Auf Landesebene muss Wien, so wie andere Bundesländer auch, eine Beschwerde bei der EU-Kommission gegen die Verletzung des EU-Rechts einbringen. Welche Maßnahmen werden Sie, Herr Landeshauptmann, ergreifen, um gegen den Ausbau des Atomkraftwerkes Mochovce vorzugehen?) 

Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 

Zunächst einleitend eine Bemerkung, die die Rechtmäßigkeit dieser Umweltverträglichkeitsprüfung betrifft: Sie wissen so gut wie wir alle, dass es hier sehr verschiedene Rechtsmeinungen gibt. Letztlich hat die EU zu klären, ob das novellierte Gesetz in der Slowakei über das Verfahren im Zusammenhang mit der Umweltverträglichkeitsprüfung mit den entsprechenden Richtlinien und insgesamt gesehen mit dem „acquis communautaire“ vereinbar ist oder nicht. Das wird die EU zu klären haben. 

Die Frau Umweltstadträtin hat schon vor geraumer Zeit den Umweltkommissar darauf aufmerksam gemacht, dass dieses Landesgesetz der Slowakei hier zu erheblichen Bedenken und Kritikpunkten Anlass gibt, und ich gehe davon aus, das er diese Bedenken auch zur Kenntnis genommen hat und sie einer entsprechenden Rechtsprüfung unterzieht.

Ich persönlich verhehle nicht, dass insbesondere die Rechtsvorschriften in der Slowakei, wie mit einem solchen Ergebnis der Umweltverträglichkeitsprüfung umgegangen werden muss, in mir höchste Bedenken auslösen. Denn wenn diese UVP beispielsweise negativ ausgeht, dann muss sich die Behörde im Bewilligungsverfahren nicht an dieses Ergebnis halten und man hat auch keine Möglichkeit, das entsprechend einzuklagen. Das scheint mir im höchsten Ausmaß rechtsbedenklich zu sein!

Nichtsdestotrotz wird sich das im negativsten Fall, rechtlich gesehen, lediglich vor dem EuGH klären lassen, und jeder weiß, dass das viele Jahre dauert. Daher haben wir uns alle gemeinsam entschlossen, den anderen Weg zu gehen, nämlich aktiv an dieser Umweltverträglichkeitsprüfung teilzunehmen, also die Wiener Bevölkerung einzuladen, gemeinsam mit den NGOs aktiv daran teilzunehmen. Es scheint mir der sehr viel effizientere Weg zu sein, die österreichische Bevölkerung darauf aufmerksam zu machen, dass ein völlig veraltetes Kraftwerk, das nach Plänen der alten sowjetischen Siedewasserreaktoren geplant ist, in einer Entfernung liegt, die in anderer Richtung gesehen Amstetten entspricht. So nah ist dieses Mochovce, und daher haben wir massivste Bedenken!

Wenn man sich ein bisschen vergegenwärtigt, was sich dort abspielt, dann muss man sich einen Bau vorstellen, der etwa zu 70 Prozent fertig war, bevor die Bautätigkeit eingestellt wurde. Seit 20 Jahren steht diese Bauruine nun in der Gegend, und zwar mit teilweise eingebauten, größtenteils gelagerten Elementen, die sich seit 20 Jahren in Containern befinden. Nun macht man die Container wieder auf und baut diese Elemente in die Ruine ein. Das kommt zusammen mit vielen, vielen anderen Dingen. Sie kennen das. Ich brauche das jetzt nicht extra aufzuzählen.

Mir ist es wichtig, dass wir die Bevölkerung in diesem Zusammenhang mobilisieren und aktiv in Bratislava ebenso wie in Brüssel deutlich machen, dass die Bevölkerung diesen Reaktor in Mochovce nicht will.

Das ist der Kernpunkt des Ganzen, und deshalb sollten wir uns, wie ich meine, mit guten inhaltlichen Gründen vernünftig bemühen. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann. Die 1. Zusatzfrage stellt Herr Abg Mag Maresch. Ich bitte darum.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Danke schön für die Ausführungen, Herr Landeshauptmann!

Wir beide sind schon relativ lange mit diesen Atomkraftwerken beschäftigt. Die Slowakei ist ja durchaus mit Bedingungen in die EU eingetreten, und Österreich hat sich dafür stark gemacht, dass gerade bei der Atomkraft einiges nicht weitergebaut wird. Jetzt wird allerdings weitergebaut! 

Sie haben zuerst gesagt, dass wir mit der Slowakei und auch mit der Bundesregierung sprechen werden. Aber es gibt ja durchaus auch andere Möglichkeiten. 

Deswegen meine Frage: Warum setzt sich Wien nicht konkret für ein Vertragsverletzungsverfahren im Sinne der EU gegenüber der Slowakei in dieser Causa ein?

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Nur die Republik kann ein Vertragsverletzungsverfahren einleiten, nicht aber ein Bundesland. 

Persönlich meine ich, dass man diese Rechtsfragen natürlich klären muss und soll. Wien hat direkt bei der Kommission darauf aufmerksam gemacht, dass es massive Bedenken gibt, hat aber natürlich auch die Bundesregierung in Kenntnis gesetzt. Ein formelles Vertragsverletzungsverfahren kann das Land Wien oder die Stadt Wien jedoch nicht einleiten.

Wie dem auch immer sei: Ich verweise noch einmal darauf, dass das Ganze letztlich, wenn man die Rechtsfragen entsprechend klären will, wahrscheinlich in vier oder fünf Jahren beim EuGH landet. Wir müssen aber jetzt die entsprechenden Aktivitäten setzen, um sowohl in Brüssel als auch in der Slowakei den Druck zu erzeugen, den man braucht! 

Am wichtigsten, denke ich, ist es, genau wie hier auch mit der slowakischen Bevölkerung und mit den slowakischen NGOs zu kooperieren. Wenn nämlich die slowakische Bevölkerung über den tatsächlichen Zustand von Mochovce Bescheid weiß, dann wird, glaube ich, eine ähnliche Bewegung entstehen, wie das vor geraumer Zeit auch in Österreich der Fall war, als das angeblich „sicherste Atomkraftwerk der Welt“ in Entstehung begriffen war. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann. Nun zur 2. Zusatzfrage: Herr Abg Dipl-Ing Stiftner, ich bitte darum.

Abg Dipl-Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Einen schönen guten Morgen, Herr Landeshauptmann.

Ich denke, uns eint die Sorge betreffend dieses Atomkraftwerk, das offenbar nicht den technischen Anforderungen entspricht, das man aber auch nach dem modernsten Stand der Technik bauen hätte können. 

Die Frau Umweltstadträtin hat sich dazu entschlossen, das ganze Thema weniger nach ihrer verfassungsrechtlichen Kompetenz zu behandeln, sondern dieses stark in Form von Unterschriftenaktionen, die offenbar auch durch bezahlte Anzeigen in den Medien präsent sind, anzugehen.

Ich gehe davon aus – und habe Sie auch so kennengelernt, Herr Landeshauptmann –, dass Sie diesbezüglich viel professioneller sind und vor allem Ihre Kompetenzen nach der Bundes- und Stadtverfassung auch ausnützen können.

Das ist ein ernstes Thema, das man nicht nur medial, sondern auch praktisch und vor allem diplomatisch, wie vorher durch Sie ausgeführt wurde, behandeln muss.

Meine Frage: Welche Allianzen schmieden Sie beziehungsweise welche Absprachen gibt es mit der Bundesregierung, mit dem Bundeskanzler, mit dem Außenminister und mit dem Umweltminister, um diesbezüglich wirklich abgestimmt zu sein? Flechten Sie auch Allianzen mit anderen Bundesländern, um diesem Thema geeint und schlagkräftig entgegenzutreten?

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter!

Ich verstehe diese intensive Kritik an der Vorgangsweise der Frau Umweltstadträtin überhaupt nicht! Wie soll man eine Bevölkerung mobilisieren, aktiv an einer UVP teilzunehmen, um ihre Bedenken, Sorgen und Ängste zum Ausdruck zu bringen, wenn man nicht entsprechend informiert, wo und wann man dies auch tun kann? – Ich sehe da überhaupt nichts Parteipolitisches oder sonst irgendetwas dahinter, was Sie offensichtlich vermuten, sondern ich meine, dass das eine vollkommen berechtigte und richtige Information an die Bevölkerung ist, die auch der Mobilisierung der Bevölkerung in diesem Zusammenhang dient. 

Ich sage es noch einmal, denn das scheint mir das Wichtigste zu sein: Selbstverständlich hat man, wenn man die Bevölkerung mobilisiert, anders zu agieren, als etwa der Außenminister der Republik Österreich. Selbstverständlich hat der Außenminister zweifellos auch Rücksicht auf die bilateralen Beziehungen mit einem EU-Nachbarland zu nehmen, und es würde mir nicht im Entferntesten einfallen, diesbezüglich Kritik zu üben oder öffentliche Aufforderungen an den Außenminister zu richten. Er erfüllt seinen Job. Bei einer Mobilisierung der Bevölkerung hat man aber ganz anders vorzugehen, und insbesondere scheint mir der Diskurs mit der slowakischen Bevölkerung sehr wichtig zu sein.

Natürlich gibt es hier entsprechende Gespräche und eine grundsätzlich übereinstimmende Meinung, aber natürlich gibt es unterschiedliche Aufgabenstellungen, die von der jeweiligen Ebene zu bewältigen sind. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann. Die 3. Zusatzfrage stellt Frau Abg Matiasek. Ich ersuche sie darum.

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Wir begrüßen natürlich jede Initiative gegen dieses, wie auch gegen alle anderen Atomkraftwerke. Das ist bekannt. Die Mobilisierung der Bevölkerung und eine aktive Bevölkerung sind uns wichtig, und dafür stehen wir auch. Aber das wird natürlich nichts nützen, oder man vermittelt ja auch eine Enttäuschung, wenn nicht auf der anderen Seite politisch gehandelt wird. Ihre Partei ist in dieser Bundesregierung, Ihre Partei stellt den Bundeskanzler, und Sie haben natürlich auch in Brüssel Ihre Leute.

Ohne konkrete Maßnahmen kann nichts gehen. Ich frage Sie daher: Welche konkreten Anstrengungen werden Sie auf der Ebene der Bundesregierung beziehungsweise der EU unternehmen, um den Bau beziehungsweise Ausbau dieses Kraftwerks zu verhindern?

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann, bitte.

Lhptm Dr Michael Häupl: Frau Abgeordnete!

Noch einmal: Ich habe schon darauf hingewiesen, dass wir die Ersten waren. Im gegenständlichen Fall hat die Frau Umweltstadträtin den EU-Kommissar darauf aufmerksam gemacht, dass es hier Kritik in Hinblick auf die Rechtskonformität des slowakischen Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes und seine Konformität zur entsprechenden EU-Richtlinie gibt, und hat ein Rechtsprüfungsverfahren angeregt. Ob das nun in der Tat so ist, hat letztlich die EU zu entscheiden, und das wird auch davon abhängig sein, wie die weitere Vorgangsweise insbesondere nach Abschluss der Umweltverträglichkeitsprüfung aussehen wird.

Ich sage hier noch einmal, dass wir insbesondere auch darauf drängen werden, dass man sich anschaut, ob es in der Tat rechtskonform ist, dass ein Umweltverträglichkeitsprüfungsergebnis in der Folge von den Behörden nicht beachtet werden muss und es auch kein Rechtsmittel dagegen gibt, dass man also nicht zu einem ordentlichen Gericht gehen kann. Das scheint mir in höchstem Ausmaß bedenklich zu sein! Das sollte man sich sicherlich anschauen! Ich bin kein Jurist, aber ich persönlich kann mir nicht vorstellen, dass das tatsächlich mit der entsprechenden Richtlinie beziehungsweise, insgesamt gesehen, mit dem „acquis communautaire“ der Union vereinbar ist. Das wird man sich anschauen müssen. 

Ich sage aber noch einmal: Der Rechtsweg ist lang, und man weiß nie, wie der Europäische Gerichtshof am Ende des Tages entscheidet. Wir werden uns all das sehr gut überlegen, alles sehr gut vorbereiten und das eng mit der Republik, die ja gegenüber der Europäischen Union die handelnde Person ist, abstimmen. 

Diejenige Aufgabe, die wir wahrnehmen können, haben wir wahrgenommen und werden dies auch in Zukunft tun. 

Ich wiederhole: Der wesentlichste Punkt ist, dass man auf die Meinung der slowakischen Bevölkerung entsprechend eingeht und dass in der Slowakei selbst ein Druck entsteht, so wie das auch in Österreich seinerzeit im Zusammenhang mit Zwentendorf der Fall war, dass man dieses Atomkraftwerk nicht baut.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann. Die 4. Zusatzfrage stellt Herr Abg Mag Maresch. Ich ersuche darum.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!

Ich halte die Aktion der Frau Umweltstadträtin, in diese UVP-Geschichte hineinzugehen und Informationen darüber an alle Haushalte zu schicken, für sehr begrüßenswert! Wir beide wissen aber genau, dass die Möglichkeiten bei einer UVP begrenzt sind, abgesehen von den Propagandamöglichkeiten und dem Versuch, die slowakische Bevölkerung vielleicht auch dafür zu gewinnen, gar keine Frage!

Allerdings gibt es auch andere Möglichkeiten, wie die Stadt Wien tätig werden kann, etwa nach der Espoo-Konvention. Außerdem gibt es auch eine dritte Möglichkeit, die noch viel wirksamer ist. Ich habe mir das herausgeschrieben: Die Stadt Wien, sprich, die Stadtwerke Holding und die Wien Energie, besitzt Anteile von 11,51 Prozent am Verbund, und die EVN hat 12,8 Prozent. Gemeinsam mit Niederösterreich hätte die Stadt Wien oder das Land Wien also immerhin mehr als 25 Prozent am Verbund.

Warum sage ich das? – Beide Atomkraftländer, die Slowakei wie auch Tschechien, brauchen, um den Strom international an die Nachbarländer verkaufen zu können, 380 kV-Leitungen. Die eine 380 kV-Leitung von Dukovani nach Österreich wurde ertüchtigt, und die andere von Györ nach Wien und in Richtung Kledering wird demnächst kommen. 

Deswegen meine Frage: Was unternimmt die Stadt Wien, sprich, die Stadtregierung, um ihren Einfluss bei den Wiener Stadtwerken, bei Wien Energie und darüber hinaus beim Verbund geltend zu machen, dass diese Leitungen nicht gebaut werden? Das sind nämlich Atomstromautobahnen von der Slowakei zum Besitzer der Kraftwerke nach Italien.

Präsident Prof Harry Kopietz: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Wie Sie wahrscheinlich wissen, werden unsere Handlungsmöglichkeiten außerordentlich eingeschränkt sein, denn bei der letzten Hauptversammlung des Verbunds wurde kein Vertreter der Wiener Stadtwerke in den Aufsichtsrat gewählt. Dazu kann man sagen: Es ist euer Problem, dass kein Aufsichtsrat mehr neu gewählt wurde, im Gegensatz zu Niederösterreich, das sehr wohl einen Aufsichtsrat stellt. Dadurch sind für uns die Handlungsmöglichkeiten erheblich eingeschränkt. 

Die Frage von 380 kV-Leitungen ist zumindest zweischneidig. Selbstverständlich sind für die Sicherheit in Österreich und natürlich auch in der Stadt 380 kV-Leitungen notwendig, gar keine Frage. Ob der italienische Energiekonzern so viel Freude mit Mochovce haben wird, wage ich erheblich zu bezweifeln, denn bis dort das erste Elektron herausfließt, wird es mit Sicherheit noch sehr lange dauern.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann.

Wir kommen zur 4. Frage. (FSP - 03591‑2009/0001 - KVP/LM) Sie wird von Frau Abg Monika Riha gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet. (Heuer jährt sich zum 20. Mal der Beschluss der UN-Kinderrechtskonvention durch die Generalversammlung der Vereinten Nationen. Andere Bundesländer haben diese bereits in die Verfassung aufgenommen. Wird das Land Wien das Bekenntnis zur UN-Kinderrechtskonvention in die Wiener Stadtverfassung aufnehmen?) 

Ich ersuche um die Beantwortung.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete! 

Die UN-Konvention der Rechte für Kinder wurde vor 20 Jahren beschlossen, und Österreich unterzeichnete die Konvention 1990 und ratifizierte sie 1992. Die Vereinbarung, die besonderen Bedürfnisse von Kindern wahrzunehmen und die Verpflichtung, diese zu schützen, beinhaltet im Besonderen auch das Verbot von Gewalt gegen Kinder. Die Konvention wurde allerdings mit einem so genannten Erfüllungsvorbehalt auf einfachgesetzlicher Ebene beschlossen und ist sohin nicht unmittelbar anwendbar.

Ich unterstütze die Forderung, die UNO-Kinderrechtskonvention in die Bundesverfassung zu implementieren, weil die Verankerung der Kinderrechte in der Verfassung auch Teil des Regierungsübereinkommens auf Bundesebene ist. Daher hat die SPÖ kürzlich einen entsprechenden Gesetzesentwurf auf Bundesebene vorgelegt, der nunmehr auch mit den anderen Parteien diskutiert werden soll, um dem Regierungsübereinkommen auch in diesem Punkt Rechnung zu tragen. 

Selbstverständlich kann ich mir durchaus vorstellen, dass man sich auch im Sinne der anderen landesverfassungsrechtlichen Bestimmungen wie in Vorarlberg, Salzburg oder Oberösterreich zu den Zielen der Kinderrechtskonvention der Vereinten Nationen bekennt. Ich glaube aber, dass es vernünftiger wäre, wenn man die entsprechende Verankerung in der Bundesverfassung vorsieht. Ich kann Ihnen aber gerne sagen: Sollte sich diesbezüglich keine Einigung abzeichnen – was ich mir allerdings nicht vorstellen kann –, dann machen auch wir das, so wie die anderen Bundesländer, allein.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann. 1. Zusatzfrage: Frau Abg Riha. – Bitte darum.

Abg Monika Riha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke, Herr Landeshauptmann.

Ich freue mich, dass auch Sie großes Interesse daran haben, die Kinderrechte zu verankern! Für mich gibt es da keinen Widerspruch. Sie könnten ja als Land Wien wie die anderen Bundesländer, die Sie schon angeführt haben, mit gutem Beispiel vorangehen und damit auch ein Beispiel für Ihre Kollegen im Bund und für die Bundesregierung sein!

Ein ganz wichtiger Teil der Kinderrechtskonvention neben dem Schutz von Kindern, den Sie nicht angesprochen haben, ist das Recht auf Bildung. Das ist ein wesentlicher Teil der Kinderrechtskonvention, und ich weiß, dass Sie mit mir diesbezüglich einer Meinung sind, dass Bildung nicht erst in der Schule beginnt, sondern ab der Geburt, institutionell aber jedenfalls im Kindergarten.

Ende Februar dieses Jahres haben Sie nach 13 Anträgen von uns eine mittlerweile acht Jahre alte ÖVP-Forderung aufgenommen, indem Sie den gebührenbefreiten Kindergarten gefordert haben, und wir freuen uns, dass Sie somit eine ÖVP-Forderung aufgenommen haben und jetzt umzusetzen beginnen! Im März habe ich in diesem Zusammenhang einen Brief von Ihnen bekommen, den ich jetzt gerne vorlesen möchte, auch wenn Sie bereits wissen, was darin steht. 

Präsident Prof Harry Kopietz (unterbrechend): Da der Herr Bürgermeister, wie ich annehme, den Brief kennt, darf ich Sie bitten, zur Frage zu kommen!

Abg Monika Riha (fortsetzend): Das ist ganz wichtig, das ist die Begründung der Frage!

Sie schreiben, dass für alle Eltern ab Herbst 2009 der Kindergarten beitragsfrei sein wird. Das haben Sie den Eltern dann auch in einigen Zeitungen verkündet, und es gibt jetzt auch eine Plakataktion dazu. Jetzt habe ich wieder einen Brief bekommen, in dem Sie mir erneut sagen, dass alle Kinder den ganztägigen Kindergarten in Wien gratis bekommen.

Das widerspricht meinen Wahrnehmungen, denn im Moment wird Gebührenfreiheit nur in den städtischen Kindergärten umgesetzt. In den anderen Kindergärten gibt es eine Gebührenreduktion, was auch gut ist, aber keine Gebührenbefreiung. Was mich auch wundert, ist ...

Präsident Prof Harry Kopietz (unterbrechend): Darf ich ersuchen, zur Frage zu kommen! Drei Minuten sind schon um.

Abg Monika Riha (fortsetzend): In Wien fehlen an die 10 000 Kindergartenplätze sowohl für Drei- bis Sechsjährige als auch für Unter-Drei-Jährige.

Ich möchte Sie jetzt fragen: Was werden Sie tun, um das Versprechen, dass alle Kinder, die einen Platz brauchen, in Wien auch einen bekommen, umzusetzen?

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Ich habe ja etwas für Volten übrig. Aber von der UNO-Konvention nunmehr zum Gratiskindergarten zu kommen, ist nicht schlecht! Ich muss zugeben, das ist nicht schlecht! Es ist dies zweifelsohne ein Thema, das ich besonders gerne diskutiere, gar keine Frage, und ich werde es mir sicherlich nicht schlechtmachen lassen!

Sie irren sich, wenn Sie meinen, dass nur die städtischen Kindergärten beitragsfrei sind. Sie sollten einmal bei KIWI oder bei der Erzdiözese nachfragen! Überall dort werden Sie die Auskunft bekommen, dass es selbstverständlich entsprechende Verträge und die Akzeptanz gibt, dass es auch dort beitragsfreie Kindergärten geben wird, ebenso wie bei den Kinderfreunden und anderen.

Es ist richtig, dass es bei einem kleinen Teil reduzierte Beiträge gibt. Ich darf Sie aber darauf aufmerksam machen, dass es auch Privatschulen gibt, in denen Schulgeld verlangt wird, obwohl an sich der Schulbesuch in Österreich kostenfrei ist, und das seit geraumer Zeit, bei der Volksschule seit Maria Theresia.

Das ist nicht zu ändern, aber diese Einrichtungen bekommen denselben Förderbeitrag wie alle anderen auch. Wenn einzelne Private meinen, damit nicht auszukommen, dann muss man das zur Kenntnis nehmen. Ich muss auch zur Kenntnis nehmen, dass heute in verschiedenen katholischen Privatschulen Schulgeld zu bezahlen ist! Was soll ich da tun? Ich sehe dadurch mein Versprechen in keiner Weise gebrochen. Das ist, wie gesagt, das Gleiche, wie wenn die eine oder andere Privatschule ein entsprechendes Schulgeld verlangt, obwohl die Schule seit geraumer Zeit beitragsfrei ist.

Ich stimme mit Ihnen allerdings sehr überein, dass der Kindergarten praktisch die erste Bildungseinrichtung des Kindes ist, überhaupt keine Frage. Und daher hat man sich auch dazu entschlossen – was ich ja sehr begrüße –, auf Bundesebene das verpflichtende letzte Kindergartenjahr einzuführen. Ich sage noch einmal: Mir persönlich wäre die Vorschule lieber gewesen. Aber wie dem auch sei, ich will jetzt nicht nachträglich herummosern. Es ist gut, dass es zumindest diesen Schritt einmal gibt, und das bedeutet auch, dass wir gerade in diesem Übergangsjahr vom Kindergarten in die Schule ganz besondere Maßnahmen setzen können. Ich belasse es bei dem Stichwort „1+1 Fördermodell“, das wir ausschließlich in Wien haben und das eine sehr wichtige Fördereinrichtung ist, sowohl betreffend Sprachkenntnisse als auch betreffend die Förderung kognitiver Fähigkeiten und vieles andere.

Ich denke, wir tragen dem Rechnung, indem wir Kindergartenplätze ausbauen. Allein vom Frühjahr bis jetzt haben wir in der Stadt bereits um 1 000 Kindergartenplätze mehr gemeinsam mit den so genannten privaten Trägerorganisationen geschaffen, und das werden wir auch weiter tun. Dass wir selbstverständlich nicht von heute auf morgen das pädagogische Personal herbeizaubern können, wissen wir auch, das können alle anderen Bundesländer auch nicht. Natürlich werden jetzt nämlich in allen Bundesländern die Kindergärten ausgebaut, und natürlich gibt es überall die gleichen Fragestellungen und Lösungen.

Wir haben allerdings mit drei besonderen Modellen hier Maßnahmen gesetzt, damit wir möglichst rasch qualifiziertes pädagogisches Personal für die Kinder bekommen. Irgendwelche Schnellsiederkurse gibt es hingegen nicht. 

Natürlich gibt es jetzt fraglos eine Übergangsphase, bis tatsächlich alle, die einen Kindergartenplatz wollen, auch einen bekommen. Momentan hängt das insbesondere noch von der Arbeitstätigkeit der Mutter ab. Das war auch in der Vergangenheit so. Das ändert aber nichts an der Tatsache, dass es allein in Wien mehr als die Hälfte aller Krippenplätze von ganz Österreich gibt! Ich denke, wir sind da ganz gut unterwegs. Und wir bauen das noch aus, insbesondere auch mit jenen Mitteln, die uns vom Bund für den Bau von Kinderkrippenplätzen zur Verfügung gestellt werden.

Wir werden uns sehr bemühen, weil es natürlich darum geht, dass wir jungen Menschen einen möglichst optimalen Start in ihr Leben geben wollen. Darum bemühen wir uns. Da haben wir noch einiges zu tun. Wir haben einiges geschafft, aber wir haben auch noch einiges zu tun. Sie können aber ganz sicher sein: Den Gratiskindergarten in Wien werde ich mir sicherlich nicht schlechtreden lassen, bei all dem, was wir noch zu tun haben! (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann. Auf die 2. Zusatzfrage verzichtet die FPÖ. - Wir kommen zur 3. Zusatzfrage. Diese stellt Frau Abg Smolik. Ich ersuche darum.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Landeshauptmann!

Es ist natürlich sehr verlockend, jetzt in die Kindergartendebatte einzusteigen. Das habe ich nicht vor, denn die Kinderrechte sind mir zu wichtig, um sie jetzt in einer Fragestunde quasi untergehen zu lassen.

Sie haben gesagt, dass ein Antrag eingebracht wurde. Das ist jetzt nicht die erste Regierung, die sich dazu entscheidet, die Kinderrechtskonvention in den Verfassungsrang zu heben. Die letzten drei Regierungsübereinkommen beinhalteten das ebenfalls, und ich verstehe nicht, was Sie so zuversichtlich macht, dass das jetzt gelingen wird! Eigentlich ist es ein Armutszeugnis für Österreich, dass wir es jahrelang, nämlich seit 1992, nicht geschafft haben, die UN-Kinderrechtskonvention in die Bundesverfassung zu nehmen.

Wir haben schon länger beantragt, dass sie zumindest in die Wiener Verfassung aufgenommen wird. Jetzt höre ich, dass Sie sich das für den Fall vorstellen können, dass der Bund es jetzt doch nicht macht. – Das heißt: Wird es jetzt Ihrer Einschätzung nach auf Bundesebene endlich einen Schritt in Richtung bundesverfassungsmäßige Verankerung geben, oder wird es hier nächstes Jahr einen Gesetzesvorschlag geben, dass das in die Wiener Landesverfassung aufgenommen wird?

Präsident Prof Harry Kopietz: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Ja, genauso wird es sein! Entweder gelingt das, und momentan sind alle Beteiligten und auch eine breite Mehrheit im Parlament der Meinung, dass die Kinderrechtskonvention in der Bundesverfassung verankert werden soll. Das Problem aus meiner Sicht ist dann nur – und ich gebe zu, dass das ein bisschen schandbar ist –, dass man so lange dazu braucht, um das entsprechend durchzusetzen und umzusetzen. Wenn es die Verankerung in der Bundesverfassung nicht gibt, dann werden wir, wie andere Bundesländer, eine Verankerung in der Landesverfassung vornehmen.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann. Wir kommen zur 4. Zusatzfrage. Frau Abg Riha, bitte.

Abg Monika Riha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann!

Wir stimmen überein, dass die Kinderrechtskonvention wichtig ist und dass das Recht auf Bildung ein wichtiges Gut ist. Ich widerspreche Ihnen allerdings ein bisschen. Sie haben zwar recht: Wien ist Vorreiter bei den Krippenplätzen. Aber wenn Sie ehrlich sind, müssen Sie auch zugeben, dass in einer Großstadt der Bedarf an Krippenplätzen eindeutig größer ist. Das kann man auch international feststellen, und den europäischen Rechtsvorstellungen entsprechen wir noch immer nicht, denn das Barcelona-Ziel wäre 33 Prozent, und Wien liegt um 8 Prozent darunter. Wir halten nämlich im Moment bei 25 Prozent. Sie haben recht, dass wir vor den anderen österreichischen Bundesländern liegen, aber wir liegen als einzige Großstadt hinter dem internationalen Vergleich. In diesem Punkt bin ich ein bisschen anderer Meinung als Sie!

Wir beide – und ich hatte das Gefühl, da sind wir uns einig – nehmen das Recht auf Bildung ernst. Die Kinderrechtskonvention ist aber weder in Wien noch auf Bundesebene verankert, obwohl die Kinder ein Recht auf Bildung haben. Können Sie sich vorstellen, dass Sie auf Wiener Ebene trotzdem das Recht auf einen Kindergartenplatz für alle Kinder umsetzen und sich dafür einsetzen?

Präsident Prof Harry Kopietz: Bitte, Herr Landeshauptmann.

Lhptm Dr Michael Häupl: Wie Sie wissen, bin ich ein Pragmatiker auch bei Themenfeldern, wo ich emotionell sehr stark engagiert bin, und das ist beispielsweise bei der Bildungsfrage, denn das ist fraglos die Zukunftsfrage für junge Menschen generell. Man kann den Zusammenhang zwischen Ausbildungsstand und Arbeitssituation sehr gut nachvollziehen, und somit kann man auch erkennen, dass Bildung natürlich ein Teil der sozialen Frage ist. Diesbezüglich sind wir sicherlich einer Meinung.

Ich kann allerdings Ihre Zahlen nicht nachvollziehen. Hinsichtlich der Debatte über die Förderung von Kinderkrippen, den Bau von Kinderkrippen und die Schaffung von Kinderkrippenplätzen mit finanzieller Unterstützung der Bundesregierung habe ich etwas andere Zahlen im Kopf. Es ist mir aber ohnedies nicht so wichtig, ob das jetzt 28 oder 33 beziehungsweise 34 Prozent sind. Natürlich nutzen wir die entsprechende finanzielle Unterstützung der Bundesregierung, aber wir wenden auch erhebliche Eigenmittel auf, um den Kinderkrippenbereich entsprechend auszubauen. Und wir wollen natürlich das Ziel erreichen, dass alle Kinder, die einen Kindergartenplatz brauchen, und wenn er erwünscht ist, auch einen bekommen sollen. Allerdings soll man da keinen Zwang ausüben; ich habe ja auch immer etwas von „Zwangstagesschule“ und ähnlichen Dingen gehört.

Es ist ganz unbestreitbar richtig, dass das die erste Bildungseinrichtung ist, und die Zielsetzung ist natürlich, dass man den freien Kindergartenbesuch unabhängig davon macht, ob die Mutter nun arbeitet oder nicht. Diese Bildungseinrichtung muss für jene, die es wollen, zugänglich sein, und das letzte Kindergartenjahr ist ohnedies verpflichtend.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landshauptmann. 

Wir kommen nun zur 5. Frage (FSP - 03588‑2009/0001 - KSP/LM), die von Frau Abg Susanne Bluma gestellt wird und an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport gerichtet ist. (Der Wiener Landtag beschloss am 25. Juni 2009 die Vereinbarung gemäß Art 15a B‑VG über die Einführung der halbtägig kostenlosen und verpflichtenden frühen Förderung in institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen. Wann wird in Wien die gesetzliche Verpflichtung umgesetzt und wie sieht der Zeitplan für diese landesgesetzliche Regelung aus?) 

Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Sehr geehrte Frau Abgeordnete!

Sie fragen nach den entsprechenden Fristenläufen für die Umsetzung der Art 15a-Vereinbarung für den kostenlosen verpflichtenden Kindergartenbesuch. Gemäß Art 10 der Art 15a-Vereinbarung über die Einführung der halbtägig kostenlosen verpflichtenden frühen Förderung in institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen sind die entsprechende Durchführung der Besuchspflicht und die entsprechenden notwendigen landesgesetzlichen Regelungen bis spätestens 1. September 2010 in Kraft zu setzen. Zur Umsetzung dieser Besuchspflicht plant Wien ein eigenes Landesgesetz, das Wiener Frühförderungsgesetz, das sowohl die Besuchspflicht in Kindertagesheimen als auch in Kindergruppen und bei Tageseltern regelt. 

Das Begutachtungsverfahren für dieses Frühförderungsgesetz beginnt in der nächsten Woche und wird vier Wochen dauern. Es ist geplant, dass dieses Gesetz in der entsprechenden Sitzung der Landesregierung am 15.12.2009 als Regierungsvorlage zum Beschluss erhoben wird. Weiters erfolgt die Behandlung des Gesetzes im terminlich darauffolgenden Gemeinderatsausschuss und entsprechend im nächsten Landtag. Das wird meines Erachtens – die Termine wurden ja noch nicht fixiert –spätestens im Jänner im Wiener Landtag sein, sodass wir zeitgerecht – das wird ein ganz wesentlicher Bereich sein – auch die Eltern informieren können, deren Kinder derzeit noch keinen Kindergarten besuchen, dass es zu dieser Besuchspflicht kommt.

Ich freue mich vor allem auch, dass es uns heuer gelungen ist, alle angemeldeten fünfjährigen Kinder, die zukünftig in die Besuchspflicht fallen, auch heuer entsprechend in den Kindergärten untergebracht zu haben. Das zeigt sehr deutlich, dass die Ausbaumaßnahmen, die seitens des Bürgermeisters und Landeshauptmannes vorweg schon angesprochen wurden, die Früchte getragen haben.

Wenn man bedenkt, dass wir mit etwa 800 zusätzlichen Kindern in der Altersgruppe von fünf bis sechs Jahren zu rechnen haben, die im Jahr 2010 dazukommen werden, kann ich sagen: Wir werden es, entgegen politischen Aussagen, Ankündigungen und Kassandrarufen mit Sicherheit schaffen, das entsprechende Angebot sicherzustellen. Die Generalprobe im heurigen Jahr haben wir hier, glaube ich, sehr gut bestanden.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Stadtrat. Die 1. Zusatzfrage wird von Herrn Abg Mag Jung gestellt. Ich bitte darum.

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Im Bericht der Volksanwaltschaft in Ihrer Geschäftsgruppe wird ein Fall einer alleinerziehenden Mutter in Niederösterreich exemplarisch für einige andere Fälle angesprochen, deren Kinder den Waldorf-Kindergarten beziehungsweise die Waldorf-Schule besuchen. Sie bekommt weder von ihrer Heimatgemeinde noch vom Land Niederösterreich noch von Wien einen Zuschuss und hat daher die Volksanwaltschaft um Unterstützung ersucht. Die Volksanwaltschaft stellte den Ihnen sicherlich bekannten Rechtszustand in den Bundesländern klar und empfiehlt, nachdem das Land Niederösterreich sich angeblich um Lösungen bemüht und Wien abblockt, Folgendes: „Die Volksanwaltschaft möchte in diesem Zusammenhang trotz der ablehnenden Auffassung des Wiener Magistrats um Weiterführung der Bemühungen in dieser Frage der Vereinbarkeit von Beruf und Familie ersuchen."

Die betroffenen Familien können nichts dafür. Wie stehen Sie zu dieser Empfehlung der Volksanwaltschaft?

Präsident Prof Harry Kopietz: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Zunächst möchte ich klarstellen, dass es sich in diesem Fall des Volksanwaltschaftssberichtes um den Besuch eines Hortes handelt. Es geht hiebei um die Nachmittagsbetreuung in der Schule, wie Sie richtig ansprechen. 

Tatsache ist, dass wir uns solchen Gesprächen selbstverständlich nicht verweigern. Ich bin auch sehr froh, dass entgegen der Stellungnahme der Volksanwaltschaft gerade die niederösterreichische Landesrätin sich vor wenigen Tagen in der Presse auch im Originalzitat – wenn ich mich richtig erinnere – davon distanziert, kein Interesse daran zu haben, irgendwelche Gespräche zu führen.

Ich sage: Wir haben selbstverständlich unsere Pflicht, und wir kommen dieser im Kindergartenbereich für die in Wien gemeldeten Kinder und deren Eltern auch nach. Wir tun das im Kindergartenbereich, und ich erwarte mir, dass das Niederösterreich für seine Eltern auch entsprechend tut.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Die 2. Zusatzfrage stellt Frau Abg Smolik. Ich bitte darum.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!

Das mit den NiederösterreicherInnen und ihren Kindern ist eine leidige Sache. Jetzt putzen sich zwei Bundesländer ab. Die einen sagen: Wir sind nicht zuständig, sondern die Wiener. Die Wiener sagen: Die Niederösterreicher sind zuständig. Diese Auseinandersetzung ist den betroffenen Eltern allerdings ziemlich egal, denn sie wollen einfach in den Genuss der Förderung kommen, die es in Wien, aber auch in Niederösterreich gibt, und es gibt nun einmal nicht so wenige. Sie sprechen in einer Aussendung von „ein paar wenigen Eltern“. Es gibt aber sehr viele Eltern, die aus Niederösterreich nach Wien einpendeln und hier arbeiten und nun vor der Situation stehen, dass jetzt die Art 15a-Vereinbarung kommt. Das heißt, sie sind verpflichtet, ihr Kind mit fünf Jahren in einen Kindergarten zu geben, und sie können sich entweder entscheiden, gegen diese Pflicht zu verstoßen und die Kinder eben nicht in einen Kindergarten zu geben oder zu bezahlen.

Es mag schon sein, dass man sagt: Wenn die nicht zahlen, dann zahlen wir auch nicht! Das kann aber keine Lösung für die betroffenen Eltern sein! Und wir wissen aus Niederösterreich, dass man dort sehr wohl bereit wäre, eine gegenseitige Lösung zu finden. Angeblich liegt es aber an Wien. Daher möchte ich jetzt von Ihnen wissen: Was hat Wien in Gesprächen mit Niederösterreich unternommen, um genau diese Problematik im Sinne der Eltern und ihrer Kinder zu klären?

Präsident Prof Harry Kopietz: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Ich möchte klarstellen, dass über die 15a-Vereinbarung auch eine entsprechende Mittelzuteilung geregelt ist. Das Land Wien bekommt gemäß der Zahl der Kinder in der entsprechenden Alterskohorte – wie auch Niederösterreich, das Burgenland, Salzburg, Oberösterreich und alle anderen Bundesländer – die entsprechenden Mittel zugeteilt. Daher war für uns auch völlig klar, dass wir diese Mittel natürlich auch jenen Eltern zur Verfügung zu stellen haben, für deren Kinder wir die entsprechenden Mittel bekommen. Daher gibt es bei uns auch den entsprechenden Ersatz des Besuchsbeitrages in Niederösterreich. Das bekommen die Wiener Kinder. Und ich sage ganz deutlich: Niederösterreich bekommt für seine Kinder entsprechende Mittel. 

Beide Bundesländer wissen – leider hatte ich da keine Unterstützung seitens der niederösterreichischen Landesrätin, da ist halt die Parteidisziplin etwas vorgegangen –, dass diese Mittel bei Weitem nicht die entsprechenden Kosten decken. Nichtsdestotrotz bekomme ich die Mittel anhand der entsprechenden Kinderzahl in Wien zugeteilt, und wir stellen das auch den Wiener Kindern entsprechend zur Verfügung, und zwar auch dann, wenn sie einen niederösterreichischen Kindergarten besuchen. Dafür ist nur der Nachweis zu erbringen, dass man bezahlt hat. Wir tun das für die Wiener Kinder. Und ich sage: Es ist nicht zu viel verlangt, wenn das Niederösterreich für seine Kinder auch tut, wofür die entsprechenden Mittel zur Verfügung gestellt werden.

Das ist relativ einfach zu administrieren. Wir tun das in Wien, und man kann sich wehren, wenn das irgendwie nicht funktionieren sollte. Ich stehe der Landesrätin dabei sehr gerne hilfreich zur Seite, damit Niederösterreich jene Geldmittel und natürlich auch das zusätzliche Geld, das wir in Wien ja auch in die Hand nehmen, zur Verfügung stellt.

Ich möchte aber auch noch auf etwas Wichtiges hinweisen: Es ist ja nicht so, dass 226 EUR für den Besuch eines städtischen Kindergartens die realen Kosten sind. Das heißt, wir haben in der Vergangenheit, aber auch in der Gegenwart in diesem Bereich tatsächlich eigene Wiener Mittel zum Beispiel für niederösterreichische Eltern in die Hand genommen. Jetzt gibt es eine neue Regelung über die 15a-Vereinbarung. Ich habe damals gesagt: Die Bundesländer kommen mit diesen 70 Millionen nicht aus. Es gab Schweigen überall aus Niederösterreich und keine Unterstützung dafür. Okay, ich nehme das zur Kenntnis! Wir haben uns zu dieser 15a-Vereinbarung bekannt. Ich glaube, dass sie grundsätzlich gut ist. Über Geld kann man natürlich immer streiten. Ich meine aber, zu verlangen, dass Niederösterreich seiner Aufgabe nachkommt, nämlich jene Mittel jenen zur Verfügung zu stellen, auf Basis derer die Berechnung erfolgt ist, ist nicht zu viel verlangt! Wir tun das in Wien, und Niederösterreich kann sich daran ein Beispiel nehmen!

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Stadtrat. Die 3. Zusatzfrage stellt Frau Abg Riha. Ich ersuche darum.

Abg Monika Riha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landesrat!

Ich möchte zurückkommen zum Thema Wiener Kindergarten. Ein bisschen hat es auch etwas mit Niederösterreich zu tun. Niederösterreich schafft heuer und in den nächsten Jahren noch einmal 1 100 Stellen für KindergartenpädagogInnen. Wir waren schon in den letzten zwei Jahren damit konfrontiert, dass PendlerInnen, die KindergartenpädagogInnen waren, wieder in ihre Heimatgemeinden zurückgehen, und es gab eine starke Abwanderung von qualifiziertem Personal nach Niederösterreich. Von den Bundesbildungsanstalten wissen wir, dass nur 30 Prozent in den Beruf gehen und auch von denen die eine oder andere wieder ausfällt. Wir wissen, dass wirklich alle Träger in Wien wöchentlich KindergartenpädagogInnen suchen. Noch dazu ist das ein Frauenberuf. Die Frauen sorgen auch dafür, dass der Nachwuchs im Kindergarten nicht ausgeht, und daher gibt es auch da wieder einen aktuellen Bedarf.

Ich weiß, dass die Stadt Wien an der Bildungsanstalt Patrizigasse für die städtischen Kindergärten ausbildet. Diese betreuen aber nur die Hälfte der Kinder. Daher meine Frage: Was werden Sie und was wird die Stadt Wien machen, damit es auch andere, weitere Ausbildungsoffensiven in Wien gibt, damit auch die anderen Kindergärten in der Stadt genügend Personal haben werden? Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Ausbildung auf tertiärer Ebene stattfindet?

Präsident Prof Harry Kopietz: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Ich möchte mit der letzten Frage beginnen: Grundsätzlich bin ich überzeugt davon, dass wir im gesamten Bereich der Ausbildung von PädagogInnen, von der Elementarpädagogik und der gesamten Hortpädagogik bis hin zur Volksschule, tatsächlich Reformbedarf für die Zukunft haben. Daher begrüße ich die Diskussionen, und ich bin, so unangenehm manchmal Diskussionen mit Betroffenen sind, grundsätzlich sehr froh darüber, dass es diese intensive Auseinandersetzung mit dem Bereich der Elementarpädagogik und der Kindergartenpädagogik gibt.

Im Zuge dessen dürfen wir natürlich nicht auf die Qualität der Diskussion vergessen. Ich begrüße aber jedenfalls alle Diskussionen – wir haben auch bereits Gespräche mit der Pädagogischen Hochschule geführt – darüber, in welcher Art und Weise entsprechende Curricula für einen zukünftigen neuen Weg der Ausbildung im Bereich der Pädagoginnen und Pädagogen Platz greifen könnten.

Zum Bereich des Mangels sage ich noch einmal: Ja, es gibt da überhaupt nichts zu leugnen. Tatsache ist: Wir alle haben das Problem, und wir haben noch keinen Kopierer für diese Frage. Was wir in Wien tun konnten, haben wir mit Hilfe der entsprechenden Ausbildungsmodule intensiv getan. Und ich bin auch sehr froh, dass wir ab Februar entsprechende Colleges – also eine zweijährige Ausbildung – auch an den Pädagogischen Akademien des Bundes anbieten werden können. 

Ich sage das noch einmal dazu, weil das in der Dringlichen heute auch noch einmal kommen wird und das immer wieder in Frage gestellt wurde. Der Bürgermeister hat heute auch schon darauf hingewiesen, aber eine Wiederholung sichert bekanntermaßen den Lernerfolg! Es geht hier nicht um Schnellsiederkurse, sondern um tatsächlich hoch qualitative Ausbildungen von vier beziehungsweise fünf Semestern, die wir auch in Kooperation starten werden. Ich denke, es werden in den nächsten Wochen Gespräche auch mit privaten Trägern stattfinden, in welcher Form sichergestellt werden kann, dass sich Private an diesen Colleges direkt beteiligen und dann auch entsprechende Möglichkeiten haben, den PädagogInnen eine Jobgarantie zu geben. 

Die Vorbereitungen sind im Gange, und ich bin dem Sozialminister und auch der Frau Unterrichtsministerin sehr dankbar, dass diesbezüglich sehr konstruktive Gespräche im Laufen sind, sodass wir davon ausgehen, dass wir die entsprechenden Colleges bereits im Februar anbieten können, die vor allem auch für den von Ihnen angesprochenen privaten Sektor wichtig sein werden.

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Stadtrat. Die 4. Zusatzfrage stellt Frau Abg Bluma. – Bitte.

Abg Susanne Bluma (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Sie sind im Zuge Ihrer Beantwortung der Frage bereits auf das Thema eingegangen. Gestatten Sie mir aber, nachdem mir die Thematik doch sehr wichtig zu sein scheint, dass ich noch einmal darauf eingehe: Gemäß der Art 15a-Vereinbarung bekommt jedes Land pro Kind einen Bundeszuschuss. Nun ist es in der Praxis so, dass viele Kinder, die in Wien ihren Hauptwohnsitz haben, einen Kindergarten in Niederösterreich besuchen. Wie regelt Wien den Kindergartenbesuch der Kinder außerhalb der Landesgrenzen?

Präsident Prof Harry Kopietz: Herr Stadtrat.

Amtsf StR Christian Oxonitsch: Ich habe es bereits angesprochen: Wir ersetzen den Besuchsbeitrag entsprechend dem Gemeinderatsbeschluss, den wir gefasst haben, bis zu dem Maximalbeitrag von 226 Eur. Die zuständige Magistratsabteilung schließt mit den entsprechenden Erziehungsberechtigten eine entsprechende Vereinbarung ab. Es ist dies ein relativ unbürokratischer Weg. Es geht primär natürlich um die entsprechenden Meldedaten, die nachgewiesen werden müssen. Außerdem geht es darum, dass das Kind auch in die Kindergartendatenbank eingetragen sein muss, weil wir die umfassende Erfassung der Kindergartenkinder gerade deshalb in Auftrag gegeben haben, weil das ein wesentliches Element der Zukunft sein wird, um den Ausbau sehr bedarfsorientiert vornehmen zu können. Letztendlich geht es um den Nachweis der Bezahlung des Betreuungsbeitrags im entsprechenden Kindergarten. Wenn das nachgewiesen wird, ersetzt Wien für seine Wiener Kinder, für die wir die Mittel bekommen haben, den entsprechenden Besuchsbetrag für den Besuch in Niederösterreich. 

Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Stadtrat.

Wir sind somit am Ende der Fragestunde und kommen zur Aktuellen Stunde. Der Grüne Klub im Rathaus hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Raus aus der Plastik-Falle – Für eine Reform des Wiener Abfallwirtschaftskonzeptes“ verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte den Erstredner, Herrn Abg Maresch, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich daran erinnere, dass die Redezeit des Erstredners mit zehn Minuten und für weitere Wortmeldungen, wobei sich die Damen und Herren Abgeordneten nur einmal zu Wort melden dürfen, mit fünf Minuten begrenzt ist. Bitte, Herr Abg Maresch.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Präsident! Meine Damen und Herren!

Plastik ist ein Problem: Es gibt im Moment eine sehr schöne österreichische Dokumentation, sie nennt sich „Plastic Planet“. Auf der Ankündigungsbroschüre für diesen Film finden sich vier interessante Sätze: „Die Verfallszeit von Plastik beträgt 500 Jahre.“ „Sechs Mal mehr Plastik im Meer als Plankton.“ „Auch in unserem Blut schwimmt Plastik.“ „Krebs und Unfruchtbarkeit durch Plastik?“

Auf dem Folder prangt außerdem eine gelbe Badeente, und diese gelbe Badeente hat in Wien Tradition. Erinnern Sie sich bitte! Vor nicht allzu langer Zeit hat es auf dem Donaukanal noch verschiedene so genannte „Duck Races“ gegeben. Von der Friedensbrücke wurden jedes Mal 20 000 Enten in den Donaukanal geschüttet, und die Leute haben versucht, sie zu fangen, aber ungefähr die Hälfte bis zwei Drittel haben den Weg bis ins Donaudelta gefunden. Bei der letzten Aktion 2004 waren Frau StRin Sima und Frau StRin Wehsely gegenwärtig und haben das Spektakel mit eröffnet.

Seit 2004 ist einige Zeit vergangen, und ich glaube, man würde so etwas heute vielleicht nicht mehr tun. Die Inhaltsstoffe der Plastikente haben es nämlich wirklich in sich, nämlich Bisphenol A und Weichmacher. Beide sind verantwortlich für den Rückgang der Fertilität bei Männern, bei Tieren natürlich auch. Außerdem dringen diese Stoffe ins Blut ein, schädigen die Gesundheit und sind durchaus kanzerogen.

Wenn man sich überlegt, woher diese Dinge kommen, dann muss man auch zu ergründen versuchen, warum Plastik dermaßen überhand nimmt. Für alle Bereiche des Lebens gibt es mittlerweile Ersatz aus allen möglichen Kunststoffen, ob das jetzt PE, Polystrol oder Polycarbonat ist.

Da erhebt sich die Frage: Wer ist dafür verantwortlich? – Die rot-schwarze, dann die schwarz-blaue und schließlich die schwarz-blau-orange Bundesregierung haben im Grunde genommen nicht dafür gesorgt, dass die Verpackungsverordnung diese Kunststoffe wirklich zurückdrängt. Ganz im Gegenteil! Mehrweggebinde gibt es eigentlich nicht mehr, diese sind am Aussterben. Die Plastikflasche hat längst den Siegeszug angetreten, und jeder Mensch weiß, dass von der Plastikflasche Weichmacher, Phthalate, die wie Hormone wirken, in das Getränk eindringen, von uns aufgenommen werden und letzten Endes bei uns genauso wirken wie Östrogene. Das heißt, es geht uns nicht besser, sondern weitaus schlechter.

Trotzdem wird dagegen nichts unternommen, ganz im Gegenteil! So ist zum Beispiel Mineralwasser in Glasflaschen fast nicht mehr vorhanden. In den großen Geschäften wird immer argumentiert, dass die Plastikflaschen so leicht sind und die Kunden sie deswegen nehmen. Im Grund genommen wird den Handelsriesen und der Industrie überhaupt kein Einhalt geboten! – Man kann natürlich alle drei, vier Jahre in Wien einen Mehrwegkongress machen, Faktum ist aber, dass gar nichts geschieht.

Was kann die Stadt tun? – Die Stadt könnte zum Beispiel einmal den Klimaschutzbericht durchlesen, darin sind zwei Möglichkeiten aufgelistet, an welche sich die Stadt aber nicht hält. Schauen wir uns zum Beispiel den Life Ball in Wien an! Da gibt es massenhaft Container; es liegen dann aber nur Alu-, Stahl oder Weißblechdosen beziehungsweise Plastikflaschen herum. Die Klimaschutzstelle der Stadt Wien will aber in Wirklichkeit, dass auf allen Flächen der Stadt bei Veranstaltungen der Stadt Mehrweggebinde verwendet werden. – Warum geschieht das dann nicht? Die Stadt beschließt dieses Klimaschutzprogramm, in dem das steht, aber das ist dann offenbar wurscht!

Schauen wir uns doch einmal Veranstaltungen der Stadt an! Wie läuft es dort? Gibt es Plastiksackerln? – Natürlich gibt es Plastiksackerln, es gibt aber auch Einwegflaschen und all dieses Zeug, statt dass man die Marktmacht der Stadt benutzt und sich dafür einsetzt, dass das besser wird! 

Noch ein ganz wichtiger Punkt ist uns aufgestoßen: Der Chemiker von Global 2000 hat festgestellt, dass in Plastikspielzeug und in Schnullern Bisphenol A vorkommt. Das heißt, in all diesen Babyflascherln, die aus Polycarbonat sind, befindet sich ein Stoff, der unsere Kinder, aber letztlich auch die Erwachsenen schädigt. Und was geschieht? Nichts! Und warum geschieht nichts? Weil die Stadt bis jetzt nichts getan hat! Es geht aber nicht an, dass in Kindergärten, in Kindertagesheimen, aber auch in Spitälern weiterhin Plastik oder Kunststoffe verwendet werden, die nicht stabil sind und aus denen permanent Stoffe heraus migrieren, die letztlich bei uns im Körper landen. Warum wird dagegen nichts unternommen? Das fragen wir uns die ganze Zeit!

Schauen wir uns an, welche Möglichkeiten die Stadt hat! – Die Stadt könnte zum Beispiel fordern, dass es zunächst einmal keine Kinderspielsachen mit Bisphenol in den Kindergärten gibt. Ebenso muss so etwas in den Kindertagesheimen und Schulen verboten sein. Warum geschieht das jetzt nicht? Man hätte längst Zeit gehabt, das zu tun!

Zweitens brauchen wir in Wirklichkeit eine Kennzeichnungspflicht. Kein Mensch weiß, was in Wirklichkeit in den Stoffen enthalten ist. Wenn man sich ein bisschen schlau macht, dann weiß man, woraus zum Beispiel Polycarbonat hergestellt wird: Ein Stoff, aus dem Polycarbonat hergestellt wird, ist Phosgen, und Phosgen ist in Wirklichkeit ein Kampfgas aus dem Ersten Weltkrieg. Dieses ist hoch giftig und kann, wie auch Bisphenol A, in geringsten Mengen aus diesen Stoffen austreten. So ist das etwa aus einem Kinderflascherl der Firma, Beispiel, Nuk ausgetreten. Das kann austreten, gelangt in die Flüssigkeiten und wird dann aufgenommen.

Wir wissen überhaupt nichts, und das macht diese Dokumentation auch so interessant. Es kommen etwa Stoffe aus China, bei denen man überhaupt nicht weiß, welche Zusatzstoffe darin enthalten sind, und sie werden dann bei uns verarbeitet und an öffentlichen Stellen wie Kindertagesheimen, Schulen oder Krabbelstuben benutzt.

Wir verlangen also eine Kennzeichnungspflicht. Das müsste der Bund machen, aber die Stadt Wien könnte Vorreiterin sein. Wir brauchen eine Produktinformation, in der alles steht, was wir über Schädigungsmöglichkeiten et cetera wissen sollten. Beim Zigarettenpackerl war das leicht möglich, warum geht das nicht auch auf einer Plastikflasche? Die Stadt Wien ebenso wie der Bund müssten sich mit den Inverkehrbringern, mit der Plastikindustrie und mit den Abfüllern beschäftigen. Das geschieht aber offensichtlich nicht! 

Das Minimum, was die Stadt machen könnte, wäre eine Informationsbroschüre, in der steht, welche Alternativen es zu dieser Plastikflut im täglichen Leben gibt: Welche Alternativen gibt es zu PVC-Fenstern? Welche Alternativen gibt es zu PE? Welche Möglichkeiten gibt es, zum Beispiel Mehrweggebinde wieder in Verkehr zu bringen? Wir alle können uns noch an die Milchflaschen erinnern. Die gibt es schon ganz lange nicht mehr! Im Moment gibt es kaum noch Mineralwasserflaschen aus Glas. In Wirklichkeit wird es bald auch keine Bierflaschen mehr geben, und auch beim Wein sind mittlerweile schon Verbundcontainer auf dem Markt. (Zwischenruf von Abg Günter Kenesei.) 

Lieber Günter! Wenn du gern Bisphenol zu dir nimmst, halte ich dich nicht auf! Ich will das aber nicht, und ich will auch nicht diese Plastikflaschen, sondern ich hätte gern weiterhin Glasgebinde. 

Noch einmal: Die Stadt Wien hat eine Aufgabe, und zwar eine Bildungsaufgabe, nämlich die BürgerInnen klar zu informieren, was die Leute in die Hand bekommen. Das kann man in Form einer Broschüre in jeder Schule, in jedem Kindertagesheim oder über jeden Elternverein auflegen, und das verlangen wir von der Stadt. Die Stadt Wien hat das zu tun, weil die Gesundheit ihrer Bürger in Wirklichkeit erste Priorität hat, und solange das nicht geschieht, werden wir in dieser Causa keine Ruhe geben.

Meine Klubobfrau wird dann Weiteres dazu sagen. Wichtig ist für uns jedoch: Es muss endlich Schluss sein mit der Plastikflut, die über uns hereinbricht! – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Heinz Hufnagl: Zu Wort gemeldet ist Frau Abg Matiasek. Ich erteile es ihr.

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

„Raus aus der Plastik-Falle!“ haben die Grünen heute ihre Aktuelle Stunde betitelt. Dies ist eine Forderung, die man guten Gewissens unterstreichen kann. Wenn man sich ansieht, dass knapp 30 Prozent des Hausabfalls Kunststoff beziehungsweise Plastik ist, dass in Wien jeder Einwohner pro Jahr ungefähr 50 kg Plastik oder Kunststoff verbraucht und auch entsorgt, dann kann wirklich von riesigen Mengen gesprochen werden.

Ich will mich angesichts meiner kurzen Redezeit auf einen Bereich konzentrieren, hinsichtlich dessen nicht allein die Stadt, sondern vor allem die Bundesregierung – und die regierende Partei der Stadt ist ja auch in der Bundesregierung, auf der anderen Seite ist es auch eine Forderung an den Umweltminister – ein Signal setzen muss. Es geht um den Bereich der Tragtaschen und Gefrierbeutel. Das ist nicht alles, aber der rasche Wechsel von herkömmlichem Plastik, für dessen Herstellung die Rohölreserven geplündert werden müssen und bei dem, wie mein Vorredner schon angesprochen hat, die Verrottung bis zu 500 Jahre dauert, auf Biokunststoffe, die eine rasche Abbaukette haben, wäre ein Schritt in die richtige Richtung. 

Der Vorteil wäre, dass – wie schon erwähnt – einerseits die Verrottung nicht lange dauert, andererseits bei der Produktion die heimische Wirtschaft und die heimische Landwirtschaft gefördert werden könnten. Diesbezüglich könnte Österreich eine Vorreiterrolle spielen. Abfälle aus der Landwirtschaft können als Basis für die Biokunststoffherstellung dienen. Wir brauchen dazu entsprechende Förderprogramme und entsprechende Gesetze.

Warum wollen wir in erster Linie bei Plastiktaschen – dem legendären Plastiksackerl –, Kunststoffbeuteln oder Folien aller Art beginnen? – Sicherlich darum, weil sie am allerleichtesten zu ersetzen sind. Nichts ist einfacher, als ein Plastiksackerl zu ersetzen. Dafür kann man eine Stofftasche oder einen Einkaufskorb nehmen. Wenn die Leute Letzteres aber nicht verwenden wollen, dann wäre eine Alternative das biogene Kunststoffsackerl. Selbstverständlich müsste auch der Handel dazu bewegt werden, dieses einzusetzen und nicht die Kunden auch noch gratis mit Plastiksackerln, die ein halbes Jahrtausend zur Verrottung braucht, zu versorgen.

Die Freiheitlichen im Parlament, namentlich Norbert Hofer, haben eine entsprechende Initiative in der vorigen Legislaturperiode gesetzt. Dazu ist aus dem Büro des damaligen Landwirtschaftsministers Pröll eine harsche Absage gekommen. Mittlerweile scheint da auch ein Umdenken stattgefunden zu haben. Daher meine Forderung an die Bundesregierung und insbesondere natürlich an den Umweltminister: Bitte minimieren Sie diese riesigen Müllbergbausteine, die diese Plastiksackerln und Plastikfolien darstellen, die in Wien verbrannt werden!

Man könnte statt dessen eben biogenen Kunststoff aus landwirtschaftlichen Abfällen produzieren, nachwachsende Rohstoffe einsetzen und damit auch eine Entlastung der fossilen Ressourcen erwirken. Entsprechende Ausgangsstoffe wären Zucker, Zellulose, Pflanzenstärke, Erdäpfel, Mais, Weizen und Zuckerrüben. Mittlerweile ist auch erwiesen, dass durch Gärprozesse die Sauerstoffdurchlässigkeit, aber auch die Temperaturbeständigkeit dieser Kunststoffe den herkömmlichen überlegen sind.

Es spricht also sehr viel, wenn nicht alles, dafür, dass Österreich im Bereich der Plastiksackerl, diverser Beutel und Folien die Vorreiterrolle übernimmt und auf biogene Kunststoffe umsteigt. Es wurde ja in eindrucksvoller Weise geschildert, welche verheerenden Auswirkungen diese riesigen Müllberge und vor allem diese riesigen Kunststoffberge haben, die wir sozusagen global entsorgen. Vor allem die negative Beeinträchtigung der Weltmeere und ihrer Tier- und Pflanzenwelt spricht Bände. 

Ich meine, man muss im Kleinen anfangen, und selbstverständlich ist auch die Stadt gefordert, die sich ja im Großen und Ganzen immer sehr intensiv zu einer Umweltpolitik der Ressourcenschonung bekennt. Ich bin immer nur ein bisschen traurig beziehungsweise verärgert, wenn ich Aussendungen und Berichte der Stadt oder ihrer angegliederten Betriebe mit Plastikhüllen erhalte. Vielleicht kann mir jemand nachweisen, dass das ein leicht abbaubarer Kunststoff ist, ich weiß es nicht, es steht nicht darauf. Ich meine aber jedenfalls, dass es entbehrlich ist, jede Broschüre, die eigentlich recht kräftig ist, in eine Folie dieser Art zu stecken! Ich habe hier die letzte Broschüre, die ich beziehungsweise wir mit einer solchen Hülle bekommen haben, und ich habe sie deshalb aufgehoben. Die anderen haben sie hoffentlich ordnungsgemäß entsorgt!

Ich möchte auch in den Schulen keine Cola-Automaten mehr sehen! Diese stehen dort nach wie vor, und diverse Getränke werden, abgesehen davon, dass sie ungesund und zuckerhältig sind, selbstverständlich in Einwegflaschen angeboten, wenn auch Möglichkeit zur Rückgabe besteht. Trotzdem meine ich, dass Trinkbrunnen mit gesundem Wiener Wasser ohne Flasche der bessere Weg wäre. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Dipl-Ing Stiftner. Ich erteile es ihm.

Abg Dipl-Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Lösung der abfallwirtschaftlichen Probleme der Stadt ist sicherlich ein wichtiges Anliegen für den Umweltschutz. Dass auf diesem Gebiet viel zu wenig unternommen worden ist, ist evident, und das Wachstum der Restmüllmenge ist letztlich auch eine Bankrotterklärung der Wiener Abfall- und Umweltpolitik, meine Damen und Herren!

Aber das verwundert auch nicht, denn die Schwerpunktsetzung der Themen unserer Frau Umweltstadträtin erfolgt nicht nach sachlichen Kriterien, sondern es wird vielmehr nach Medienwirksamkeit evaluiert. Wir haben heute ja gehört, dass das neue Lieblingsthema der Frau Umweltstadträtin Mochovce heißt. Auf der anderen Seite ist auch ganz klar, dass sich natürlich ein Foto vor einem Müllberg nicht so gut macht wie in einer Parkanlage. 

Es ist natürlich ein Problem, wenn man in der Stadt seine Aufgaben nicht so ganz wahrnehmen will und kann und sehr stark auf Populismus setzt, anstatt das ordentlich zu machen. Wir meinen, dass es bei aller Kritik an Mochovce, die wir mittragen, wie wir mehrfach dokumentiert haben, jetzt wichtiger wäre, hier auch Allianzen mit der Bundesregierung, dem Bundesumweltminister und auch mit dem eigenen Bundeskanzler zu suchen, den ja bekannterweise die SPÖ stellt, meine Damen und Herren!

Man hat irgendwie den Eindruck, dass die Frau Umweltstadträtin mit ihrem Sprung in die Landesregierung nicht ganz glücklich geworden ist und immer noch ein bisschen NGO-Aktivistin geblieben ist. Es ist nämlich nicht damit getan, dass Mülltonen regelmäßig entleert werden und das, was dahinter ist, versteckt wird. Das genügt nicht!

Dazu gibt es übrigens eine schöne Graphik, die man sich auch auf der Homepage der Stadt Wien ansehen kann: Das Gesamtaufkommen des Abfalls der Stadt Wien steigt exorbitant und überproportional und in keiner Relation zum Wirtschaftswachstum. – Das ist die Realität, sehr geehrte Damen und Herren, und das ist auch die Bankrotterklärung der Umweltpolitik in dieser Stadt. (Beifall bei der ÖVP.)
„Global reden – regional aufschieben“ ist offenbar das Konzept, nach dem es hier weitergehen soll. Die Zahlen sagen allerdings etwas anderes. Auch die Verwertungsquote ist exorbitant niedrig. Wir sind bei 38 Prozent. Das hat der Rechnungshof festgestellt, diese Zahlen sind nicht von uns. In diesem Bereich ist Vorarlberg mit 65 Prozent fast doppelt so gut, aber auch andere Bundesländer sind besser. Das Burgenland steht der SPÖ politisch vielleicht ein bisschen näher: Dort liegt die Verwertungsquote bei 59 Prozent, in Tirol bei 55 Prozent und so weiter. Wien hat wieder einmal die rote Laterne! (Beifall bei der ÖVP.)
Was tun wir? – Wir errichten nur eine neue Müllverbrennungsanlage und schauen, dass wir uns irgendwie darüber schwindeln, anstatt wirklich Maßnahmen zu setzen. Das ist eigentlich schade! Ich meine, dass die Umweltpolitik doch ein wenig ideologischer Raum sein sollte, wo man nach sachlichen Kriterien Ideen austauschen kann. Wir haben eine große Menge von Ideen eingebracht. Sie können das nachlesen. Wir haben auch zahlreiche Presseaussendungen gemacht. Darauf gibt es aber eine reflexartige Handlung der SPÖ, die da heißt: Wenn etwas von der Opposition und gar von der ÖVP kommt, dann machen wir sicherlich nicht mit! – Und das ist schade, denn Sie könnten eine Menge lernen, sehr geehrte Damen und Herren, und Sie könnten einiges Positives für diese Stadt bewirken! (Beifall bei der ÖVP.)
Ich möchte stakkatohaft das heute noch einmal hier vorbringen, was wir fordern. Etwas ist klar: Der Abfall von heute ist der Rohstoff von morgen. Es bedarf einer ordentlichen Nachsortierung und des Ausfilterns von wertvollen Materialien, und das geschieht halt in Wien nicht in ausreichender Form. Es reicht eben nicht, nur den Müll einzusammeln, damit man ihn nicht mehr sieht, sondern es geht vor allem auch um die Verwertung, und da ist Wien, nochmals gesagt, Schlusslicht. 

Gerade bei den Metallen wäre das wichtig, denn da könnte man im Recycling‑Prozess sehr viel Energie einsparen, und das hätte auch einen enorm positiven Effekt auf die Umwelt. 

Aber auch Problemstoffsammelzentren sind hier in einem erbärmlichen Zustand. Die Sammelcontainer und insbesondere die Biotonnen befinden sich oft in einem Hygienezustand, der viele davon abhält, diese Einrichtungen auch ordentlich zu nutzen, und ich verstehe das! Wenn man die Behälter nicht regelmäßig reinigt – und das geschieht halt nicht –, ist das ein großes Problem.

Last but not least sollte man auch überdenken, ob man nicht die Überschüsse der Müllabfuhr und speziell die Einnahmen der MA 48 aus den Verträgen mit den Verwertern – und das sind maßgebliche Beträge! – zur Realisierung solcher Maßnahmen einsetzen sollte, anstatt sie im Budget einfach versickern zu lassen. 

Wir sollten auch daran denken – auch diesbezüglich erinnere ich an unsere Forderungen – biogene Kunststoffe zu fördern. Diese sind verrottbar, weil sie aus natürlichen Materialien sind. Ich deponiere daher noch einmal meine Forderung, dass wir den Handel in diesem Zusammenhang fördern sollten. Solche biogenen Plastiksackerln sind noch etwas teurer, und daher sollte es entsprechende Unterstützungsmaßnahmen der Stadt geben, damit diese auch in den allgemeinen Bereich gebracht werden können.

Werte Damen und Herren! Die Abfallwirtschaftspolitik dieser Stadt wäre neu zu gestalten, um auch die Lebensqualität der nächsten Generation sicherzustellen. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich Herr Abg Mag Wutzlhofer zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus!

Wir nehmen von einem Produkt in der Regel nur das wahr: Wir gehen in ein Geschäft, kaufen es, verwenden es und werfen es weg, wie etwa dieses Duschbad hier. (Der Redner stellt den Plastikbehälter für ein Kosmetikprodukt auf das Rednerpult.) 

Das ist aber nur ein Bruchteil der Geschichte dieses Dings. Dieses wurde zum Beispiel unter bestimmten Kriterien und Bedingungen produziert: Es wurde unter bestimmten Arbeitsbedingungen, bei einem bestimmten Ausstoß von Schadstoffen und Treibhausgasen hergestellt, es wurde dafür bestimmte Energie gebraucht, das Produkt ist transportiert worden – oft mehrmals durch die ganze Welt –, und letztendlich war es im Geschäft. Nach dem Verbrauch hat es auch eine Geschichte: Es wird weggeworfen, in Wien im Regelfall recycelt oder thermisch verwertet, anderswo wird es jedoch hunderte Jahre auf einer Deponie liegen gelassen. 

Schauen wir uns das Ding selbst einmal an: Das ist eine Plastikverpackung, das sieht jeder, aber im gegenständlichen Fall besteht diese aus Erdöl, und zwar innen und außen. Auch das, was innen ist, wird aus Erdöl produziert. Und damit sind wir eigentlich schon bei Thema: Erdöl ist keine nachwachsende Ressource. 

Es ist nicht egal, was Sie mit den Dingen tun. Es geht darum, ob wir es schaffen oder nicht, eine Gesellschaft zu erschaffen – und das ist eine Änderung zu jetzt –, die nachhaltig ist, ob wir in einer Welt leben, die wir drei, vier, fünf, sechs oder sieben Mal brauchen würden, oder ob wir auskommen mit dem, was es gibt, und ob es uns gelingt, dass das Klima nicht kippt.

Insofern haben die GRÜNEN absolut recht, wenn sie das zum Thema machen, überhaupt keine Frage. Absolut nicht recht haben aber all meine VorrednerInnen, die hier große Versäumnisse der Stadt gesehen haben. Das kann nur die Folge mangelnder Kenntnis der Arbeit sein, die hier geleistet wird, und zwar tagtäglich! 

Fangen wir beim Titel der Aktuellen Stunde an: „Raus aus der Plastik-Falle“. Das kann ich nur unterstreichen. Der aktuelle Film ist schon erwähnt worden, daher brauche ich nicht länger darauf eingehen. Er ist großartig. Ich kann ihn nur jedem empfehlen. „Plastic Planet“ wird auch von der Stadt unterstützt, er wurde massiv beworben, wie man zum Beispiel auch in der Informationsbroschüre sieht; dies dazu, was Rüdiger Maresch gefordert hat. Der Titel ist ideal, und es ist schön, dass wir uns damit auseinandersetzen.

Origineller finde ich den Zusatz, dass wir dafür eine Reform des Abfallwirtschaftskonzepts brauchen, da sich das Abfallwirtschaftskonzept damit auseinandersetzt, was wir mit dem Müll machen, wenn er bereits vorhanden ist. Das ist spannend! Besonders spannend ist das dann, wenn wir darüber reden, ob wir Müll als Rohstoff nutzen, nämlich als Biogas, Wärme, Strom. Das haben wir in letzter Zeit massiv gefördert und forciert. 

Aber die Frage, um die es tatsächlich geht, ist: Was geschieht, damit Müll gar nicht erst entsteht? – Jetzt könnte man eine Stunde lang über Initiativen der Stadt reden, dass weniger Mist erzeugt wird. Damit ich nicht eine Stunde reden muss, sage ich: Es gibt eine Homepage, und auf dieser finden Sie unzählige entsprechende Projekte, speziell auch betreffend die Vermeidung von Plastikabfällen. Da geht es um Bewusstseinsbildung, um Information und um Fördermöglichkeiten für Betriebe. Es gibt da viele Werkzeuge, die man auch braucht, denn um Nachhaltigkeit zu gewährleisten, braucht es nicht nur ökologische, sondern auch soziale und ökonomische Nachhaltigkeit. Das heißt, man muss die Menschen und die Wirtschaft mitnehmen. 

Ein Beispiel dafür ist die Forcierung von Mehrwegprodukten. Diesbezüglich ist wirklich viel getan worden, zum Beispiel bei der Ökologisierung von Veranstaltungen. Rüdiger Maresch hat das Beispiel Life Ball gebracht. – Ich würde es auch bringen, aber positiv, denn durch den Einsatz der Stadt Wien konnte dort auf ein Mehrwegsystem umgestellt werden. Andere Beispiele sind das Donauinselfest oder die EURO 2008: Allein im Jahr 2008 wurden durch das Mehrwegsystem der Stadt 16 000 kg an Abfällen eingespart. 

Ein anderes Beispiel: Schauen wir uns wieder diese Flasche hier an! Es wäre natürlich ein wichtiges Ziel, andere nachhaltigere Produkte zu verwenden, diesfalls zum Beispiel eine Seife, die irgendwo in Europa produziert wurde und nicht eingepackt ist, Produkte ohne lange Transportwege und Produkte, die ökologisch und sozial tragbar hergestellt wurden. Dafür kann man als Konsument natürlich viel tun, und besonders viel tun kann man, wenn man ein großer Konsument ist. Die Stadt Wien ist ein großer Konsument, und mit ÖkoKauf zeigt sich schon, was das bedeutet, wenn man zum Beispiel in drei Jahren durch anderes Einkaufen 103 000 t CO2-Äquivalente einsparen kann. 

Die Bilanz des ÖkoBusinessPlans entspricht dem und zeigt nichts anderes, als dass gutes Wirtschaften auf der einen Seite und ökologisches Handeln auf der anderen Seite kein Widerspruch sind, sondern einander bedingen. So wurden 119 000 t Abfall eingespart.

Natürlich geht es auch darum, was mit dem Müll geschieht, wenn er einmal entstanden ist. Das wäre eigentlich das Thema 2 des Abfallwirtschaftskonzepts. Auch hier gibt es große Schritte nach vorne, die sich sehen lassen, zum Beispiel durch die Umstellung der Kunststoffsammlung. Wir erinnern uns: In vier Jahren ist allein die Quote an Fehlwürfen – ein lustiger Name dafür, dass die Leute etwas falsch in die Mülltonne werfen! – von 33 Prozent auf 10 Prozent gesenkt worden, und insgesamt ist die Kunststoffsammelmenge in den letzten zwei Jahren massiv gestiegen. Abgesehen davon ist die energetische Nutzung von Müll nicht irgendein blödes Thema beziehungsweise ein Spleen von StadträtInnen betreffend die Umwelt, sondern ein Thema mit Niveau, um das uns die gesamte Welt beneidet. 

Sich hierher zu stellen und zu sagen, dass all das hier nicht geschieht, ist schon ein starkes Stück! Ich erkläre mir das entweder mit Ignoranz oder Unwissenheit, aber nicht mit bösem Willen. Das ist ein Zugeständnis an meinen Kollegen Roman Stiftner.

Ich möchte ein Beispiel dafür geben, was getan werden kann. Rüdiger Maresch hat die Geschichte der Verpackungsverordnung schon angesprochen. Diese Verordnung stammt aus den 90er Jahren und legt fest, dass es Quoten geben soll, wie viele Getränkeverpackungen wieder verwertet werden sollen. Dann hat sich herausgestellt, dass sich das nicht ganz ausgeht, dass die Wirtschaft das nicht schafft. Wie war die Reaktion des Umweltministers darauf? – Es wurden keine Maßnahmen gesetzt, wie man diese Quoten doch erreichen kann. Ein Pflichtpfand oder eine Einwegabgabe wären zum Beispiel Forderungen der SPÖ und auch der Stadt Wien. – Aber nein! Die Zielmengen sind reduziert worden. Das ist aber spannend! 

Nachdem wir das beeinsprucht und übrigens auch vom Verfassungsgerichtshof recht bekommen haben, war der Schritt nicht, dass man die Quoten jetzt doch einhält und entsprechende Ziele setzt, sondern der Umweltminister hat die Quoten ersatzlos gestrichen. Das ist eine maßlose Sauerei! Das zeigt, dass die ÖVP immer, wenn es darauf ankommt, Umweltinteressen Wirtschaftsinteressen unterordnet. Das ist das genaue Gegenteil von Nachhaltigkeit. Wann man sich dann aber hierher stellt und sagt: Die Stadt Wien soll öfter Hand in Hand mit dem Bundesminister gehen!, dann ist das an Doppelbödigkeit kaum zu überbieten! (Beifall bei der SPÖ.)
Abgesehen davon, dass Sie offensichtlich den Offenbarungseid geleistet haben, dass man gegen Mochovce nichts tun soll. So habe ich das verstanden! Aber wie auch immer: Die Mehrquoten fordern wir seit Langem, und ich würde mich über Ihre diesbezügliche Unterstützung freuen! Beim Thema Umwelt geht es nämlich ganz oft darum, nicht auf andere zu zeigen, sondern selber etwas zu tun. Vielleicht wollen Sie einmal damit anfangen! (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner gelangt Herr Abg Mag Kowarik ans Wort. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Zum Thema „Raus aus Plastik-Falle“ möchte ich festhalten: Das Problem ist kein neues. Es bekommt natürlich durch den Film „Plastic Planet“, der schon angesprochen wurde, nunmehr erhöhte Aufmerksamkeit.

Für mich stellen sich in diesem Zusammenhang drei Aspekte beziehungsweise drei Problemstellungen dar: Erstens ist der gesundheitliche Aspekt zu beleuchten, zweitens die Problematik der Herstellung beziehungsweise der Gewinnung von Kunststoffen und Plastik. Das dritte Problem, das wahrscheinlich auch für die Stadt der entscheidendste Punkt ist, bei dem man besten ansetzen kann, ist das Müllproblem, das uns auch mit dem Plastik begegnet.

Erste Problemstellung – gesundheitlicher Aspekt: Im Zusammenhang mit den Auswirkungen von Plastik auf die Gesundheit und auf den Körper des Menschen ist noch nicht sehr viel bekannt beziehungsweise noch sehr viel unbekannt. Insbesondere ist natürlich die Tatsache beängstigend, dass Plastikprodukte krebserregend sein sollen beziehungsweise sind und sehr stark in den Hormonhaushalt der Menschen eingreifen. 

Ich darf in diesem Zusammenhang auch auf eine beängstigende Aussage von Frau Margot Wallström, der Vizepräsidentin der Europäischen Kommission verweisen – ich zitierte: „Wir konnten in den vergangenen zehn Jahren nur eine Risikobewertung von 11 Schadstoffen durchführen von 100 000, die wir überprüfen sollten.“ Allein das zeigt, dass noch sehr viel Nachholbedarf in diesem Zusammenhang besteht! Diesbezüglich sind vor allem der Bund und natürlich auch die Verantwortungsträger auf europäischer Ebene aufgerufen, nicht nur ein wirksames Kontrollsystem aufzuziehen, sondern auch entsprechende Verpflichtungen für die Industrie zu schaffen. 

Die zweite Problemstellung betrifft die Herstellung von Plastikprodukten. Wir wissen, dass Kunststoffe heutzutage größtenteils synthetisch hergestellt werden. Die Ausgangsprodukte sind Erdöl, Kohle und Erdgas, und nachdem die Verfügbarkeit dieser fossilen Rohstoffe natürlich enden wollend ist, gilt es auch hier, Alternativen in der Entwicklung zu finden und zu fördern. Es gibt bereits so genannte Bioplastikprodukte, die nicht nur auf Basis von nachwachsenden Rohstoffen erzeugt werden, sondern die auch biologisch abbaubar sind. Die diesbezügliche Forschung und Entwicklung gilt es auch von der öffentlichen Hand zu fördern, um in Zukunft eine gewisse Chancengleichheit beziehungsweise Wettbewerbsfähigkeit solcher Produkte zu erreichen.

Der für die Stadtverwaltung wahrscheinlich wichtigste Punkt ist, wie ich schon gesagt habe, das Müllproblem mit Plastik. Tatsache ist, dass vor allem im Verpackungssektor, aber auch im Bauwesen sowie in der Elektronik und Elektrotechnikindustrie enorme Mengen von Kunststoffmüll anfallen. Ich meine, in diesem Zusammenhang gibt es zwei Stoßrichtungen, um dem Problem zu begegnen.

Erstens ist natürlich generell Müll zu vermeiden. Wir haben schon gehört, dass gerade im Verpackungssegment Mehrwegsysteme zu favorisieren sind. Dass das nicht der Fall ist, haben wir auch schon gehört. Ich darf diesbezüglich auf eine Studie der Arbeiterkammer unter den Titel „Mehrwegflaschen statt Plastikberge“ verweisen, in der festgestellt wird, dass die Zahl der Mehrweggebinde in den Jahren 1997 bis 2007 von rund 69 Prozent auf 40 Prozent gesunken sind und der Müllberg natürlich dementsprechend steigt. Hier müssen Initiativen gesetzt werden, und es müssen vor allem – auch das haben wir schon gehört – die Magistratsstellen und die stadtnahen Betriebe bei der Beschaffung und Werbung vorbildhaft agieren und dürfen nicht das Gegenteil bewirken.

Die zweite Stoßrichtung in diesem Zusammenhang ist die Aufklärung und Information der Bevölkerung vor allem auch im Hinblick auf Abfalltrennung. Auch diesbezüglich darf ich auf eine Studie verweisen, diesmal von der Universität für Bodenkultur, unter dem Titel „Abfalltrennung nicht mehr in“. Es wird festgestellt, dass die Devise vieler Bürger, wenn sie sich unliebsamer Gegenstände über den Abfallbehälter entledigen, der Spruch zu sein scheint: Aus den Augen, aus dem Sinn! Kaum jemand macht sich Gedanken darüber, welche Mengen an Restmüll er im Laufe der Zeit erzeugt.

Entscheidend ist auch die Feststellung, dass jüngere Leute offensichtlich zunehmend sorgloser mit ihrem Abfall umgehen. – Hier besteht also tatsächlich Handlungsbedarf. Es gilt, zielgruppenorientiert Informationspolitik zu betreiben, und zwar weniger mit Personenkult oder mit der Brot und Spiele Mentalität, was oftmals leider Gottes bei den Werbekampagnen der Stadt Wien im Vordergrund steht. Es muss, wie gesagt, zielgruppenorientiert vorgegangen werden, und zwar vor allem auch bei Kindern und Jugendlichen, bei denen schon im Schulbereich eine entsprechende Ausbildung erfolgen sollte. 

Eine wichtige Zielgruppe sind, wir werden das immer wieder erwähnen, natürlich auch Migranten vor allem aus ost- und außereuropäischen Ländern, denn Tatsache ist, dass in deren Herkunftsländern kein beziehungsweise ein sehr unterentwickeltes Umweltbewusstsein besteht. Man müsste im Zuge von Integrationsprozessen auch auf eine Sensibilisierung für Umweltfragen Wert legen und ganz genau darauf abzielen.

Meine Redezeit ist zu Ende. Ich schließe ab, indem ich der Hoffnung Ausdruck verleihe, dass auch die Stadt Wien sich in Zukunft verstärkt um diese Problemstellungen annimmt. – Danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächste Rednerin hat sich Frau Abg Mag Vassilakou zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Damen und Herren! 

Ziel meines Vortrags ist heute nicht, Schuld zuzuweisen, sondern vielmehr Bewusstsein zu schaffen für ein Problem, von dem wir gerne so tun, als ob wir alles darüber wüssten, weil wir nämlich hauptberuflich meistens so tun, als ob wir alles schon gehört hätten und alles wüssten. Ich meine und behaupte aber sehr wohl, dass es sehr viel gibt, was selbst wir, die wir eher zu den besser Informierten gehören, nicht wissen. Daher macht es Sinn, dass wir eine Debatte über das Thema Plastik und darüber führen, was das eigentlich für unser aller Gesundheit bedeutet, und auch darüber, was wir mit vereinten Kräften erreichen könnten.

Etwas ist sicher: Wenn wir diskutieren und die fünf Minuten Zeit nur nutzen, um einander vorzuwerfen, was nicht getan wurde, dann haben wir es uns gegenseitig zwar wunderbar gegeben in der üblichen Manier, haben aber zu keinem Punkt eine Einigung erzielt, was jetzt zu tun ist.

Ja: Wir alle, zu welcher Generationen wir auch immer gehören, sind mit Plastik aufgewachsen, wir alle verwenden es täglich, wir tragen es, wir essen und trinken daraus. Allerdings ist uns selten bewusst, dass wir es auch essen und trinken und wir alle, so wie wir sitzen, es auch im Blut und in unseren Zellen tragen. 

Der Film, der den Anlass für diese Aktuelle Stunde der GRÜNEN gegeben hat, läuft dieser Tage im Kino, und ich halte es für eine ausgezeichnete Idee, wenn sich möglichst alle von uns diesen Film anschauen! Er ist spannend, er ist auch unterhaltsam, und er vermittelt vor allem sehr viel Wissen über die Risiken und die bereits erfolgten Schädigungen in unser aller Körper auf Grund dessen, dass wir tagtäglich mit Plastik leben.

Ich glaube, es ist ein zentrales Problem, mit dem wir alle konfrontiert sind, dass wir vertrauen. Wir haben als Konsumentinnen und Konsumenten gelernt, Branchen zu vertrauen, die uns tagtäglich tausende Produkte erfolgreich verkaufen, ohne dass wir eigentlich auch nur die geringste Ahnung haben, welche Substanzen diese Produkte enthalten und was diese Substanzen in unserem Körper bewirken können.

Ich möchte eine einzige dieser Substanzen zum Beispiel nehmen für meine heutige Rede, nämlich Bisphenol A. Dieses wurde bereits in den Reden meiner VorgängerInnen erwähnt. Ich traue mich aber zu wetten, dass die meisten von Ihnen heute zum ersten Mal über Bisphenol A hören. Ich vermute, Sie haben bis zum heutigen Tag noch nichts davon gehört, dass Bisphenol A ein Stoff ist, der ein menschliches Hormon, nämlich Östrogen, imitiert, in die Zellstruktur eindringt und bewirkt, dass Männer unfruchtbar werden und sich bei Frauen die Eizellenstruktur verändert. Das bedeutet, das Bisphenol A Auswirkungen nicht nur für die jetzigen Generationen, sondern auch für die künftigen Generationen hat.

Noch einmal: Wir haben es hier mit einem Stoff zu tun, der irreparable Schäden für den männlichen und auch für den weiblichen Organismus mit sich bringt, die nicht nur die jetzige Generation betreffen, sondern auch unsere Kinder und Kindeskinder. Und Sie werden staunen, wenn ich Ihnen sage, Bisphenol A ist zum Beispiel in Babyschnullern und in einer Vielzahl von weichem Kinderspielzeug enthalten, das beispielsweise auch in den Wiener Kindergärten und Kindertagesheimen tagtäglich verwendet wird.

Ich finde es spannend, dass wir zum Beispiel in der Kosmetikbranche für Mascara, Lippenstift oder Cremes hunderte Tests über die Auswirkungen der Produkte und auch über die Substanzen, die darin enthalten sind, erwarten und diese auch stattfinden. Bei Plastik ist das nicht so! 

Kollege Wutzlhofer hat es bereits gesagt: Der Basisstoff ist Erdöl, aber darüber hinaus werden hunderte und tausende Substanzen verarbeitet, von denen wir überhaupt nichts wissen. Wir wissen teilweise nicht, welche Substanzen das überhaupt sind, und wir wissen schon gar nicht, welche Auswirkungen sie auf den menschlichen Organismus haben.

Ich meine, dass diese Art und Weise der Politik, mit Gegenständen umzugehen, auf die wir alle vom Säuglingsalter an angewiesen sind und die überall und ständig in unserem Leben verwendet werden, sehr oberflächlich, um nicht zu sagen, verantwortungslos ist! Wir haben es hier im Wiener Landtag nicht in der Hand, die Art und Weise zu verändern, wie man damit umgeht, aber wir haben es sehr wohl auf nationaler und auch auf europäischer Ebene in der Hand, unsere Verantwortung als Politiker und Politikerinnen wahrzunehmen und Druck zu machen. Und es gilt für jeden Einzelnen von uns, so wie wir hier sitzen, auf die eigenen Regierungsmitglieder, Minister beziehungsweise Stadträte sowie auf jene, die im Rat sitzen, und auch auf die Kommission dadurch Einfluss zu nehmen, dass wir morgen einen Kommissar oder eine Kommissarin aus Österreich entsenden.

Ich möchte an dieser Stelle sagen: Bedauerlicherweise hat Kommissionspräsidenten Barroso die Chance verspielt, uns zu überzeugen. Er hat in den vergangenen Jahren bewiesen, dass er weder in Gentechnik- noch in Atomstrom- oder in Plastikangelegenheiten etwas verändern möchte. All das ist aber für uns alle, die wir hier in Österreich – angeblich – mit vereinten Kräften kämpfen, sehr wichtig. Barroso hat jedoch die Chance gründlich vertan, uns zu überzeugen. Die österreichische Bundesregierung unterstützt ihn aber nach wie vor aus mir unerfindlichen Gründen.

Ich möchte mit folgender Anregung abschließen: Die Stadt Wien tut einiges, aber das Zauberwort lautet für mich: Mut und Konsequenz. – Lassen Sie uns Einwegflaschen und -becher für alle Veranstaltungen verbieten, die zum Beispiel im Rathaus oder im Einflussbereich der Stadt Wien abgehalten werden! Was ist dabei? Wenn man zum Beispiel im Rathaus als Klub eine Veranstaltung organisieren möchte, dann muss man das Buffet vom Rathauskeller nehmen. Das ist so! Das ist Vorschrift. Mir fällt eine weitere Vorschrift ein: Nur mehr Mehrwegflaschen und Gläser, kein Plastik mehr, weder bei Flaschen noch bei Bechern.

Wir werden diesbezüglich Anträge vorbereiten, und ich hoffe, dass Sie uns alle dabei unterstützen werden, denn nur so kommen wir im Kampf gegen Plastik weiter! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich Herr Abg Dkfm Dr Aichinger zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dkfm Dr Fritz Aichinger (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Zunahme des Mülls und natürlich auch des Plastikmülls ist sicherlich ein großes Problem und muss in den Griff bekommen werden. Konsum und Wohlstand korrelieren natürlich mit dem so genannten Müllberg und dem Müllaufkommen. 

Daher ist es Aufgabe der Politik und Umweltpolitik, diese Entkoppelung herbeizuführen und mit der Wirtschaft herauszufinden, wie man das in den Griff bekommen kann, und die Wirtschaft, meine Damen und Herren, ist ein verlässlicher Partner auf diesem Gebiet!

Den Beweis bieten wir in Österreich schon längere Zeit, vor allem durch den AGV Verpackung. In ganz Österreich wird immer mehr Verpackung gesammelt und richtig entsorgt. Während es im Jahre 2002 noch zirka 100 000 t waren, waren es allein 2008 über 130 000 t. Das ist eine positive Bilanz, und fraglos kann jedes dieser Systeme auch immer wieder verbessert werden

Wie schaut das aber in Wien aus? – In Wien, meine Damen und Herren, ist in diesem Zeitraum die Einsammlung dieser Art von Müll zurückgegangen. Waren es im Jahr 2000 noch über 8 000 t, so liegen wir jetzt bei zirka 5 800 t.

Meine Damen und Herren! Mir liegt aber etwas anderes am Herz: Wir teilen nicht den Standpunkt vor allem der GRÜNEN, dass nur Verbote und Angstmacherei der richtige Weg sind, um aus dieser Misere herauszukommen. Wir glauben nämlich, dass vor allem der Konsument – und Konsumenten sind wir alle – auch ein wichtiges Wort mitzureden hat. 

Meine Damen und Herren! Wir leben nämlich heutzutage in einem Käufermarkt und Konsumentenmarkt. Daher müssen wir, nicht so wie Kollege Wutzlhofer gesagt hat, die Wirtschaft mitnehmen, sondern wir müssen vor allem auch die Konsumenten bei unserem Bestreben, die Müllmengen einzudämmen, mitnehmen. Der Handel hat bereits eine Vorreiterrolle gespielt, und einige große Handelsketten haben biochemische Plastiktaschen bereits in ihrem Sortiment. Das ist ein Erfolg, und dieser Erfolg sollte weiter verfolgt werden. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Überhaupt hat die österreichische Wirtschaft in Österreich und Europa mit dem ARA-System ein vorbildliches System. Es geht darum zu sammeln und auch richtig zu sammeln beziehungsweise den Konsumenten das schmackhaft zu machen. Gerade bei der Sammlung mit der gelben Tonne hat uns die Gemeinde Wien hinsichtlich dessen, was man sammeln soll, leider zweimal eine Änderung vorgegeben. Ich glaube, es kommt beim Konsumenten nicht gut an, wenn immer wieder geändert wird, was gesammelt werden soll. Daher besteht bei ihm nicht das hundertprozentige Vertrauen, wie er sammeln soll.

Meine Damen und Herren! Wir von der ÖVP sind nicht für das Plastikzeitalter, aber auch nicht für das Papierzeitalter oder das Glaszeitalter. Alles hat Vor- und Nachteile, alles hat ökologische Auswirkungen, und die Wahrheit liegt sicherlich oft in der Mitte. Wir müssen daher gemeinsam mit der Wirtschaft und den Konsumenten ein Konzept erarbeiten, wie diese Sammlungen wirklich Sinn machen und wie wir sie gemeinsam verbessern können. Das hat nichts damit zu tun, dass man einem Partner den Schwarzen Peter zuschiebt. Wir werden dieses Problem nur gemeinsam besser lösen. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächste Rednerin hat sich Frau Abg Mag Kato zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Sonja Kato (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Das Thema der Aktuellen Stunde ist mit Sicherheit ernst zu nehmen, und insofern ist es auch richtig, dass es von den GRÜNEN auf die Tagesordnung gebracht wurde. Es ist dies allerdings auch ein Thema, das zu Panikmache verlockt. Ich spreche da bewusst als Mutter von zwei Kindern, die sich natürlich viele Gedanken darüber macht, wie ihre Kinder mit gesundheitsgefährdenden Stoffen in Berührung kommen könnten. Daher bitte ich darum, im Interesse einer ernsthaften Diskussion zu versuchen, Panikmache hintanzustellen und dadurch auch nicht das Vertrauen, das die Menschen in uns setzen – Maria Vassilakou hat da einen wichtigen Begriff geprägt –, zu gefährden!

Natürlich gibt es Richtlinien und Erkenntnisse und an Hand dieser Richtlinien und Erkenntnisse gefällte Entscheidungen. Eines dieser Erkenntnisse ist, dass seit dem Jahr 1992 ein PVC-Verbot beim Einkauf der Stadt Wien herrscht. Ich wiederhole das: Seit 1992 gibt es ein Verbot für die Stadt Wien, PVC-Produkte einzukaufen. Das ist auch eines der wichtigsten Fundamente der Arbeit des ÖkoKauf-Projektes. Das ist, wie alle von Ihnen wissen, seit 1998 eine Grundlage, die für den gesamten Magistrat gilt: Es geht dabei um ökologisch nachhaltigen Einkauf im Ausmaß von 5 Milliarden EUR jährlich.

Natürlich ist das Thema Müllvermeidung und wie man mit den im Alltag gesundheitsgefährdenden Produkten umgeht, ob man es sich leicht macht oder sich beim Einkauf Gedanken macht, ein Thema, bei dem man weiß, dass man in Wirklichkeit immer bei sich selbst ansetzen und selbstverantwortlich damit umgehen muss. Natürlich ist das aber auch eine Frage – und diesen politischen Vorwurf kann ich den GRÜNEN nicht ersparen –, die sich abseits der persönlichen Ebene stellt, nämlich auf welcher politischen Ebene man etwas tut und selbstverantwortlich handelt.

In Wien gibt es seit 1998, also seit elf Jahren, das Projekt ÖkoKauf. Darf ich nachfragen, was die GRÜNEN diesbezüglich in Oberösterreich erreicht haben? Wien hat seit elf Jahren den ÖkoBusinessPlan. Darf ich auch nachfragen, was die GRÜNEN diesbezüglich in Oberösterreich erreicht haben? Wien hat explizit Projekte, die sich an Kindergärten und Schulen richten, etwa Öko-Ritter und „Climate Cooler“. Sie finden dazu alles Weitere im Internet. Was machen die GRÜNEN hierzu in Oberösterreich? (Zwischenruf bei den GRÜNEN.) 

Es gibt Abfallvermeidungsprojekte in Schulen und Kindergärten, und ich weiß, wovon ich spreche, denn eines meiner Kinder ist in einem öffentlichen Kindergarten, das andere in einer öffentlichen Schule, und dort bringt man schon den kleinen Kindern Mülltrennung bei. Was machen die Grünen dazu in Oberösterreich? – Ich könnte diese Liste noch weiter fortsetzen. Ich nenne diese Beispiele aber nicht, um politisches Kleingeld daraus zu schlagen, weil am kommenden Sonntag Landtagswahlen in diesem Bundesland anstehen. Nein! Ich mache das deswegen, um uns alle daran zu erinnern, dass es immer recht einfach ist, auf die anderen zu zeigen und damit von sich selbst abzulenken.

Ja, die Stadt Wien tut einiges, und die Stadt Wien ist auch an der vordersten Front, wenn es gilt, neue Erkenntnisse in die Einkaufspraxis und auch in den politischen Alltag einzubringen. Aber bitte, kehren Sie auch vor der eigenen Haustür! Bemühen Sie sich auch in unser aller Interesse in den Landtagen oder in jenen Landesregierungen, in denen die Grünen vertreten sind, entsprechend wirksame Maßnahmen zu setzen! (Beifall bei der SPÖ.)
Dass die Politik diesbezüglich etwas tun kann, sieht man anhand des Beispiels eines Plastiksackerls sehr gut. Wie vielleicht einige von Ihnen wissen, haben wir in Österreich im Vergleich mit anderen europäischen Ländern einen wirklich ganz unterdurchschnittlichen Verbrauch. So werden zum Beispiel in Frankreich 275 Plastiksackerln pro Jahr von einer Person verwendet, in Irland sogar 286, in Österreich sind es hingegen nur 42 Stück. Das ist ein wirklich geringerer Anteil, der vor allem darauf zurückzuführen ist – und da richte ich mich jetzt vor allem wieder an die Kollegen von der ÖVP –, dass ein Plastiksackerl in Österreich etwas kostet und dadurch auch von den Konsumenten wertschätzender behandelt wird. Man verwendet es wieder und nimmt es zum Beispiel zum nächsten Einkauf mit.

Das heißt: Mehrweg und auch Mehrweg mit Pfand macht Sinn, denn nichts anderes ist der Preis bei einem Plastiksackerl. – Danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Die Aktuelle Stunde ist somit beendet. 

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 in Zusammenhalt mit § 31 Abs 1 der Geschäftsordnung bekannt, dass eine schriftliche Anfrage von Abgeordneten des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien eingelangt ist.

Von den Abgen Mag Gudenus, Mag Jung und Matiasek wurde eine Anfrage an den Herrn Landeshauptmann betreffend „Billiger Wahlschmäh auf Kosten der Steuerzahler“ einbracht.

Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieser Anfrage wurde von der notwendigen Anzahl von Abgeordneten unterzeichnet.

Gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung wird die Beantwortung der Dringlichen Anfrage bei Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist diese um 16 Uhr noch nicht beendet, wird die Landtagssitzung zur tagesordnungsgemäßen Behandlung dieser Dringlichen Anfrage unterbrochen.

Vor Sitzungsbeginn sind von Landtagsabgeordneten des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien vier Anträge eingelangt. Allen Fraktionen wurden diese Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Die Abgen Dr Wolfgang Ulm und Frau Mag Barbara Feldmann haben am 27. August dieses Jahres gemäß § 30b der Geschäftsordnung eine Gesetzesvorlage betreffend entschlossenes Vorgehen gegen die Auswüchse des Hütchenspielens in Wien eingebracht. Dieser Antrag wurde dem Ausschuss Kultur und Wissenschaft zugewiesen.

Postnummer 1 der Tagesordnung betrifft den 30. Bericht der Volksanwaltschaft 2008 an den Wiener Landtag.

Ich darf in diesem Zusammenhang die Damen Volksanwältinnen, Frau Dr Gertrude Brinek und Frau Mag Terezija Stoisits, und den Herrn Volksanwalt, Herrn Dr Peter Kostelka, herzlich zur Behandlung ihrer Arbeit im Wiener Landtag willkommen heißen! (Allgemeiner Beifall.)
Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich Herr Mag Gudenus zu Wort gemeldet. Ich erteile Herrn Abg Gudenus somit das Wort. – Bitte sehr.

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Volksanwälte und Volksanwältinnen!

Auch ich heiße Sie unsererseits hier im Landtag herzlich willkommen!

Ich möchte mich zuerst ganz herzlich für den sehr umfassenden Bericht, der uns vorliegt, bedanken.

Ich möchte in meiner kurzen Stellungnahme vor allem auf das Thema Jugendwohlfahrt eingehen, das hier auch sehr umfassend beleuchtet wurde. – Ich darf aus Ihrem Bericht zitieren, in dem steht: „Obwohl die Anforderungen und Fallzahlen der Jugendwohlfahrt ständig ansteigen, wurden die Planstellen in der Sozialarbeit seit Jahren nicht entsprechend erhöht, und die Qualität der sozialen Arbeit mit Familien leidet darunter. Die Anpassung der Anzahl der Dienstposten wäre erforderlich.“

Somit stößt auch die Volksanwaltschaft in dasselbe Horn! Auch die Opposition fordert schon seit Jahren, dass in Wien mehr Dienstposten in der Jugendwohlfahrt vorhanden sein sollten und eine Aufstockung des Personals und auch der finanziellen Mittel stattfinden müsste. Diesbezüglich gibt uns die Volksanwaltschaft recht. 

Es wird auch festgestellt, dass in Österreich in den letzten 15 Jahren die Fallzahlen um ungefähr 150 Prozent gestiegen sind. Mit Wien ist das nicht ganz leicht zu vergleichen. Diesbezüglich sind Vergleiche erst im Zeitraum seit 2004 möglich. Insofern wird allerdings festgestellt, dass die Gefährdungsabklärungen um 30 Prozent und die Anzahl der Fälle von Unterstützung der Erziehung in diesem Zeitraum von 2004 bis 2007 um mehr als 50 Prozent gestiegen sind. In anderen Bundesländern wurde mit einer Ausweitung der Planstellen um etwa 10 Prozent auf diesen Rückstand reagiert. In Wien schaut es aber leider etwas trauriger aus! Hier wurde nur mit einer Planstellenvermehrung von weniger als 7 Prozent reagiert. Das heißt, Wien hinkt im Bundesvergleich leider etwas nach.

Das heißt, dass auch dem Bericht der Volksanwaltschaft zu entnehmen ist, dass diese Entwicklung zur Folge hat, dass faktisch nur auf Akutfälle reagiert werden kann und eine längerfristige Betreuung von Familien nicht möglich ist, weil es an Personal mangelt. Es besteht also ein Nachholbedarf. Das wird im Bericht der Volksanwaltschaft ganz dick unterstrichen, und wir Freiheitliche – und ich glaube, diesbezüglich sind wir alle hier im Haus uns einig – wollen eine Stärkung der Jugendanwaltschaft in Wien. Wir sollten nämlich Kinder um jeden Preis schützen. Wir treten für eine Reform der Wiener Jugendwohlfahrt ein. Das hat einen bundeseinheitlichen Zusammenhang, der sehr wichtig ist. In diesem Zusammenhang ist es unerlässlich, die finanziellen Mittel aufzustocken, mehr Personal einzustellen, und es ist auch wichtig, dass KindergartenpädagogInnen, Lehrer und Ärzte verstärkt sensibilisiert werden und die Vernetzung dieser Kontaktpersonen ausgebaut wird.

Es geht auch nicht an, dass Meldungen bei der Jugendanwaltschaft nicht ernst genommen werden, sondern es muss jede Meldung ausnahmslos ernst genommen werden, ohne dass irgendwelche Prioritäten gesetzt werden, weil ich glaube, dass jede Meldung ihre Wichtigkeit hat.

Abschließend möchte ich sagen, dass ich und wir ganz zu den Forderungen des österreichischen Berufsverbandes der SozialarbeiterInnen stehen, der Alarm geschlagen und gesagt hat, dass die Jugendanwaltschaft am Limit ist und Österreich-weit eine Schaffung von mehr als 500 Planposten für SozialarbeiterInnen vonnöten ist. Hinter diese Forderungen stellen auch wir uns! Wien muss in diesem Bereich tätig werden! Wir brauchen mehr Personal, mehr finanzielle Mittel und auch eine interne Revision. – Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Pilz. – Entschuldigen Sie! Ich meinte natürlich: Frau Abg Dr Pilz.

Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Durch den Rollenwechsel zur Präsidentin sind die Kenntnisse der Zusammensetzung des Gesundheitsausschusses hinsichtlich der Gender-Verteilung bei der Frau Präsidentin offensichtlich verloren gegangen! Ich bin nach wie vor Frau Pilz.

Ich freue mich sehr, heute die Volksanwälte und ‑wältinnen hier bei uns begrüßen zu dürfen!

Ich habe mir aus dem umfassenden und wirklich sehr spannenden Bericht die Gestion zum Landespflegegeld besonders vorgenommen, weil das ein Ärgernis ist, über das wir uns seit vielen Jahren auch in diesem Hause ausführlich unterhalten haben, ohne dass seitens der Stadt Wien eine entsprechende Abhilfe geschaffen worden wäre. Ich finde es sehr gut, dass die Volksanwaltschaft dieses Thema aufgreift und etwas betont, was auch schon der Rechnungshof als Kritik geäußert hat, dass nämlich das Landespflegegeld ineffizient aufgewendet wird und es eine Zersplitterung und Beschwernisse hinsichtlich der bürokratischen Abwicklung für die betroffenen Pflegebedürftigen und ihre Angehörigen gibt. Wir alle wissen das. Die zuständige Stadträtin weiß das. Der Gesetzgeber in Wien weiß das. Es nützt jedoch offensichtlich nicht, nur darauf hinzuweisen, dass es so ist. 

Die Ärgernisse, die es für die betroffenen Menschen in diesem Bereich gibt, sind gravierend. Sie haben oft persönliche Folgen hinsichtlich der Versorgungssicherheit und der finanziellen Belastung zu tragen, und manchmal – und das ist, wie ich meine, das Allerschlimmste – sterben Menschen, bevor sie hinsichtlich ihres Pflegegeldanspruchs eine Zusage bekommen haben.

Die überlangen Verfahrensdauern sind eines der wesentlichsten Ärgernisse. Wien liegt da – im März 2009 mit 137 Tagen – an trauriger Spitze. Es kann doch nicht wahr sein, dass man in einer Stadt, die für sich beansprucht und sich dafür rühmt, soziale Sicherheit für alle zu garantieren, 137 Tage warten muss, bis das Verfahren abgewickelt ist und man sein Pflegegeld bekommt, 137 Tage der Verunsicherung, der Unterversorgung, der Unsicherheit!

Das zweite Ärgernis ist die komplexe, intransparente und fehlerhafte Administration. Wir rühmen uns einerseits der guten Verwaltung, müssen aber andererseits feststellen, dass wir offensichtlich nicht imstande sind, den Menschen Klarheit zu geben, wie und wo sie ihren Anspruch geltend machen können: Und dass es schlussendlich Fehler gibt, kann für Betroffene ganz schlimm ausgehen. Wir müssen uns dabei immer dessen bewusst sein, dass wir von einer Bevölkerungsgruppe sprechen, die schwach ist, sich oft von sich aus keine Informationen holen kann und darauf angewiesen ist, dass andere es richtig machen. Oft sind auch die Angehörigen von der Situation überrascht, in der sie sich befinden.

Man muss sich die Situation, die ich hier schildere, nur vorstellen! Würde das einer starken, gut organisierten Bevölkerungsgruppe widerfahren, gäbe es zum Beispiel für leitende Bedienstete, Lehrer oder andere Berufsgruppen intransparente, fehlerhafte Verfahren hinsichtlich der ihnen zukommenden Geldleistungen, dann würden sich diese zu wehren wissen. Pflegebedürftige Menschen sind jedoch sehr häufig in der Situation, dass sie gottergeben darauf warten müssen, bis die Administration tut, was sie soll, oder auch nicht.

Der Rechnungshof und die Volksanwaltschaft haben auch festgestellt, dass es hinsichtlich der Begutachtung sehr großen Handlungsbedarf gibt. Es gibt Ärzte und Ärztinnen, die so viel zu begutachten haben, dass sie höchstens zehn Minuten pro Bedürftigen aufwenden können, und andere machen zwei bis drei Gutachten im Jahr. Beides ist ein Problem für die Qualitätssicherung und für eine einheitliche und gerechte Begutachtung aller Menschen.

Die Auszahlung des Pflegegeldes pro Bezieher differiert in Österreich, und auch diesbezüglich hat Wien die unrühmliche Schlusslichtposition. Mit durchschnittlich 4 730 EUR pro Jahr pro Pflegegeldbezieher liegt hier die Auszahlung am niedrigsten. Ich meine, man wird nicht alles damit argumentieren können, dass halt in einem Bundesland mehr bedürftige Menschen als in einem anderen leben. Es geht nicht an, dass die Menschen offensichtlich ungleich behandelt werden!

Faktum ist, dass es keine umfassende Absicherung in Österreich gegen das finanzielle Risiko gibt, das durch Pflegebedürftigkeit besteht. Das ist in einem Sozialstaat, der sich als modern versteht, nicht zu akzeptieren! Es ist seit Langem schon eine Forderung der Grünen, dass es einen Rechtsanspruch auf eine bedarfs- und bedürfnisorientierte Pflegeunterstützung und -betreuung im Alter geben muss, und dieser muss als subjektives Grundrecht ausgestattet sein. Die Pflegebedürftigkeit muss als kollektives soziales Risiko anerkannt sein und damit von der sozialen Gemeinschaft abgefedert werden.

Bund und Länder sind diesbezüglich in die Pflicht zu nehmen, und Bund und Länder haben auf diesem Gebiet beispielsweise durch bundeseinheitliche Qualitätskriterien, durch Entlastungsmöglichkeiten auch für die pflegenden Angehörigen und zur Sicherstellung ihrer sozialen Absicherung hinsichtlich der Zeit, die sie für Pflege von Familienmitgliedern aufwenden, zusammenzuarbeiten.

Was wir im Zusammenhang mit dem Pflegegeld auch immer wieder kritisieren, ist, dass die Schnittstellen zwischen medizinischer Versorgung und Betreuung und Pflege immer noch schlecht funktionieren. Durch diese Finanzierungslücke ergibt sich das Problem, dass Menschen, wenn sie aufs Pflegegeld warten, in diesen Übergangssituationen in schwer traumatisierende Situationen kommen. Meine Kollegin wird Ihnen beim nächsten Tagesordnungspunkt sehr persönlich schildern, was es für Familien bedeutet, damit konfrontiert zu sein, wenn man zwischen medizinischer Versorgung und Pflegeabsicherung in ein Loch fällt.

Wir meinen auch, dass die Begutachtung beim Pflegegeldgesetz nicht nur durch Ärzte und Ärztinnen zu erfolgen hat. Sie kennen sicherlich die Situation, die uns auch oft von Angehörigen geschildert wird: Die Menschen reißen sich dann zusammen, denn man zeigt begreiflicherweise als Person sehr ungern, wenn man verwirrt oder pflegebedürftig ist, und möchte sich gut darstellen. Das führt oft dazu, dass die Pflegegeldeinstufung zu niedrig getroffen wird. 

Wir meinen, diese Aufgabe kommt nicht nur den Ärzten und Ärztinnen zu, sondern man muss hier auch die Pflege einbinden. Ich meine, es ist ja sozusagen schon durch den Auftrag abzuleiten, dass zur Pflegegeldeinstufung auch die Pflegeberufe herangezogen werden und ihr eigenes Gutachten abgeben. 

Für die Finanzierung der Pflege in Zukunft stellen wir uns einen Pflegefonds vor, der aus vermögensbezogenen Steuern gespeist ist und der sicherstellt, dass alle Risken abgesichert sind, damit man sich nicht in die Situation eines Bittstellers oder einer Bittstellerin versetzt fühlen muss, wenn man pflegebedürftig ist.

Außerdem braucht das Pflegegeld auch eine jährliche Valorisierung. Seit 1993, also seit seiner Einführung, hat das Pflegegeld einen Wertverlust von 20 Prozent erlitten. Stellen Sie sich das vor! Welche gesellschaftliche Gruppe würde sich bieten lassen, in all den Jahren so viel zu Geld verlieren? 20 Prozent Wertverlust seit 1993! Offensichtlich ist die Stimme der Pflegebedürftigen nicht laut genug! 

Man kann mit einem Pflegegeld der Stufe 6 nur einen sehr kümmerlichen Stundenlohn zusammenbringen. Dafür werden 6 EUR 50 gezahlt, und das entspricht einem Deckungsgrad von 7 Prozent bis 58 Prozent, je nach Pflegegeldstufe, ist also in keinerlei Hinsicht eine vollständige Deckung. Wir meinen daher, dass man die Deckelung bei geförderten Betreuungs- und Pflegestunden der ambulanten Dienste unbedingt aufheben muss. Es kann nicht sein, das am Ende noch immer viel Bedarf besteht!

Dass die arbeitsrechtliche Situation der 24 Stunden-Dienste weiterhin höchst fragwürdig ist, ist uns allen klar, denn die Qualifizierung des 24 Stunden-Dienstes gilt laut Hausbetreuungsgesetz als eine selbstständige Tätigkeit, bei der man sich auch frei entscheiden kann, wann und wie man seine Arbeit macht. Das ist sicherlich vor einem Höchstgericht nicht haltbar. Wir wollen nicht hoffen, dass es eines Tages zu Klagen kommt, dass dann, wenn sie gewonnen werden, unter Umständen die Möglichkeit einer Rückforderung wie ein Damoklesschwert über einzelnen Pflegebedürftigen hängt.

Das kann es nicht sein, dass man sozusagen eine arbeitsrechtliche Lösung zusammengebastelt hat, mit der letztlich das Arbeitsleid auf die betroffenen Frauen, die in den 24 Stunden-Diensten tätig sind, und das Risiko auf die Pflegebedürftigen und deren Angehörige abwälzt wird! Man muss sich vor Augen führen, dass bei einem Dauerdienst durch 14 Tage hindurch die Frauen zwar eine theoretische Möglichkeit haben, sich dazwischen zu erholen, es aber Faktum ist, dass sie rund um die Uhr für den Pflegebedürftigen zuständig sind.

Fazit: Ich danke der Volksanwaltschaft, dass diese Frage aufgegriffen wurde und ein ausgezeichneter Bericht betreffend das Landespflegegeld vorgelegt wurde! 

Der Frau Stadträtin, der Stadtregierung und dem Landtag sei gesagt: Machen wir Nägel mit Köpfen! Sichern wir die Pflegebedürftigen für die Zukunft ab, damit sie nicht länger ein Risiko haben und Bittsteller sein müssen! – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächstes zu Wort gemeldet ist Frau Abg Praniess-Kastner. Ich erteile es ihr.

Abg Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte VolksanwältInnen! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Uns liegt der 30. Bericht der Volksanwaltschaft vor, und ich möchte zuallererst seitens meiner Fraktion herzlichen Dank an die VolksanwältInnen für die ausführliche Arbeit an dem uns vorliegenden Bericht aussprechen. Bitte geben Sie unseren herzlichen Dank auch an Ihre MitarbeiterInnen weiter! – Danke. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sinn und Zweck der Volksanwaltschaft ist es, die Verwaltung effizienter und kostengünstiger zu machen. Insofern darf ich gleich einen Appell an die Stadt- und Landesregierung hier im Haus richten: Geben Sie doch dieser unabhängigen Kontrollinstanz auch entsprechende Möglichkeiten! Die Volksanwaltschaft verhilft den BürgerInnen zu ihrem Recht. Sie klärt Missverständnisse und zeigt auch Systemfehler auf. Sie gibt der Stadtverwaltung wertvolle Anregungen. Und ich möchte besonders positiv hervorheben, dass sie in Einzelfällen auch als Vermittlerin in verschiedenen Angelegenheiten auftritt und bei der Suche nach gemeinsamen Lösungen hilft.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Systemfehler werden jedoch keine gelöst. Die politische Arbeit, sich die Systeme hier in der Stadt anzusehen, kann man Ihnen nicht abnehmen! Das ist Ihre Aufgabe als Mehrheitsfraktion. Und ich möchte einige Beispiele nennen, wo man am System etwas verändern müsste und es nicht ausreicht, in Einzelfällen Lösungen herbeizuführen. 

Zum Thema Sozialhilfe: Sozialhilfe ist ein Dauerbrenner, und man kann, wie jedes Jahr, sehr viele Fälle anführen. Dabei handelt es sich um Einzelfälle, und diese Einzelfälle werden gelöst. Der Missstand in dieser Stadt ist aber, dass SozialhilfeempfängerInnen in Wien weiter AlmosenempfängerInnen sind und vor allem von der Landesregierung seit Jahren als BittstellerInnen angesehen werden. Insofern wiegen natürlich diese Einzelfälle, die im Bericht aufgezeigt sind, schwer. Sie betreffen einzelne Menschen, die sich in einer sehr schwierigen Situation befinden. 

Ein Versagen in diesem Zusammenhang, das ich speziell ansprechen möchte, ist im Bericht ausführlich beschrieben, und dieses betrifft nicht nur die SozialhilfeempfängerInnen in dieser Stadt, sondern es betrifft auch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die sich in Ihrem Verantwortungsbereich befinden. Das zeigt, wie Sie mit dem Personal in den Sozialberatungsstellen umgehen.

Wir wissen, dass die Zahl der SozialhilfeempfängerInnen seit Jahren steigt. 2000 hatten wir es mit 46 000 Menschen zu tun, die unser aller Hilfe bedurften. Heuer brauchen an die 100 000 Personen die Sozialhilfe. Damit Sie diese Größenordnung in Relation setzen können: Das ist mehr als die EinwohnerInnenzahl der Stadt Klagenfurt; diese Zahl wurde bereits deutlich überschritten. Der Personalstand in diesem Bereich hat sich aber seit 2000 kaum verändert. Es gab lediglich eine Erhöhung um 65 Dienstposten.

Im Bericht der Volksanwaltschaft ist zu lesen: „Die Aufstockung um 17 Posten bei den Fachbediensteten ist viel zu gering. Schließlich hat sich die Zahl der SozialhilfeempfängerInnen seit 8 Jahren mehr als verdoppelt.“ Meine Damen und Herren! Es gibt 87 Fachbedienstete für 95 000 Fälle! Das ergibt 1 091 Fälle pro Fachkraft. 

Sie, Frau Stadträtin, haben in Ihrer Stellungnahme entgegnet, dass zu den 122 Kanzleibediensteten noch 87 Fachbedienstete bei den Ansuchen und bei der schriftlichen Bearbeitung der Anträge aushelfen, und Sie rechnen auch die SozialarbeiterInnen dazu. Sie rechnen in Ihrer Stellungnahme das gesamte Personal, das in diesem Bereich tätig ist, zusammen. 

Wir haben bereits eine Anfrage gestellt, die ich hier auch thematisiert habe. In dieser Anfrage wurden Sie darauf hingewiesen, dass die SozialarbeiterInnen nicht mehr dazukommen, sich um die Angelegenheiten der SozialhilfeempfängerInnen zu kümmern, und dass sie auch keine präventiven Gespräche führen können und nicht nur für die Verwaltung der Akten zuständig sein sollten.

Auf diese Anfrage haben Sie am 23.2.2009 die Zahl des fallführenden Personals, also ohne Leitpersonal, Rezeption und Sekretariat, für die Jahre 2006 bis 2008 mit 181 und 2009 mit 198 angegeben. – Hier bleibt eine große Differenz zu der in der Stellungnahme zur Volksanwaltschaft genannten Anzahl von 268 MitarbeiterInnen! Ich denke, hier besteht Erklärungsbedarf, weil das für uns nicht nachvollziehbar ist.

Einigkeit besteht sicherlich in diesem Haus darüber, dass die SozialarbeiterInnen Menschen unterstützen sollten, aus ihrer Notlage herauszukommen, und nicht Akten und Menschen verwalten sollten.

Weitere Beispiele aus der Sozialhilfe sind, dass Mietbeihilfen ohne Bescheiderlass eingestellt wurden oder dass SozialhilfebezieherInnen die monatliche Geldaushilfe ohne Bescheiderlass eingestellt wurde. – Es ist schon bemerkenswert, dass die MA 40 vergisst, Bescheide auszustellen! Es kann nicht sein, dass Betroffene, die nicht gut gestellt sind und sich in einer sehr misslichen Lage befinden – sonst müssten sie die Hilfe ja nicht in Anspruch nehmen –, erst über den Umweg eines Verfahrens bei der Volksanwaltschaft zu ihrem Recht kommen! Ich weise darauf hin, dass Sie unseren Antrag zur Bescheidausstellung der Sozialhilfe bereits mehrfach abgelehnt haben.

Meine Damen und Herren! Ein großer Teil des Berichtes der Volksanwaltschaft betrifft auch Heimbewohner- und Behindertenrechte. Dabei geht es zum Beispiel um die nachträgliche Einforderung von Kostenbeiträgen.

Ich schildere Ihnen ganz kurz, worum es in einem konkreten Fall geht: Ein junger Mann mit Behinderung befindet sich in einer Beschäftigungstherapie, und der FSW fordert nachträglich von der Mutter, die die Sachwalterin des jungen Mannes ist, Kostenbeiträge für diese Beschäftigungstherapie ein, und zwar in Höhe von 30 Prozent des Pflegegeldes. Die Betroffene war natürlich davon ausgegangen, dass das Pflegegeld ihrem Sohn zusteht, und hat es auch in gutem Glauben für ihren Sohn ausgegeben. Nachdem die Frau glaubhaft machen konnte, dass das bezogene Pflegegeld gutgläubig für die Bedürfnisse des Sohnes verwendet wurde, hat der FSW auf die nachträgliche Leistung des Kostenbeitrages aus sozialen Gründen verzichtet. 

Das ist aber leider nicht der einzige derartige Fall! Die Empfehlung der Volksanwaltschaft lautet: „Rückforderungen der Kostenbeiträge sind nur dann vorzunehmen, wenn der Beitragspflichtige eine Einkommensänderung und den Bezug von pflegegeldbezogenen Geldleistungen schuldhaft nicht angezeigt hat, bewusst verschwiegen oder durch unwahre Angaben veranlasst hat. Ansonsten sollte der FSW aus Rücksicht auf die Psyche der betroffenen Angehörigen von vornherein auf die Rückforderung verzichten.“

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es ist klar: Wenn Menschen auf die rechtliche Lage aufmerksam gemacht und hingewiesen werden, muss man das dann auch exekutieren. Und natürlich stimmt rechtlich auch die Argumentation der Stadträtin, die entgegnet hat, dass der FSW nicht von vornherein auf die Rückforderung der zu bezahlenden Kostenbeiträge verzichten kann. Er ist dazu verpflichtet, wenn das keine besonderen sozialen Härten zur Folge hat. 

Da gebe ich Ihnen ganz recht! Rechtlich stimmt die Argumentation. Aber auf diese Möglichkeit der nachträglichen Rückforderung wird zwar im Gesetzestext hingewiesen, nicht aber werden die Antragsteller darauf hingewiesen. Und ich meine, wir können nicht davon ausgehen, dass jeder, der eine Leistung der Stadt beansprucht, das Wiener Behindertenhilfegesetz auswendig kennt und somit weiß, dass es zu einer nachträglichen Rückforderung kommen könnte.

Insofern kann ich dem, was die Volksanwaltschaft empfiehlt, sehr viel abgewinnen, und ich würde bitten, aus sozialen Gründen von solchen Rückforderungen abzusehen, wenn die Menschen von vornherein nicht darauf aufmerksam gemacht wurden, was da auf sie zukommen kann.

Weiters gibt es im Behindertenbereich Probleme mit der Weitergewährung einer Beschäftigungstherapie. Herr L, ein junger Mann, war in einer Beschäftigungstherapie im Verein „Special Home“ in Stockerau. Daraufhin hat seine Mutter, die Sachwalterin ist, einen Antrag auf voll betreutes Wohnen in diesem Verein gestellt. Dieser Antrag wurde abgelehnt, da die Unterbringung in einer speziellen Einrichtung – ich zitiere: „behinderungsbedingt als nicht zwingend erforderlich erachtet“ wurde. Man könnte jetzt darüber streiten, was „als zwingend erforderlich erachtet“ bedeutet. Wenn die Mutter dieses jungen Mannes es zu Hause nicht mehr schafft, den jungen Mann ausreichend zu versorgen und ihm die Pflege angedeihen zu lassen, die er braucht, dann ist meiner Meinung nach diese Stellungnahme des FSW wirklich zu hinterfragen. Während des volksanwaltschaftlichen Prüfungsverfahrens hat der FSW dem Beschwerdeführer dann allerdings doch recht gegeben und die Wohnunterbringung für drei Jahre im Verein „Special Home“ möglich gemacht.

Meine Damen und Herren! Ich komme jetzt zu einem weiteren Thema, das uns in dieser Stadt im Behindertenbereich immer wieder beschäftigt, nämlich wie in dieser Stadt mit Menschen mit Behinderung umgegangen wird. Die Volksanwaltschaft bespricht ein Beispiel dafür, aber es gibt kaum Rechtsansprüche auf Leistungen für Menschen mit Behinderung in dieser Stadt, und es gibt auch keine Mitsprachemöglichkeit für Menschen mit Behinderung.

Wir haben in Wien ein 40 Jahre altes Behindertengesetz, das mittlerweile durch ein Chancengleichheitsgesetz ersetzt wurde. Die Begutachtungsfrist ist bereits vorüber, und die Interessenvertretung behinderter Menschen hatte keine Möglichkeit, an der Gesetzesentstehung mitzuwirken, wie es aber rechtlich und gesetzlich vorgesehen wäre. Abgesehen davon – wir werden ja noch Gelegenheit haben, über dieses neue Wiener Chancengleichheitsgesetz zu sprechen – kann von Chancengleichheit hier leider nicht die Rede sein. 

Zum Landespflegegeld: Es ist auch ein Sittenbild in dieser Stadt, dass die Volksanwaltschaft von sich aus nachfragen muss, ob die Empfehlungen des Rechnungshofs betreffend Verkürzung der Verfahrensdauer bereits umgesetzt wurden. Meine Kollegin Sigrid Pilz von der grünen Fraktion hat das ausreichend thematisiert: Leider ist das nicht der Fall, die Verfahrensdauer dauert noch immer über drei Monate. 70 Prozent der Verfahren dauern länger als drei Monate, und seit dem Rechnungshofbericht vom September 2008 liegen die Zahlen bei 72 Prozent. Das heißt, man kann nicht von einer wirklichen Verbesserung sprechen. Zusammenfassend kann man sagen: Wien tritt hier leider auf der Stelle, und zwar zu Lasten der pflegebedürftigen Personen in Wien.

Die unbefriedigende Pflegegeldeinstufung bei Kindern mit Behinderung hat Kollegin Pilz auch schon thematisiert. Wir hatten ausführlich Gelegenheit, auch in der Untersuchungskommission für Psychiatrie darüber von ExpertInnen zu hören und uns darüber zu unterhalten, was das für Kinder mit Behinderung bedeutet. Sie wissen: Therapieangebote stehen teilweise nicht zur Verfügung, und wenn sie zur Verfügung stehen, ist nicht immer gewährleistet, dass die Sozialversicherungsträger die Kosten dafür übernehmen. – Umso wichtiger ist es, den Kindern dieses Pflegegeld zuzugestehen, das ihnen auch tatsächlich gebührt, um teilweise die Kosten abzudecken, die von anderen Institutionen nicht mehr abgedeckt werden.

Meine Damen und Herren! Ich komme schon zum letzten Punkt, nämlich zum Thema Barrierefreiheit, das ein Dauerbrenner auch in der Berichtslegung der Volksanwaltschaft ist. – Die Umsetzung von baulichen Maßnahmen betreffend Barrierefreiheit dauert in Wien leider sehr lange, und zwar seltsamerweise auch dort, wo Patientinnen und Patienten diese in der Stadt benötigen. 

2007 wurde von der Volksanwaltschaft kritisiert, dass es in der Schmerzambulanz im Wilhelminenspital keinen Aufzug gebe. Meine Damen und Herren! Dort geht man nicht wegen Zahnschmerzen, sondern wegen anderer, gröberer Schmerzen hin! Zunächst hieß es, dass die Übersiedlung der Schmerzambulanz in ein entsprechendes Gebäude drei bis fünf Jahre dauern würde und für einen entsprechenden Aufzug kein Geld vorhanden sei. Anschließend meinte die Stadträtin, laut Auskunft der Technischen Direktion des Spitals befinde sich der Einbau eines Treppenlifts nach eingehender Überprüfung in der Umsetzungsphase, und dieser werde im Herbst 2009 eröffnet werden. – Ich meine, zwei Jahre für den Bau eines Treppenlifts in einer Ambulanz, die man nicht erreichen kann, wenn man starke Schmerzen im Bewegungsapparat hat, sind eine Zumutung! 

Meine Damen und Herren! Auch das TownTown-Gebäude ist nicht barrierefrei. Das sagt nicht nur die Volksanwaltschaft, sondern wir hatten bereits auch in den Ausschüssen eingehend Gelegenheit, uns darüber zu unterhalten. Die Stadt Wien betont in diesem Zusammenhang, dass sie nur Mieterin ist. Trotzdem bleiben zwei Fragen offen: Weshalb mietet man sich in einem Bürogebäude ein, in dem nicht nur die MA 15 untergebracht ist, das nicht barrierefrei ist, und weshalb ist man bereits übersiedelt? – In der Stellungnahme der Frau Stadträtin wird von einem schlüssigen Gesamtkonzept für die dort angesiedelten Dienststellen gesprochen. Nach einem schlüssigen Gesamtkonzept, meine Damen und Herren, sieht das nicht aus! 

Ein sehr leidiges Thema sind auch die Amtshäuser in Wien. Hier wird das Beispiel des Amtshauses in Währing gebracht. – Wir alle wissen, dass Bezirksvertretungssitzungen dort stattfinden. Dieses Amtshaus ist jedoch für Menschen mit Behinderung ohne fremde Hilfe nicht begehbar. Die Magistratsdirektion und die Bezirksvorstehung Währing weisen in einer Stellungnahme darauf hin, dass es nicht reicht, dass der Eingang mit einer Rampe überwunden werden könne, weil Barrierefreiheit auch im Gebäude nicht gegeben ist. Das heißt, die Realisierung der Barrierefreiheit für das Amtshaus in Währing ist mit sehr hohen Kosten verbunden. Die Volksanwaltschaft meint aber auch, dass sich eine Umsetzung der Barrierefreiheit trotz der angespannten finanziellen Situation in absehbarer Zeit realisieren lassen müsste.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Dieser Meinung schließen wir uns natürlich sehr dringend an und bringen einen Antrag ein, den wir schon einmal eingebracht haben, und ich hoffe, Sie können diesmal zustimmen! Es geht um die Bereitstellung eines Sonderbudgets zum Umbau von nicht barrierefreien Amtsgebäuden in barrierefreie. Meine Kollegin Abg Ingrid Korosec und ich bringen folgenden Beschlussantrag ein: 

„Die zuständige Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke möge dafür sorgen, dass für die Sicherstellung der noch ausständigen Adaptierung zum barrierefreien Umbau der Amtsgebäude den Bezirken ein Sonderbudget zur Verfügung gestellt wird.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Wir bringen noch einen weiteren Antrag zu einem Thema ein, das auch ausführlich im Bericht der Volksanwaltschaft behandelt wird: Es geht um das Wiener Aufzugsgesetz. 

Ich schildere ganz kurz den Fall: Ein Vater kann seinen 40 Kilo wiegenden Sohn mit Behinderung nicht mehr über die Treppe seines Hauses hinauf tragen. Das Kinderzimmer liegt im Obergeschoß. Er sucht bei der MA 50 um Förderung an und beauftragt gleichzeitig ein konzessioniertes Unternehmen mit dem Einbau eines Treppenlifts. Und statt dass der Mann wie angekündigt die 75 Prozent der Kosten refundiert bekommt, verlangt die Behörde immer weitere Unterlagen und erteilt auch neue Auflagen. Der Mann soll ein Gutachten auf Basis des Wiener Aufzugsgesetzes beibringen. Die veranschlagten Gutachterkosten hätten allerdings bereits die Förderkosten überschritten, und so ist der Vater des behinderten Kindes auf die Idee gekommen, sich an die Volksanwaltschaft zu wenden.

Im konkreten Fall hat ein Aufzugssachverständiger dieses Gutachten dann gratis erstellt, weil er die Sendung „Bürgeranwalt“ gesehen, diesen Fall als dramatisch erachtet und sich daher bereit erklärt hat, das notwendige Gutachten kostenlos zur Verfügung zu stellen. Die Förderung wurde letztlich bewilligt.

Dass das Wiener Aufzugsgesetz einen batteriebetriebenen Treppenlift in einem Privathaus hinsichtlich Einbau und Wartung mit einem Aufzug für ein mehrstöckiges Mietshaus gleich setzt, ist für die Volksanwaltschaft, aber auch für uns nicht nachvollziehbar! – Ich darf Volksanwältin Brinek aus der Sendung „Bürgeranwalt“ zitieren: „Der Wiener Gesetzgeber sollte handeln und wie in den übrigen Bundesländern ebenfalls zwischen Treppenlift und anderen Aufzügen unterscheiden.“

Das ist sicherlich kein Einzelfall, aber dieser Fall wurde an die Volksanwaltschaft herangetragen. – Ich meine deswegen, dass das kein Einzelfall sein kann, weil Menschen mit Behinderung nicht nur in barrierefreien Wohnungen leben, sondern auch in Häusern, und der Einbau eines Treppenliftes – ich glaube, das brauche ich nicht näher auszuführen – ist oft die einzige Möglichkeit, eine pflegebedürftige Person zu Hause zu betreuen.

Deswegen stellen mein Kollege Mag Bernhard Dworak, Kollegin Claudia Smolik und ich einen Antrag betreffend Schaffung einer Ausnahmeregelung im Wiener Aufzugsgesetz für den Einbau von Treppenschrägaufzügen in Kleinhausbauten. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich bin damit am Ende meiner Rede. Wir werden den Bericht der Volksanwaltschaft selbstverständlich zur Kenntnis nehmen. Meine Kollegin Anger-Koch wird sich später noch mit dem Thema Jugendwohlfahrt beschäftigen und auch zwei Beschlussanträge einbringen. 

Meine Damen und Herren von der Stadtregierung! Vielleicht nehmen Sie diesen Bericht als Auftrag mit und sehen ihn als Arbeitsprogramm für die noch laufende und auch kommende Legislaturperiode. Es geht nicht nur darum, Einzelfälle zu lösen. Das System dahinter muss verbessert werden, und das zum Wohle der Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Hatzl. Ich erteile es ihr.

Abg Eva-Maria Hatzl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Volksanwältinnen! Sehr geehrter Herr Volksanwalt! Meine Damen und Herren! 

Berichte der Volksanwaltschaft an den Wiener Landtag sind immer sehr wichtige Berichte, und die entsprechenden Informationen werden von uns, besonders von der Sozialdemokratie, aufmerksam gelesen, besprochen und in sehr vielen Fällen als Maßstab und Wegweiser für politische und sachliche Entscheidungen verstanden. 

Die Volksanwaltschaft, übrigens vor einigen Jahrzehnten unter Bundeskanzler Kreisky eingerichtet, ist für Bürgerinnen und Bürger, die glauben, im Unrecht zu sein, eine wichtige Instanz mit hoher Glaubwürdigkeit, Fachkompetenz und Anerkennung. Daher ist den Damen und Herren Volksanwälten und ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern immer wieder und auch heute berechtigt zu gratulieren und Anerkennung auszusprechen. (Beifall bei der SPÖ.)
Dennoch muss man gestehen und anerkennen, dass es bei einzelnen Fachthemen auch unterschiedliche Rechts- und Beurteilungsauffassungen geben kann, gibt und, wie ich glaube, auch künftig geben wird. 

Im Bericht wird festgestellt, dass 2008 die Volksanwaltschaft in 829 Fällen von Wienern aufgerufen wurde. 829 Mal ist nicht wenig, aber Hand aufs Herz: Bei zigtausenden Entscheidungen, die jährlich durch die Verwaltung getroffen werden, ist das keine Zahl, die Anlass zur Sorge gibt.

Ich fühle mich bestätigt, weil von den erledigten Beschwerden laut Volksanwaltschaft etwa 60 Prozent ohne Missstandsfeststellung abgeschlossen wurden. Lediglich bei 15 Prozent der abgeschlossenen Prüfungen meint die Volksanwaltschaft, einen Missstand zu erkennen. Mit diesen hat man sich besonders zu beschäftigen, und dies geschieht bei unseren amtsführenden Stadträtinnen und Stadträten und verantwortlichen Mitarbeitern der Stadt Wien. 

Lassen Sie mich einige Themen des Berichtes ansprechen: Die Volksanwaltschaft kritisiert den Personalstand für den Bereich der Sozialhilfe. – Ich zitiere dazu aus der Stellungnahme der Stadt Wien: „Die im Bericht der Volksanwaltschaft angeführte Anzahl von 122 Kanzleibediensteten in den Wiener Sozialzentren ist grundsätzlich richtig, doch wurde übersehen, dass auch diese Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen für die Beratung und Betreuung der SozialhilfeempfängerInnen voll tätig sind.“

Wegen einer mittlerweile erfolgten höheren Bewertung und damit auch finanziellen Anerkennung dieser qualitativ hochwertigen Aufgaben in den Sozialzentren wurden 2009 insgesamt 17 Dienstposten ausschließlich für Fachbedienstete des Verwaltungsdienstes zusätzlich geschaffen. Da auch die diplomierten Sozialarbeiter und Sozialarbeiterinnen in die Betreuung und Beratung der Sozialhilfeempfänger und -empfängerinnen eingebunden sind, stehen somit seit 1. Jänner 2009 insgesamt 280 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter den etwa 95 000 Sozialhilfeempfängern und -empfängerinnen zur Verfügung. Zur Optimierung der administrativen Abläufe ist eine Organisationsänderung in den Sozialzentren derzeit in Umsetzung und wurde im Juli 2009 auch ein externes Callcenter implementiert.

Diese Maßnahmen sollen einer effizienten und raschen Bewältigung von Verfahren sowie der Entlastung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vor allem von Tätigkeiten, die nicht zu ihren unmittelbaren Kernaufgaben zählen, dienen.

Wie gesagt: Es gibt Anregungen und positive Reaktionen, aber auch eine kritische Darstellung hinsichtlich des Bereichs Heimbewohner und Behindertenrecht. – Auch in diesem Zusammenhang zitiere ich aus der Stellungnahme: „Der Fonds Soziales Wien hat, wie bereits im Bericht der Volksanwaltschaft angeführt, eine neue ergänzende Richtlinie ‚Meldepflicht bei Gefährdung des oder der Klienten/in’ gemeinsam mit den Organisationen des Dachverbandes Wiener Sozialeinrichtungen erarbeitet. Dies ist bereits seit 8. April 2008 gültig und mit sämtlichen anerkannten Einrichtungen abgestimmt. Sofortmaßnahmen obliegen der leistungserbringenden Organisation beziehungsweise der Betreuungsperson vor Ort unter Beachtung organisationsinterner Richtlinien zur Thematik.“

Sehr ernst zu nehmen sind die Feststellungen der Volksanwaltschaft im Kapitel Gesundheitswesen betreffend Briefformulierungen oder Überbringung einer Todesnachricht. Auch hier wurde bereits sensibel reagiert.

Ebenso war die Anregung der Volksanwaltschaft bezüglich Ausstellung eines Sehbehindertenausweises Anlass für genauere Anträge an die Gutachter.

Nun noch einige Bemerkungen zum Bereich Wohnen. Hier wurden einige wenige Einzelfälle angesprochen, die zum Teil noch immer in rechtlicher Prüfung stehen beziehungsweise gerichtsanhängig sind und deren Ergebnis noch nicht vorliegt.

Fehlerhafte Abrechnungen und unrichtige Mietzinsvorschreibungen, wie im Bericht dargestellt, sollten nicht vorkommen, aber nennen Sie mir eine Hausverwaltung, wo noch kein menschlicher Fehler passiert ist. Wir wissen, das sind ganz wenige Vorkommnisse, die sofort korrigiert wurden. 

Natürlich auch hier ein Dank an die Volksanwaltschaft für diverse Anregungen. Ich bin überzeugt, würde die Volksanwaltschaft auch private Hausverwaltungen prüfen können, wir hätten bei Wiener Wohnen ein Vorzugszeugnis. 

Nochmals einen Dank den Mitarbeitern der Volksanwaltschaft und Dank für die Entscheidung vor Jahren, diese Einrichtung auch in Wien einzusetzen. Wir Sozialdemokraten nehmen diesen Bericht – es ist der 30., somit eigentlich ein Jubiläumsbericht – für 2008 zur Kenntnis. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Abg Frank. Ich erteile es ihr. 

Abg Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Sehr geehrte Vertreter der Volksanwaltschaft! Meine Damen und Herren! 

Ich wollte mir das, was die Frau Hatzl jetzt gesagt hat, eigentlich für den Schluss aufheben, möchte aber jetzt damit beginnen.

Es stimmt, es werden hier Einzelfälle aufgezeigt, aber es sind Einzelfälle von Menschen, die als Bittsteller einen sehr langen Leidensweg hinter sich haben, die nur stellvertretend für eine sehr, sehr große Anzahl von Bürgerinnen und Bürgern stehen, die in dieser Stadt leben, die als letzten Ausweg den Gang zur Volksanwaltschaft gewählt haben, und es sind nicht Einzelfälle, weil nicht mehr passiert. Das soll man hier schon einmal festhalten. 

Ich möchte mich bei der Volksanwaltschaft sehr, sehr herzlich dafür bedanken, dass sie sehr ausführlich und auch sehr gut nachvollziehbar die Fälle geschildert hat. Ich möchte mich zunächst einmal nur im Großen und Ganzen mit diesem Bericht befassen und dann auf zwei Dinge ein bisschen näher eingehen.

Bei diesem Fall mit dem Blenden durch Flutlichtanlagen, Spiegel und so weiter werden jetzt Studien in Auftrag gegeben. Ja, das ist richtig und das ist gut, aber es gab hier ja auch Fälle, wo man bereits beim Bürgeranwalt war, wo man x Schreiben vielleicht an den Herrn Bürgermeister, an den Herrn Stadtrat, an die einzelnen Mitglieder des Gemeinderates gerichtet hat und wo keine Hilfestellung geleistet wurde, und nur, weil jetzt die Volksanwaltschaft das aufzeigt – und das ist gut so –, wird eine Studie in Auftrag gegeben. Viele Menschen – und das wissen die Damen und Herren der Sozialdemokratie ganz genau – können sich den Weg zum Gericht nicht leisten, denn sonst würde hier manches anders aussehen, denn es ist nicht alles so zur Zufriedenheit, wie man uns das eben darstellen wollte. 

Hier möchte ich jetzt einmal einen Fall schon näher beleuchten. In diesem einen Fall geht es darum, dass eine Dame, deren Mann stark pflegebedürftig war, anstelle der Badewanne eine Duschkabine eingebaut haben wollte. Sie wusste, dass sie nur Mieterin bei Wiener Wohnen ist, und hat daher zuerst Wiener Wohnen als Eigentümer befragt, was sie jetzt zu tun hätte, damit auch alles rechtens ist, weil ihr Mann schon so schwer pflegebedürftig ist, dass er nicht mehr in eine Badewanne steigen kann. Wiener Wohnen hat ihr daraufhin geraten, das Problem mit einem Kontrahenten, der ja für die Stadt Wien verpflichtet ist, zu besprechen, denn nur ein Fachmann dürfe diese Änderung vornehmen. 

Die Dame hat daraufhin mit einem Fachmann von Wiener Wohnen, oder zumindest beauftragt durch Wiener Wohnen, alles besprochen und die Umbauarbeiten um einige tausend Euro durchführen lassen. Und nun beginnt für die Frau der eigentliche Leidensweg. Sie war jetzt der Meinung: Ich habe Wiener Wohnen befragt, ich habe das vom Fachmann machen lassen, ich habe gesagt, dass mein Mann schwer pflegebedürftig ist, das bedeutet, es ist ein behindertengerechter Einbau. Nein! Man hat der Dame nämlich eine 35 cm hohe Duschtasse eingebaut, sodass der Einstieg natürlich von jemandem, der in irgendeiner Form behindert ist, sei es, dass er nicht mehr richtig gehen kann oder überhaupt insgesamt gebrechlich ist, bestimmt nicht bewältigt werden kann, und – und das ist die Dramatik – es entspricht natürlich nicht den Förderkriterien. 

Sie hat an den Herrn Bürgermeister geschrieben, sie hat an den Herrn Stadtrat geschrieben, sie hat an verschiedene Oppositionsparteien geschrieben, und ich habe ihr auch geantwortet und wollte sie zuerst noch an das Kuratorium für Behinderte verweisen, damit sie vielleicht von dort noch einen Zuschuss bekommt. Aber es entspricht nun einmal nicht den Richtlinien. Worauf ich selbst mit der Frau Dr Strassl gesprochen und gemeint habe, hier sei etwas passiert, man könnte das ja noch richtigstellen. Es passierte nichts. Ich habe Ihnen, Herr Stadtrat, das Schreiben dieser Dame persönlich übergeben – nur passierte nichts.

Und das ist das Fatale in dieser Stadt: Es passiert nichts. Die Bürger wissen nicht mehr aus noch ein, sie kommen nicht zu ihrem Recht. Und Sie wissen, dass niemand Sie verklagen kann, weil sich das die wenigstens leisten können. Erst jetzt, nachdem sich die Volksanwaltschaft damit auseinandergesetzt hat, stellt man in Aussicht, dass noch was passieren kann.

Ich rede jetzt für den Bereich Wohnen, aber ich meine, dieser ganze Volksanwaltschaftsbericht ist aufgebaut auf Kulanzlösungen, man wird es noch einmal überdenken und so weiter. Richtig, aber man überdenkt nur diese Einzelfälle. Wenn es bei Betriebskostenabrechnungen einen Fehler gibt, dann ist das sicher nicht nur bei diesem einen Mieter in einer Wohnhausanlage passiert, sondern vielleicht auch noch bei 30 anderen, nur haben sich diese 30 nicht an die Volksanwaltschaft gewandt und daher müssen die eben einen überhöhten Betrag bezahlen. Und so etwas finde ich nicht richtig. 

Wenn man es ernst nimmt mit der Aussage, wir sind für die Bürger da, wie Sie es beim Amtsantritt ja auch groß plakatiert haben in jeder Wohnhausanlage, dann soll man zumindest die Probleme ernst nehmen, den Bürgern schreiben oder positiv darauf reagieren, aber nicht warten, wieweit der Atem des Einzelnen geht, und hoffen, dass es sich vielleicht von selbst erledigt, denn geklagt können wir nicht werden.

Ganz kurz möchte ich nun noch zu dieser leidigen Treppengeschichte etwas sagen. Und zwar ist es nicht alleine die Tatsache, dass hier eine Behindertentreppe sehr umständlich hätte genehmigt werden sollen, sondern es war die Aussage, die Sie oder einer Ihrer Mitarbeiter dazu getätigt haben, dass es deshalb besonders wichtig ist, dass ein Treppenlift so eingehend geprüft wird, als ein öffentliches Interesse bestehe, weil Personen, insbesondere Personen mit Behinderungen, keiner Gefährdung ausgesetzt werden sollen, die auf eventuell unsachgemäße Montage zurückzuführen ist.

Herr Stadtrat, wenn Sie auf Grund des Kleingartengesetzes dem Bürger zumuten, dass das Innere eines Kleingartenhauses nicht bewilligungspflichtig ist, dann geben Sie ihm ja damit auch zu verstehen, dass Sie ihm vertrauen, dass eine Treppe diesen Anforderungen entspricht, denn es darf ja nicht nur der Lift für Personen mit Behinderungen keine Gefährdung darstellen, das muss ja schon einmal die Treppe als solche. 

Und dann kommt noch ein wesentlicher Punkt dazu, warum diese ganzen Gutachten überhaupt nicht erforderlich waren. Wenn nämlich die Wand, wo der Lift montiert werden soll, das Gewicht des Liftes nicht aushalten würde, so hat ja bitte jeder Handwerker auch eine Hinweispflicht. Da hätte man sowieso gesagt, hier ist es unmöglich, etwas zu montieren oder wie immer. Also das dann so aufzublähen, dass unterm Strich vielleicht ein Minus für die Betroffenen herauskommt, dazu muss ich schon sagen, das hätte man sicher noch besser machen können.

Ich möchte mich noch einmal herzlich bedanken, dass die Volksanwaltschaft diese Fälle aufgezählt hat und schon noch einmal darauf hinweisen, dass jeder dieser Einzelfälle für sich für eine Menge gleichgearteter Fälle liegt, die nur noch nicht aufgezeigt worden sind. Würden alle ihre Probleme zur Volksanwaltschaft tragen, dann würden sie sich vielleicht in einem sehr großen Gebäude einmieten müssen, um das alles zu bewältigen. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Zu Wort gemeldet hat sich Frau Abg Smolik. Ich erteile es ihr.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte VolksanwältInnen! Meine Damen und Herren!

Ich möchte auf zwei Bereiche zu sprechen kommen, die in dem Volksanwaltschaftsbericht wieder einmal beziehungsweise sehr deutlich angesprochen werden.

Der erste Bereich ist der Bereich des Personalmangels, der sich eigentlich durch den ganzen Sozialbereich durchzieht. Wir haben in diesem Bericht Hinweise darauf, dass es eklatanten Personalmangel im Sozialhilfebereich gibt. Die Zahl der SozialhilfeempfängerInnen – das ist hier ja schon ausgeführt worden – hat sich in den letzten Jahren verdoppelt, der Personalstand hat damit nicht in diesem Maß Schritt halten können und es wurde nur minimal aufgestockt. 

Ich weiß nicht, wie viele Berichte, Stellungnahmen von Betroffenen, von den PersonalvertreterInnen wir noch brauchen, um darauf zu reagieren, dass wir hier ganz klar einen Mangel haben und dass hier Handlungsbedarf gegeben ist. Wenn dann im Bericht der Volksanwaltschaft sogar angeführt wird, dass eine qualitativ hochwertige Betreuung nicht mehr gewährleistet werden kann, so muss man doch als Stadtregierung endlich merken, dass hier Feuer am Dach ist und dass hier endlich Handlungen gesetzt werden müssen und es nicht genügt, dass nur schöne Worte gesagt und Presseaussendungen verschickt werden. 

Das betrifft auch den Bereich der Jugendwohlfahrt, auf den ich näher eingehen möchte. Es gibt ja auch zwei Anträge der ÖVP, denen wir gerne zustimmen, die sich mit diesem Thema beschäftigen.

Immer wieder wird in Medien und in Berichten – so auch wieder hier auf Seite 15 – darauf hingewiesen, dass im Bereich der Sozialarbeit in der Jugendwohlfahrt mehr qualifiziertes Personal notwendig ist. Wenn man sich die Fallzahlen anschaut, die hier sehr deutlich und sehr klar vorkommen, so kann man doch nicht hier sitzen und so tun, als müsste man nichts unternehmen. Denn wenn das Personal in den letzten 15 Jahren genau um 21 Personen gestiegen ist in diesem Bereich, so muss man sich doch langsam überlegen, ob hier nicht wirklich endlich auch einmal Schritte gesetzt werden müssten. 

Es ist nicht einzusehen, dass dann in Presseaussendungen von KollegInnen, die hier im Hohen Landtag sitzen, mir als Abgeordneter der Opposition ausgerichtet wird, ich mache den ganzen Sozialbereich schlecht, wir verbreiten Lügen, Unwahrheiten und, und, und, was auch immer da zu lesen ist. Egal, wer von der Opposition seit Jahren darauf hinweist, dass wir hier Personal benötigen, egal, dass vor allem auch die SozialpädagogInnen bei ihrer Kundgebung am Samstag sehr eindrucksvoll darauf hingewiesen haben, wie dringend notwendig sie mehr Personal brauchen, sie alle werden abqualifiziert über Presseaussendungen, als wüssten nicht genau jene Personen am besten Bescheid, wie es um die Jugendwohlfahrt in dieser Stadt bestellt ist.

Wenn ich dann weiter in diesem Bericht lese, dass nur mehr auf Akutfälle reagiert werden kann und Familien nicht mehr längerfristig betreut werden können – das sagt die Volksanwaltschaft, das sage nicht ich als Vertreterin der Opposition; ich habe es auch schon hier gesagt und habe es auch wieder bestärkt –, so muss man doch endlich Taten setzen. 

Und dann kriege ich dieses Heft, das an alle MitarbeiterInnen der Stadt Wien geht, das „wien.at“. (Die Rednerin hält ein Exemplar in die Höhe.) Da steht dann so eine ganz kleine Notiz, es wurden ohnehin 30 Dienstposten bei den SozialpädagogInnen bewilligt. Nur, von den 30 Dienstposten sind nach wie vor nicht alle besetzt. Seit Jahren warten die KollegInnen in diesem Bereich auf die Besetzung der Planstellen. Es werden dann zögerlich – sehr, sehr zögerlich – Planstellen bewilligt, aber es wird nicht nachbesetzt beziehungsweise wird niemand eingestellt. 

Natürlich ist es schwierig, PädagogInnen zu finden, die in diesem Bereich noch arbeiten, denn wir wissen alle, wie die Bedingungen in diesem Bereich sind. Aber dass nicht einmal die beschlossenen Dienstposten nachbesetzt werden, ist ein Armutszeugnis für diese Stadt.

Und wenn man dann noch auf die glorreiche Idee kommt, den Personalmangel mittels Zivildienern auszugleichen, dann ist das nicht mehr die qualitativ hochwertige Betreuung der Familien, die wir uns vorstellen. Zivildiener sind gut und wichtig, es ist gut, dass die auch Dienst in Sozialbereich machen, aber 18-jährige junge Männer, die ihren Zivildienst ableisten, mit Situationen zu konfrontieren, wie sie in Krisenzentren sehr wohl oft zu finden sind, wie sie in Einrichtungen der Jugendwohlfahrt zu finden sind, ist nicht zumutbar – weder den KlientInnen dort noch den Zivildienern. (Beifall bei den GRÜNEN.) Dafür sind die nicht ausgebildet, dafür braucht es ausgebildete SozialpädagogInnen und SozialarbeiterInnen und nicht eine Notlösung, indem Zivildiener eingesetzt werden.

Ich weiß, wie gesagt, nicht, wie lange Sie noch warten wollen. Es steht ja jetzt die KDZ-Studie im Raum, die ja angeblich bis Oktober fertig werden wird. Wir sind schon sehr gespannt, was bei dieser Studie herauskommt. Wir nehmen an, es wird – wie auch in diesem Bericht – sehr deutlich herauskommen, dass wir in diesem Bereich mehr Personal brauchen. Die KDZ-Studie beschäftigt sich aber nur mit einem kleinen Bereich, nämlich dem Bereich der Sozialarbeit und leider nicht mit dem Bereich der SozialpädagogInnen. Deswegen möchte ich einen Antrag einbringen, dass wir, so wie die KDZ-Studie für die SozialarbeiterInnen, eine Personalbedarfsanalyse für den sozialpädagogischen Bereich beauftragen, die wissenschaftlich begleitet wird und aus der dann auch die konkreten Schlüsse gezogen werden.

In formeller Hinsicht beantrage ich die Zuweisung des Antrages an den Ausschuss. 

Auf ein zweites Thema möchte ich noch zu sprechen kommen, das wir heute überraschenderweise auch schon in der Fragestunde behandelt haben, das ist der Kindergarten.

Wir haben in der Fragestunde über die Frage der 15a-Vereinbarung mit den Ländern zum kostenfreien Kindergarten für die Fünfjährigen gesprochen, und es ist hier in diesem Bericht auch ein Fall von einer Beschwerdeführerin angeführt, die in Niederösterreich wohnt und in Wien arbeitet. Auch ich habe in der Fragestunde – an den Herrn Stadtrat gerichtet – schon gesagt, es kann nicht sein, dass die Eltern hier zum Spielball zwischen den Ländern Niederösterreich und Wien werden, dass sich diese beiden Länder nicht einigen können, wie sie in dieser Frage der Finanzierung mit den Eltern, mit den Kindern umgehen. 

Für die Eltern und für die Kinder ist dieser Zustand untragbar. Den Eltern ist es egal, welches Land hier einspringt. Sie haben überall vor der Nase, dass die Stadt Wien ab Herbst kostenlose Kindergartenplätze anbietet, aber nicht für niederösterreichische BürgerInnen beziehungsweise für Kinder, die in Niederösterreich hauptgemeldet sind. 

Jetzt arbeiten – das habe ich auch schon in der Fragestunde angemerkt – nicht so wenige NiederösterreicherInnen in Wien. Sie wohnen in Niederösterreich, aber sie arbeiten in Wien. Die Kinder gehen sehr oft in Wien in den Kindergarten. Die Kinder gehen in Betriebskindergärten, wenn die Eltern das Glück haben, dass sie einen Betriebskindergarten in ihrem Betrieb haben, aber sie besuchen auch die Kindertagesheime der Stadt Wien oder von Kindergruppen und privaten Einrichtungen. Diesen Eltern ist nicht zu erklären, warum sie nicht in den Genuss des beitragsfreien Kindergartens kommen, vor allem, wo die 15a-Vereinbarung ja jetzt ins Haus steht beziehungsweise auch schon gilt. Sie sind jetzt durch die 15a-Vereinbarung gesetzlich verpflichtet – vor allem Eltern von Fünfjährigen –, ihr Kind in den Kindergarten zu schicken, aber sie müssen nach wie vor dafür zahlen, weil Wien sich weigert, hier mit dem Land Niederösterreich eine tragbare Vereinbarung zu treffen, wie das zu handhaben ist. 

Der Herr Stadtrat – er hat sich vorher entschuldigt, weil er einen Termin hat; das hat er schon gesagt, also nicht, dass ich ihn jetzt kritisiere, dass er nicht da ist, das mache ich auch nicht – hat in der Fragestunde angedeutet, dass Wien ja für die Wiener Kinder, die in Niederösterreich in einen Kindergarten gehen, ohnehin bezahlt. Das ist klar, denn das sind ja Kinder, die in Wien leben, aber es muss eine Möglichkeit geben, wie es auch andersrum funktioniert.

Jetzt alles auf Niederösterreich zu schieben, finde ich etwas sehr billig, vor allem, wenn man in dem Bericht der Volksanwaltschaft nachlesen kann – das habe ich auch schon in der Fragestunde angemerkt, aber darauf hat leider der Herr Stadtrat nichts gesagt –, dass das Land Niederösterreich sich bemüht hat, aber Wien abblockt. 

Jetzt möchte ich schon einmal erklärt haben: Was ist so schwierig daran, dass sich die zwei Landeshauptleute, die sich ja doch öfter treffen und sich angeblich auch so gut verstehen, zusammensetzen und eine Lösung finden? Es geht nicht an, dass Eltern und Kinder hier zum Spielball von zwei politischen Ländern werden. Es sind unterschiedliche Farben, und ich weiß schon, das ist auch oft schwierig, aber es ist den Eltern und den Kindern nicht zumutbar, dass es hier keine Lösung gibt. 

Ich weiß nicht, wie viele Mails oder Briefe Sie von Eltern bekommen haben, die diese Problematik betrifft. Ich habe sehr, sehr viele bekommen, und ich kann immer nur zurückschreiben, wenden Sie sich bitte an den Stadtrat beziehungsweise an den Landeshauptmann von Wien und an den Landeshauptmann von Niederösterreich. 

Wir haben versucht, Anträge einzubringen, damit hier eine Lösung erzielt wird. Sie haben diese Anträge nicht angenommen und haben uns erklärt, das geht nicht. Ich glaube, dass es im Sinne der Eltern und der Kinder, die hier einen Kindergarten oder eine Schule besuchen, eine Lösung geben muss und das nicht auf dem Rücken der Eltern ausgetragen werden kann. 

Ob es hier eine Regelung geben wird, werden wir sehen. Ich fürchte, dass wieder einmal die Eltern und die Kinder auf der Strecke bleiben und die Stadt Wien weiterhin plakatiert, in Wien ist für alle Kinder der Kindergarten gratis, was wir aber am Nachmittag ja noch ausführlich besprechen werden. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächste Rednerin hat sich die Frau Abg Mag Anger-Koch zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren der Volksanwaltschaft! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Im Namen meiner Fraktion möchte ich mich bei der Frau Volksanwältin Dr Brinek und den anderen Volksanwälten, Herrn Dr Kostelka und Frau Mag Stoisits, und bei allen ihren Mitarbeitern herzlich für diesen ausführlichen und guten Bericht bedanken.

Die Volksanwaltschaft zeigt in ihren Berichten auf, wie wichtig die Kontrolle in dieser Stadt ist, und ich werde, wie meine Kollegin Karin Praniess-Kastner schon angekündigt hat, mich mit dem Bericht der Jugendwohlfahrt auseinandersetzen. Wir haben des Öfteren durch Anträge und Anfragen darauf aufmerksam gemacht, dass gerade im Bereich der Jugendwohlfahrt und damit im Zusammenhang mit der Unterstützung von Familien und Kindern etwas getan werden muss. Die Strukturen der Jugendwohlfahrt sind derzeit nicht mehr an die neuen Gegebenheiten angepasst. Finanzielle und personelle Ressourcen, die für die Erfüllung der Aufgaben erforderlich wären, werden verweigert.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte nun auf einige Berichte der Volksanwaltschaft näher eingehen, in denen kritisiert wird, dass die Anforderungen an die Jugendwohlfahrt und deren Aufgaben ständig ansteigen. Wir haben es von meiner Kollegin Smolik und auch von meinem Kollegen Gudenus heute schon gehört, dass die dafür benötigten Planstellen in der Sozialarbeit aber nicht im gleichen Ausmaß erhöht worden sind. In Zahlen ausgedrückt heißt das, dass die Gefährdungsabklärungen in Wien in den letzten vier Jahren um 30 Prozent gestiegen sind, während die Zahl der Planstellen in den letzten 15 Jahren um weniger als 5 Prozent angepasst worden ist. 

Das hat natürlich zur Folge, dass heute nur noch Akutfälle betreut werden können. Um aber den Familien die nötige Unterstützung und Hilfe zukommen zu lassen, fehlt das entsprechende Personal, wie wir heute schon öfter gehört haben. Die Sozialarbeiter sind überlastet, dadurch kann es – wie auch im Bericht steht – zu Fehleinschätzungen und zu einem Qualitätsverlust kommen, was wir eigentlich alle miteinander nicht wollen. 

Unsere Forderungen nach Anhebung des Personalstandes wurden bis jetzt immer zurückgewiesen und die Anträge wurden im Grunde genommen nur in die Schublade gegeben. Wir wollen daher nochmals einen Antrag einbringen und somit auch die Volksanwaltschaft und ihre Forderungen an die Stadt Wien unterstützen. 

Es ist vorzusorgen, dass eine Ausstattung in personeller, finanzieller und sachlicher Hinsicht in dem erforderlichen Umfang zur Verfügung gestellt wird, und deswegen möchte ich mit meiner Kollegin Karin Praniess-Kastner und meinem Kollegen Dr Wolfgang Aigner betreffend Personalmangel bei der Wiener Jugendwohlfahrt und beim Wiener Jugendamt einen Beschlussantrag einbringen, dass der amtsführende Stadtrat für Bildung, Jugend, Information und Sport als zuständiges Mitglied der Wiener Landesregierung aufgefordert wird, zwecks eines qualitativ und quantitativ optimalen Vollzugs ehestmöglich für die nötige Anzahl an Fachkräften, insbesondere an SozialarbeiterInnen in der Wiener Jugendwohnfahrt und damit einhergehend für die Anpassung der Anzahl an Dienstposten zu sorgen. - In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrages an den Herrn Landeshauptmann sowie an den amtsführenden Stadtrat für Bildung, Jugend, Information und Sport verlangt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Damit bin ich auch schon beim nächsten Thema, das ebenfalls im Bericht der Volksanwaltschaft steht, und zwar geht es da um die Aus- und Weiterbildung der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Jugendwohlfahrt. 

Derzeit können die Mitarbeiter innerhalb eines Kalenderjahres eine Fortbildung von fünf Tagen in der Dienstzeit in Anspruch nehmen, verpflichtende Teilnahme an spezifischen Fachbereichen ist jedoch nicht vorgesehen. Der Volksanwaltschaft fiel auf, dass gerade im juristischen Fortbildungsbereich einmalige Fortbildungsseminare im Ausmaß von acht Stunden angeboten werden. Angesichts dieses komplexen Themas ist nicht klar, wie eine so kurze Zeitspanne ausreichen soll, um diese Materie allumfassend darbieten zu können. Auch sind die Probleme, mit denen sich die Sozialarbeiter und Sozialarbeiterinnen auseinandersetzen müssen, oft vielschichtig. Gerade hier braucht es auch entsprechende Ausbildungsprogramme und die Möglichkeit, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Jugendwohlfahrt dieses wichtige Angebot in Anspruch nehmen können. 

Wir fordern daher, dass in Zukunft für eine regelmäßige verpflichtende und umfassende berufsbegleitende Aus- und Fortbildung zu sorgen ist. Ich bringe wieder mit meiner Kollegin Karin Praniess-Kastner und mit meinem Kollegen Dr Wolfgang Aigner einen Beschlussantrag ein. - In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrages an den amtsführenden Stadtrat für Bildung, Jugend und Information verlangt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das nächste Thema wurde von der Volksanwaltschaft sehr ausführlich in dem Bericht dargestellt, und es ist mir auch ein großes Anliegen, noch einmal darüber zu reden. 

Im letzten Jahr hat die ÖVP zwei umfangreiche Anfragen bezüglich der Auslandsadoptionsvermittlung gestellt, die leider Gottes sehr unbefriedigend von der Stadtregierung beantwortet worden sind. Wir haben als ÖVP den Verein kritisiert, den auch die Volksanwaltschaft hier ins Visier genommen hat. Auch hier wird bestätigt, dass die Adoptionsvermittlung im Fall des Vereins „Family for you" nicht ordnungsgemäß seitens der Stadt Wien abgewickelt worden ist. 

Ich möchte Ihnen den Fall noch einmal kurz in Erinnerung rufen. Ein Ehepaar adoptierte im Jahr 2004 ein vermeintliches Geschwisterpaar aus Äthiopien über diesen besagten Verein. Es stellte sich heraus, dass beide Kinder weder von einem Waisenhaus noch ein echtes Geschwisterpaar waren. Den Müttern dieses vermeintlichen Geschwisterpaares wurden unter Vorspiegelung falscher Tatsachen die Kinder entzogen, Personaldokumente wurden gefälscht und die Kinder nach Österreich gebracht. 

Eine Adoption – das wissen wir alle – ist für viele Familien der letzte Weg, um einem nicht erfüllten Kinderwunsch nachzukommen. Auch können Adoptionen ein Mittel sein, Kinder aus furchtbaren und tristen familiären und sozialen Situationen in ein besseres Umfeld zu bringen. Was da aber passiert ist, das darf eigentlich nicht passieren, denn es wurde das Kindeswohl unterlaufen. 

In dem geschilderten Fall hat die Stadt Wien „Family for you" die Bewilligung zur Vermittlung von minderjährigen Kindern erteilt. Am Anfang war diese Bewilligung nur auf die Länder bezogen, die dem Haager Adoptionsübereinkommen nicht angehörten. Erst im Jahr 2002 ist diese Bewilligung auf die Mitgliedstaaten des Haager Adoptionsabkommens ausgedehnt worden. Der Verein hat aber genau in jenen Ländern, die dem Haager Adoptionsübereinkommen nicht angehören, seine Arbeit ausgedehnt und entfaltet. 

Die Stadt Wien ist nicht nur für die Erteilung der Bewilligung nach dem Wiener Jugendwohlfahrtsgesetz, sondern auch nach dem Haager Übereinkommen zuständig. Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Stadt Wien ist natürlich auch für die laufende Aufsicht und die Tätigkeiten des Vereins zuständig, und eigentlich wäre es die Pflicht der Stadt Wien gewesen, über den Expansionskurs dieses Vereins ihre Bedenken zu äußern. Es wird im Bericht der Volksanwaltschaft auch festgehalten, dass dieser Verein nicht mit der notwendigen Schärfe und nicht mit der inhaltlichen Tiefe überprüft worden ist. Dadurch, dass diese Tätigkeit auf mehrere Länder ausgeweitet worden ist, hätte sie eigentlich auf Kernbereiche reduziert werden sollen. Es entsteht so der Eindruck, dass die gesetzliche Aufsichtspflicht nur durch eine einmalige anfängliche Eingangsfeststellung erfolgte und keine tiefgehenden Nachforschungen angestellt worden sind, obwohl uns eigentlich die ersten Anzeichen von Missständen schon im Jahr 2000 bekannt wurden, und zwar damals aus Hanoi, wo dieser Verein auch tätig war. 

Selbst 2006, als dieser Missstand aus Äthiopien brennend wurde, wo das Mädchen von der Familie in ein Kinderdorf gebracht worden ist, ist die MA 11 nicht eingeschritten. Auch 2007, als dieser Fall dann öffentlich wurde, hat die MA 11 nichts getan. Erst ein Jahr später, 2008, hat die MA 11 die Tätigkeit des „Family for you"-Vereins eingestellt. 

Meine Damen und Herren! Jeder Gefährdung des Kindeswohls muss nachgegangen und den Beteiligten Hilfe, Beratung und Unterstützung geboten werden. Die Stadt Wien hat dafür zu sorgen, dass dies auch erfüllt wird und Missstände, wie sie hier aufgezeigt worden sind, im Keim erstickt werden. Nehmen Sie sich bitte den Bericht der Volksanwaltschaft zu Herzen und setzen Sie deren Forderungen um. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Als nächste Rednerin ist Frau Abg Mag Straubinger zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte VolksanwältInnen! 

Wir diskutieren heute den 30. Bericht der Volksanwaltschaft an den Wiener Landtag. Die Volksanwaltschaft gibt es seit 1977. Seit diesem Zeitpunkt leistet sie sehr kompetent, sehr schnell und vor allem auch sehr unbürokratisch Hilfe all jenen BürgerInnen, die sich ungerecht behandelt fühlen beziehungsweise die ungerecht behandelt worden sind. „Fühlen" sage ich auch deshalb dazu, weil ja nicht jeder an die Volksanwaltschaft herangetragene Fall tatsächlich auch einen Missstand darstellt. Wir hatten im Jahr 2008 792 von der Volksanwaltschaft behandelte Beschwerden, davon wurde bei 87 ein Missstand festgestellt. Aber auch in den Fällen, wo kein objektiver Missstand festzustellen war oder ist, hat die Volksanwaltschaft zu helfen versucht, denn subjektiv stellt das natürlich weiterhin ein Problem für die Betroffenen dar. 

Neben dieser persönlichen Hilfestellung ist es aber auch Aufgabe, durch diesen engen Kontakt und die Berichtslegung die Qualität der Verwaltung zu verbessern. Ich sehe das auch durchaus strukturell, und es ist natürlich nicht immer angenehm, jetzt auch für eine Regierungspartei, Kritik in diesem Sinne zu hören, aber im Sinne einer lernenden Verwaltung und im Sinne einer lernenden Politik, die wir hoffentlich auch sind und sein wollen, ist das Aufzeigen von Problemen natürlich ein ganz wesentlicher Punkt, vor allem dann, wenn die Kritik konstruktiv ist, so wie sie in diesem Bericht auch aufscheint. 

In dem Rahmen hier ist es nicht möglich, alles zu diskutieren. Ich werde versuchen, mich kurz zu fassen und mich deswegen auch auf einen Schwerpunkt konzentrieren, nämlich auf den Bericht über die Jugendwohlfahrt. Unter dem Titel „Mehr qualifiziertes Personal für die Sozialarbeit in der Jugendwohlfahrt" sind jetzt auch schon von meinen VorrednerInnen wesentliche Punkte angesprochen worden, so etwa die Problematik der gestiegenen Fallzahlen, die ja eine Österreich-weite ist. In den letzten 15 Jahren ist die Zahl der Gefährdungen, Gefährdungsmeldungen und Abklärungsverfahren um 150 Prozent gestiegen. Das ist zum einen natürlich schlecht, weil klar ist und deutlich wird, wie viele Kinder in schwierigen Verhältnissen leben und Hilfe und Unterstützung brauchen, zum anderen ist es aber auch positiv, weil das natürlich auch zeigt, dass Aufklärungskampagnen wirken, wie sie zum Beispiel auch von der MA 11 regelmäßig durchgeführt werden, beziehungsweise dass es auch ein höheres Problembewusstsein in der Bevölkerung gibt, dass es ein zunehmendes Hinschauen und nicht mehr Wegschauen gibt.

Die Kollegin Smolik hat gemeint, es tut sich nichts und die Wiener Jugendwohlfahrt reagiert auch nicht darauf. Das stimmt ja nicht, das stimmt so ganz und gar nicht. Wir haben darauf reagiert, und zwar auch in den letzten Jahren. Wir haben das ohnehin schon sozusagen auch über Pressemeldungen ausdiskutiert. Die MA 11 ist im letzten Jahr um 28 MitarbeiterInnen aufgestockt worden, und in den nächsten Monaten kommen weitere 30 SozialpädagogInnen dazu. Das sind Zahlen, die noch nicht berücksichtigt worden sind, auch nicht im Bericht der Volksanwaltschaft, weil es sich rein zeitlich nicht ausgegangen ist. 

Jetzt kann man natürlich sagen, dass es immer noch zu wenig ist, das ist ganz klar, aber es gibt auch – das muss ich jetzt schon auch einmal deutlich machen – andere Bundesländer, wo es im Jahr 2009 zum Beispiel weniger sozialpädagogisches Personal gibt als noch vor 15 Jahren. Zum Beispiel hat es in Oberösterreich im Jahr 1993 127 SozialarbeiterInnen gegeben und im Jahr 2009 sind es 123. Natürlich ist es auch eine Frage der Vergleichbarkeit, denn bei diesen plus 7 Prozent ist natürlich vom Jahr 2004 auszugehen. 

Zum anderen – von wegen, es tut sich nichts – wissen Sie und weiß auch jede Fraktion, dass parallel zu dieser Aufstockung, die jetzt passiert ist und noch passiert, ein Projekt zur Evaluierung des Personalbedarfs in den Regionalstellen soziale Abhilfe für Familien läuft und dass auch die Personalvertretung ganz eng eingebunden ist. Die Ergebnisse, die Ende Oktober vorliegen sollen, werden es dann auch möglich machen festzustellen, wie viel Personal es braucht, wie viel Personal es vielleicht auch noch zusätzlich braucht. 

Ein Thema, auf das wir recht stolz sind, ist auch angeschnitten worden im Bericht der Volksanwaltschaft, nämlich Aus-, Weiter- und Fortbildung und damit auch Qualitätssicherung. Ich habe hier zur Illustration die Mappe für die fachlichen Standards für sozialpädagogische Einrichtungen mitgebracht, und wenn man sich diese Mappe durchschaut, dann merkt man, wie detailliert und mit welch wirklich hoher Qualität in der Jugendwohlfahrt gearbeitet wird. Hier brauchen wir den österreichischen Vergleich, glaube ich, nicht nur nicht zu scheuen, sondern da können wir auch sehr stolz darauf sein, welche qualitätsvolle Arbeit hier täglich geleistet wird. 

Das ist natürlich eine extrem schwierige Arbeit, die die SozialarbeiterInnen und die SozialpädagogInnen verrichten. Das ist eine sehr belastende Arbeit. Man dringt in eine Familie ein, man muss Kinder sozusagen aus einer Familie herausnehmen, die ja natürlich trotz all der Schwierigkeiten eine enge Bindung zum Elternhaus haben, und es ist natürlich auch eine sehr verantwortungsvolle Tätigkeit. Es gibt deshalb auch – und das ist ja auch durchaus positiv bemerkt worden im Gemeinderatsausschuss – in Wien eine interne Fortbildungsschiene, also ein eigenes Zentrum dafür, wobei die Fortbildungen auch verpflichtend sind. Auch über das Ausmaß dieser Verpflichtung kann man natürlich diskutieren, und es ist sicher auch möglich, in künftigen Fortbildungsveranstaltungen einen stärkeren Fokus auf juristische Seminare, auf die juristische Rechtsprechung in diesem Bereich zu legen. 

Vielleicht noch ein Satz zum Thema interne Qualitätssicherung. Es gibt jetzt schon Überlegungen und Planungen für ein Verfahren, wonach es auch eine interne Revision in der MAG ELF geben wird, um Fehlerquellen noch schneller ausfindig zu machen, erkennen zu können und auch abstellen zu können. 

Noch kurz zu einem anderen Themenbereich, zum Bereich Auslandsadoptionen, den meine Vorrednerin angesprochen hat. Ich glaube, das ist schon länger ein Thema, und da sind wir uns, die Stadt Wien zumindest, im Grunde einig mit der Volksanwaltschaft, dass es hier dringend einer bundesgesetzlichen Regelung bedarf und dass auch eine zentrale Stelle für Auslandsadoptionen notwendig ist. Das haben die Jugendwohlfahrt und die Stadt schon in mehreren Gremien und Arbeitsgruppen, die es im Rahmen der Bundesebene, unter anderem im Bundesministerium für Justiz gibt, auch schon eingebracht. Da es wahrscheinlich noch dauern wird, bis es wirklich so weit kommt, sind mittlerweile auch schon Schritte auf Wiener Ebene gesetzt worden, um eine höhere Sicherheit bei Auslandsadoptionen zu bekommen, wie zum Beispiel ein Kriterienkatalog oder auch ein Ausbildungsmodul für Eltern, die Kinder im Ausland adoptieren wollen. 

Im Bericht der Volksanwaltschaft sind natürlich auch Einzelfälle und Einzelprobleme angesprochen, und ich tue mir da auch ein bisschen schwer damit, über Einzelfälle zu diskutieren, denn vor allem auch in der Sozialarbeit ist es so, dass – das wissen wir alle – es bis zu einem gewissen Grad eine Frage der Einschätzung einer Situation ist, und zwar immer auch zu einem bestimmten Zeitpunkt. Das heißt, das ist ein schmaler Grat, auf dem sich die MitarbeiterInnen da bewegen, aber es ist gut, auf diesen schmalen Grat immer wieder hinzuweisen, zu sehen, wenn ein Fehler in dem Ablauf passiert, das zu ändern und dort, wo Menschen Fehler gemacht haben, das auch mit den Betroffenen zu lösen, um sicherzustellen, dass dieser gleiche Fehler nicht noch einmal passiert. 

Ein angesprochenes Thema ist auch der Gratiskindergarten und der Problematik der Verrechnung zwischen in erster Linie den Ländern Niederösterreich und Burgenland. Da hat heute in der Fragestunde Herr StR Oxonitsch schon gesagt, dass es in diesem einen Fall nicht um einen Kindergarten, sondern offensichtlich um einen Hort geht. Die Stadt Wien, die ja jetzt im September den Gratiskindergarten für Kinder von null bis sechs Jahren eingeführt hat, zahlt, wenn Wiener Kinder in Niederösterreich einen Kindergarten besuchen, diesen Beitrag und überweist ihn an das Land Niederösterreich. Umgekehrt ist das leider nicht der Fall, das muss man auch sagen. Das ist jetzt kein Abschieben auf Niederösterreich, sondern ich kann Ihnen das gerne zeigen beziehungsweise auch gerne nachher geben. Das war ja auch ein Artikel auf der Homepage von „orf.at“, wo die niederösterreichische Landesrätin Mikl-Leitner gesagt hat oder ausrichten hat lassen, Niederösterreich ist nicht bereit, einen Zuschuss für die niederösterreichischen Kinder zu zahlen, weil es einfach genug Plätze in Niederösterreich gibt. Im Gegensatz dazu zahlt Wien eben diesen Zuschuss an Niederösterreich für die Wiener Kinder. 

Ich glaube auch, dass man im Bereich der Betroffenen da dringend eine Regelung finden muss. Möglicherweise muss man auch eine bundesgesetzliche Regelung finden, weil es ja nicht unbedingt so ist, dass es nur um Ländergrenzen geht, sondern vielleicht auch manchmal um Ortsgrenzen, die sozusagen relevant werden, um Gemeindegrenzen, wo sich dann auch die Gemeinden dagegen sträuben, dass ihre Kinder woanders in den Kindergarten oder in die Schule und in den Hort gehen. Es soll nicht nur an Wien liegen, hier zu einer Lösung zu kommen, denn von unserer Seite existiert das Problem in dem Sinne für die Wiener Eltern, für die Wiener Kinder nicht. 

Der Volksanwaltschaftsbericht war insgesamt sehr spannend zu lesen. Er war hilfreich auch für die politische Arbeit. Ich möchte mich dafür auch namens meiner Fraktion sehr herzlich bei den Volksanwälten bedanken, ebenso bei ihren 60 Mitarbeitern, die natürlich auch einen großen Anteil daran haben. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich möchte zum Abschluss auch noch eine Gratulation anbringen, die jetzt nicht unmittelbar mit dem Volksanwaltschaftsbericht zu tun hat. Aber ich habe im Zuge meiner Recherchen auch gelesen, dass es jetzt gelungen ist, das Headquarter des International Ombudsman Institute nach über 30 Jahren in Quebec nach Wien zu bringen. Es ist jetzt in Wien beheimatet und hat mit Dr Peter Kostelka einen österreichischen Generalsekretär. Ich denke, das zeigt, wie Ihre Arbeit auch international geschätzt wird. Dazu Gratulation! (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Zu Wort gemeldet hat sich Herr Mag Kowarik. Ich erteile dem Herrn Abgeordneten das Wort.

Abg Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren Volksanwälte! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

In aller Kürze möchte ich einen Punkt aus dem 30. Bericht der Volksanwaltschaft an den Wiener Landtag herausnehmen, der uns auch schon im Jahr 2006 beim 28. Bericht an den Wiener Landtag beschäftigt hat, und zwar geht es da um die unklare Kundmachung der Kurzparkzonen im Bereich der Stadthalle. Das nicht nur deshalb, weil das mein Bezirk ist, wo ich politisch tätig bin und wohne, sondern auch, weil dieser Punkt ein Beispiel ist, wie die Stadt Wien die Kritikpunkte der Volksanwaltschaft in Wirklichkeit mehr oder weniger vollkommen negiert und sich mit einer gewissen Überheblichkeit, möchte ich fast sagen, über die Feststellung der Volksanwaltschaft hinwegsetzt. 

Was ist dort passiert? – Sie werden es wissen. Mit 1.9.2005 kam der 15. Bezirk in den Genuss des Parkpickerls rund um die Stadthalle. (Abg Mag Waltraut Antonov: Zum Glück!) Darüber kann man streiten, das ist aber ein anderes Thema, über das ich auch schon gesprochen habe. Ich möchte mich jetzt auf die Kritik der Volksanwaltschaft beziehen und auf die Kritik von uns damals im Zusammenhang mit der Kundmachung dieser Zone. 

Wie gesagt, am 1.9.2005 hat die Zone begonnen. Nach einer 14-tägigen Übergangsfrist, wenn man so will, wurde sofort damit begonnen, rigoros zu strafen. Das heißt, es wurden dort sofort die vermeintlich falsch Parkenden rigoros gestraft. Das Problem war, dass diese Zone von Anfang an mit schweren Kundmachungsmängeln behaftet war. Es hat sich dort auf gut Deutsch keiner ausgekannt, was wo gilt. 

Ich habe mich dann selber am 25.9.2005, also ungefähr drei Wochen später, in dieser Zone strafen lassen. Ich habe mich mit dem Auto hingestellt und habe abgewartet, bis ich eine Anzeige bekomme. Interessant war dann auch der Ausgang meines Verfahrens. Ich habe natürlich Einspruch erhoben und habe gehofft, denn Weg zum Verfassungsgericht antreten zu können. Die Verwaltungsbehörde ist mir zuvorgekommen, sie hat mein Verwaltungsstrafverfahren eingestellt, warum auch immer. Offensichtlich aus Furcht davor, dass man den Weg beschreiten könnte. 

Es gab dann in weiterer Folge auch zahlreiche Beschwerden an die Volksanwaltschaft, und im 28. Bericht 2006 wurde, wie gesagt, auch darüber berichtet und wurde dieser Punkt eben behandelt und festgestellt, dass sich dutzende Beschwerdeführer an die Volksanwaltschaft gewandt haben, weil sie wegen Falschparkens bestraft worden sind und ein Verfahren gegen sie eingeleitet wurde.

Die Volksanwaltschaft hat damals auch festgestellt – ich darf das vorlesen: „Aus den Beschwerdenvorbringen, die zum Teil mit Fotos belegt waren, waren tatsächlich Situationen zu erkennen, die auch einen Rechtskundigen vor kaum lösbare Probleme stellen." 

Also die Aussage spricht an und für sich schon für sich. Das sagt eben nicht nur die Opposition, sondern auch die Volksanwaltschaft. Die Volksanwaltschaft spricht in diesem Zusammenhang auch von einem unübersichtlichen Schilderwald. Es hat dann Beanstandungen von der Volksanwaltschaft gegeben. In der ORF-Sendung „Volksanwalt" ist dieses Problem auch behandelt worden. Danach gab es dann auch vom Magistrat ein kleines Einbekenntnis, wenn man so will, es wurden dann nachträglich noch zusätzliche gelbe Hinweistafeln montiert, was zur Folge gehabt hat, dass man sich dort wahrscheinlich noch weniger ausgekannt hat. Die Volksanwaltschaft kritisiert die schlechte Erkennbarkeit und stellt Kundmachungsmängel fest. 

Interessant in dem Zusammenhang sind auch Berufungsbescheide des Unabhängigen Verwaltungssenates, der in mehreren Fällen – also nicht nur in einem Fall, sondern in mehreren Fällen – die Strafe aufgehoben hat und den jeweils Gestraften bescheinigt hat, dass sie hier kein Verschulden trifft, weil diese Situation wirklich so unübersichtlich ist. 

Auch interessant – auch das darf ich in diesem Zusammenhang anführen – ist eine Stellungnahme des ARBÖ, also eines Autofahrerklubs, in der festgestellt wird: „Die Beschilderung ist wirklich extrem irreführend und überfordert selbst ortskundige Menschen. Konsumentengerecht ist die Sache keinesfalls." Das spricht auch für sich. 

Außerdem wurde damals vom ARBÖ geraten: „Strafe nicht einzahlen. Auf die Zusendung der Anzeige warten und dann dagegen Einspruch einlegen." Mit Verweis auf die aktuelle UVS-Entscheidung. All jene, die ihren Erlagschein bereits eingezahlt haben, schauen leider durch die Finger. 

Das ist die Situation. Das hat auch die Volksanwaltschaft dazu veranlasst, im angesprochenen 28. Bericht eine formelle Missstandsfeststellung auszusprechen und eine Empfehlung abzugeben in Richtung Bereinigung der Kundmachungssituation und Rückzahlung der zu Unrecht einbehaltenen Strafbeträge. Also eine Missstandsfeststellung ist ja nicht irgendetwas und das macht die Volksanwaltschaft ja auch nicht jeden Tag, sondern da muss schon wirklich etwas passieren, sage ich einmal, oder ein schwerer Missstand in der Verwaltung auftreten, dass so etwas ausgesprochen wird. Das ist tatsächlich so passiert.

Die Stellungnahme des Magistrats war dann enttäuschend, würde ich einmal sagen. Hier hat man sich auf rechtliche Standpunkte zurückgezogen, die durchaus diskutierbar sind. Außerdem wurde festgestellt – das lese ich vor: „Bereits im Zuge der Einführung der gegenständlichen Kurzparkzone wurden an allen Einfahrtsstraßen blaue Bodenmarkierungen angebracht." – Das ist schlichtweg falsch, das stimmt einfach nicht. Ich habe Ihnen schon gesagt, im September 2005 wurde die Zone eingeführt und erst mit Beginn des Jahres 2006 hat man sich dann dazu herabgelassen, auch die blauen Zonen zu markieren. Sie wissen, auf der Straße wird dann groß ein blaues Banner markiert mit „Zone". 

Auch das ist interessant, denn die Zone wurde, wie Sie vielleicht auch wissen werden, rund um die Stadthalle erweitert. Das heißt, es wurden auch andere Gebiete rund um die Zone mit einbezogen in die Kurzparkzone, aber man hat es dann monatelang verabsäumt, die alten blauen Markierungen, wo man in die Zone hineinfährt, wegzunehmen. Das heißt, die Verwirrung war dann wieder einmal doppelt. Hier ist man fast schon schildbürgerhaft vorgegangen. 

Bei der Stellungnahme der Stadt Wien hat man sich auch auf den Standpunkt zurückgezogen, dass das nach § 25 Abs 2 StVO nur eine Kann-Bestimmung ist, dass man eben auch die Bodenmarkierungen in blauer Farbe auf der Fahrbahn aufbringt. Das stimmt schon, nur glaube ich, dass wir doch in einer Zeit angelangt sind, wo die Verwaltung durchaus auch bürgernahe sein sollte, und da ist es eigentlich selbstverständlich, alles dazu zu tun, um den Bürgern den Umgang mit Kundmachungen und Gesetzen zu erleichtern und nicht zu erschweren.

Also es wurde leider Gottes in Wirklichkeit in der Stellungnahme auf diese Missstandsfeststellung in keiner Weise adäquat reagiert. Ganz im Gegenteil. Folgerichtig kommt dann auch in dem jetzigen uns vorliegenden Bericht die Volksanwaltschaft zur Feststellung: „Der Wiener Magistrat hat dieser Empfehlung in der Hauptsache nicht entsprochen." Also das ist bezeichnend. Bei einer Missstandsfeststellung, die ja, wie gesagt, nicht irgendetwas ist, hat der Magistrat kein Ohrwaschl gerührt. 

Es wird auch festgestellt: „... dass Erkennbarkeit des Norminhaltes unter realistischen Verkehrsbedingungen für den Magistrat offensichtlich unerheblich ist." Also ein Beispiel dafür, wie die Stadtverwaltung nicht funktionieren soll und wie bürgerfeindlich vorgegangen wird. Leider Gottes zu Lasten und auf Kosten der Bürger. – Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Zu Wort gemeldet ist nunmehr die Frau Volksanwältin Mag Terezija Stoisits. Ich erteile es ihr.

Volksanwältin Mag Terezija Stoisits: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich möchte mich als derzeitige Vorsitzende der Volksanwaltschaft zu allererst ganz herzlich für Ihre würdigenden Worte im Bezug auf unsere Arbeit bedanken und vor allem auch danken für den Dank an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Volksanwaltschaft, den wir drei und ich im Speziellen als Vorsitzende natürlich sehr gerne weiterleiten werden. 

Danke auch herzlich für die Einladung, hier auch an der Plenardiskussion teilnehmen zu dürfen. Das ist nicht in allen Bundesländern so, darum sage ich das auch extra. Es ist in Wien allerdings immer so Usus gewesen. Dafür allerherzlichsten Dank.

Da ich in den Prüfbereichen, für die ich in der Volksanwaltschaft zuständig bin, nur in zwei Bereichen angesprochen wurde, möchte ich vorweg noch ein paar allgemeine Bemerkungen als Vorsitzende machen.

Die Frau Abg Straubinger hat ja schon die Zahlen über die Beschwerden genannt, mit denen Sie im Bericht konfrontiert wurden, die es im Jahr 2008 aus Wien bezüglich Wiener Gemeinde- und Landesverwaltung bei der Volksanwaltschaft gegeben hat und wie oft dabei die Volksanwaltschaft einen Missstand festgestellt und als solchen gesehen und eine Beanstandung durchgeführt hat. Für uns ist es so, dass jede Beschwerde, die an die Volksanwaltschaft herangetragen wird, berechtigt ist, die Frage ist nur, ob das, was der Beschwerdeführer, die Beschwerdeführerin an uns heranträgt, sich dann nach einer objektiven Prüfung auch in der Substanz als richtig erweist. Darum sind nicht nur jene Fälle, wo wir Prüfverfahren durchführen, die dann mit der Feststellung enden, in der Verwaltung liegt ein Missstand vor, für uns interessant, sondern für uns sind auch jene Fälle, wo sich BewohnerInnen dieser Stadt an uns wenden und wo wir dann mit einer Auskunftserteilung, mit einem Hinweis, mit einer Verweisung an eine andere Stelle agieren, mindestens genauso wichtig, denn die Volksanwaltschaft sieht sich von ihrem Selbstverständnis her als eine niederschwellige Einrichtung für die BewohnerInnen dieses Landes, das heißt, für ganz Österreich und im Speziellen natürlich auch für Wien. 

Ich würde Ihnen zur Illustration noch gerne die Zahl jener Beschwerden aus Wien, also aus dem Bereich Bundesland Wien, die die Bundesverwaltung betreffen, nennen. Das waren im Jahr 2008 – das kann man im Bericht, den wir an den National- und an den Bundesrat legen, auch nachlesen; das ist übrigens auch im Netz, falls es Sie interessiert – 1 295 Fälle, mit denen wir uns im Bezug auf die Bundesverwaltung aus dem Stadtgebiet, Landesgebiet Wien beschäftigt haben. 

Die Fallzahlen – Fallzahlen heißt, Beschwerden bei der Volksanwaltschaft – sind im Jahr 2008 gestiegen. Es hat ja ein bisschen vorher so ein Down gegeben, und das ist jetzt über dem Niveau von vorher, wo es den Rückfall gegeben hat. Das heißt, es wäre für uns eine eklatante Steigerung gewesen. Wenn Sie das im Bericht vielleicht beachtet haben, in welchen Bereichen es mehr Beschwerden gegeben hat, fällt ein Bereich besonders auf, obwohl er sich dann im Bericht nicht so niederschlägt, das ist nämlich der Bereich, wo es um die Arbeit der MA 35 geht. Das ist darauf zurückzuführen, dass wir sehr viele Anbringen und Beschwerden bei der Volksanwaltschaft im Zusammenhang mit Einbürgerungsverfahren haben. Das hat jetzt nicht die Konsequenz – um da gleich eine Entwarnung zu geben –, dass hier so viele Missstände im Vollzug bei der MA 35 zu sehen sind, sondern das ist Produkt der Staatsbürgerschaftsgesetznovelle 2005, in Kraft getreten 2006, wo es eine bis dato in dieser Form ohne Beispiel dastehende Vorgangsweise gegeben hat, ein Gesetz ohne Übergangsbestimmungen in Kraft treten zu lassen. 

Das Land Wien hat im Begutachtungsverfahren damals nicht nur diesen Umstand, sondern auch zahlreiche andere Punkte inhaltlicher Art heftig kritisiert. Die Kritik der Stadt Wien ist im Wesentlichen identisch mit jener, die auch die Volksanwaltschaft im Begutachtungsverfahren – da war ich noch nicht Volksanwältin, das liegt jetzt Jahre zurück – damals angebracht hat. Die Beschwerden und Fragen, mit denen die Menschen jetzt zu uns kommen, sich an uns wenden, sind zu einem überwiegenden Ausmaß in der Gesetzeslage bedingt, weil die Spielräume einfach – ich sage es ganz drastisch – auf null gesenkt worden sind – Stichwort Nachweis des Einkommens über die letzten drei Jahre –, was eine Fülle von Problematik mit sich bringt, die diese Steigerung der Beschwerdefälle erklärt.

Jetzt noch zwei Anmerkungen zu den Punkten, wo ich in meinen Prüfbereichen angesprochen wurde. Der erste Punkt ist die Frage Kindergärten, Kindergartenbeiträge. Wie schaut es da aus? Zahlt Wien genug oder zahlt Wien überhaupt? Wie ist es mit Niederösterreich? Ich möchte hier nur eine ganz grundsätzliche Bemerkung machen. Wir stellen bei den Beschwerden, die wir in solchen Fällen haben, fest, dass es im Wesentlichen immer fast identische Fallkonstellationen sind. Mütter – es sind fast immer Mütter – wohnen nicht in jenem Bundesland, in dem sie arbeiten. Die Situation, um sowohl berufstätig zu sein, als auch Familienpflicht erfüllen zu können, ist in dem Fall günstiger, wenn das Kind dort zur Schule oder in den Kindergarten geht, wo die Mütter arbeiten. Es werden auch Väter sein, aber nicht bei uns als Beschwerdeführer. Diese Situation ist sozusagen immer gleich, und ich kann Ihnen sagen, wenn ich als Volksanwältin mit den Leuten rede, die zum Sprechtag kommen und so ein Anliegen vorbringen, merke ich, dass es diesen Menschen vollkommen wurscht ist, denn sie zahlen nämlich alle ihre Steuern und ihre Abgaben, und ob die jetzt in den Säckel des Landes Wien oder des Landes Niederösterreich fließen, ist der Mutter oder dem Vater ganz egal, wenn sie eine Leistung, von der die Menschen das Gefühl haben, dass sie Anspruch darauf haben, nicht kriegen. 

Ich kann jetzt nur diesen Appell – auch wenn das aus verschiedenen Blickwinkeln zu sehen ist – an Sie und auch an alle Länder richten (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das müssen Sie aber auch Niederösterreich sagen!) – nein, nein, ich meine das ganz generell –, dem auch tatsächlich Rechnung zu tragen und den Einsatz, der hier notwendig ist, zu leisten und den Einfluss dort, wo es möglich ist – da gebe ich dir schon recht, Frau Stadträtin –, auch geltend zu machen und ihn etwa in Bezug auf das Gespräch eben mit dem Land Niederösterreich – es kann umgekehrt ja auch einmal ein Problem sein – zu nutzen. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das war ja der Fall!) Wir können als VolksanwältInnen ja nur appellieren, Problemlösungen für die Betroffenen zu erwirken. 

Diese starre Betroffenheit von einer Ländergrenze haben wir in Wien ja in zahlreichen Fällen Ich nenne immer ein Beispiel. Gehst du in der Ketzergasse, bist du auf der einen Seite in Niederösterreich und auf der anderen Seite in Wien, und da gibt es ein Jugendschutzgesetz, das andere Normierungen hat als jenes auf der anderen Seite. Das ist in der Lebensrealität der Menschen schwer vermittelbar, vor allem wenn sie dann in Form einer Beschwerde zu dir kommen. – Das ist der Punkt, den ich hier deponieren wollte.

Eine letzte abschließende Bemerkung zum Herrn Abg Mag Kowarik. Diese jetzt sich schon lange in den Berichten der Volksanwaltschaft fortsetzende Kritik ist im 30. Bericht wieder enthalten. Ich brauche dem jetzt nichts hinzuzufügen, was Sie schon erläutert haben, ich kann Ihnen aber berichten, dass die Praxis offensichtlich dazu geführt hat, dass nach dieser Einführungsphase wir derzeit in der Volksanwaltschaft keine Beschwerden haben. Das möchte ich jetzt noch nicht interpretieren, sondern nur als ein Faktum darstellen und Ihnen als Feedback geben, wie es jetzt im Moment bei uns ist.

Herzlichen Dank für die sehr rege Teilnahme und für die vielen Wortmeldungen. Volksanwalt Dr Kostelka und Volksanwältin Dr Brinek nehmen jetzt Stellung zu den inhaltlichen Punkten, die ihre Bereiche betreffen. – Danke vielmals. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort gemeldet ist nunmehr – wie schon angekündigt – der Herr Volksanwalt Dr Peter Kostelka.

Volksanwalt Dr Peter Kostelka: Danke vielmals. Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Landtag!

Ich werde mich auf einige Bemerkungen beschränken, denn im Wiener Landtag haben wir die besondere Situation, dass wir nicht nur im Plenum unsere Berichte erstatten und diskutieren können, sondern dass wir auch in den einzelnen Fachausschüssen diskutieren können, dort natürlich mit wesentlich mehr Tiefe. Und es sei anerkannt, dass Ihres das einzige Parlament dieser Republik ist, das sich mit der Volksanwaltschaft diese Arbeit antut, und ich finde das auch sehr, sehr positiv, weil wir auf den Punkt gehen können. Daher im Grunde genommen nur einige Streiflichter:

Die Jugendwohlfahrt, aber auch die Sozialhilfe, war aus meinem Bereich ein wesentlicher Diskussionspunkt, weil wir nach den Ereignissen der Kinder vom Pöstlingberg, wo uns dieses unselige Dreierradl ziemlich auf die Nerven gegangen ist - das Gericht hat die Probleme auf die Schule geschoben, die Schulverwaltung auf die Jugendwohlfahrt und die Jugendwohlfahrt wieder auf das Gericht -, wir uns diese Dinge näher angesehen haben und fürs Erste einmal festgestellt haben, was verbesserungswürdig ist, dass es keine wirklichen Vergleichsdaten gibt in diesem Bereich, in dem die Länder zuständig sind. Föderalismus heißt aber nicht, Unvergleichbarkeit unter den Ländern. Ich würde daher fürs Erste in allen Landtagen, wo wir zuständig sind, anklingen lassen, dass Vergleichbarkeit in diesem Zusammenhang auch im Interesse der Länder besteht.

Das Zweite ist, dass wir mit ziemlich krassen Unterschieden Personalprobleme praktisch in allen Ländern festgestellt haben. Es hat Länder gegeben, wo es bei einer Verdoppelung der Fälle in den letzten 15 Jahren gekommen ist. Zu einer Anhebung der Personalstände ist es nicht oder nur in bescheidenem Umfang gekommen, beispielsweise war das in Wien. Es gibt Bundesländer, wo null an Personalstandserhöhung stattgefunden hat. Und was in diesem Zusammenhang besonders betrüblich ist, ist, dass der Stand uns gegenüber auch noch verteidigt wurde, also: Status quo bei Verdoppelung der Fälle, aber trotzdem seid´s froh, dass wir unter den wirtschaftlichen und budgetären Situationen bei diesen Personalständen geblieben sind, wobei ja nicht nur die Fälle für sich das einzig Problematische sind. Das Problematische liegt auch darin, dass in diesem Zusammenhang die Klientel nicht einfacher geworden ist und dass natürlich auch die Bereitschaft, Sozialhilfe in Anspruch zu nehmen, selbst im ländlichen Gebiet wesentlich zugenommen hat. Hier hat ja Wien immer schon eine gewisse Vorreiterrolle eingenommen, weil es hier weniger „blamabel“ ist, Sozialhilfe in Anspruch zu nehmen, sondern ganz im Gegenteil, der Gang zu den entsprechenden Einrichtungen war in Wien kein besonderes Problem. Es gibt Untersuchungen aus Salzburg, dass das beispielsweise in Tamsweg im extremen Ausmaß der Fall ist.

Uns ist es aber nicht nur um Zahlen gegangen, sondern uns ist es natürlich auch um die Qualität gegangen. Und hier, muss ich ganz offen sagen, hat es massive Unterschiede gegeben. Wien hat eine Ausbildung. Die Volksanwaltschaft – es ist ihre Aufgabe, nie ganz zufrieden zu sein – hat natürlich bemängelt, dass insbesondere in rechtlicher Hinsicht keine obligatorische Ausbildung stattfindet. Nur Wien hat – zum Unterschied von manchen anderen Bundesländern – eine Ausbildungseinrichtung, und zudem noch dazu eine obligatorische, wenn auch nicht im juristischen Bereich. Es gibt Länder, wo derartige Einrichtungen überhaupt nicht existieren.

Noch einmal, meine sehr geehrten Damen und Herren, und ich sage das bewusst im Landtag: Föderalismus kann keine Entschuldigung dafür sein, dass im Grunde genommen vergleichbare Dinge in den einzelnen Bundesländern so unterschiedlich erledigt werden, nämlich zu Lasten des Bürgers. Daher hat in diesem Zusammenhang auch die Qualitätssicherung Platz zu greifen, beispielsweise ein Vier-Augen-Prinzip, ein, wenn auch in Wien nicht mit der notwendigen Konsequenz durchgezogenes, Prinzip ist in anderen Bundesländern unbekannt. Das heißt, wenn Sie so wollen, ist Wien als Einäugiger unter den Blinden König. Ich glaube nur, die Stadt sollte sich nicht darüber freuen, nur auf einem Auge sehen zu können.

In diesem Zusammenhang, meine sehr geehrten Damen und Herren, noch ein paar Bemerkungen zur Sozialhilfe, wo die Situation durchaus ähnlich ist, aber auch zum Pflegegeld. Hier haben wir insbesondere feststellen müssen, dass die fachärztliche Begutachtung ein nicht unwesentlicher Punkt für die Verfahrensdauer ist, und dass 14 Begutachtungen an einem Feiertag auch nicht gerade zu einem Ergebnis führen müssen, dass die Qualität der Gutachten zunimmt. An normalen Werktagen hat es von einzelnen Gutachtern bis zu 18 Begutachtungen gegeben. Das führt zu einem entsprechenden Stau und ich darf hinzufügen, so viele Gutachten an einem Tag führen in diesem Zusammenhang auch nicht zwingend zu einer entsprechenden Qualifikation der Gutachten. Ich glaube, wir sind nach einer entsprechenden bundesgesetzlichen Änderung im Bereich der Kinder auf gutem Weg. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang noch hinzufügen, dass es mit Sicherheit keine befriedigende Situation ist, wenn es zwischen dem Bundes- und dem Landespflegegeld immer wieder Unterschiede gibt. Nach der Art 15a-Vereinbarung von Bund und Ländern ist das gleiche Recht in allen Bundesländern herzustellen wie auch im Bund, und daher sollte es wohl auch zu entsprechenden gleichen Ergebnissen in allen Bereichen kommen.

Ebenso wie bei der Sozialhilfe auch noch eine Bemerkung zur Behindertensituation. Die wirtschaftliche Situation ist anerkannt, sie ist akzeptiert. Sie darf und soll aber nicht dazu führen, dass es in diesem Bereich zu einer baulichen Stausituation kommt. Wenn es in einer Schmerzambulanz die behindertenfreie Erreichbarkeit nicht gibt, dann ist das genau das, was ich meine. In dem Einzelfall haben wir eine Lösung gefunden. Ich hoffe, dass die schrittweise Umsetzung eines behindertengerechten Zugangs zu den öffentlichen Einrichtungen in absehbarer Zeit ebenfalls gewährleistet wird.

Lassen Sie mich auch zur Adoption noch einen Satz sagen. Wien war das Bundesland, das in diesem Zusammenhang privaten Einrichtungen eine Tätigkeit ermöglicht hat. Ich stehe dem nicht negativ gegenüber, sondern eher positiv, denn gerade bei einer Auslandsadoption ist es natürlich so, dass der oder die Betreffende, meistens ist es ja wohl ein Paar, Hilfe über die Entfernung von hunderten, von tausenden Kilometern hinweg braucht, um die Adoption vorzubereiten und umzusetzen. Es ist aber auch so, dass private Einrichtungen, also insbesondere Vereine, die in diesem Bereich tätig sind, natürlich dann besonders problematisch werden, wenn sie in die Geschäftemacherei abgleiten. Das war in diesem einen Fall der Fall und daher ist seitens der öffentlichen Hand in ganz besonderem Maße darauf Bedacht zu nehmen, dass es hier um karitative Hilfe und nicht um private Geschäftemacherei geht.

Es ist auch ganz kurz die internationale Positionierung der Volksanwaltschaft angesprochen worden. Das liegt mir so am Herzen, dass ich dazu zwei Worte sagen muss, nicht zuletzt das erste Wort des Dankes, weil es nur so möglich war, diese internationalen Organisationen in Österreich mit tatkräftiger Unterstützung nicht nur der Bundesregierung, des Nationalrates und auch des Herrn Bundespräsidenten anzusiedeln, sondern auch der Stadt Wien, und nicht nur durch eine verbale, sondern auch mit einer finanziellen Unterstützung, für die ich mich sehr herzlich bedanke.

Lassen Sie mich noch hinzufügen, warum und was Sie damit eingekauft und unterstützt haben. Es ist so, dass die österreichische Volksanwaltschaft, als sie im Jahre 1977 eingerichtet wurde, die siebente Einrichtung dieser Art weltweit war. Heute haben wir in 134 Staaten derartige Einrichtungen und im IOI, im International Ombudsman Institute, sind Einrichtungen von über 90 Staaten organisiert. Und die wirkliche Kerntätigkeit ist, dass die Volksanwaltschaften, Ombudsmanneinrichtungen in Ländern der Dritten Welt unterstützt werden, denn dort sind in der Regel die Spitzen der Verwaltung, Regierung, Bürgermeister, Regionalchefs ausgewechselt worden und sind demokratisch besetzt. Die Verwaltung aber, die unter ihnen steht, ist in der Regel nach wie vor in vielen Fällen sogar die spätstalinistische Verwaltung der vergangenen Jahre und Jahrzehnte. Und hier haben die Ombudsmanneinrichtungen im Interesse des Bürgers eine ganz zentrale Aufgabe, für eine bürgernähere, für eine kalkulierbare Verwaltung zu sorgen, die die Rechtsstaatlichkeit sicherstellt. Das ist im Grunde genommen unsere Aufgabe. Wien hat sich in diesem Zusammenhang gegen Mitbewerber wie Seoul, wie Mexiko-City durchgesetzt. Wir haben uns letztendlich mit Hilfe Wiens mit 16:0 gegen Barcelona durchgesetzt und daher ist das Hauptquartier, das Generalsekretariat, der Generalsekretär, seit 1. September dieses Jahres in Wien und wir werden auch das nächste Board-Meeting hier in Wien abhalten. 

Ich glaube, das tut einer Stadt, die sich als Stätte der Begegnung versteht, durchaus gut und ich darf mich in diesem Zusammenhang herzlich bedanken. (Allgemeiner Beifall.)
Präsident Heinz Hufnagl: Last but really not least ist nunmehr die Frau Volksanwältin Dr Gertrude Brinek wortgemeldet. Ich erteile es ihr.

Volksanwältin Dr Gertrude Brinek: Herr Präsident! Hoher Landtag! Meine geschätzten Kollegin und Kollege!

Lassen Sie mich zum Abschluss sozusagen noch einen kleinen Bogen spannen. 

Zum Ersten: Sie haben uns den Dank und vor allem nicht nur uns, sondern auch den Mitarbeitern ausgesprochen. Das nehme ich gerne entgegen und ich übernehme es dafür auch im Namen meiner Kollegin und meines Kollegen, Ihnen und der Magistratsdirektion und allen unseren Kooperationsstellen für die Kooperation zu danken und diesen Dank unsererseits auch wieder an Ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter weiterzugeben. Das heißt nicht, dass wir – wie wir schon diskutiert haben – in allen Punkten eines Sinnes und einer Auffassung sind. Das wäre auch ein schlechter Ausweis für unsere und Ihre Tätigkeit. Die Diskussion hat gezeigt, dass wir nicht nur anderer Meinung sind, weil es bloß eine andere persönliche Meinung wäre, sondern dass wir auf Grund von unseren Analysen und juristischen Prüfarbeiten zu anderen Ergebnissen kommen, letztlich aber in der Diskussion die Lösung und eine Verbesserung für die Bürger im Auge haben. 

So will ich auch noch zu ein paar ausgewählten Aspekten aus meinem Prüfbereich und meinem Tätigkeitsbereich Stellung nehmen: 

Barrierefrei heißt: Anpassung der Förderrichtlinien an Umbau- und Sanierungsmaßnahmen. Wie bürgerfreundlich ist hier die öffentliche Verwaltung? Das könnte ein Aspekt sein. Stellen Sie sich vor: In einem Wiener Kleingartenwohnhaus, ganzjähriges Wohnen, lebt eine Familie mit einem schwer behinderten Sohn. Das Kind nimmt entwicklungsgemäß an Gewicht zu, die Behinderung nimmt zu, die tragischen Aussichten des Arztes sind die, dass nicht mit einer Besserung, sondern mit Verschlechterung zu rechnen ist. Der Vater schleppt das Kind über die Treppe, hat einen Bandscheibenvorfall. Es bleibt außer einer Aufstiegshilfe nichts mehr übrig, was leistbar ist. Er verhält sich so wie jemand anderer auch, der in einschlägigen Nachrichten, Zeitungen, Internet nachsieht - Treppensteighilfen, Treppenlift ist keine besondere Einrichtung mehr, das war vielleicht vor vielen Jahren noch - und bedient sich der Internetinformation, befolgt alle Maßgaben, die er sozusagen erreichen kann und derer er habhaft werden kann, und bestellt dieses Ding. Das ist batteriebetrieben oder strombetrieben, je nachdem, und seines wird auch bestellt und montiert und ist eine ganz offenkundige Einrichtung, die ihm das Leben mit dem Kind leichter macht. Als man ihn noch informiert, es gäbe eine Förderung dazu, beginnt dann eigentlich die Mühsal. In einem mehrstufigen Verfahren wird von ihm ein Gutachten zum Einbau, ein Gutachten für die dauernde Wartung, ein Gutachten, das die statischen Möglichkeiten, das die statischen Grundlagen bestätigt, abverlangt. Und in Wirklichkeit laufen, wenn er all diese Dinge imstande ist zu erbringen, Kosten auf, die die Förderungen übersteigen, unabhängig davon, dass man die dann allenfalls wieder rückverlangen könnte. 

Jedenfalls sieht sich dann dieser betroffene Vater - und ich meine, das ist in einem Fall ein behindertes Kind, im anderen Fall vielleicht ein gehbehinderter Partner, der auch in der Wohnung verbleiben möchte - vor die Situation gestellt, er verzichtet auf eine Förderung, weil ihm die Tortur – so hat er es auch genannt – durch diese sozusagen Stufen des Gutachteneinholens zu mühsam ist, er unterlässt das. Ich will der Verwaltung nicht unterstellen, dass durch diese Mühsal möglichst wenig Förderungsmittel ausgeschüttet werden. Es war in dem einen Fall sogar so, dass sich gar kein Gutachter gefunden hat, der eben dieses Gutachten erstellen konnte, weil ja für den Innenausbau eines Kleingartenhauses gar keine weiteren statischen Grundlagen, Gutachten notwendig sind. Also die Tatsache, dass hier mit Hilfe der Sendung, mit Hilfe der Volksanwaltschaft gratis ein Gutachter gefunden wurde und es in dem einen Fall zu einem positiven Abschluss kam, soll uns, sage ich jetzt einmal, im Interesse der bürgerfreundlichen Gestaltung anregen, hier über die Veränderung des Aufzugsgesetzes nachzudenken. 

Ich bedanke mich im Namen der Volksanwaltschaft für die Initiative. Ich hoffe, dass dieser Antrag, der von mehr als einer Partei unterstützt wird, eine Mehrheit finden wird, um nachzudenken. Andere Bundesländer arbeiten daran beziehungsweise nur in Wien gibt es diese restriktive Auslegung des Aufzugsgesetzes auch im Hinblick auf Aufstiegshilfen. Denken Sie daran, die Bevölkerung verändert sich, die Altersstruktur verändert sich und wenn wir menschenwürdiges Leben in Wohnungen, in Wohnhäusern lassen wollen und von dem ausgehen wollen, dann sollten wir dieser Frage positiv in Richtung Veränderung nähertreten.

Barrierefreiheit ist auch noch angesprochen worden, ob jetzt Ambulanz, ob jetzt in Amtshäusern, ob in anderen öffentlichen Stellen, es gibt sozusagen die Verpflichtung, die aus dem Bundesgesetz entstanden ist durch europäische Richtlinien, durch die Maßgabe, wohl jetzt Pflicht, künftige Bauten und bauliche Veränderungen nur barrierefrei zu machen. Aber eben dieses entbindet uns nicht, jetzt schon Maßnahmen zu setzen, entweder den Bezirken die Aufgaben zu übertragen, in ihrem behördlichen Umfeld diese baulichen Maßnahmen selber vorzunehmen oder Sondermittel dazu zu widmen. Aber sozusagen der Hinweis, es wäre mit dem eh nichts gerichtet, weil man da ja nur ins Erdgeschoß kommt und dann für weitere Ausbauten, Lifteinbauten etwa in Amtshäusern das Geld nicht da wäre, das tröstet nur wenig, sage ich jetzt einmal, sondern ich rege an, dass es hier eine gemeinsame Anstrengung gibt, um rasch zu einer barrierefreien Einrichtung im Bereich der Behörden und zu einem barrierefreien Zugang zu kommen. Sie gehen alle davon aus, dass ein menschenwürdiges, ein humanes, ein selbstständiges Leben auch für Behinderte die Maßgabe sein soll und daher sollten wir rasch an dieser Umsetzung arbeiten. Wie gesagt, an Fällen, an Einzelfällen zeigen wir diese strukturellen Mängel immer wieder auf.

Ein dritter Aspekt ist von Ihnen angesprochen worden, den will ich ein bisschen so überschreiben: Wir sollten uns politisch fragen, ob wir auf dem Weg von der analogen Welt in die digitale Welt alle Menschen mitnehmen. Die Geschwindigkeit der Information, die Abstraktheit, der Abstraktionsgrad von Information, die nicht immer ideale Zugängigkeit über Homepages zu Informationen darf nicht bedeuten, dass sich dann die Behörde sozusagen zurückzieht und sagt, eine generelle Regelung, unter welchen Maßgaben es Förderungen für Sanierungen für behindertengerechtes Wohnen gibt, die lege ich fest und im Übrigen muss jeder auch sehen, wie er noch zu den selbstverständlich auch zu erwarteten Zusatzinformationen kommt. Das ist nicht gerade das, was „good administration“ ist. Die Frau Abg Frank, glaube ich, hat das angesprochen. Die Antwort von Seiten des Landes Wien war: Es ist jedem Bürger zuzumuten, sich die jeweiligen Zusatzinformationen zu holen. Ich würde eher davon ausgehen, und da wird mir sicher der Generalsekretär des IOI beipflichten: Wenn wir hier mit gutem Beispiel vorangehen und „good administration“ zum Prinzip unserer Arbeit, unserer Politik, unserer Gestaltung und zur Ausgestaltung des öffentlichen Rechts machen, dann ist es nicht eine Sache, ob wir eine Verordnung, eine Ö-Norm oder einen anderen Weg dazu wählen, sondern dass wir diese Informationen den Bürgern so bürgerfreundlich zur Verfügung stellen, dass sie nicht an der Einholung der Information scheitern und da ihre Förderung nicht erreichen können. Das ist eine generelle Wahrnehmung. 

Ich hatte in anderen Bereichen Dinge, die mit Kündigungen von Mietverhältnissen und so weiter zusammenhängen. Oft ist es so, dass es natürlich bei der raschen Abwicklung von Kündigung oder Eintritt in neue Mietverhältnisse dazu kommt, dass man schnell den Schlüssel drüberschiebt, schnell die Unterschrift drunterschiebt und nicht sieht, welche Bedingungen man im Formular eigentlich noch eingegangen ist und wie diese Abläufe vonstatten gehen müssen. Ähnlich geht es bei Grabbenützungsstellen und bei anderen Dingen. 

Meine Bitte ist, und ich sehe mich hier durchaus mit Ihnen, glaube ich, eines Sinnes: Zugang zur Verwaltung, Zugang zu Information so bürgerfreundlich zu gestalten, dass im Zweifelsfalle die Holschuld des Bürgers reduziert wird und es eigentlich die Bringschuld der Behörde sein sollte, möglichst transparent, möglichst zugängig, möglichst auf knappem Wege zu diesen Informationen zu kommen.

Eine letzte Anmerkung zur Auslandsadoption. Ich bitte und ich lade uns alle ein zu sehen, ob das so genannte Familienpaket, das im Nationalrat verabschiedet wurde und wo eine Annäherung hinsichtlich Verbesserung von Auslandsadoptionen dort verankert wurde, auch die Früchte bringt, die wir erwarten, und wenn nicht, dann durchaus auch die Anregung von Seiten der Landesregierung und des Landes Wien, hier weitere Anstöße zu machen. Ich habe gerade erst vor Kurzem wieder einen Kontakt von dieser betroffenen Ursprungsfamilie erhalten, dass sie wieder zwei, drei Wahrnehmungen hätten, die hilfreich wären für eine gesetzliche Verbesserung, für eine administrative Verbesserung. 

Ich bedanke mich bei Ihnen und wünsche es mir, dass im Namen der Volksanwaltschaft die Kooperation mit dem Land Wien und die Kooperation mit Ihnen hier im Landtag weiterhin gut fortgesetzt werden kann. - Danke schön. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Herzlichen Dank auch für die drei Stellungnahmen aus der Führungsverantwortung der österreichischen Volksanwaltschaft heraus. 

Zum Wort ist nunmehr niemand gemeldet, die Debatte ist somit geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Wiener Landtags, die den vorliegenden Bericht der Volksanwaltschaft zur Kenntnis nehmen wollen, dies mit einem Zeichen mit der Hand zu signalisieren. - Ich darf die einstimmige Kenntnisnahme für das Protokoll festhalten. 

Es ist eine Reihe von Beschluss- und Resolutionsanträgen eingelangt. Ich werde sie in der Reihenfolge des Eintreffens behandeln. 

Als Erstes den Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP-Abgeordneten Karin Praniess-Kastner und Ingrid Korosec betreffend Bereitstellung von Bezirkssonderbudgets zum barrierenfreien Umbau der Amtsgebäude. In formeller Hinsicht ist die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer diesem Antrag beitritt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist von der Österreichischen Volkspartei, der Freiheitlichen Partei und der Grünen Fraktion unterstützt, somit in der Minderheit und abgelehnt.

Von der ÖVP-Abgeordneten Karin Praniess-Kastner und dem Herrn Abg Ing Mag Bernhard Dworak wurde der Antrag eingebracht „Schaffung einer Ausnahmeregelung im Wiener Aufzugsgesetz für den Einbau von Treppenschrägaufzügen in Kleinhausbauten“. In formeller Hinsicht wird hier die Zuweisung an den Herrn amtsführenden Stadtrat für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung verlangt. - Wer diesem Antrag beitritt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist von der Österreichischen Volkspartei, der Freiheitlichen Fraktion und den GRÜNEN unterstützt, ebenfalls die Minderheit und abgelehnt.

Die Grüne Fraktion, dargestellt durch die Frau Abg Claudia Smolik und den Herrn Abg Dipl-Ing Martin Margulies und FreundInnen, hat einen Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend Personalbedarfsanalyse in der Wiener Jugendwohlfahrt eingebracht. Hier wird in formeller Hinsicht die Zuweisung an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport verlangt.

Wer diesem Antrag beitritt, den bitte ich um ein Handzeichen. - Dies ist einstimmig beschlossen.

Von den Abgeordneten der Österreichischen Volkspartei Mag Ines Anger-Koch, Dr Wolfgang Aigner und Karin Praniess-Kastner wurde ein Antrag betreffend Personalmangel in der Wiener Jugendwohlfahrt und beim Wiener Jugendamt eingebracht. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Herrn amtsführenden Stadtrat für Bildung, Jugend, Information und Sport und den Herrn Landeshauptmann verlangt. - Wer diesen Beschlussantrag unterstützt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist ebenfalls einstimmig angenommen.

Als letzter Antrag von der Österreichischen Volkspartei, konkret von der Frau Mag Ines Anger-Koch, Herrn Dr Wolfgang Aigner und Frau Karin Praniess-Kastner, wurde ein Beschluss- und Resolutionsantrag eingebracht betreffend Aus- und Weiterbildung der MitarbeiterInnen in der Jugendwohlfahrt. Auch hier wird in formeller Hinsicht die Zuweisung an den Herrn amtsführenden Stadtrat für Bildung, Jugend, Information und Sport verlangt. - Wer diesen Antrag unterstützt, den bitte ich um ein Handzeichen. - Dies ist einstimmig angenommen. 

Ich darf daher den Damen und dem Herrn von der Volksanwaltschaft für Ihre Arbeit, für Ihr Kommen, für Ihre Debattenbeiträge herzlich danken und wir freuen uns, dass die Partnerschaft in der Reflexion der Arbeit der Politik und der Verwaltung und den Bürgerinteressen weiterhin und vor allem in guten Händen ist. Alles Liebe, auf Wiedersehen! (Allgemeiner Beifall.) 

Die Postnummer 2 der Tagesordnung betrifft den Bericht der Wiener Pflege-, Patientinnen- und Patientenanwaltschaft über ihre Tätigkeit im Berichtsjahr 2008. Ich darf in dem Zusammenhang den Herrn Wiener Pflege-, Patientinnen- und Patientenanwalt Prof Dr Konrad Brustbauer herzlich willkommen heißen und bitte die Frau Berichterstatterin, die Frau Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Danke. Hohes Haus! 

Es liegt der Bericht über das Jahr 2008 von der Wiener Pflege-, Patientinnen- und Patientenanwaltschaft vor, der heute zu diskutieren ist und auch zur Kenntnisnahme vorliegt. Ich möchte mich eingangs ganz besonders herzlich bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Patienten- und Pflegeanwaltschaft bedanken und bitte um die Debatte. (Beifall von Abg Kurt Wagner.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Danke schön. Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich als erster Redner der Herr Abg Lasar zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Landesrätin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Vor allem, Herr Dr Brustbauer, danke ich Ihnen für diesen wirklich hervorragenden Bericht, wo Sie viele Kritikpunkte, die auch wir seit vielen Jahren beanstandet haben, sehr gut hervorgebracht haben, und auch eine wirkliche Gratulation an Ihr Team. Dieser Bericht ist wirklich einmalig und nochmals herzliche Gratulation dazu. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich bin sehr froh, meine Damen und Herren, dass die Patientenanwaltschaft hier viele Kritikpunkte aufgezeigt hat, die wir ja auch seit Jahren kritisieren. Nehmen wir zum Beispiel die Psychiatrie her. Der Bericht bestätigt uns, dass es in der Wiener Psychiatrie seit vielen Jahren einen eklatanten Personalmangel gibt. Er bestätigt zum Beispiel auch bei der Kinder- und Jugendpsychiatrie, dass es hier bis heute kein gelöstes Konzept gibt. Wir haben bis heute keine Jugend- und Kinderpsychiater. Ich glaube, das wäre jetzt einmal ganz wichtig anzugehen, Frau Landesrätin, dass es hier endlich einmal eine Lösung gibt, die wirklich zum Herzeigen ist, sage ich. 

Es gibt natürlich auch Personalmangel im ärztlichen Bereich. Sie haben zwar durch den Druck der Untersuchungskommission Ärztestellen im Otto-Wagner-Spital, also in der Psychiatrie, auch geschaffen, aber sie werden leider, muss man sagen, nur von Turnusärzten besetzt. Das ist jetzt natürlich eine erste kleine, sage ich, Verbesserung, aber eine richtige oder wirkliche Verbesserung ist es natürlich nicht, weil ich glaube, ins Otto-Wagner-Spital oder in die Psychiatrie gehören Ärzte, die seit Jahren tätig sind und vor allem, die auch in Zukunft nicht wechseln, sondern dort immer ständig ihren Dienst versehen. 

Was natürlich auch zu bemängeln wäre, ist der weitere Personalmangel im Bereich Pflege. Da hat sich auch nicht viel getan, Frau Landesrätin. Der Personalmangel ist weiter eklatant. Wenn Sie sich nur allein diese Überstundenliste anschauen, wo das Personal wirklich an seine Grenzen geht, dann, sage ich, ist es mehr als an der Zeit, hier zu handeln. Das hat aber auch die Patientenanwaltschaft kritisiert. Diese Kritik kommt nicht von irgendwo her. Das wurde auch in der Untersuchungskommission kritisiert und von vielen Zeugen auch bestätigt, Frau Stadträtin.

Ein weiterer Kritikpunkt besteht natürlich auch in der Pflege und Beratung in Betreuungsfragen. Allein wenn man sich diesen Bericht ansieht, ist im Jahr 2008 zu erkennen, dass die telefonischen Anliegen im Bereich Betreuung und Pflege stark zugenommen haben. Viele Menschen fühlen sich in den Spitälern nicht richtig betreut oder im Bereich der Information nicht richtig versorgt. Wenn man sich jetzt noch die Angehörigen ansieht, die plötzlich, sage ich einmal, wenn jemand vielleicht einen Schlaganfall oder Ähnliches hat, der wirklich akute Betreuung in diesem Bereich braucht, nicht wissen, wohin und ich kann das nur bestätigen, denn es rufen mich sehr viele Menschen an, die mich fragen, an wen sie sich wenden sollen. Ich glaube, gerade im Spital sollte man darauf achten, wenn solche Fälle sind, wo man sieht, die Angehörigen sind etwas ratlos oder tatenlos, sie wissen nicht, was passiert, was sie machen sollen, weil sie vielleicht berufstätig sind, dass man diesen Menschen dort wirklich vor Ort helfen kann, Sie aufklären kann, welche Möglichkeiten sie in Zukunft haben, damit sie ihre Angehörigen oder ihre Kinder besser versorgen können.

Frau Landesrätin, das waren von mir jetzt einige Punkte, die ich aufgezeigt habe. Ich glaube, meine KollegInnen werden mit Sicherheit noch andere Punkte aufzeigen, aber ich sage, nehmen Sie diese Kritik von der Patientenanwaltschaft und von mir ernst und ändern Sie es so rasch als möglich. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Mag Lachkovics. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Eva Lachkovics (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Landesrätin! Sehr geehrter Herr Pflege-, Patientinnen- und Patientenanwalt! Liebe Kolleginnen und Kollegen! (Abg Mag (FH) Tanja Wehsely: Frau Präsidentin!) Bitte? (Abg Mag (FH) Tanja Wehsely: Frau Präsidentin!) Entschuldigung, Entschuldigung! Frau Präsidentin! Das habe ich jetzt nicht mitgekriegt! (Allgemeine Heiterkeit.)

Angesichts des vorliegenden Berichts möchte ich eine aktuelle Geschichte thematisieren und Sie alle auf eine Reise mit mir einladen, eine, die für mich recht traurig ist und die ich Pflegeodyssee nennen möchte. Es geht hier jetzt einmal um einen Einzelfall, ja, aber einen Einzelfall, der meiner Meinung nach symptomatisch für bestimmte Mängel und Schwachstellen im Krankenhaus- und Pflegesystem der Stadt Wien ist: 

Kurz vor seinem 81. Geburtstag, am 2.4.2009, wurde mein demenzkranker Vater mit Lungenentzündung in das Rudolfspital eingeliefert. Zuvor haben wir ihn betreut und hatten auch eine Heimhilfe. Er ist auf die Kardiologie eingeliefert worden wegen seines schwachen Herzens. Jeder, der mit demenzkranken Menschen zu tun hat, wird wissen, dass so ein Ortswechsel eine schwere Belastung für so einen kranken Menschen ist, Überforderung, Verwirrtheit, man kommt nicht zurecht mit der neuen Umgebung. Das verursacht Angst, aggressives Verhalten, Ruhelosigkeit, besonders auch in der Nacht. Das ist natürlich eine besondere Herausforderung für das Pflegepersonal im Spital. Als Folge dieser Herausforderung, dieser Überforderung wurde mein Vater damals immer wieder ruhiggestellt. Einmal habe ich ihn im Rollstuhl vorgefunden, aus dem er nicht raus konnte, schlafend, mit den Händen in einem Brei, der ist auf den Boden getropft. So hat man versucht, mit der Situation fertig zu werden. Es gab auch ein Bestreben, ihn so schnell wie möglich aus dem Spital los zu werden. Wir haben gesagt, das ist im Moment nicht möglich. Meine 82-jährige stark sehbehinderte Mutter konnte mit der Situation nicht mehr fertig werden, weil sich sein Zustand, seine Verwirrung während des Krankenhausaufenthalts extrem verschlechtert hat. Eine Psychiaterin ist erst zwei Tage vor der Entlassung beigezogen worden. Sie hat das sehr bedauert, weil sie gesagt hat, sie hätte davor viel mehr für ihn tun können. Meine Mutter hat dringend um Aufschub gebeten, weil sie selber Spitalstermine hatte. Widerwillig ist die Entlassung zwei Tage aufgeschoben worden. 

Meine Mutter war sehr nervös und sehr verängstigt, wie es weitergehen soll. Sie hat ständig Angst gehabt, dass er sie und sich selber gefährdet. Sie hat Angst vor Feuer gehabt. Eine Rund-um-die-Uhr-Pflege war nicht möglich, weil die Wohnung zu klein war. Ich habe versucht, eine stationäre Übergangspflege zu organisieren. Das war nicht möglich. Mir wurde gesagt, ich kann um einen Pflegeplatz ansuchen und dann wochen- und monatelang warten, eine unerträgliche Situation für meine Eltern, für beide, für die ganze Familie. Es wurde uns dann noch eine Möglichkeit angeboten: Wir könnten meinen Vater nach Hause bringen, dann vom Fonds Soziales Wien eine Schwester rufen, die würde dann kommen, seinen Zustand begutachten und eine Einweisung auf die Psychiatrie im Kaiser-Franz-Josef-Spital veranlassen. Jetzt muss man sich einmal vorstellen, was das wieder für einen dementen, verängstigten Menschen bedeutet hätte, der nicht weiß, was mit ihm passiert und der sich nicht mehr auskennt und endlich in die gewohnte Umgebung zurückkommt und dann wieder weggeschickt werden soll. Abgesehen davon verursacht das ja auch völlig unnötige Kosten für den Verwaltungsapparat. Die Heimhilfe weiterhin war unzureichend, weil er 24 Stunden beaufsichtigt hätte werden müssen. Er ist trotz allem entlassen worden. 

Wir haben keine Entlassungsberatung bekommen, keine Unterstützung, nichts. Es war nur daran gedacht, ihn möglichst schnell aus dem Spital zu entlassen. Meine Mutter und ich haben ihn abgeholt. Wir mussten eine Stunde lang mit dem verängstigten Patienten, der ruhelos auf- und abgelaufen ist, auf die Entlassungspapiere warten und dann wurden uns zwei Stunden Wartezeit auf den Krankentransport in Aussicht gestellt. Das haben wir natürlich nicht mehr auf uns genommen und meinem Vater nicht zugemutet. Wir haben ihn mühsam in ein Taxi verfrachtet. Das war enorm schwierig, weil er nicht verstanden hat, um was es geht, weil er auch körperlich kaum mehr in der Lage war, in ein Taxi einzusteigen. 

Es ist uns dann, Gott sei Dank, gelungen, innerhalb kurzer Zeit einen Pflegeplatz in einem privaten Pflegeheim zu bekommen. Dort ist es ihm nach einer Eingewöhnungszeit eigentlich ganz gut gegangen. Trotzdem kommt bei seinem Krankheitsbild natürlich immer wieder aggressives Verhalten vor, wenn man verwirrt ist, wenn man Angst hat. Das Personal war überfordert und wollte, dass seine Medikamentation neu eingestellt wird. Da wurde er innerhalb von sieben Tagen zu fünf ambulanten Spitalsterminen geschleppt. Meine Schwester hat ihn immer begleitet und wollte ihn auch zum letzten Termin auf der Baumgartner Höhe begleiten, wurde aber informiert, dass er am Tag zuvor stationär ins Kaiser-Franz-Josef-Spital in die Abteilung für innere Medizin eingeliefert worden ist, damit die Medikamente dort stationär neu eingestellt werden. 

Später haben wir erfahren, dass er dort irrtümlich eingeliefert worden ist. Er hätte auf die Baumgartner Höhe, auf die Psychiatrie, dort, wo er den ambulanten Termin hatte, eingeliefert werden sollen. Er wurde irrtümlich vom Krankentransport, wie auch immer das passiert ist, weiß niemand, ins Kaiser-Franz-Josef-Spital auf die Innere Medizin eingeliefert. Dort wurde er sofort medikamentös ruhiggestellt. Zwei Wochen lang hat er geschlafen, obwohl bekannt ist, dass diese Psychopharmaka, Neuroleptika, eine erhebliche Gefährdung für Demenzpatienten darstellen. Im Laufe dieser zwei Wochen hat er Lungenentzündung bekommen, ich nehme an, wegen des langen Liegens und auch wegen der Neuroleptika, die ihm verabreicht wurden. Er konnte nicht mehr sprechen, er konnte nicht mehr gehen, er konnte nicht mehr selbst essen. Und vom medizinischen Personal wurde zunächst überhaupt keine Auskunft gegeben, warum das so ist, was mit ihm los ist. Das Pflegepersonal, das möchte ich hier betonen, war sehr bemüht, aber eben auch durch die Situation überfordert. 

Auf Grund einer langen Mail von mir an die Spitalsleitung mit umfassenden Fragestellungen wurden wir dann informiert, allerdings auch nicht ganz zufriedenstellend. Wir haben zum Bespiel gefragt, warum er nicht in ein Krankenhaus überstellt wurde, das für demente Patienten eingerichtet ist. Man hat uns erklärt, dass das Kaiser-Franz-Josef-Spital sicher nicht dafür geeignet ist. Man hat uns erklärt, die medikamentöse Ruhigstellung wäre notwendig gewesen, obwohl bekannt ist, dass das ein erhebliches Sterblichkeitsrisiko für demente Patienten darstellt. Warum er ein Medikament bekommen hat, das in der Literatur als ausgesprochen ungeeignet für seinen Fall beschrieben wird, nämlich nicht zu empfehlen ist für ältere Patienten mit Demenz im Zusammenhang mit Psychosen, auch das konnte man mir nicht restlos erklären. Man hat dann gesagt, er werde bald entlassen. Wir haben daher davon abgesehen, ihn wieder in ein anderes Spital zu bringen. 

Dann ging die Odyssee weiter. Er wurde zurück ins Pflegeheim entlassen. Das Pflegeheim hat sich geweigert, ihn wieder aufzunehmen und hat ihn auf die Baumgartner Höhe weitergeschickt. Die Baumgartner Höhe hat die Aufnahme verweigert und hat ihn zurück ins Kaiser-Franz-Josef-Spital geschickt, wo er dann noch etwa eineinhalb Wochen ruhiggestellt wurde. Er hat also insgesamt etwa vier Wochen fast nur liegend im Spital zugebracht. In dieser Zeit hat sich sowohl sein geistiger als auch körperlicher Zustand extrem verschlechtert, er war total abgebaut, er konnte nur mehr liegen, auch im Heim und dann erst langsam im Rollstuhl sitzen. Er hat sich ein bisschen im Heim erholt. Nicht viel später wurde er erneut mit Fieber und angeblich Lungenentzündung ins Kaiser-Franz-Josef-Spital geschickt, wo er erneut ruhiggestellt wurde und nur geschlafen hat und gleich wieder medikamentös behandelt wurde. Heute, genau heute vor einer Woche, ist er dort gestorben.

Eine zusätzliche Bemerkung noch: Kurz vor seinem Tod wurde endlich nach langem Hin und Her der Zuschuss für die Heimkosten bewilligt, aber mit der Auflage, dass er in ein Heim überstellt wird, das für demenzkranke Personen eingerichtet ist. So einen Platz haben wir aber nicht gehabt und es war nicht klar, wie lange es dauern würde, einen solchen Platz zu bekommen. 

Meinem Vater ist nicht mehr zu helfen, das ist ganz klar. Es geht mir nicht um diesen Einzelfall und darum, dass man ihm vielleicht die letzten Monate und Wochen verschönern hätte können ohne diese traumatischen Zustände, sondern es geht mir um andere Menschen, die noch leben. Es geht mir auch um das Aufzeigen von massiven, strukturellen Mängeln in diesem ganzen System, die dieser Fall mehrfach aufzeigt. 

Es liegt sicher nicht am Mangel an gutem Willen vom medizinischen und Pflegepersonal, das möchte ich noch einmal betonen, sondern an Mängeln und Schwachstellen im gesamten Krankenhaus- und Pflegesystem der Stadt Wien. Erstens einmal zu wenig Pflegeplätze in Wien. Es gibt keinen Platz in öffentlichen Pflegeheimen ohne lange Wartezeiten. Wenn es um Menschen geht, die plötzlich eine Verschlechterung ihres Zustands erfahren, wie das in diesem Fall und in vielen anderen Fällen der Fall ist, dann hat man ein großes Problem, wenn es keine Familie gibt, die sich darum kümmert.

Es gibt auch viel zu wenig Pflegeplätze, die für demente Patienten eingerichtet sind. Es gibt natürlich auch viel zu wenig Spitalsplätze, die für demente Patienten eingerichtet sind, also im Sinne einer Gerontopsychiatrie. Der Spitalsbetrieb ist weder personell noch räumlich für solche Patienten eingerichtet. In den wenigen entsprechenden Einrichtungen gibt es einfach nicht genug Plätze und daher ist das Personal in den anderen Einrichtungen überfordert, daher kommt es zu der medikamentösen Ruhigstellung, die sich extrem kontraproduktiv auf den Gesundheitszustand dieser Patienten auswirkt. Und eigentlich handelt es sich dabei um eine Fehlbehandlung, die in der Literatur eindeutig beschrieben ist. 

Die dritte Schwachstelle ist ein fehlendes Entlassungs- und Schnittstellenmanagement. Es gab überhaupt keine Möglichkeit, die Entlassungen in Ruhe vorzubereiten und sich über alle Eventualitäten zu informieren und dafür Vorsorge zu treffen. Es gab keine Beratung, es gab keine Hilfestellung bei keinem dieser Entlassungsfälle. Es gab auch keine klare Zuständigkeit, an wen man sich zu wenden hat, wer dafür zuständig ist, wer sich darum kümmert. Es gab nur Entlassungen ohne Unterstützung. 

Dann frage ich mich: Was ist, wenn es dann nicht eine größere Familie gibt, die diverse Unterstützung leisten kann? Man hätte meinen Vater auch nur meiner 82-jährigen Mutter nach Hause überlassen, ohne zu fragen, wie sie das bewältigen kann.

Es gab auch mangelnde ärztliche Betreuung im Heim. Die Ärzte sind nicht ins Heim gekommen, um ihn zu untersuchen. Er musste fünf Mal zu ambulanten Spitalsbesuchen geschleppt werden, was sicher eine enorme Belastung für ihn war und auch für die Familie. Es gibt einfach zu wenig Zusammenspiel zwischen den einzelnen Einrichtungen, offenbar keine Kommunikation zwischen Spital, Fonds Soziales Wien und Pflegeeinrichtungen, keine Kommunikation zwischen Spital und Krankentransporten. Es haben sich Gräben aufgetan und es gab keine übergeordnete Koordination. 

Diese Auflistung der Mängel vermisse ich im Bericht des Pflege- und Patientinnen- und Patientenanwalts. Da gibt es viele Berichte von Einzelfällen, die gelöst werden konnten, aber kein Eingehen auf die Zusammenhänge und auf die systematischen Mängel, keinen Hinweis auf die strukturellen Mängel, keine Vorschläge zur Behebung dieser strukturellen Mängel, keine Vorschläge für zeitliche, strukturelle und organisatorische Änderungen, keine Verbesserungsvorschläge für die mangelnde Kommunikation, Koordination, keinen Vorschlag zur Ausweitung der Pflegekapazität in Wien. Das Entlassungsmanagement ist im Bericht zwar löblich erwähnt. Es wird über die wissenschaftliche Literatur berichtet und was sein sollte, aber nicht, wie es in Wien umgesetzt werden könnte.

Herr Professor, Sie hören solche Fälle sicher nicht zum ersten Mal und deswegen möchte ich an Sie appellieren, sich damit zu befassen, was vorgeschlagen und getan werden kann, was geändert werden kann, damit so etwas in Wien nicht mehr passiert, damit demente Menschen, die sich in unserer Gesellschaft ohnehin nicht mehr zurecht finden können, nicht mehr herumgeschoben werden, weil es eben kaum gerontopsychiatrische Kapazitäten gibt. 

In diesem Zusammenhang möchte ich darauf hinweisen: Am vergangenen Montag war Welt-Alzheimer-Tag. Da ist auf die steigende Anzahl von Demenzkranken hingewiesen worden. 1951 gab es in Österreich 35 500 von Alzheimer betroffene Menschen. Im Jahr 2000 bereits 90 500. Bei den 85- bis 95-Jährigen, die ständig an Zahl zunehmen, beträgt die Betroffenheit von Demenz zu 30 bis 40 Prozent. Diese Gruppe steigt, wie wir wissen, stetig an. Mitte des 20. Jahrhunderts kam auf 120 Erwerbstätige ein Demenzkranker und im kommenden Jahr soll ein Demenzkranker nur mehr auf 45 Erwerbstätige kommen, im Jahr 2015 auf nur mehr 17. 2010 werden weltweit 35,6 Millionen demente Menschen erwartet. 2050 100 Millionen Menschen. 

Daher meine Frage an Sie, Herr Professor: Was schlagen Sie angesichts dieser Zahlen an Maßnahmen vor? Was ist nötig, um dem derzeitigen und zukünftigen Pflegebedarf der Menschen gerecht werden zu können und was ist nötig, damit Menschen mit dieser Krankheit auch in Würde und unter gegebenen Umständen mit optimaler Lebensqualität altern können?

Ich werde diese Unterlagen Ihrem Büro auch zukommen lassen. Ich möchte daran erinnern, die Gesellschaft wird daran gemessen, wie sie mit ihren schwächsten Mitgliedern umgeht, und alte, demente Menschen gehören sicher zu den Schwächsten. In diesem Sinne, Herr Professor, möchte ich an Sie appellieren, sich darüber Gedanken zu machen und entweder heute oder im Gesundheitsausschuss dazu Stellung nehmen. 

Abschließend möchte ich mich ganz herzlich bei dem Team der Pflege-, Patienten- und Patienteninnenanwaltschaft für die hervorragende Arbeit bedanken und bei Ihnen für die Aufmerksamkeit. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsidentin Marianne Klicka: Bevor wir mit der Tagesordnung fortfahren, möchte ich für das Protokoll bekannt geben, dass Frau Abg Ringler ab 14.43 Uhr entschuldigt ist. 

Zu diesem vorliegenden Tagesordnungspunkt hat sich als Nächste Frau Abg Praniess-Kastner zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

Abg Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrter Herr Dr Brustbauer, Herr Patientenanwalt!

Wir diskutieren ja hier heute den dritten Tätigkeitsbericht seit der Zusammenlegung der Pflegeombudsstelle und der Patientenanwaltschaft, nämlich 2006. Die ÖVP ist ja bekanntlich von Anfang an skeptisch gewesen, als bekannt wurde, dass diese beiden Anwaltschaften oder Stellen zusammengelegt werden sollen und ich muss heute sagen, von dieser Skepsis ist nichts gewichen. Wenn ich jetzt auf Seite 9 des Tätigkeitsberichtes lese, dass das von der Stadt Wien für die Wiener Patientenanwaltschaft zur Verfügung gestellte Budget von 1,6 Millionen EUR laut Voranschlag 2008 im Bericht nicht ausgewiesen wird, mit dem Hinweis auf die Internetseite der Stadt Wien, wo die Gesamtzahlen des Budgets aufgelistet sind, dann belegt das für mich eine Abgehobenheit, mit der hier ans Werk gegangen wird. Durch die Zusammenlegung von Pflege- und Patientenanwaltschaft ist eine bürokratische Einrichtung entstanden, die nicht unbedingt patientenorientiert arbeitet. Wenn sich Probleme häufen, gibt es scheinbar keinen direkten Draht zur politischen Entscheidungsebene. Dieses Zitat habe ich aus der Untersuchungskommission herausgenommen, als der Patientenanwalt gefragt wurde, ob er sich nach Auftauchen der Ungereimtheiten im Otto-Wagner-Spital und des Personalmangels im Otto-Wagner-Spital an die Frau Stadträtin gewandt hat. Da hat er gemeint: Nein, weil das Problem ja im KAV bekannt gewesen ist und da wäre es nicht nötig gewesen, noch einmal die Frau Stadträtin darauf aufmerksam zu machen. An diesem Beispiel, aber nicht nur an diesem, zeigt sich einfach, dass die Schlagkräftigkeit dieser Institution im Sinne der Patientinnen und Patienten in dieser Stadt deutlich erhöht werden müsste.

Im Zusammenhang mit der Patientenanwaltschaft geht es hier in erster Linie um juristische Probleme, um ärztliche Kunstfehler und so weiter. Aber bei Pflegebedürftigen geht es ja um die Fragen ihres täglichen Lebens. Patienten sind eine gewisse Zeit im Krankenhaus, aber Pflegebedürftige in Pflegeheimen, bei denen geht es um ihren Wohn- und Lebensraum und das ist ein gewaltiger Unterschied. Der Patientenanwalt bearbeitet Rechtsprobleme und der Pflegeanwalt schaut sich ganz konkret die Bedürfnisse der zu Pflegenden an. Und hier bin ich zutiefst überzeugt, dass zwei weisungsfreie, unabhängige Persönlichkeiten, nämlich ein Patientenanwalt und ein Pflegeanwalt als Kollegialorgan unter einem Dach sicherlich die bessere Lösung gewesen wäre, um diese Synergieeffekte, die sich natürlich auch ergeben, zu nützen. 

Die Mehrheitsfraktion in diesem Fall hat es leider verabsäumt, hier in erster Linie in die Funktionstüchtigkeit der Institution zum Wohle der Patientinnen und Patienten zu investieren. Ein kritischer Pflegeombudsmann wurde mit Vehemenz abserviert. Die derzeitige Konstruktion, die Mischform aus Pflege- und Patientenanwaltschaft, lässt keine echten Reformen zu und für Betroffene ist das leider immer zum Nachteil. 

Das Ergebnis bekommen wir nun jährlich mittels Tätigkeitsbericht als Einzelfälle aufgelistet, aber kaum konkrete Verbesserungsvorschläge, nämlich zur Behebung von Systemmängeln.

Wir nehmen den Bericht natürlich zur Kenntnis, vielen Dank, und ich würde Sie bitten, unseren Dank auch an die gesamte Mannschaft weiterzugeben, an jene Menschen, die sich sehr bemühen, innerhalb dieser vorgegebenen politischen Struktur ihr Bestes zu tun. Aber für uns besteht in dieser Hinsicht noch viel Verbesserungsbedarf. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Mag Ramskogler. Ich erteile es ihr.

Abg Mag Sonja Ramskogler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Landesrätin! 

Wir diskutieren den Bericht der Pflege- und Patientinnen- und Patientenanwaltschaft über das Jahr 2008. Zu allererst lassen Sie mich von unserer Seite, von der sozialdemokratischen aus, dem Herrn Dr Brustbauer und seinem engagierten multiprofessionellen Team, das aus SozialarbeiterInnen aber auch aus PflegerInnen, aus Juristen und aus von vielen anderen Fachkreisen kommendem Personal besteht, die die Fälle mit ganz viel Engagement betreuen und behandeln und mit den Leuten sprechen, ein recht herzliches Dankeschön sagen. (Beifall bei der SPÖ.)
Es ist mir ein großes Anliegen, es jetzt natürlich auch zu sagen, so wie es die Kollegin Praniess-Kastner auch gesagt hat: 2006 haben wir diese Zusammenlegung des Pflegeombudsmanns und der Patientenanwaltschaft forciert. Das hatte einen ganz wichtigen Grund. Es geht uns hier um ein Beschwerdemanagement, welches auch unbedingt funktionieren soll und für die Menschen zugänglich sein soll, das heißt, für alle Anliegen im Gesundheitswesen, egal, ob das die Pflege betrifft, egal, ob es das Spitalswesen betrifft, egal, ob es den praktischen Arzt betrifft, für alle Bereiche im Gesundheitswesen soll es eine Anlaufstelle geben. Das war der Grund dieser einen Anlaufstelle, sehr geehrte Damen und Herren, repräsentiert natürlich durch den Patienten- und Pflegeanwalt. Aber dahinter stehen viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die sich um diese Patienten auch tatsächlich kümmern. Daher auch diese sachlich sinnvolle Zusammenlegung und die gesetzliche Veränderung, die hier einen Rechtsanspruch für eine Inanspruchnahme des Patientenanwalts darstellt. 

Ich komme hier auch gleich weiter zu dem absolut tragischen, persönlichen Fall, den die Frau Kollegin der grünen Fraktion geschildert hat und ich denke mir, genau dazu sollte ein Pflege- und Patientenanwalt da sein. Genau dazu sollte er da sein, damit solche Sachen nicht passieren. Ich würde mir wünschen, Sie hätten vielleicht dorthin den Weg gefunden und es wäre eine Möglichkeit gewesen, dass Ihnen der Herr Patientenanwalt oder eben sein Team bei Ihrer tragischen persönlichen Situation zur Seite stehen hätte können oder auch eine Entschädigung bei einem tatsächlichen Missfall juristisch durchkämpfen könnte. Dazu ist die Pflege- und Patientenanwaltschaft da. 
Ich komme ganz kurz zu dem Bericht, der uns hier vorliegt, und möchte zum einen auch sagen, natürlich wird immer wieder bekrittelt und so möchte ich es auch heute festhalten, es ist dies hier ein absolut neuer Bericht, ein neu gestalteter Bericht; die, die ihn gelesen haben, die ihn kennen, sehen in diesem Bericht einzelne Faktoren. Das heißt, es wird ganz klar aufgezählt, dass zum Beispiel im Jahr 2008 über 10 995 Beschwerden abgewickelt wurden, dabei aktenkundig 2 575. Es ist hier absolut klar in diesem Bericht zu sehen, dass es hier in erster Linie um telefonische Anfragen geht, aber auch um jene, die aktenkundig werden und um schriftliche Anfragen, die hier dann länger behandelt werden. 

Ich selbst habe erst vor Kurzem nachgefragt, worüber sich überhaupt beschwert wird im Wiener Gesundheitssystem. 37 Prozent sagen, es geht um Behandlungsbeschwerden. Sie finden, dass es eine falsche oder ungerechte Behandlung war. Ich sage, jede dieser Beschwerden hat auch ihren Grund, keine Frage, und diese sollen auch stattfinden. Diesen Beschwerden soll auch nachgegangen werden, denn sollten Fehler und Missstände bestehen, gibt es eine Entschädigung, und sollten diese nicht bestehen, soll man mit diesen Menschen ganz klar darüber sprechen.

Der zweite wichtige Punkt, der hier angeführt wird, ist 25 Prozent Sonstiges. Ich habe nachgefragt, was denn eigentlich „Sonstiges" bedeutet. Das ist ein ganz wichtiger Punkt, denn hier geht es um soziale subjektive Faktoren. Das heißt zum Beispiel, wenn ich in einem Krankenhaus bin: Schmeckt mir das Essen oder finde ich die Küche nicht als sehr geschmackswürdig? Oder habe ich ein gutes Verhältnis zur Oberschwester? Oder gibt es ein Problem beim Portier? Et cetera. Das heißt, auch solche sehr subjektiven Wahrnehmungen sind ganz wichtig als Beschwerde, denn jeder Mensch ist anders und auch das sollte durchaus ernst genommen werden.

Es gibt auch Beschwerden über die Öffentlichkeitsarbeit oder über die Entlassungsproblematik, hier mit 3 Prozent ausgewiesen.

Sehr geehrte Damen und Herren, was will ich damit sagen? Ich denke, dass dieser Bericht ein sehr aufschlussreicher Bericht ist, wo es klar wird, warum wir eine Kontrolle brauchen, warum ein gutes Qualitätsmanagement absolut notwendig ist. Die Kontrollorgane und die Kontrollfunktionen, die wir in dieser Stadt haben, sollten auch einmal zur Kenntnis genommen werden. Das ist nicht nur die Patienten- und Pflegeanwaltschaft, sondern das ist auch die Volksanwaltschaft, über die wir hier diskutiert haben, das ist die Möglichkeit, den Rechnungshof anzurufen, das ist die Möglichkeit, das Kontrollamt in Bewegung zu bringen und natürlich nicht zuletzt Untersuchungskommission einzusetzen. Es gibt andere Bundesländer dieses Landes Österreich, wo Untersuchungskommissionen oder andere Kontrollorgane nicht so locker oder leicht oder dementsprechend eingesetzt werden, weil man dort einfach drüberfährt und sagt: „Das interessiert uns nicht. Wir brauchen keine Kontrolle." - Das sei hier nur nebenbei erwähnt.

Sehr geehrte Damen und Herren, der neue Bericht, so gut er auch aufgeschlüsselt ist, zeigt, dass sich bei den städtischen Krankenhäusern - und das sollte schon erwähnt sein - jeder 422. Patient beschwert. Ich möchte Ihnen hier auch die Relation dazu zeigen, dass die städtischen Krankenhäuser über 395 000 Patienten stationär aufnehmen. Davon beschweren sich im Durchschnitt 422. Ich habe schon erwähnt, jede einzelne Beschwerde ist absolut nachgehenswert. Wenn Fehler passieren, muss man dem nachgehen. Nichtsdestotrotz sei von dieser Seite auch einmal gesagt, ein Krankreden oder ein absolutes Schlechtmachen des Wiener Gesundheitssystems lassen wir nicht zu, denn die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Wiener Gesundheitssystems arbeiten für den Menschen, arbeiten mit hohem Interesse, mit hohem Engagement und das gehört auch gewürdigt! (Beifall bei der SPÖ.) 

Lassen Sie mich auf die Untersuchungskommission eingehen, weil es der Kollege Lasar erwähnt hat. Zur Psychiatrie muss man schon etwas sagen. Sie haben erwähnt, Herr Kollege, dass hier überhaupt nichts passiert, dass sich nichts verändert, dass alles eine Tragödie und dramatisch ist. Ich möchte zuerst einmal, was den Bericht betrifft, sagen, die Patientenanwaltschaft ist jene Anlaufstelle, wo sich auch Patienten der Psychiatrie hinwenden sollten. Das haben sie während der Untersuchungskommission auch getan. Dafür bin ich dem Herrn Prof Brustbauer sehr dankbar, dass jene Patienten nicht einfach vorgeführt werden konnten, sondern eine absolut professionelle Anlaufstelle hatten. 

Es wird im Bericht auch erwähnt, dass es eine Problematik im kinder- und jugendpsychiatrischen Bereich gibt. Es wird vom Kontrollamt bestätigt: Keine Frage.

Jetzt die Handlungen. Es wurde auch gehandelt, keine Frage. Es wurden neue Dienstposten geschaffen, es wurde nach Fachärzten bei der Ärztekammer angefragt und dort deponiert, dass wir welche brauchen. Das heißt, wenn ein ausgebildeter Kinder- und Jugendpsychiater fertig und von der Ärztekammer bewilligt ist, wird dieser im Krankenhaus, egal, ob es der Rosenhügel, das Otto-Wagner-Spital, das AKH oder das in Zukunft kommende Krankenhaus Nord ist, eingestellt werden.

Dazu ist zu sagen, viele Steuergelder fließen in die Renovierung des Otto-Wagner-Spitals, in die beiden Pavillons, die erst vor Kurzem von der Stadträtin eröffnet und die renoviert worden sind. Wenn Sie die Mitarbeiter fragen, sind diese wirklich glücklich und sagen, das ist eine Vorzeigestation, ist eine großartige Umgebung, um mit Patienten zu arbeiten. Der umstrittene Pavillon 10, von dem wir in der Untersuchungskommission immer hörten, ist jener Pavillon, der demnächst fertig werden wird. Ich habe ihn im alten Zustand gesehen und schaue ihn mir neu an. Ich bin davon überzeugt, dass dort das Geld wirklich gut investiert ist.

Das heißt, sehr geehrter Herr Kollege, man nimmt Geld in die Hand, um, wenn tatsächlich berechtigte Beschwerden da sind, diesen zu folgen und Verbesserungen durchzuführen. Das ist einfach Gesundheitspolitik, wie sie real ist, Gesundheitspolitik, wie sie vernünftig ist, und Gesundheitspolitik, wie sie an sich keiner großen Kritik mehr unterlaufen kann, wenn man dem Ganzen dementsprechend nachgeht. Da möchte ich nur an die Geriatrie im Jahr 2004/2003 erinnern, wo ich selbst schon in der Untersuchungskommission dabei sein durfte. Wir haben damals die Heimkommission eingesetzt. Wir haben ein neues Gesetz gemacht und es wurde damals der Ombudsmann eingesetzt. Jetzt hat es die Untersuchungskommission „Psychiatrie" gegeben und dementsprechend ist es auch im fortlaufenden Betrieb so, wie es immer ist, nicht nur auf Grund der Untersuchungskommissionen wird fortschreitende Gesundheitspolitik betrieben.

Nur ganz kurz, damit ich nicht zu lange bin, möchte ich erwähnen, wie notwendig es ist, dass Beschwerden einen Untergrund finden, nämlich zum Beispiel bei ärztlicher Aufklärung. Patienten haben hier Rechte und man muss immer unterscheiden, ob es um die Ärzte oder um die Pfleger und Pflegerinnen geht. Das kann man nicht alles in einen Topf werfen. Es gibt zum Beispiel auch Verantwortliche bei der Ärztekammer. Ich finde, dass man diese auch in die Verantwortung holen sollte. Es gibt eine Verantwortlichkeit, wenn es um den Bund geht, eine Bundesverantwortlichkeit. Auch die muss man in die Verantwortung holen.

Abschließend und nicht zuletzt gibt es eine Entschädigung, wenn Fehler passieren, wie ich schon gesagt habe, wenn es zu so dramatischen Fehlern und Schicksalsschlägen kommt, wie auch in einzelnen Fällen dargelegt, wo man sagt, so etwas darf einfach nicht passieren und der Patienten- und Pflegeanwalt kümmert sich darum, auch eine Entschädigung zu bekommen. Das ist auch eines der wichtigsten Dinge für die Menschen, dass sie dann Geld bekommen, wenn es schon so schlecht gelaufen ist. Dazu muss man sagen, dass die Gesamthöhe der Entschädigungen 2008 erstmals eine Summe von über 3 Millionen EUR überschritten hat. Ich möchte das nicht als besonders lobenswert hervorheben, weil das notwendig ist, aber ich möchte nur sagen, man gesteht es auch ein, wenn Fehler passieren und dann wird man entschädigt und das halte ich für sehr vernünftig.

Ich möchte abschließend nur feststellen, dass es ein Gutes ist, dass es diese Pflege-, Patientinnen- und Patientenanwaltschaft gibt, ich dem Team ein herzliches Dankeschön sagen möchte. Jeder, der sich in unserem Gesundheitssystem in Wien schlecht behandelt fühlt oder einfach meint, es ist ungerecht, was ihm passiert ist, oder er einen schlechten Zugang hat, soll sich an die Patienten- und Pflegeanwaltschaft richten. Dazu ist sie da. Das heißt, ich ermutige Sie, dies zu tun und auch weiterzusagen. - Herzlichen Dank! (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Nach Abschluss der Debatte darf ich nun Herrn Prof Dr Brustbauer um seine Stellungnahme ersuchen.

Patientenanwalt Prof Dr Konrad Brustbauer: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Geschätzte Abgeordnete!

Zuerst bedanke ich mich recht herzlich namens des Teams, denn die Arbeit des Teams haben Sie alle gutgeheißen.

Die vielen Probleme, die wir zu lösen hatten, sind, soweit es möglich war, im Bericht aufgezählt. Ich will mich nicht wiederholen. Ich will mich nur für die Unterstützung bedanken. Auch die Namen derer, die uns überhaupt die Arbeit, so wie wir sie durchführen konnten, ermöglicht haben, sind darin angeführt. Es bedarf natürlich auch entsprechender Grundlagen, um die Arbeit zu leisten.

Die Probleme kann man nicht alle aufschlüsseln. Man nimmt halt ein paar heraus. Ich glaube, ich kann mir das heute sparen. Ich danke der Frau Abg Mag Lachkovics, denn ungefähr so läuft es ab, wenn Beschwerden kommen. Sie finden auch im gegenständlichen Fall, von der Frau Abgeordneten geschildert, sowohl Vorwürfe gegen die Ärzte, sie hätten nicht richtig diagnostiziert beziehungsweise therapiert und gleichzeitig einen Vorwurf gegen die Pflege, dass dort nicht alles funktioniert hätte. Ich glaube nicht, dass dieser Fall - aber ähnliche Fälle gibt es natürlich - bei uns vorgebracht wurde. Wir versuchen Lösungen zu finden und können sie weitgehend - nicht immer - erreichen. 

Vieles liegt auch am Kommunikationsmangel. Die meisten gehen nicht dort hin, wo sie sich schlecht behandelt gefühlt haben und reden mit denen und erklären ihnen, wieso das geschehen ist, wieso sie, obwohl es alle Fachleute anders sagen, dieses Medikament bekommen haben. Das übernehmen wir gerne, klären dann auf und manches lässt sich auf diese Art auch aufklären. 

Bei diesem Vorbringen, glaube ich, ist auch zu ersehen, dass es nicht so gut ist, Frau Abgeordnete, wenn man Pflege und Patienten auseinanderdividiert, denn sehr viele Pfleglinge brauchen auch ärztliche Betreuung und viele Patienten brauchen zusätzlich oder hernach eine Pflege. Ich verweise darauf, dass in allen anderen Bundesländern grundsätzlich auch eine Zusammenlegung stattgefunden hat, mit Ausnahme von zwei Bundesländern und die erzählen natürlich von Schwierigkeiten. Dem ist die eine Hälfte genommen. Ich glaube, die Patienten verstehen das auch nicht, wenn sie an uns ein Anliegen herantragen, dass man sagt, da hört es auf und da kommt jemand anderer dran. Es geht nicht um die Person, sondern die Arbeit wird von einem Team gemacht und dieses Team ist - wie Sie sehen - sowohl im Pflegebereich als auch im Gesundheitsbereich tätig. 

Demenz: Dass die Demenz zunimmt, wissen wir, spüren wir. Ein Fachmann hat sogar gesagt, jeder von uns wird einmal dement, nur erlebt es nicht jeder. Das nimmt zu. Die entsprechenden Maßnahmen müssen getroffen werden. Sie sind nicht leicht. Die Pflegeheime, darauf muss ich verweisen, werden gesondert von der Heimkommission erfasst. Da gibt es einen gesonderten Bericht. Den haben wir hier nicht eingefügt, weil doppelt gemoppelt ist, glaube ich, in diesem Sinn nicht gemeint. 

Ich will mich nicht wiederholen, Sie finden die nötigen Unterlagen darin, wir sind aber jederzeit gern bereit, im Einzelfall nachzugehen und Auskunft zu geben. Auch wenn es manchmal schon zu spät erscheint, ist es aber nie zu spät. Wir sind immer für Anregungen oder für Anliegen, die an uns herangetragen werden, offen. Alles können wir nicht lösen. Das wäre schön. Es steht aber auch nicht im Gesetz drinnen, dass wir diese Probleme lösen müssen. Wir sollen viel aufklären, sollen, soweit es möglich ist, Unterstützung bieten, aber wir können die Probleme, die auftreten, selbst nicht immer lösen.

Ich danke jedenfalls herzlich für die Aufmerksamkeit. Eine Tätigkeit finden Sie nicht im Tätigkeitsbericht, nämlich die Erstellung des Tätigkeitsberichts. Aber den sehen Sie und da möchte ich schon noch unserem Team danken, das die Idee geboren hat, es neu zu gestalten. Ich glaube, diese Neugestaltung hat doch Anklang gefunden. 

Ich darf noch erwähnen, warum das Budget mit einem Link verbunden ist. Es wurde immer an uns herangetragen, wir sollen all das, was man anderswo lesen kann - Gesetze, Richtlinien - nicht in den Bericht hineinschreiben. Aus diesem Grund haben wir das herausgelassen. Wenn Sie ausnahmsweise in diesem Bericht die beiden Richtlinien finden, ist es begründet, weil beide neu sind.

Ich danke recht herzlich und bitte daher, diesen Dank, den Sie dem Team gezollt haben, weitergeben zu dürfen. - Danke schön! (Beifall bei SPÖ, ÖVP und FPÖ.)
Präsidentin Marianne Klicka: Sehr geehrter Herr Prof Brustbauer, ich möchte mich im Namen der Abgeordneten des Landtags für die geleistete Arbeit, den Bericht und Ihr Kommen recht herzlich bedanken!

Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die den vorliegenden Bericht der Wiener Pflege-, Patientinnen- und Patientenanwaltschaft über ihre Tätigkeit im Jahr 2008 zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Mehrstimmigkeit fest. Die Kenntnisnahme erfolgt mit den Stimmen der Volkspartei, der Freiheitlichen Partei und der Sozialdemokratischen Partei. 

Wir kommen nun zu Postnummer 3 der Tagesordnung. Sie betrifft den Naturschutzbericht 2008. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau Amtsf StRin Mag Sima, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Bericht.

Präsidentin Marianne Klicka: Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich Herr Mag Maresch zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Landesrätin!

Ich möchte den Naturschutzbericht zum Anlass nehmen, später zwei Anträge einzubringen, doch zunächst einmal zum Naturschutzbericht: Sehr umfangreich, muss ich sagen. Freut mich auch sehr. Sehr viele Informationen darin. Aber wie immer durchaus auch ein paar kritische Anmerkungen dazu: 

Ich würde mir wünschen, den Naturschutzbericht tatsächlich nicht nur als Bericht der MA 22 und der Dienststellen zu betrachten, sondern sich bei der Erstellung einmal den Naturschutz insgesamt anzusehen, wenn ich mir überlege, dass zum Beispiel auf Seite 4 des Naturschutzberichtes schon wieder die unweigerliche Geschichte mit dem weltweit ersten Rang in der Mercer-Studie steht. Ich denke mir: Was hat die Mercer-Studie im Naturschutzbericht verloren? Wir haben das schon 2 356 Mal gehört und wissen es schon. Die Mercer-Studie gibt es. Wien rangiert gut obendrauf, aber sicherlich nicht nur, weil die Stadt Wien so toll verwaltet ist, sondern weil Wien naturräumliche Gegebenheiten hat, die da eine gewaltige Rolle spielen. Genau um den Zustand dieser naturräumlichen Gegebenheiten sollte es darin gehen. Wenn ich dann in Wirklichkeit wieder einmal die Stadt behübsche und die Stadtwerbung oder die Tourismuswerbung der Stadt im Naturschutzbericht sehe, dann denke ich mir, eigentlich hat das darin nichts verloren.

Das Zweite ist, es wird gleich am Anfang so begonnen, dass Sätze wie der folgende vorkommen: „Diese Lebensräume müssen bewahrt und gepflegt und vor dem Druck unterschiedlicher, auch wirtschaftlicher Nutzungsinteressen geschützt werden." - Das ist eine klassische Sonntagsrede. Wahrscheinlich am 53. Sonntag im Jahr wäre das eine schöne Geschichte, aber Faktum ist, wenn in Wirklichkeit wirtschaftliche Interessen zum Tragen kommen, dann ist der Naturschutz in Wien immer Zweiter. Das ist bei der Lobauautobahn so, das ist bei anderen Projekten so. Ganz egal wo, wenn es soweit kommt, dann muss der Naturschutz nachgeben. 

Schönstes Beispiel: Bei der Veränderung des Landschaftsschutzgebietes Prater war der Ausbau des Hafens prioritär. Deswegen wurden auch Naturdenkmäler, wenn man so will, entdenkmälert und die Grenzen wurden verschoben. Ganz einfach deshalb, weil in Wirklichkeit wirtschaftliche Interessen eine Rolle gespielt haben. Deswegen hat es Änderungen gegeben. Aber dann sollte man vorne nicht hinschreiben: „Wir kämpfen immer gegen alle. Wir schützen die Natur vor den wirtschaftlichen Nutzungsinteressen." - Das stimmt so einfach nicht! Wenn ich mir dann zum Beispiel anschaue, auf Seite 7 detto.

Zum Springerpark: Eine schöne Geschichte, ein Park, mittendrin die ÖVP-politische Akademie. Die politische Akademie ist draufgekommen, sie hat zu wenig Geld. Die politische Akademie ist draufgekommen, dass man eigentlich ein Hotel bauen sollte, mitten im, wenn man so will, Parkschutzgebiet. Dann ist man schon bereit, durchaus Kompromisse einzugehen und ich höre, dass die MA 22 beim Finden des Kompromisses in dem Parkschutzgebiet behilflich war, und durchaus bereit ist, die so genannte Marillenalm - so heißt das Ding nämlich - an der Grünbergstraße dafür zu opfern. Ich denke mir, das sind wirtschaftliche Interessen. Da soll man sich nicht verstecken und soll man sagen, fallweise tut man das, wenn das die ÖVP gerne hätte, denn die Großkoalition ist manchmal für die SPÖ offensichtlich nicht schlecht.

Nächster Punkt: Biosphärenpark Wienerwald. Auch wunderschön. Da gibt es im Biosphärenpark Wienerwald eine nette Geschichte, von der wir alle schon einmal gehört haben, die Ladenburghöhe. Um in Erinnerung zu bringen, wie es mit der Ladenburghöhe war: Da hat ein, sage ich einmal, finanziell potenter Mensch vier Schrebergärten gekauft und bei den vier Schrebergärten an jedes Eck eine Schrebergartenhütte hingestellt, sodass es zufälligerweise zusammen eine Villa gemacht hat. Das ist sich halt so ausgegangen. Dann hat es ein Verfahren gegeben, wo der Abriss dieser Villa angestanden ist. Aber das zieht sich jetzt schon einige Jahre dahin und es ist gar nichts passiert. Es ist ein Bescheid gekommen, dann noch ein Bescheid und die Villa steht noch immer. Da denke ich mir, ich glaube Ihnen alles, wenn ich sehe, wie dort die Bagger auffahren und diese Villa abreißen, die gar keine Villa ist, sondern eigentlich vier kombinierte Schrebergartenhütten. 

Genau das Gleiche ist mit dem Schutzgürtel der Fall. Wenn die Stadt Wien wirtschaftlichen Bedarf hat, kommt der Grüngürtel, auch im Süden Wiens, in Rothneusiedl, in Wirklichkeit weg. Das Einzige, was dem Schutzgürtel noch hilft, ist sozusagen der Herr Stronach in umgekehrtem Sinn, weil er dort eine Option bis 2013 hat und sich weder die Stadt noch der Herr Stronach dort bewegen können. Ich denke mir, eigenartig.

Noch ein Punkt, dann möchte ich schon mit diesem Teil der Geschichte aufhören. Auf Seite 55 wird beschrieben, wie toll die Übersiedlung der Würfelnattern beim Blauen Wasser vor sich gegangen ist. Jetzt kann man darüber streiten, ob das in Wirklichkeit für die Würfelnattern etwas gebracht hat, aber da wird lang und breit im Text auf Seite 55 darauf eingegangen, wie toll man den Alberner Hafen und das Blaue Wasser sozusagen bewältigt hat mit dem Ausbau des Hochwasserschutzes. Wunderbar, aber die Debatte im Umweltausschuss darüber, dass man einfach nicht imstande war, die Gewässervernetzung 365 Tage im Jahr aufrechtzuerhalten, weil man zwei Rohre nicht gescheit verlegt hat, weil man in Wirklichkeit, sage ich einmal, ein bisschen unfähig war, die Rohre vielleicht um einen halben Meter tiefer zu legen und es im Nachhinein zu teuer gekommen wäre, wird natürlich verschwiegen. Faktum ist, das Übersiedeln der Würfelnattern war wunderbar, aber dass zum Beispiel die Gewässervernetzung, die man auf der Wasserrahmenrichtlinie haben sollte, dort nicht das ganze Jahr gewährleistet ist, steht nicht da, weil das ein Widerspruch wäre. 

Wie gesagt, wir werden dem Bericht zustimmen, aber ich würde einmal bitten, vielleicht nicht nur die ganz guten Sachen darin zu erzählen, sondern auch diese Dinge, die weniger gut funktionieren. Da ist die SPÖ, die die Stadtregierung in Wien allein stellt, zwar nicht schlecht unterwegs, aber gut ist besser als nicht schlecht. 

Jetzt zu den beiden Anträgen. Einer der beiden Anträge betrifft die 380 kV-Leitung zwischen Wien und Györ. Wir haben heute schon einmal in der Fragestunde, wenn man so will, darüber gesprochen. Wir setzen hier zwei Anträge ein. Und zwar lautet der eine: 

„Der Wiener Landtag fordert den Herrn Landeshauptmann Häupl und die Frau Umweltstadträtin Sima dazu auf, aktiv gegen den Bau der geplanten 380 kV-Leitung Wien-Györ aufzutreten. Insbesondere soll Wien als Eigentümer der Wien Holding, die wiederum Anteile am Verbund hält, über seine Eigentümerrechte den Stopp des Projektes fordern. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung.“ 

In unserem zweiten Antrag geht es um eine EU-Beschwerde gegen das UVP-Verfahren Mochovce. Der Herr Bürgermeister hat daraufhin schon einmal repliziert: „Der Wiener Landtag fordert die Wiener Landesregierung dazu auf, bei der EU-Kommission hinsichtlich des laufenden UVP-Verfahrens zum Bau von Mochovce 3 und 4 eine Beschwerde gegen die Verletzung des EU-Rechts einzubringen. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung des Antrages.“

Diese beiden Anträge haben zwei andere Anträge ausgelöst. Das habe ich interessant gefunden. Den einen Antrag von der SPÖ möchte ich schon kommentieren. Darin geht es darum, dass der Herr Bundesminister Nikolaus Berlakovich ersucht wird, auf Bundesebene alle notwendigen Maßnahmen gegen den geplanten Ausbau des AKW Mochovce zu ergreifen. Dazu denke ich mir, kein schlechter Antrag, ich würde sagen, dem kann man genau nicht nicht zustimmen, weil das eine No-Na-Geschichte ist. Das ist genau so, wie wenn ich einen Antrag stelle, im Sommer soll es nicht so warm sein! Das ist echt ein Wahnsinn! (Abg Heinz Hufnagl: Im Sommer soll es schon warm sein!) Also bitte, das ist ein G’schichterl! Da denke ich mir, mit dieser Geschichte könnt ihr euch in Wirklichkeit gemeinsam mit der ÖVP hinstellen und sagen: „Wir haben alles gegen Mochovce unternommen. Der Herr Berlakovich wird sich einsetzen und wird überhaupt die Welt umpflügen." „Pflügen" ist beim Kollegen Berlakovich sehr gut, weil er durchaus weniger mit Kopenhagen, sondern eher mit Moskau und der Agrarpolitik zu tun hat. Aber das ist eine andere Geschichte. Ich würde einmal sagen, einem solchen No-na-Antrag werden wir zustimmen, aber ich denke mir, die Woche hat sieben Tage, und das haben wir gerade beantragt.

Den nächsten Antrag finde ich interessant. Da hat sich die SPÖ nicht einmal die Mühe gemacht, die Formatierung des grünen Antrages zu verändern. Das finde ich interessant, weil die schauen normalerweise immer anders aus. Ich habe zuerst gedacht, wir haben noch einen dritten Antrag, ich habe mich geirrt. Nein, es ist ein SPÖ-Antrag, der lautet: „betreffend EU-Konformität des laufenden UVP-Verfahrens Mochovce". Dazu möchte ich ein paar Worte über das UVP-Verfahren verlieren. Das kennen wir eh alle, UVP-Verfahren wird von den Betreibern immer mit „unheimlich viel Papier" übersetzt, nämlich dieselben Abkürzungen.

Ich halte es für richtig, dass man beim UVP-Verfahren auftritt. Ich finde auch die Aktion von der Frau Stadträtin richtig, dass man die BürgerInnen informiert und sie ersucht, auffordert oder bittet, dazu Stellung zu nehmen. Nur in einem UVP-Verfahren ändert das mäßig etwas, wenn man massenhaft hinschreibt. In Wirklichkeit wird man mit dem Antrag jetzt warten, was da passiert, warten auf den 368. Tag im Jahr. Da können wir lange warten! Faktum ist, dass die Slowakei machen wird, was sie will. Darum denke ich mir, muss man einfach ein bisschen strenger mit der Slowakei zu Gericht gehen und nicht auf irgendeinen Tag warten, wo dann irgendetwas passiert ist. Es wird nichts passieren. Wir sagen, ein Vertragsverletzungsverfahren muss man angehen. Man muss auch den Verbund wegen der Geschichte mit der 380 kV-Leitung nach Györ angehen. Da denke ich mir, SPÖ und ÖVP werden erst dann glaubwürdig, wenn das passiert. Nach den beiden Anträgen passiert das überhaupt nicht. Wir werden beiden Anträgen zustimmen, aber die Anti-Atompolitik der SPÖ und ÖVP hier und auch im Bund ist einfach unglaubwürdig! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Parzer. Ich erteile es ihm.

Abg Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Der Atomrede vom Kollegen Rüdiger will ich nichts hinzufügen. Wir haben unsere Anträge, er hat seine Anträge. Wie er glaubt, soll er es machen. Wir machen, was wir glauben.

Vor uns liegt aber wieder einmal ein Naturschutzbericht, und zwar für das Jahr 2008. Man könnte sagen, Natur und Stadt ist eigentlich ein Gegensatz. Das schaut nur auf den ersten Blick so aus, denn es handelt sich beim Naturschutz um eine der größten Herausforderungen des Wiener Umweltschutzes und ein funktionierender Naturschutz ist ein wichtiger Indikator für die Umweltpolitik dieser Stadt. 

Die Ausgangslage in Wien ist beim Naturschutz bei Gott nicht die schlechteste. Man kann nur sagen, dass Wien auf Grund seiner geographischen und klimatischen Lage das Glück hat, über eine relativ intakte Stadtnatur zu verfügen. Doch diese gute Grundausstattung ist nicht automatisch für alle Zeiten festgeschrieben. Die Folge hiervon ist nicht nur ein Rückzug der Natur und ein Verlust der Artenvielfalt, sondern auch eine drohende Verschlechterung der Lebensqualität für die Wienerinnen und Wiener. Das sage ich nicht so weg vom Fenster, denn zurückbleibt die Sehnsucht nach mehr Naturnähe, die viele Wienerinnen und Wiener - wir wissen das - dahin treibt, dieser Stadt als Lebensmittelpunkt den Rücken zu kehren und ihren Wiener Wohnsitz zugunsten eines solchen im Umland von Wien aufzugeben. Der Umstand, dass immer mehr Menschen, die in Wien aufgewachsen sind, dieser Stadt zugunsten einer Ansiedlung außerhalb der Stadtgrenze, meine Damen und Herren, den Rücken zukehren, hat darin einen Großteil seiner Begründung. Das ist schon eindeutig eine Verfehlung der Stadtregierung, diese Entwicklung nicht entsprechend zu erkennen und nicht entscheidend entgegenzusteuern. Im Gegenteil, wir haben wie jede andere Stadt auch einen enormen Siedlungsdruck auf die verbliebenen Grünflächen. 

In letzter Zeit gab es sehr viele Beispiele und Projekte, wie zum Beispiel die Baumgartner Höhe oder, wie jetzt in aller Munde, vom Abg Dworak auch aufgebracht, die aufgedeckten Planungsverfehlungen im Zusammenhang mit dem Afritsch-Heim in Hietzing oder den Ausbau der WOGEM-Siedlung in Liesing. Hier gibt es deswegen Probleme, weil es doch Gründe waren, die frei begehbar waren. Diese Beispiele könnten noch fortgesetzt werden und zeigen vor allem, Sie in der SPÖ-Stadtregierung gehen mit dem Grünraum dieser Stadt meiner Meinung nach nicht entsprechend sorgsam um. Natürlich braucht es eine Stadtentwicklung in Wien, um zeitgemäß und modern weiterzuentwickeln. Die Wenigsten, die in dieser Stadt leben, dürfen sich erwarten, dass man vor der Haustüre die Waldesstille und satte Wiesen vorfindet, aber es kann auch nicht sein, dass in Wien das Grünraumbedürfnis der Bevölkerung missachtet wird! (Beifall bei der ÖVP.)
Es ist leider zu wenig, wenn die MA 22 brav Naturschutz betreibt, aber in den anderen Ressorts diesem Bereich einfach zu wenig Rechnung getragen wird. Es ist fast heuchlerisch, wenn man Lippenbekenntnisse zum Naturschutz betreibt, sie aber dann in der Realität nicht berücksichtigt. Da wäre es doch ehrlicher zu sagen, uns ist die Stadtentwicklung wichtiger als der Naturschutz. Dann wäre alles klargestellt. Das wäre eine Haltung, die man nachvollziehen könnte, wenn sie auch nicht jeder unterschreiben würde. 

Zur Erhaltung der Grünräume ist vor allem die ökologische Gewässernutzung und deren Einhaltung ein ganz wichtiger Punkt beim Naturschutz. Gewässerschutz ist der beste Naturschutz. Aber gerade hier orten wir bei der Wiener Stadtregierung eine Reihe von Defiziten, die schon jahrelang, meine Damen und Herren, bekannt sind. Ich möchte in diesem Zusammenhang die Versäumnisse erwähnen, die wir zum Beispiel im Donaukanal mit angeblich krebserregenden Wirkstoffen und an einem skandalreichen Projektstopp beim Wienfluss gesehen haben. Hierzu hat auch der Rechnungshof seine Anmerkungen gemacht. 

Nicht ganz so schlimm, aber über die Jahre gesehen durchaus als Fehlleistung zu sehen, ist die Entwicklung der Wasserqualität in der Alten Donau. Ich selbst kann sagen, die Alte Donau ist sicher ein angenehmes Freizeitgebiet, aber eine endgültige Sanierung dieses Wassers ist noch nicht in Sicht. Warum sage ich das? Wir sind in der Donaustadt, obwohl auf der Alten Donau immer wieder Mähboote fahren, mit der Algenplage konfrontiert. 

Ein Beispiel ist auch die Donauinsel. Da haben wir erst auf unser Drängen begonnen, ein Besucherzentrum zu bauen. Wir sind schon gespannt, ob Sie das Donauinselmanagement in der nächsten Zeit endlich so ordnen, dass eine möglichst konfliktfreie und naturnahe Nutzung dieses für Wien so wichtigen Grünraums sein wird. 

Um nicht den Eindruck zu erwecken, dass wir mit der Arbeit des Naturschutzreferates der MA 22 unzufrieden sind, erlauben Sie mir, auch auf einige sehr positive Aspekte zu sprechen zu kommen: Da fällt vor allem das Kapitel Landwirtschaft auf. Hier ist es vor allem das Projekt „Lebensraum Acker", aber auch das ÖPUL-Programm der Bundesregierung, die eine positive Wirkung auf den Naturschutz in dieser Stadt haben. Gerade das ÖPUL-Programm trägt, wie es dem Bericht zu entnehmen ist, wesentlich zur Erhaltung und Pflege ökologisch wichtiger Flächen bei. 

Nicht ganz so überzeugend habe ich den Berichtsstand zum Nationalpark Donau-Auen gefunden. Hier hat man nach wie vor das Gefühl, lesen zu können, dass die Wiener Nationalparkverwaltung das Potenzial nicht ausgeschöpft hat. 

Meine Damen und Herren, Sie sehen, dass der Naturschutzbericht an und für sich immer wieder zu Klagen der Opposition führt. Wir haben auch den Eindruck, dass gerade die Aktivitäten der MA 22, die in diesem Bericht zusammengefasst sind, ein erster Ansatz dafür sind, diese Entwicklung zu verhindern. Um den Beamtinnen und Beamten und auch der Chefin für diese Vorreiterrolle Mut zu machen, stimmen wir diesem Naturschutzbericht zu. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsidentin Marianne Klicka: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr Abg Valentin. Ich erteile es ihm.

Abg Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! (Der Redner stellt ein Schild mit der Aufschrift „Stopp Mochovce 3 + 4" auf.)
Lassen Sie mich zuerst grundsätzlich, was nicht sonderlich verwundert, der MA 22, ihrer heute anwesenden Abteilungsleiterin und den Kolleginnen und Kollegen der MA 22 für diesen Naturschutzbericht danken. Der Naturschutzbericht ist ganz sicherlich ein Dokument, das nicht nur in einem Landesgesetz gefordert wird, sondern ein Dokument, das sehr deutlich die Nachhaltigkeit, die evolutionäre Entwicklung des Naturschutzes in Wien zeigt. Es hat sehr viel Bewahrendes. Zu Recht, sagen die Wienerinnen und Wiener. Und wir auch. Wir haben sehr viel an Naturschutzdenkmälern, an Naturdenkmälern, an Rahmenbedingungen des ökologischen Lebens, denen es gilt, besonderen Schutz zu widmen. Das dokumentiert dieser Bericht. Er dokumentiert aber auch sehr schön, wie man diesen evolutionären Prozess weiterführt, wie man nachhaltig Naturschutz absichert. Ein Bestandteil ist - und da bin ich dem Kollegen Maresch für seine Wortmeldung sehr dankbar, wobei ich ihm heute für seine Wortmeldung in einigen Punkten sehr dankbar gewesen bin, doch dazu später -, dass das abgesichert wird, was wir in der Mercer-Studie sehr wohl ausgewiesen bekommen. Also eine Antwort, warum Mercer. Ich danke für den grünen Beifall dazu. Ein Bereich, der uns Mercer einmal mehr sichert und zeigt, warum wir auf Stelle 1 sind, ist auch dieser Naturschutz in Wien. Der ist einzigartig. Der ist im Landesgesetz abgesichert. Dafür und für die Berichterstattung für diesen Naturschutzbericht einmal herzlich danke schön, vor allem an die Kolleginnen und Kollegen, die dieses sehr minutiös und sehr genau dokumentieren! (Beifall bei der SPÖ.)
Jetzt gibt es sozusagen die Zustimmung durch die Mehrheitsfraktion, die sagt, das ist klasse. Es gibt auch eine andere Form der Zustimmung, wenn man sich die Kritikpunkte anschaut. Je weniger konkrete Kritikpunkte an einem Bericht von der Opposition geäußert werden, die gesagt hat, sie hat sich das ganz genau angeschaut, desto sicherer kann die Mehrheit sein, dass es etwas Gutes ist. Da bin ich dem Kollegen Maresch wirklich dafür dankbar, dass er Fälle aus dem Jahr 2004, Schafberg beispielsweise, herauszieht. Ein Verfahren, wo die Stadt Wien bereits den Abbruchbescheid erlassen hat, wo jedoch derjenige, der dort ohne Bewilligung gebaut hat - das muss man auch sagen -, den Instanzenweg durchgeht. Zu sagen, dass wir in einem Rechtsstaat sind, wo man den Instanzenweg beschreitet, ist ein Manko der Stadtregierung oder des Naturschutzberichtes, halte ich durchaus aus, wenn das das Einzige ist, das man kritisiert! Das ist das eine, was einen freut. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Wir können uns dann den Flächenwidmungsplan anschauen! Schauen wir uns den Flächenwidmungsplan an!)
Das Zweite, was einen freut, ist, wenn die einzige Kritik der anderen Oppositionspartei, und da bin ich dem Kollegen Parzer sehr dankbar, ist, dass die ÖVP mit der Frau Stadträtin zufrieden ist, nur hat sie die Ideen schon ein bisschen früher gehabt. Das würde ich auf mir sitzen lassen und somit danke schön sagen, dafür, dass dieses Lob der ÖVP da kommt. Es ist auch in der Tat, denke ich mir, ein sehr ehrliches Lob, weil in der Tat sehr viel drinnen steht, worauf man gemeinsam durchaus stolz sein kann. 

Wenn dieser Naturschutzbericht dann auf Seite 7 diese zwölf Gebote postuliert - ich erspare mir jetzt, sie vorzulesen -, dann ist das etwas sehr Gutes, etwas sehr Tolles, etwas Nachvollziehbares, nicht nur für die Bevölkerung, sondern auch für die den Naturschutzbericht begleitende Wissenschaft. Da bin ich sehr glücklich darüber, dass mein Kollege Wutzlhofer und ich die Freude gehabt haben, mit den Wissenschafterinnen und Wissenschaftern des Naturschutzbeirats gerade diesen Bericht zu diskutieren, eine Diskussion, die sich die Freiheitliche Partei auch gegeben hat - herzlichen Dank dafür -, die GRÜNEN leider nicht. Deshalb darf ich sagen, nicht hinterfragt von den GRÜNEN, die uns begleitende Wissenschaft hat an sich diesem Bericht, Frau Stadträtin, eine sehr gute Benotung gegeben. Sie haben gesagt, dass er in Ordnung ist, dass das aus wissenschaftlicher Sicht ordentlich dokumentiert worden ist, dass da ordentliche Arbeit geleistet worden ist und dass die Intentionen der begleitenden Wissenschaft auch in diesem Naturschutzbericht 2008, und damit auch in den Maßnahmen, die darin beschrieben sind, sehr gut Rechnung getragen wurde. Dafür auch ein Dankeschön! 

Ich möchte mich auch für die vielen kritischen Wissenschafterinnen und Wissenschafter bedanken, die diesen Prozess der Stadt begleiten. Es ist nicht nur so, das soll man heute auch sagen, dass die Rathausmehrheit sozusagen Naturschutz betreibt, sondern wir sagen, es ist wichtig, gerade im Naturschutz den Dialog mit der Wissenschaft zu pflegen. Das tun wir und da haben wir diesmal eine sehr ausgezeichnete Expertise erhalten, worauf wir in diesem Hohen Haus gemeinsam stolz sein können, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)
Nachdem eigentlich diese Diskussion von direktem und verstecktem Lob, direktem Lob der Österreichischen Volkspartei, verstecktem Lob der GRÜNEN, begleitet war, lassen Sie mich jetzt zu den zwei Anträgen kommen, die ich gerne einbringen möchte. 

Vorweg zur Diskussion, nach dem Motto „Wer ist schneller gelaufen?": Ich denke mir, es muss schon schmerzen, und offensichtlich ist das ein Teil dieser Diskussion, dass man in der Frage als Grünpartei nicht Erste geworden ist und es der Stadt Wien und der Umweltstadträtin überlässt, was schmerzlich ist, weil wir da alleine sind, gegen Mochovce aufzutreten. Das tut weh. Das verstehe ich. Mir täte es als Parteifunktionär auch weh, wenn ich etwas verschlafen hätte. Ich kann das nachvollziehen. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Wir haben nichts verschlafen! Ihr traut euch in Wirklichkeit nicht!) Tatsächlich denke ich mir, wenn man diese Phase des Aufwachens überwunden hat, wäre es sehr schön, wenn man sagt, vergessen wir das, was vorweg ist, jetzt geht es darum, Mochovce viele mögliche Steine in den Weg zu legen (Abg Mag Rüdiger Maresch: Ihr legt ein Staubkorn in den Weg!), alles nur Erdenkliche zu tun, dass dort Bauteil 3 und 4 nicht gebaut werden (Abg Rüdiger Maresch: 380 kV-Leitung!), dass das, was sich die Frau Stadträtin hat anschauen müssen, nämlich dass das wirklich eine Ruine ist und dass dort drüben Lager, die über 20 Jahre alt sind, jetzt verbaut werden sollen, nicht geschieht, meine Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)
Deshalb bringen wir auch diesen Antrag ein, zum einen, dass wir alles Erdenkliche tun, um gegen Mochovce aufzutreten und zum Zweiten muss ich sagen, da haben wir schon etwas getan, das heißt, nicht wir, sondern die Frau Stadträtin hat etwas getan, Einspruch zu erheben, Briefe zu verfassen, Resolutionen zu verfassen, sowohl an die slowakische Regierung als auch an die italienische Umweltministerin, mit der sie in Kontakt ist. Also einiges wurde schon getan. Wir sagen allerdings, wenn wir im UVP unsere Einsprüche geltend machen, wollen wir das Verfahren abwarten und sehen, wie die offiziellen Stellen der Slowakischen Republik mit unserem Einwand umgehen. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Meinen Sie das im Ernst?) Erst dann, und da sind wir uns einig mit der Österreichischen Volkspartei, mit der wir diese beiden Anträge gemeinsam einbringen, wenn die UVP nicht ordnungsgemäß erfolgt, wollen wir alle unsere rechtlichen Möglichkeiten wahren. Das wollen wir heute mit diesem Beschluss bekräftigen.

Ich bringe also, wie erwähnt, beide Anträge ein. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Am 368. Tag im Jahr!) Auch wenn du nicht damit einverstanden bist, kann ich es dir nicht ersparen. Ich will es dir auch nicht ersparen, denke ich mir, dass du dich dann auch dazu bekennen musst und sagen musst, dass es der richtige Weg ist. Wir bringen den Antrag ein, einerseits alles nur Erdenkliche im UVP-Verfahren zu tun, um alle unsere Rechte zu wahren und sollte das UVP-Verfahren nicht ordnungsgemäß über die Bühne gehen, jene Maßnahmen rechtlich dort zu setzen, die uns als Stadt möglich sind. Ich darf diese zwei Anträge einbringen. 

Ich denke mir, es ist gut so, dass die heutige Diskussion des Naturschutzberichtes von dieser Tagesaktualität geprägt war. Es ist gut, dass wir heute einmal mehr sagen, wo wir stehen. Es ist gut, dass die Umweltstadträtin alle ihr zur Verfügung stehenden Mittel und Wege bis heute ergriffen hat, um die Interessen der Wienerinnen und Wiener zu sichern. Ich denke, wir sind auf einem guten Weg! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Marianne Klicka: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte zunächst die Gelegenheit nutzen und den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der MA 22 einen sehr herzlichen Dank ausrichten, die sehr liebevoll und sehr engagiert den Natur- und Artenschutz in dieser Stadt vorantreiben. Ich weiß, weil ich alle kenne, dass sie auch mit einem sehr großen persönlichen Einsatz unterwegs sind. Wir alle wissen, dass natürlich in einer Großstadt das Spannungsfeld zwischen einer städtischen Entwicklung, Besiedelung auf der einen Seite und auf der anderen Seite dem Naturschutz, einer landwirtschaftlichen Nutzung und so weiter um ein Vielfaches größer ist als in vielen anderen Bundesländern. Ich weiß, dass es eine oft schwierige, oft auch unbedankte Arbeit ist, weil wir natürlich auch im Magistrat oft die Aufgabe haben zu sagen, hier gibt es ein Problem. Dafür wirklich herzlichen Dank, weil ich weiß, dass wir für diese Arbeit nicht immer nur Lob bekommen! 

Lassen Sie mich vielleicht auch noch ganz kurz auf das Thema Mochovce eingehen, weil das heute ja schon in der Fragestunde, aber auch jetzt diskutiert worden ist. Vor allem an die GRÜNEN gerichtet: Ich glaube, dass wir bei der Frage der Beschwerde zu dieser UVP-Geschichte inhaltlich gar nicht auseinander liegen. Wir haben das beide erkannt, dass es da Defizite gibt. Nur ist es einfach eine Frage der Strategie: Beschwert man sich sofort oder beschwert man sich nachher? So würde ich das einmal formulieren. Wir haben jetzt folgenden Weg gewählt, weil wir uns natürlich darüber Gedanken gemacht haben, was die beste Strategie ist: Ich habe dem zuständigen EU-Kommissar bereits einen Brief geschrieben, wo ich ihn auf diese Defizite hinweise. Also man könnte sagen, die Beschwerde ist in diesem Fall schon ergangen. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Soweit passt es eh!) Das habe ich schon vor zwei Wochen gemacht. Wir haben ihm auch eine Studie zukommen lassen, die die Umweltanwaltschaft gemeinsam mit Global 2000 erstellt hat, wo Musterbeispiele von positiven Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahren drinnen waren. Jetzt wird man sehen, wie die EU-Kommission reagiert. Das möchte ich noch abwarten. Bis dahin wird meines Erachtens nach auch die Einspruchsfrist über die Bühne gegangen sein und dann, und das sage ich wirklich ganz offen, haben wir überhaupt kein Problem, wenn wir sehen, das entwickelt sich in die falsche Richtung, noch einmal eine offizielle Beschwerde bei der EU einzubringen. 

Ich habe es immer in der jetzigen Diskussion, wo wir versuchen, auch die Wienerinnen und Wiener zu mobilisieren und zu bitten, uns in dieser Frage zu unterstützen, für ein bisschen schwierig gehalten, gleichzeitig zu kommunizieren, eigentlich sind wir mit dem Verfahren nicht ganz zufrieden, weil das dann zwei Botschaften sind, die bei den Leuten ankommen und die für mich ein bisschen im Widerspruch stehen, auch wenn ich weiß, dass es kein Widerspruch ist. Deswegen haben wir uns für diese zeitlich gestaffelte Vorgangsweise entschieden. Aber trotzdem habe ich das der EU mitgeteilt, damit wir da ja nicht zu spät dran sind. Ich glaube, dass wir da in Wahrheit inhaltlich nicht so weit auseinander liegen. Ich bin auch gern bereit, im gegebenen Fall dann an alle offiziellen Stellen, die sich da bieten, Beschwerden zu schicken. 

Wir haben das übrigens auch dem slowakischen Umweltminister geschrieben und ihn noch einmal darauf aufmerksam gemacht, dass wir hier Defizite sehen, und haben ihm auch diese besagte Studie schon übermittelt. Wir waren da im Vorfeld in vielen Bereichen tätig. Wir haben natürlich auch diese Diskussion gehabt, wie wir jetzt am besten damit umgehen. Wir haben, wie ich glaube, einen ganz guten Weg gefunden.

Was den Umweltminister betrifft, den wir im Antrag auch zitieren, hat das schon einen ganz konkreten Hintergrund, nämlich sozusagen das, was ich den „italienischen Ansatz" nenne, weil ganz klar ist, die Umweltverträglichkeitsprüfung kann für mich ein Mosaiksteinchen in dieser ganzen Auseinandersetzung mit Mochovce sein, aber es wird nicht die Lösung des Problems sein. Es ist mir klar, das wird ein wichtiger Schritt sein, wo wir die ganzen Sicherheitsdefizite einmal thematisieren und auf den Tisch legen und auch auf viele Fragen, wo die österreichischen Experten bisher nichts gehört haben, dann endlich Antworten bekommen können, was die Betreiber Slovenske Elektrarne hier ganz konkret vorhaben. Aber wir wissen, dass Italien zu 66 Prozent Mehrheitseigentümer von Slovenske Elektrarne ist. Ich glaube, dass das schon ein wichtiger Ansatz ist, dass der Umweltminister mit seinem italienischen Gegenüber, der italienischen Umweltministerin, einmal spricht und sagt, ganz so kann es nicht sein, dass ein Land, das selbst ein Moratorium für Atomkraftwerke hat, uns ein völlig veraltertes Ding mit Bauplänen aus den 70er Jahren, nur 160 km von Wien entfernt, vor die Haustüre stellt. Das ist meines Wissens nach noch nicht passiert. Es hat noch keinen Kontakt mit Italien gegeben. Das, glaube ich, wäre ein ganz wichtiger nächster Schritt.

Ein dritter Ansatz, der sich für mich in der politischen Auseinandersetzung noch bietet, ist die ganze Frage der Finanzierung. Da hat man sich bisher noch sehr bedeckt gehalten, wohl aus den negativen Erfahrungen mit den Blöcken Mochovce 1 und 2, wo damals Österreich mit einer sehr gemeinsamen Kraftanstrengung aller Parteien und NGOs in diesem Land die Kreditvergabe durch die EBRD – Europäische Entwicklungsbank damals verhindert und sich das Projekt dadurch um Jahre verzögert hat. Deswegen ist bisher die Finanzierung von Mochovce 3 und 4 noch nicht offengelegt. Es kann sein, dass es eine Eigenfinanzierung gibt. Bei einem Projekt über 2 Milliarden EUR kommt es mir zwar unwahrscheinlich vor, aber man weiß es nie. Man muss sich das noch ganz genau anschauen, woher das Geld kommt und welche Ansatzpunkte wir in diesem Bereich noch haben. 

Das sind für mich die Hauptrichtungen in dieser Auseinandersetzung, die wir in den nächsten Wochen verfolgen wollen. Ich hoffe, dass wir in diesem Bereich einen Konsens haben, den ich zumindest in inhaltlicher Natur auf jeden Fall sehe, weil es einfach traditionell in Österreich doch so war, und ich glaube, auch in Wien, dass die Anti-Atompolitik wegen des gemeinsamen Zieles einen breiten Konsens über alle Parteien gefunden hat. - Herzlichen Dank! (Beifall bei der SPÖ.)
Präsidentin Marianne Klicka: Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die den vorliegenden Naturschutzbericht 2008 zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Beschluss- und Resolutionsanträge. 

Zunächst der Beschluss- und Resolutionsantrag der LAbgen Mag Rüdiger Maresch und Mag Maria Vassilakou betreffend 380 kV-Leitung Wien-Györ. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung des Antrages beantragt. - Ich ersuche all jene, die dem Antrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Minderheit fest. Das sind die Stimmen der Volkspartei und der GRÜNEN. (Abg Dr Matthias Tschirf: Nein!) - Entschuldigen Sie! Der Freiheitlichen Partei und der GRÜNEN. Somit ist der Antrag abgelehnt.

Wir kommen zum Antrag der LAbgen Mag Rüdiger Maresch und Mag Maria Vassilakou betreffend EU-Beschwerde gegen das UVP-Verfahren Mochovce. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags beantragt. - Wer für diesen Antrag ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind die Stimmen der Freiheitlichen Partei und der GRÜNEN, somit die Minderheit. Der Antrag ist abgelehnt.

Wir kommen zum Antrag der LAbgen Erich Valentin, SPÖ und Roman Stiftner, ÖVP, bezüglich: „Der Landtag wolle beschließen: Der Herr Bundesminister Dipl-Ing Nikolas Berlakovich wird ersucht, auf Bundesebene alle notwendigen Maßnahmen gegen den geplanten Ausbau des AKW Mochovce, nur 160 km von Wien entfernt, zu ergreifen." Auch hier wird in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung verlangt. - Wer für den Antrag ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Wir kommen zum letzten Antrag bei dieser Postnummer, und zwar dem Antrag der LAbgen Erich Valentin, SPÖ und Roman Stiftner, ÖVP, und FreundInnen bezüglich EU-Konformität des laufenden UVP-Verfahrens Mochovce. Auch hier wird in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung des Antrages verlangt. - Wer für den Antrag ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Auch hier stelle ich die Einstimmigkeit fest.

Wir kommen zur Postnummer 4. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die Neuregelung der Elektrizitätswirtschaft - Wiener Elektrizitätswirtschaftsgesetz 2005, LGBl Nr 46/2005 in der Fassung LGBl Nr 10/2008, geändert wird. Berichterstatter hierzu ist Herr LhptmSt Dr Ludwig. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter LhptmSt Dr Michael Ludwig: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Hoher Landtag! Ich ersuche um Zustimmung zur Vorlage.

Präsidentin Marianne Klicka: Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest. Somit ist das Gesetz in erster Lesung angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Präsident Prof Harry Kopietz: Wir kommen nun zur Postnummer 5. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Bezügegesetz 1995 geändert wird. Berichterstatterin ist die Frau Amtsf StRin Frauenberger. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Präsident Prof Harry Kopietz: Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Postnummer 6 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Landesgesetzes, mit dem die Wiener Abgabenordnung, das Wasserversorgungsgesetz, das Wiener Grundsteuerungsbefreiungsgesetz 1973, das Kulturförderungsbeitragsgesetz 2000, das Gebrauchsabgabegesetz 1966, das Vergnügungssteuergesetz 2005, das Parkometergesetz 2006, das Wiener Fleischuntersuchungsgebührengesetz, das Gesetz über die Einhebung einer Dienstgeberabgabe, das Hundeabgabegesetz und das Umweltabgabengesetz geändert werden. Berichterstatterin hierzu ist Frau LhptmStin Mag Brauner. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin LhptmStin Mag Renate Brauner: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche Sie, den aus verständlichen Gründen von mir nicht zu wiederholenden Gesetzesbestimmungen Ihre Zustimmung zu erteilen.

Präsident Prof Harry Kopietz: Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle somit die Einstimmigkeit fest. Angenommen in der ersten Lesung.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ich sehe keinen Widerspruch. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Somit ist auch dieses Gesetz in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.

Postnummer 7 betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die Unterweisung in Wintersportarten geändert wird. Berichterstatter hierzu ist Herr Amtsf StR Oxonitsch. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter Amtsf StR Christian Oxonitsch: Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung zu diesem Gesetz, damit das Wintersportzentrum Wien auch für die Zukunft abgesichert ist.

Präsident Prof Harry Kopietz: Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Ich sehe, somit einstimmig angenommen.

Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht. 

Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtages, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Ich sehe auch hier Einstimmigkeit. Somit ist das Gesetz in zweiter Lesung beschlossen. 

Postnummer 8 betrifft eine Vereinbarung gemäß Art 15a Abs 2 B-VG über die Helmpflicht bei Wintersportarten. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn Amtsf StR Oxonitsch, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter Amtsf StR Christian Oxonitsch: Das Gesetz haben wir, die 15a-Vereinbarung folgt jetzt. Ich bitte auch hier um Zustimmung.

Präsident Prof Harry Kopietz: Zum Wort ist niemand gemeldet. Wir kommen zur Abstimmung.

Ich bitte jene Mitglieder des Landtages, die dieser Vereinbarung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Dies erfolgt einstimmig und ist somit einstimmig beschlossen.

Wir kommen nun zu dem Verlangen, dass die von den Abgen Mag Johann Gudenus, Mag Wolfgang Jung und Veronika Matiasek eingebrachte und an den Herrn Landeshauptmann gerichtete Dringliche Anfrage betreffend „Billiger Wahlschmäh auf Kosten der Steuerzahler" vom Fragesteller mündlich begründet werde und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfinde.

Auf die Verlesung der Dringlichen Anfrage wird verzichtet.

Für die Begründung der Dringlichen Anfrage sieht die Geschäftsordnung gemäß § 37 Abs 1 eine Redezeit von 20 Minuten vor. Zur Begründung der Dringlichen Anfrage erteile ich nun Herrn Abg Mag Gudenus das Wort.

Abg Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr verehrter Herr Landeshauptmann!

Wir besprechen heute, wie heuer schon so oft, das Thema kostenloser Kindergarten, von dem ja schon im Februar von Ihnen, sehr geehrter Herr Landeshauptmann, angekündigt wurde, dass er heuer im September umgesetzt wird. Und Sie haben das ja bei der Klubklausur in Rust beschlossen und groß verkündet und haben Briefe an alle Haushalte geschrieben „Gratiskindergarten für alle“. Die Warnungen der Opposition sind eher ungehört geblieben, dass sich wahrscheinlich dieses Konzept, das natürlich sehr gut ist, in der kurzen Zeit nicht umsetzen lässt, und dass wahrscheinlich die großspurigen Ankündigungen im Endeffekt nicht verwirklicht werden können.

Wir wollten zwar noch den September abwarten und eben dann in einer Dringlichen Anfrage auf das Thema wieder eingehen. Jetzt, wo schon drei Wochen dieser kostenlose Kindergarten läuft, kann man sagen, dass das Versprechen eindeutig gebrochen wurde. Viele Fragen sind hier bei der Baustelle Bildung in Wien ungelöst, und deswegen auch der Titel „Billiger Wahlkampfschmäh auf Kosten der Wähler". Viele werden vielleicht fragen, wo ist der Wahlkampf, wo ist die Wahl. Aber wir befinden uns doch schon seit Anfang des Jahres mitten im Wahlkampf und (Abg Heinz Hufnagl: Strache 09 ist danebengegangen!) Sie wissen, diesen Wahlkampf haben Sie gestartet, ohne dass Sie wissen, wann eigentlich die Wahl ist. Deswegen ist der Titel gewählt „Billiger Wahlkampfschmäh auf Kosten der Wähler", weil wir eben schon seit Anfang des Jahres im Dauerwahlkampf sind und das sieht man ja an sehr vielen Aktionen, die Sie hier in Wien, aber auch in anderen Bereichen durchführen.

Man sieht eben, dass sich Nervosität in den roten Reihen breit macht, vor allem jetzt nach Vorarlberg – keine Frage, da haben Sie einmal gesehen, was Ihre Politik so zustande bringt - und in einer Woche folgt ja Oberösterreich, und bald, oder spätestens in einem Jahr, folgt Wien. Wir wissen nicht genau, wann - Sie wissen sicherlich mehr und es besser als wir - und Sie machen eben teure Propaganda an alle Haushalte mit vielen Inseraten. Hier zum Beispiel: „Das Einmaleins des Miteinanders lernt man im Kindergarten“. Also das ist vollkommen richtig. „In Wien ist er für alle gratis“, das stimmt eben nicht so ganz, das wird aber laufend als bezahlte Anzeige in allen Zeitungen, in allen Tageszeitungen, geschaltet und Sie verwenden viel Geld für teure Propaganda, um eben anscheinend schon mit Stilmitteln der Opposition hier Wahlkampf zu machen. Sie selbst als Regierungspartei, als absolute Herrscher in Wien, und auch als Kanzlerpartei, verwenden Oppositionsstilmittel wie zum Beispiel Einspruch gegen Mochovce. Damals haben Sie uns noch verteufelt, als wir ein Veto gegen Temelin erhoben haben, und jetzt machen Sie genau das Gleiche. Das ist nur abgekupfert, das ist rein abgekupfert. (Abg Godwin Schuster: Wie sollen wir sonst Politik machen!)

Oder eine Unterschriftenaktion zum Thema Sicherheit, wo Sie auch selbst für mehr Sicherheit sorgen könnten, und dann fragen Sie den Bürger, was er dazu sagt, wollen wir mehr Sicherheit haben oder nicht. Da sieht man eben, dass Ihnen hier die Stilmittel ausgehen und Sie greifen auf die Stilmittel der Opposition zurück. Und diese Charmeoffensiven, die Sie durchführen, werden Ihnen im Endeffekt nichts nützen, wenn Sie nur ankündigen, aber Ihre Versprechen nicht halten können und nur teure Inserate schalten. Das wird Ihnen trotzdem nichts nützen, weil der Bürger und der Wähler diese Strategie durchschaut und durchs dauernde Wiederholen der Inserate „Der Kindergarten ist gratis und kostenlos" wird diese Unwahrheit nicht wahrer, das dauernde Wiederholen macht diese Unwahrheit nicht wahrer, auch wenn Sie es hundert Mal wiederholen.

Aber das Kalkül ist ja ganz klar, Sie glauben eben, einige werden Ihnen das doch abnehmen, wobei ich der Meinung bin, die Jugend nimmt es Ihnen sicherlich nicht ab, die rennt Ihnen ja ohnedies in Scharen davon und da stellt sich auch die Frage nach der politischen Moral, nach dem politischen Anstand. Wenn man einfach hingeht und ankündigt und dann merkt, das lässt sich nicht umsetzen, aber das Ganze trotzdem noch inseriert: Wo bleibt da der politische Anstand, wenn man etwas ankündigt und darauf besteht, obwohl man weiß, es funktioniert nicht, und das vor allem im Bereich Bildung. Und vor allem im Bereich Bildung sind Schnellschüsse, glaube ich, fehl am Platz, wenn man nicht weiß, wie man es umsetzt. Dieser Kindergarten, dieser kostenlose Kindergarten kostet bisher 100 Millionen EUR, das sind 25 Millionen EUR mehr als angekündigt. Keine Frage, im Bereich Bildung ist jeder Cent, ja, sollte jeder Cent gut investiert sein, und man kann nicht Geld genug in die Hand nehmen im Bereich Bildung, aber hier beim Gratiskindergarten fehlt eindeutig ein Konzept, und deswegen erhebt sich die Frage, ob hier auch jeder Cent gut angelegt ist.

Deswegen auch die Frage an Sie, sehr geehrter Herr Landeshauptmann, welcher finanzielle Aufwand notwendig ist, um alle notwendigen personellen und räumlichen Voraussetzungen zu schaffen, damit alle Kinder von null bis sechs Jahren einen qualitativ hochwertigen Betreuungsplatz erhalten.

Auch was die Anzahl der Gratisplätze betrifft - es sind 45 000 Plätze kostenlos und 58 000 existieren - das heißt, es sind 13 000 Plätze hier, die doch noch zahlen müssen. Das heißt, der Gratiskindergarten ist nicht gratis, weil es eben noch 13 000 Plätze gibt, für die gezahlt werden muss. Und die Qualität leidet, das ist auch der wesentliche Punkt, denn Qualität im Bildungssystem ist sehr wichtig. Durch das Personalproblem leidet natürlich auch die Qualität. Niederösterreich wirbt uns hier Kindergartenpädagogen ganz einfach ab, sie zahlen einfach mehr, und sie haben auch doppelt so viel Urlaubsanspruch. Und daher auch die Frage von uns, welche Änderungen des Dienstrechtes werden seitens der Stadt Wien angegangen werden, um die unerträgliche Überlastung der Kinderbetreuer in den Kindertagesheimen und ihre mangelhafte Bezahlung zu beenden.

Nun das Thema Gruppengröße: Die Gruppenhöchstzahl müsste verringert werden, damit hier auch wirklich qualitätsvolle und individuelle Betreuung möglich ist. Wir stehen jetzt bei einer Gruppenzahl von 25 Kindern pro Gruppe, wir bräuchten aber eine Senkung auf 15. Auch da leidet die Qualität immens und nach außen wird eine heile Welt vorgegaukelt und es bröckelt im Endeffekt an allen Ecken und Enden.

Es haben Wiener KindergärtnerInnen schon vor ein paar Wochen einen anonymen Beschwerdebrief verfasst, in welchem steht: „Wir sind am Ende, so können wir nicht weiterarbeiten, die Arbeitsbedingungen sind so, dass nur eine ausgebildete Pädagogin für 25 Kinder, von denen immer mehr verhaltensauffällig sind, zur Verfügung steht und in manchen Gruppen spricht kein einziges Kind ein Wort Deutsch", steht dort. „Eine Unterstützung für schwierige Gruppen gibt es nicht und auch die Raumsituation ist ungenügend, 60 m² für 25 Kinder sind eindeutig zu wenig.“ Sehr viele Briefe, viele Mails langen auch bei uns ein von enttäuschen und frustrierten KindergartenpädagogInnen, die klagen, dass es zu wenig Personal, zu wenig Raum und auch zu wenig Bewegungsraum für die Kinder gebe, was heute noch von Kollegen Madejski thematisiert wird, dass Kinder schon im Kindergarten genügend Bewegungsraum haben sollen, weil dies ansonsten langfristig auch ein gesundheitliches Problem darstellt.

Und da kommen wir zum Thema Personal zurück. Es sollen viele Kindergartenpädagogen in Ausbildung, in Crashkursen stehen, in Schnellkursen, und viele davon sollen Migrationshintergrund haben und einige sollen kaum oder nur wenig Deutsch können. Einige AssistentInnen sollen sogar Kopftuch tragen und das ist eigentlich ein Skandal, den man hier unseren Kindern zumutet, und da leidet eben auch die Qualität.

Und ich möchte von Ihnen wissen, wie viele dieser Kindergartenpädagogen in solchen Schnellkursen ausgebildet werden und wie viele dieser auszubildenden Kindergartenpädagogen einen Migrationshintergrund haben. Das wollen wir von Ihnen wissen, diese Fragen hätten wir gerne beantwortet, und es ist auch vollkommen absurd, dass Sprachförderung und vorschulische Bildung mit solchen so schlecht oder kaum Deutsch sprechenden Pädagogen erreicht werden soll.

Wo bleibt denn eigentlich der Bildungsgarten, von dem immer gesprochen wird? Ein Bildungsgarten soll es doch sein, mit mehr Qualität, damit es im Endeffekt zum Nutzen der Kinder ist.

Es gibt ja diesen Bildungsplan der Stadt Wien. Das ist ja ein sehr guter Ansatz, aber von der Umsetzung sind wir weit entfernt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Lust am Lernen sollten die Kinder bekommen im Bildungsgarten, soziale Kompetenz, sprachliche Kompetenz, Gestaltung und Kreativität, Malen, Basteln, das sollte alles enthalten sein und natürlich Bewegung, gesunde Ernährung und ein Ernährungsbewusstsein, worauf wir heute noch eingehen werden.

Leider ist es eben nicht so, es gibt viel zu große Gruppen, viel zu wenige Pädagogen, eine Schnellausbildung, die hier husch-pfusch absolviert werden soll. Das alles ist eben kein Garant für Qualität.

Und dann komme ich noch zum Thema Integration. Wie schaut es da aus, diese soll ja da eine Hauptfunktion des Kindergartens sein, aber wenn man jetzt die jüngsten Statistiken betrachtet, dann sieht man, dass in Österreich jeder dritte Sitzenbleiber ein Ausländer ist, und in Wien ist das mehr als die Hälfte der Sitzenbleiber. Das heißt, dass hier bei der vorschulischen Bildung und auch bei der Nahtstelle vom Kindergarten in die Schule ein Manko besteht.

Wir haben 16 000 Taferlklassler in Wien und es stellt sich auch die Frage, wie viele von diesen Schülern nicht ausreichend Deutsch können. Wir wissen ja, dass ein Drittel der Pflichtschulabsolventen Problemschüler sind, Probleme beim Lesen, Schreiben und Rechnen haben, und dann sind Sie noch für das Abschaffen vom Sitzenbleiben, und dann soll eigentlich jeder nur noch durch das Schulsystem durchgeschliffen werden und wird im Endeffekt nichts davon haben. So kann es natürlich nicht sein, so findet auch keine Integration statt, und das ist auch ein fahrlässiges Umgehen mit der Zukunft der Kinder.

Es stellt sich auch noch die Frage, ob nicht vor der Schule noch eine einheitliche Überprüfung der für den Regelunterricht ausreichenden Sozial- und Sprachkompetenz verpflichtend eingeführt werden soll und wenn ja, wie diese konkret aussehen soll. Zur Zeit vermissen wir so etwas. Wir wissen ja, dass die erste Testung im Frühling 2008 stattgefunden hat und wir wollen auch wissen, welche Veränderungen, Verbesserungen der Sprachkenntnisse sich im Vergleich 2008, 2009 ergeben haben.

Ja, meine sehr geehrten Damen und Herren, dieser kostenlose Kindergarten ist ein gebrochenes Versprechen, und wenn man die eigene Forderung ernst nimmt, dann sollten Integrationsmaßnahmen schon im Kindergarten stattfinden, und dann müsste für jedes Kind, nämlich wirklich ausnahmslos für jedes Kind, ein Kindergarten- oder Kinderkrippenplatz vorhanden sein und bereitgestellt werden, das ist aber nicht der Fall, da müsste genügend Platz, Raum und Personal vorhanden sein, ansonsten ist es nämlich wirklich ein billiger Wahlkampfschmäh.

Und, sehr verehrter Herr Landeshauptmann, seien Sie doch bitte so ehrlich und sagen es, wenn es Zeit braucht, um die Qualität, die notwendig ist, zu erreichen. Und dann seien Sie doch bitte so ehrlich und sagen oder geben zu, dass zur Zeit zu wenig Personal vorhanden ist, oder seien Sie doch bitte so ehrlich und sagen, dass der kostenlose Kindergarten eben noch nicht umgesetzt ist. Das wäre politischer Anstand! (Beifall bei der FPÖ.)

Präsident Prof Harry Kopietz: „Billiger Wahlschmäh“, begründet durch die Ausführungen von Herrn Abg Mag Gudenus. (Abg Dr Wolfgang Aigner: Sie haben keine politische Stellungnahme abzugeben! – Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Das ist der Titel, das ist ja der Titel!)
Zur Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich der Herr Landeshauptmann zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. Bitte, Herr Landeshauptmann. (Amtsf StR Dr Michael Ludwig: So lautet ja der Titel der Dringlichen Anfrage! – Debatte zwischen FPÖ- und SPÖ-Abgeordneten, die langsam abklingt.) Ich nehme an, dass jetzt wieder Ruhe einkehrt, es hat der Herr Abgeordnete auch den Irrtum eingesehen, und der Herr Landeshauptmann ist am Wort.

Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter, es ist mir im Hinblick auf die Begrifflichkeit des Anstands, der hier gerade gebraucht wurde, aber auch im Hinblick auf den Titel dieser Dringlichen Anfrage durchaus wichtig, zunächst festzustellen, dass gerade die FPÖ in der damaligen Koalition mit der ÖVP durch die Einstellung der Kindergartenmilliarde im Jahre 2001 maßgeblich dafür verantwortlich ist, dass der Ausbau an Kinderbetreuungseinrichtungen Österreich-weit zurückgegangen ist.

Erst nach dem Abschluss der Art 15a B-VG-Vereinbarung über den Ausbau des institutionellen Kinderbetreuungsangebots und über die Einführung der verpflichtenden frühsprachlichen Förderung in institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen sowie die Schaffung eines bundesweiten vorschulischen Bildungsplans wurden vom Bund zusätzliche Mittel für die Kinderbetreuung zur Verfügung gestellt, die letztendlich auch zu einem massiven Ausbau von Kinderbetreuungseinrichtungen in Österreich geführt haben.

Zudem möchte ich betonen, dass die Stadt Wien in ihrem unmittelbaren Einflussbereich ihre gesetzlich vorgesehenen Aufgaben und Vorhaben erfüllt und seit September 2009 den beitragsfreien Kindergarten im gesamtstädtischen Bereich anbietet.

Durch das neue Fördermodell haben wir auch den privaten Kinderbetreuungseinrichtungen, egal, ob groß oder klein, egal, ob Tageseltern oder Kindergruppen, die Möglichkeit geschaffen, beitragsfreie Plätze anzubieten. Der beitragsfreie Kindergarten ist ein Meilenstein in der Bildungspolitik. Dazu tragen auch hochwertig ausgebildete Pädagoginnen und Pädagogen sowie engagierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bei. Diese Maßnahme, die es noch in keinem anderen Bundesland gibt, ist einzigartig und wir werden sie uns sicher nicht schlechtreden lassen. (Beifall bei der SPÖ.)
Es ist mir daher eine besondere Freude, Ihre Fragen wie folgt auch zu beantworten:

Zu den Fragen 1 und 2: Ich möchte Sie daran erinnern, dass die Wiener Kindertagesheimverordnung im Dezember 2002 mit breiter Mehrheit beschlossen wurde und große qualitative Verbesserungen mit sich brachte, die auch in dieser Verordnung festgelegt wurden. Die Wiener Kindertagesheimverordnung regelt die Durchführung der Betreuung, Erziehung und Bildung von Kindern in den Wiener Kindergärten. Durch die Einführung der beitragsfreien Kinderbetreuung bedarf es keiner Adaptierung der Verordnung, da alle in der Fragestellung angeführten Parameter, nämlich die Gruppenobergrenzen, bespielbare Bodenfläche je Kind und Personalschlüssel bereits seit Jahren darin enthalten sind und selbstverständlich auch eingehalten werden.

Die Qualität der angebotenen Plätze hängt daher nicht davon ab, ob für den Besuch ein Besuchsbeitrag eingehoben wird oder nicht.

Zu den Fragen 3, 4 und 5: Nein, es besteht dazu keine Notwendigkeit. Die Schulreife ist im § 6 des Schulpflichtgesetzes und im § 3 des Schulunterrichtsgesetzes geregelt. Die Überprüfung der Schulreife, die die sozialen, motorischen wie auch sprachlichen Fähigkeiten umfasst, erfolgt seit jeher über die Schule. Darüber hinaus gibt es mit dem Fördermodell 1+1 ein zusätzliches Förderprogramm, das bereits im Kindergarten ansetzt und Kinder umfassend fördert.

Zur Frage 6: Im § 16 des Schulunterrichtsgesetzes ist die Unterrichtssprache geregelt. Die Unterrichtssprache in den öffentlichen Schulen ist Deutsch, in bilingualen Schulen Deutsch und eine Fremdsprache. In den Kindergärten der Stadt Wien ist die gemeinsame Sprache Deutsch.

Zur Frage 7: Die Screening-Materialen für die Sprachstandfeststellungen wurden vom Bundesinstitut für Bildungsforschung, Innovation und Entwicklung des österreichischen Schulwesens im Auftrag des Bundesministeriums für Unterricht, Kunst und Kultur ausgearbeitet. Und die Überprüfung der Fortschritte der Fördermaßnahmen erfolgt – wie bereits erwähnt – über die Feststellung der Schulreife in der jeweiligen Volksschule. Das bereits vor einem Jahr gestartete 1+1-Fördermodell sieht vor dem eigentlichen Schulstart einen mehrstufigen Ablauf vor. So wurde die Schülerinnen- und Schülereinschreibung vorgezogen und findet nun bereits im Frühjahr für das übernächste Schuljahr statt. Diese Kinder werden dann im Kindergarten gescreent. Im Mittelpunkt stehen dabei Sprache, soziale Kompetenz und Grobmotorik. Jene Kinder, die es brauchen, erhalten dann das Angebot einer intensiven Förderung im Kindergarten. Ein Jahr danach erfolgt die Feststellung der Schulreife. Ist sie nicht gegeben, erhalten die Kinder ein Jahr weitere Förderung in einer eigenen Vorschulklasse in der Schule.

Die Ergebnisse dieses Modells sind bereits nach einem Jahr sehr positiv. Bei der vorgezogenen Schuleinschreibung im Frühjahr 2008 hatten von 14 676 Kindern laut Screening 3 939 zusätzlichen Förderbedarf und wurden im Kindergarten intensiv unterstützt. Im April 2009 erfolgte nun die Feststellung der Schulreife mit dem Ergebnis, dass im kommenden, also in diesem begonnenen Schuljahr, 2 148 Kinder eine weitere vorschulische Förderung in der Schule erhalten werden. Somit wurden 1 791 Kinder erfolgreich im Kindergarten gefördert.

Die so genannten externen Kurse für die frühe Förderung für Kinder, die noch keinen Kindergarten besuchen, starten am 21. September 2009 in den städtischen Kindergärten. Es sind allerdings nur mehr 24 Kinder, die diese Kurse nunmehr besuchen. Die interne Förderung für Kinder, die bereits einen Kindergarten besuchen, startet bereits wieder mit Schulbeginn am 7. September 2009.

Zusätzlich wurden in den öffentlichen und privaten Wiener Kindergärten für die frühe Förderung 1+1 zirka 50 Personen für Kinder mit festgestelltem Förderbedarf eingesetzt.

Zur Frage 8: Gegenüber dem gesetzlichen Erfordernis an Betreuungspersonen nach § 3 Wiener Kindertagesheimverordnung fehlt kein Personal in den Kindergärten der Stadt Wien. Klar ist: Durch den notwendigen und stetigen Ausbau von Kinderbetreuungseinrichtungen steigt österreichweit der Bedarf an Kindergartenpädagoginnen und -pädagogen. Wien hat zur Deckung dieses Bedarfs bereits erfolgreiche Maßnahmen gesetzt. Neben der fünfjährigen Ausbildung und dem zweijährigen College an der Bildungsanstalt für Kindergartenpädagogik hat Wien seit 2008 als erstes Bundesland drei weitere Ausbildungsmöglichkeiten, wie „Change“, „Pick up“ und „Restart“. Wesentlich ist aber auch, dass die Stadt Wien derzeit alle gesetzlichen Vorgaben im Bereich der Kinderbetreuung erfüllt. Wien hat allein heuer 323 Pädagoginnen und Pädagogen, im Vorjahr waren es 195, aufgenommen. Die Personalreserve ist allerdings geringer als in den Vorjahren, insgesamt gibt es in den städtischen Kindergärten 3 131 Pädagoginnen und Pädagogen. Zusätzlich wurden in den öffentlichen und privaten Wiener Kindergärten, wie bereits erwähnt, für die frühe Förderung 1+1, zirka 50 Personen für Kinder mit festgestelltem Förderbedarf eingesetzt. Diese Personen kommen zusätzlich zu den PädagogInnen in der Kindergartengruppe zum Einsatz, wobei das Förderprogramm mit der jeweiligen KindergartengruppenpädagogIn abgestimmt wird.

Ein Bundesländervergleich zeigt, Wien hat 6,44 Kinder pro Betreuungsperson, Niederösterreich hat 8,18 Kinder pro Betreuungsperson. Wien hat 10,61 Kinder pro PädagogIn, Niederösterreich hat 17,65 Kinder pro PädagogIn. Das ist der österreichischen Kindertagesheimstatistik entnommen.

Zur Frage 9: Es gibt keine Schnellkurse, sondern vielmehr umfassende und hochqualifizierte Ausbildungsmöglichkeiten im Bereich der Kinderbetreuung. Die Ausbildung zur PädagogIn dauert vier beziehungsweise fünf Semester. Wien setzt damit einmal mehr einen wichtigen Impuls im Bildungsbereich. In diesem Schuljahr beginnen insgesamt 491 SchülerInnen und Studierende die bereits erwähnten Ausbildungscolleges beziehungsweise -lehrgänge. Diese werden nach einem umfassenden fünfsemestrigen Lehrplan mit erweitertem Praxisanteil im Kindergarten, ausgebildet. Die Unterstellung, dass Kinderbetreuungspersonal in Schnellkursen ausgebildet werde, ist somit dezidiert zurückzuweisen.

Zur Frage 10: Eine Auswertung in Bezug auf einen Migrationshintergrund der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gibt es nicht. Die MA 10 - Wiener Kindergärten beschäftigt einen sehr geringen Anteil an Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern mit nichtösterreichischer Staatsbürgerschaft. Ich möchte zudem darauf hinweisen, dass Mehrsprachigkeit in allen Lebensbereichen, und insbesondere im pädagogischen Bereich, ein großer Vorteil ist und unterstützt werden sollte. (Beifall bei der SPÖ.)
Zur Frage 11: Die städtischen Kindergärten stellen ab September 2009 insgesamt 4 914 Krippenplätze für null- bis dreijährige Kinder und insgesamt 21 219 Kindergartenplätze für drei- bis sechsjährige Kinder zur Verfügung.

Zur Frage 12: Nicht nur städtische, sondern auch alle privaten Einrichtungen erhalten eine Förderung pro Kind und Monat, gestaffelt nach dem Alter des Kindes und der gewählten Betreuungszeit. Durch die Förderungen der Stadt Wien ist es einem Großteil der privaten Kinderbetreuungseinrichtungen möglich, ihre Plätze beitragsfrei anzubieten. Darüber hinaus können private Einrichtungen für spezielle Angebote, wie zum Beispiel längere Öffnungszeiten, mehrsprachiges Angebot oder kleinere Gruppen, einen Zusatzbeitrag einheben. Weiters besteht die Möglichkeit, bei einem Familieneinkommen bis 1 100 EUR netto exklusive Familienbeihilfe einen Antrag auf Befreiung vom Essensbeitrag bei der MA 11 zu stellen.

Zur Frage 13: Tatsache ist, dass Wien bei den Einstiegsgehältern österreichweit im Mittelfeld und bei den Höchstgehältern am Ende der Berufslaufbahn im Spitzenfeld liegt. Maturanten und Maturantinnen, die im Bereich der Stadt Wien beginnen, erhalten etwa dasselbe Anfangsgehalt. Bisher ist es auch so, dass Wien die meisten Jobs in diesem Bereich angeboten hat und Bundesländer wie Niederösterreich erst seit Kurzem das Betreuungsangebot ausbauen. Dadurch wird es vielen Niederösterreicherinnen und Niederösterreichern erst möglich, einen Job in ihrer Wohnumgebung zu finden beziehungsweise zu bekommen. Viele Kindergartenpädagoginnen und -pädagogen aus Niederösterreich mussten bislang immer nach Wien einpendeln, wenn sie arbeiten wollten.

Zur Frage 14: Generell ist in Wien ein Anstieg der Anmeldungen für einen Kinderbetreuungsplatz merkbar. Dieser Anstieg hängt einerseits mit dem seit September 2009 beitragsfreien Kindergarten, aber auch mit der Tatsache zusammen, dass die Geburtenjahrgänge stärker sind. Dennoch gibt es in Wien nach wie vor freie Plätze. Jedenfalls ist davon auszugehen, dass insbesondere in diesem Jahr viele Doppel- und Mehrfachmeldungen erfolgt sind. Um freie Kindergartenplätze auf Knopfdruck sichtbar zu machen, wird derzeit auch intensiv an der Erstellung einer Kindergarten-Datenbank gearbeitet. Eine zentrale Datenbank ermöglicht eine verbesserte Ressourcensteuerung und soll in Hinkunft doppelte Anmeldungen in Kinderbetreuungseinrichtungen vermeiden.

Zur Frage 15: Im Hinblick auf das verpflichtende kostenlose letzte Kindergartenjahr wurde bei der Vergabe der Plätze seit September 2009 grundsätzlich ein Hauptaugenmerk auf alle fünf- bis sechsjährigen Kinder gelegt, sodass allen angemeldeten Kindern dieser Altersstufe Kindergartenplätze entweder im städtischen oder im privaten Bereich zur Verfügung gestellt werden können. Für die null- bis fünfjährigen Kinder, deren Eltern oder Elternteile berufstätig sind, können Plätze in bevorzugten Kindergärten der Stadt Wien oder in umliegenden Kindergärten der Stadt Wien angeboten werden. Wenn die Aufnahme im städtischen Bereich nicht möglich war, wurden gemeinsam mit den Eltern entweder in privaten Kindergärten, bei Tageseltern oder in Kindergruppen, als Lösung Plätze für ihre Kinder gesucht. Um den steigenden Bedarf an zusätzlichen Kinderbetreuungsplätzen in Zukunft abdecken zu können, sorgt Wien durch die Fortsetzung des verstärkten Ausbaus bereits heuer vor. 2009 wurden Wien-weit im privaten sowie im städtischen Bereich insgesamt knapp 2 600 zusätzliche neue Kindergartenplätze geschaffen. Der Stadt Wien ist es immer wichtig, ein vielfältiges, vielschichtiges Betreuungsangebot für Kinder eben auch in privaten Einrichtungen anzubieten, damit Eltern das für ihr Kind am besten geeignete Angebot wählen können.

Zur Frage 16: In Wien erhalten alle Kinder einen qualitativ hochwertigen Betreuungsplatz. Gemäß der aktuellen Kindertagesheimstatistik 2008/2009 wurden im Beobachtungszeitraum in Österreich 63 218 Kinder der Altersgruppe 0 bis 6 Jahre auf Plätzen betreut, die der Vereinbarkeit von Beruf und Familie, den so genannten VIF-Kriterien, entsprechen. Davon wurden 45 800 Kinder in Wien betreut, das entspricht einem Anteil von 72 Prozent. Wien hat ein qualitativ hervorragendes Angebot, das von allen Bundesländern den höchsten Anteil an Fachpersonal aufweist. Wien hat auch als erstes Bundesland einen Bildungsplan erarbeitet und nimmt somit ein weiteres Mal im Bildungsbereich eine Vorreiterrolle für Österreich ein. Im Bereich der Magistratsabteilung 10 investiert Wien für die Kinderbetreuung der Null- bis Zehnjährigen insgesamt 455 Millionen EUR pro Jahr.

Zur Frage 17: Der im Rahmen der von Ihnen erwähnten Art 15a B-VG-Vereinbarung vom Bund an Wien in den Jahren 2008, 2009 und 2010 für den Ausbau von institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen zu leistende Betrag von jährlich rund 3,1 Millionen EUR, wird für den bedarfsgerechten Ausbau des Platzangebotes, sowohl in städtischen als auch in privaten Einrichtungen, sowie für Neubauten und Erweiterungen verwendet. Auch die Tatsache, dass die Magistratsabteilung 10 mit Beschluss des Gemeinderates vom 25. Mai 2009 für das laufende Jahr ermächtigt wurde, Zuschüsse für die Errichtung von zusätzlichen Kinderbetreuungsplätzen an gemeinnützige Organisationen und Vereine in der Höhe von zirka 9,1 Millionen EUR auszuzahlen, macht deutlich, dass Wien einen weitaus größeren Beitrag als der Bund für den Ausbau leistet. Darüber hinaus investiert die Stadt Wien den Ausbau der städtischen Betreuungsplätze sowohl im Bereich der Campusstandorte als auch in den bestehenden Kindergärten.

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit! (Lang anhaltender Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Danke, Herr Landeshauptmann, für die Beantwortung.

Ich eröffne die Debatte und darf in Erinnerung rufen, dass die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt.

Zur Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich Herr Abg Mag Jung zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm und darf in Erinnerung rufen, dass die Redezeit mit 20 Minuten begrenzt ist.

Abg Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke. Herr Präsident! Herr Landeshauptmann! Meine Damen und Herren!

Diese Maßnahme, Herr Bürgermeister, haben Sie gesagt, diese Maßnahme sei in Österreich einzigartig, und die lassen wir uns nicht schlechtreden. Es ist noch nicht sehr lange her, da hat man von Ihnen ganz andere Töne in dieser Richtung gehört. Das war im Juli 2008, da haben Sie den Gratiskindergarten noch eine Reichenförderung genannt, jetzt ist es die Mittelstandsförderung geworden. Also, ganz so scheint das ursprünglich aus Überzeugung bei Ihnen nicht gewesen zu sein, aber vielleicht haben Sie sich unsere Forderungen, die wir ja schon 2002 in dieser Richtung erhoben haben, endlich einmal zu eigen gemacht. Das ist einmal ein Fortschritt, das ist richtig, aber zu sagen, dass es einzigartig ist und Ihnen ganz toll neu eingefallen ist, da haben Sie einen tollen Schwenk und einen Meinungsumschwung innerhalb eines Jahres gemacht, der gewaltig war. Und darauf werde ich noch eingehen, dahinter steht nämlich die Frage, was steht hinter dem Meinungsumschwung, eine Überzeugung oder ganz etwas anderes. Sie haben uns hier mit einer ganzen Menge von Zahlen beworfen, die wir uns nachher, wenn wir das Protokoll haben, genau anschauen werden und versuchen werden, sie zu überprüfen.

Alle Kinder erhalten einen qualifizierten Betreuungsplatz. Also, ich glaube, es gibt eine Menge Mandatare hier, bei denen Eltern, die versucht haben, einen ordentlichen Kindergartenplatz in erreichbarer Nähe zu bekommen, interveniert haben und da sieht man dann andere Rückmeldungen, wenn man sich die anschaut.

Und jetzt kommen wir zurück zu Ihrem Stimmungsumschwung. Wodurch war er denn begründet, und warum entdecken Sie plötzlich Ihre Liebe und schreiben die Briefe an die lieben Wienerinnen und Wiener? Der Stimmungsumschwung ist bei Ihrer Klausur in Rust erfolgt, da ist Ihnen eingefallen, jetzt müssen wir etwas tun. Und SPÖ-Politiker haben es halt so an sich, dass sie, wenn sie etwas tun müssen, einen Brief schreiben. Vranitzky hat ja das auch schon gemacht, hat ihm allerdings recht wenig geholfen, er war kurz darauf ein Ex. Wir werden ja sehen, wie das in der nächsten Gemeinderatswahl ausschaut, vielleicht gibt es dann vielleicht auch einen Ex mehr und Sie können dann mit dem Herrn Faymann rittern, wer der Erste sein wird, der geht oder eben noch bleibt, denn wenn wir uns das nächste Wochenende anschauen und das, was jetzt passiert ist, dann ist die Nervosität natürlich verständlich. Aber ich sage Ihnen eines, mit den Hochglanzkarten und -briefen mit Ihrem Konterfei, die Sie ausschicken, werden Sie die Wiener nicht mehr überzeugen, denn man nimmt Ihnen das nur noch sehr begrenzt ab. Genauso wenn Sie sagen, dass alle einen Platz bekommen. Das stimmt nämlich in Wirklichkeit leider nicht.

Das Problem bei der ganzen Geschichte ist, dass Sie bei diesem Versprechen, das Sie ja ursprünglich für die Wahl vorgesehen haben, die Sie vielleicht in diesem Herbst gerne angesetzt gesehen hätten, wenn halt die Meinungsumfragen nicht so schlecht gewesen wären, das Problem dabei also ist, dass Sie drei Punkte übersehen haben, nämlich Personal, Raumfrage und Kosten. Und die sind keineswegs so schön geregelt, wie Sie das jetzt überall hier sagen. Sie erzählen uns ja die gleichen Geschichten von den Schulen, und dort schaut es aber keineswegs so toll aus, wie Sie es uns hier weisgemacht haben. Sie brauchen sich nur den „Kurier“ von gestern anschauen, der auf zwei Seiten über die Problematik an den Schulen, ja ganz massiv an den Schulen, über die Lehrersuche und Ähnliches mehr, berichtet. Das alles ist den Zeitungen, den Medien, zu entnehmen und ganz genau so ist die Situation im Kindergartenbereich.

Der Vorlauf war halt einfach zu kurz und zu schnell, wir haben zwar noch keine - so viel ich weiß – Containerkindergartenplätze, wie wir es bei den Schulklassen haben, aber es ist eng und es gibt zu wenige. Und wenn Sie sagen, alle sind abgedeckt und machen die Vorschule, so haben Sie ja schon heute Früh die Einschränkung gemacht beim Gratiskindergartenjahr: Ja, es gebe noch Privatkindergärten, bei denen Zuschüsse durch die Eltern erforderlich sind. Das „Alle“ zumindest ist daher schon einmal nicht richtig, Herr Bürgermeister. Das ist zwar schön zu lesen als Wahlzuckerl, in Ihrem Brief, aber die Leute glauben es eben nicht, weil jeder irgendjemanden kennt, der hier dazuzahlen muss.

Ablenken von den gegenwärtigen Problemen, die Sie zur Genüge haben, können Sie damit nicht. Sie können damit Skylink nicht ungesehen machen, Sie können damit den Prater-Vorplatz nicht ungesehen machen, Sie können die Problematik ums Krankenhaus Nord nicht ungesehen machen.

Und ich stelle gerade bei diesen drei Punkten die Frage, wie es kommen soll. Raum? Sie sagen zu Recht es wird gebaut werden müssen, und es ist zu bauen. Aber es ist noch nicht alles da, was wir brauchen, Herr Bürgermeister. Sie stellen das, was vielleicht einmal oder hoffentlich einmal, muss man im Interesse der Kinder sagen, sein wird, als gegeben dar. Das Gleiche ist es mit dem Personal in Ausbildung. Das nützt uns nichts. Vor nicht allzu langer Zeit konnte man noch von EduCare lesen - es war heuer im Frühjahr im „Kurier“ auch -, es gebe 350 Abmeldungen pro Jahr bei KindergärtnerInnen wegen der schlechten Arbeitsbedingungen. 140 sind allein nach Niederösterreich übersiedelt. Das sind aber auch Zahlen, die es gibt, und die mittlerweile überprüft und belegt wurden. Und die Arbeitsbedingungen dürften wirklich nicht die besten sein, sonst wäre die Tochter von Frau StRin Laska nicht auch nach Niederösterreich gegangen. Das wird sich dann erst bessern, wenn die Klagen ... (Lhptm Dr Michael Häupl: Nach Piesting, das war aber aus einem ganz anderen Grund!) Aber sie ist dort hingegangen oder nicht? Und ich habe nichts anderes gesagt, als dass 140 KindergärtnerInnen im letzten Jahr nach Niederösterreich übersiedelt sind, Herr Bürgermeister. Das sind sie, und es werden nicht weniger, das ist die Meldung von EduCare. (Lhptm Dr Michael Häupl: Ja, aber aus einem anderen Grund, und es ist eine Gemeinheit, dass Sie das so darstellen!) Sie können sich ruhig aufregen, wie beim Skylink, da können Sie sich auch aufregen, (Lhptm Dr Michael Häupl: Ich rege mich deshalb auf, weil Sie Politik mit Privatem vermengen!) es wird nichts an dem Faktum ändern, dass Sie Personalprobleme haben. Und wenn Sie so toll das 6 zu 1-Verhältnis genommen haben: Es gibt eine ganze Menge Bereiche, von denen berichtet wird, dass es sogar ein Verhältnis von 20, und 21 zu 1 gibt.

Da schaut die Situation ein bisschen anders aus, sie schaut vor allem dann anders aus, wenn die Kinder Sprachprobleme haben, und das ist das ganz zentrale Problem in der Situation. Sie haben richtig gesagt, es sei gut, wenn Kinder mehrsprachig sind, und es seien dann gezielt mehrsprachige Kindergärten, die hier spezielles Personal und viel, viel mehr Personal haben. Die Problematik der Sprache liegt in einem anderen Bereich. Wenn Sie einen Kindergarten haben und eine Gruppe mit 12 oder 13 Kindern, von denen nur eines oder zwei Deutsch sprechen, dann werden die untereinander Türkisch reden, wie es in den meisten der Fälle sein wird, auch wenn die Leiterin der Gruppe Deutsch mit ihnen redet. Untereinander reden die Türkisch und werden nur sehr beschränkt ihre Sprachkenntnisse damit hinaufsetzen können. Das ist nur dann möglich, wenn nur sehr kleine Gruppen existieren, und die haben wir leider noch nicht. Und Sie, Herr Bürgermeister, haben gesagt, man könne mit Sicherheit sagen - das war vor einem guten halben Jahr - dass in eineinhalb Jahren kein Kind mehr in die Volksschule kommt, das nicht Deutsch kann. Nun, Herr Bürgermeister, das werden wir uns bei der gegebenen Situation anschauen. Das glauben Sie doch wirklich nicht, und wir werden, wenn Sie dann noch Bürgermeister sein sollten, das sicherlich auch hier herinnen zu bereden zu haben, denn selbst wenn alle fünfjährigen Kinder - das ist heute auch schon gesagt worden - in den Kindergarten gehen sollten, es sind nicht alle Plätze gratis, es fehlen von den 45 000 auf die 58 000 hier eben noch viele Plätze, die nicht voll finanziert sind. 

Und es wurde auch über die Sprachtests schon gesprochen. Sie sagen, das sei alles geregelt. Wir brauchen einheitliche Sprachtests, die es wirklich überprüfbar machen und nicht solche, wie wir sie gegenwärtig haben, wo wir dann das Feedback von den Lehrern bekommen, dass das eine Katastrophe ist und dass sie noch in der 2. und 3. Klasse Volksschule nicht verstanden werden. Das muss anders werden, wenn sich das wirklich verbessern soll. Aber Sie sind wieder einmal leichtfertig mit Versprechungen da, die aber wenige Wochen oder Monate später ganz, ganz anders ausschauen können. So, wie Sie versprochen haben oder gesagt haben, die Wiener Landesregierung werde sich nicht ändern, damals im Februar noch, und wenige Wochen später war die StRin Laska weg. Das hat sich eben halt so ergeben.

Und dass das eine Problematik in den Bezirken bis heute ist, lässt sich nicht wegleugnen. Ich lese einen Antrag aus einer Bezirksvertretung vor vom 16.9. dieses Jahres aus einem Bezirk mit hohem MigrantInnenanteil: „... die Folgen besonders deutlich sichtbar, häusliche Gewalt auch an den Schulen spürbar, sie werden zunehmend zu sozialen Brennpunkten, Diebstahl, Aggression, Mobbing, Gruppendruck, Schulabbruch und Perspektivlosigkeit sind die Folge.“ Das passiert alles, wenn die Kinder auch mit zu wenig Sprachkenntnissen in die Schule kommen, weil dies ja die Integration erschwert. „LehrerInnen sind auf Grund der sozialen Situation der SchülerInnen, unterschiedlicher kultureller Gebräuche, Lern- und Verhaltensprobleme sowie fehlender Deutschkenntnisse und Fehlstunden zunehmend überfordert. Es fehlt an Kompetenz und Unterstützung; Migrationshintergrund, Existenzprobleme und Gewalt erschweren den Zugang zum Elternhaus.“ Das ist im Übrigen keine wilde Schwarzmalerei einer Freiheitlichen Bezirksgruppe, sondern das sind die Grünen in der Brigittenau, die das schreiben. Ich frage mich nur, ob die Grünen, wenn sie diese Worte wählen wie soziale Brennpunkte, Diebstahl, Aggression, Mobbing, Schulabbruch, unterschiedliche kulturelle Gebräuche, Verhaltensprobleme und so weiter, nun plötzlich gemerkt haben, was sich hier tut, denn dann scheint ja wirklich langsam ein Umdenken in dieser Stadt Platz zu greifen. Es ist noch nicht allzu lange her, da hätten Sie uns bei einem derartigen Antrag der Fremdenfeindlichkeit bezichtigt und hätten gesagt, das sei alles nicht wahr. Vielleicht greift ja auch in der SPÖ langsam ein Umdenken in der zentralen Frage des Ganzen, nämlich in der wilden Migration und der Sprachproblematik, ein.

Sie haben ja den Herrn Verteidigungsminister, wie ich höre, damit beauftragt, ein neues Integrationsmodell für die SPÖ zu entwickeln. Wir werden sehen, ob er wenigstens da etwas zusammenbringt, in seinem Ministerium hat er es ja nicht geschafft. Jedenfalls scheinen Sie auch hier zu merken, dass sich einiges in Österreich bewegt, nicht nur in Vorarlberg, sondern auch in anderen Bereichen unserer schönen Republik. Und vielleicht lernen Sie - es ist ja noch nicht zu spät - die wirklichen Probleme in Österreich zu begreifen. Ob das allerdings rechtzeitig vor den Wiener Wahlen geschieht, daran habe ich Zweifel, Herr Bürgermeister, aber Sie werden dort dann ohnehin die Antwort der Bürger erhalten, und dann werden wir weiterschauen. (Beifall bei der FPÖ. – Lhptm Dr Michael Häupl: Jawohl!)
Präsident Prof Harry Kopietz: Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau Abg Smolik. Ich erteile es ihr.

Abg Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

Ich möchte kurz versuchen zu erklären, warum auch wir Inserate, Plakate in dieser Stadt, wo versprochen wird, dass der Kindergarten in Wien für alle beitragsfrei ist, kritisieren.

Nicht, dass wir die Tatsache an sich kritisieren, dass es den kostenfreien Kindergarten gibt, das haben wir hier auch schön öfters gesagt, sondern es ärgert uns und es ärgert viele Eltern und auch Großmütter, Tanten und Onkel in dieser Stadt, wenn sie lesen, so wie im Frühjahr plakatiert: „Für unsere Jüngsten das Beste, Krippen und Kindergärten ab September zum Nulltarif“, oder jetzt aktuell: „Gemeinsam geht’s besser im Gratiskindergarten.“ Dann kommt noch ein Satz, da drunter steht dann: „In Wien ist er für alle gratis.“

Oder, der schon öfter erwähnte Brief von Ihnen, Herr Bürgermeister, wo drinnen steht: „Wir bieten als einziges Bundesland ab sofort den ganztägigen Gratiskindergarten für alle, Eltern sparen damit monatlich bis zu 226 EUR pro Kind.“

Oder in „wien.at“ „Kinder&Co“: „Kindergarten, ich komme, Betreuung und Förderung durch bestens ausgebildete PädagogInnen, flexible Öffnungszeiten, keine Schließtage und ab Herbst sogar beitragsfrei.“

Oder „wien.at“, ebenfalls: „An alle Eltern: Kindergarten ab September beitragsfrei.“

Das suggeriert den Eltern, dass es eben für alle gilt. Es war eine Zeitlang in Inseratenkampagnen noch das sagenumwobene Sternderl dabei mit einer Fußnote, dass es eben nicht für alle gilt. Jetzt ist dieses Sternderl auch weg, sondern es wird ... (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Das ist der Elternbeitrag, der war immer drinnen!) Jetzt ist es weg, und es steht nur mehr für alle. Und das ist dasjenige, was die Eltern auf die Palme bringt, weil die, die sich melden, sind natürlich jene - und das gebe ich schon zu -, die nach wie vor zahlen, weil sie entweder keinen Platz im städtischen Kindergarten bekommen haben oder auch befunden haben, dass sie das Angebot der Stadt nicht wahrnehmen, weil zu große Gruppen, weil zu wenige PädagogInnen und so weiter, diese Debatte werden wir noch weiterführen. Das ist das, was die Leute ärgert, dass sie bombardiert werden mit Werbematerialien, Briefen und anderem, wo suggeriert wird, es ist für alle Kinder gratis. Dass das nicht so ist, merken immer mehr Eltern, und es ist auch nicht einzusehen, warum man das auch mit diesem „Alles“ so verknüpfen muss und ich weiß auch nicht, warum alle Kampagnen, die gefahren werden, auf diesem „Alles“ so bestehen, denn was ist dabei zu sagen, es gehe sich noch nicht aus für alle und wir versuchen weiter, alle Plätze beitragsfrei zu machen. Dann würde die Aufregung auch nicht so großartig sein.

Die Anfragebeantwortung erfolgte ja sehr, sehr rasch von Ihnen, Herr Landeshauptmann. Ich habe versucht mitzuschreiben, aber wirklich stutzig geworden bin ich bei der Beantwortung der Frage 8, wo gefragt wurde, wie viel Personal steht bereits in den Wiener Kinderbetreuungseinrichtungen und wo die Antwort war - so weit ich es richtig mitbekommen habe - es fehle kein Personal, sondern durch den Ausbau steige der Bedarf. Das ist natürlich eine schöne Umschreibung der Situation, die wir haben und ich frage mich wirklich, wie kommt es zu dieser unterschiedlichen Wahrnehmung, nämlich von der Wahrnehmung der Eltern, von der Wahrnehmung der PädagogInnen und von Ihnen oder von den GenossInnen, die auch noch davon reden werden, dass kein Personal fehlt. Wir kennen ja die Argumente hier.

Sich hier herauszustellen und zu sagen, es fehle kein Personal, entbehrt jeglichen Realitätssinnes. Schaut man sich an, wie die Situation ist, so gibt es - und das verwundert mich ein bisschen - regelmäßig Inserate von KIWI auf der Suche nach PädagogInnen, AssistentInnen und so weiter, in allen Tageszeitungen, auch von anderen Betreibern von Kindergarteneinrichtungen. Und von der Stadt Wien gibt es kein einziges Inserat. Das liegt natürlich nur daran, dass alle PädagogInnen so gerne bei der Stadt Wien arbeiten, deswegen fehlt ja auch kein Personal, sondern nur bei den Privaten.

So ist es aber nicht, und das wissen wir alle. Wir kennen die Situation der PädagogInnen, wir kennen die Situationen vor Ort in den Kindergärten, es ist nicht so, dass wir keinen Personalmangel haben, sondern wir haben seit Jahren einen eklatanten Personalmangel, und es ist wenig passiert. Dass man jetzt versucht, über verschiedenste Ausbildungsschienen Menschen in den Beruf zurückzuholen oder überhaupt reinzubringen, ist schon schön und gut, nur das dauert viel zu lange und wird die jetzige Situation nicht lösen.

Außerdem war ich sehr verwundert über die Zahl, es gebe 6,44 Kinder pro Betreuungsperson in Wien. Also, ich möchte eine Pädagogin sehen, die diese 6,44 Kinder in ihrer Gruppe hat. Es ist natürlich nicht pro PädagogIn die Rede gewesen, da habe ich schon genug aufgepasst, sondern von Betreuungspersonen. Da würde mich schon interessieren, vielleicht kann das Kollege Wutzlhofer ja erklären, was alles unter Betreuungsperson verstanden wird und was man da jetzt alles reingerechnet hat, um auf die 6,44 Kinder pro Betreuungsperson zu kommen. (Abg Mag Jürgen Wutzlhofer: Das sind die AssistentInnen und KindergärtnerInnen!) Ja, im Kindertagesheimgesetz steht das aber nicht so drinnen, sondern pro PädagogIn. Und jetzt die Betreuungsperson hier reinzurechnen und zu sagen, wir haben nirgendwo solche super Betreuungsverhältnisse wie im Wiener Kindergarten, nämlich mit 6,44 Kinder, ist lächerlich. Wir haben die Situation, dass wir 25 Kinder pro eine Pädagogin haben, quer durch Wien, in fast allen Einrichtungen, außer bei den Kindergruppen, das sind kleinere Gruppen, aber von den 6,44 sind wir echt weit entfernt. Und ich hätte gerne, Jürgen, dass du herauskommst, weil du redest ja nachher, um mir den Kindergarten und die Gruppe, wie auch immer sie heißt, rote, gelbe, blaue Gruppe, Butterbrot, Sonnenblumen, was sie alle für einen Namen haben, eine konkrete Gruppe, mir nennst, wo es 6,44 Kinder in einer Gruppe gibt. Diese Gruppe gibt es nicht in Wien und wenn es sie gibt, dann bitte her damit und dann werden alle anderen Gruppen schauen, dass sie das auch erreichen, nämlich 6,44 Kinder. Es ist lachhaft, diese Zahl hier zu verwenden, wenn man alles Mögliche mit reinrechnet, von dem ich annehme, dass es hier reingerechnet wurde. Das ist unlauter, das ist unseriös, in dieser Debatte mit diesen Zahlen so zu argumentieren, und es dem Herrn Bürgermeister auch noch mitzugeben, das finde ich überhaupt das Ärgste. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Die Diskussion um das Gehalt haben wir schon öfters hier geführt. Ich glaube, es liegt den PädagogInnen nicht nur am Gehalt. Es geht um die Rahmenbedingungen, das haben wir auch schon öfters diskutiert, im Juni das letzte Mal, wo die SPÖ ja selber eine Dringliche Anfrage eingebracht hat zu diesem Thema, eine Aktuelle Stunde. Es ist nicht nur das Gehalt, es sind die Rahmenbedingungen, es sind die steigenden Gruppengrößen, es ist die Unmöglichkeit, sich weiterzubilden, Ausbildungen zu absolvieren, Supervisionen zu machen, irgendwelche Vorbereitungsarbeiten zu treffen, die Elternarbeit steigt, und so weiter. Wir alle kennen das, und es ist nicht nur das Gehalt, aber es ist schon so, dass es ein nicht wirklich gut bezahlter Job ist. Das wissen auch die PädagogInnen, aber in den Forderungen der PädagogInnen steht immer die Qualität im Vordergrund, die Qualität der Betreuung, die sie auch anbieten wollen und der Pädagogik, die sie anbieten wollen, und nicht nur das Gehalt. Aber ich glaube schon, dass man sehr wohl in der Gehaltsfrage etwas unternehmen muss und nicht hier zu sagen, Wien ist so super, weil im Einstiegsgehalt sind wir im Mittelfeld - das stimmt zwar - und am Ende der Gehaltsstufe sind wir bei der höchsten Entgeltstufe.

Dass die PädagogInnen, was der Herr Bürgermeister auch geantwortet hat, deswegen nach Niederösterreich gehen, weil sie vorher eingependelt sind, das stimmt zum Teil, aber sie gehen auch jetzt weg. Es ist nicht so, viele sind zurückgegangen, weil auch Niederösterreich ausbaut, das stimmt schon, ja, sie sind gekommen, weil es keine Arbeitsplätze in Niederösterreich gegeben hat, aber sie gehen auch weg, weil sie glauben, in Niederösterreich sind die Arbeitsbedingungen anders und besser.

Ich möchte Ihnen aus dem „wien.at“ vorlesen, das kennen Sie vielleicht, das bekommen Sie ja alle und auch alle MitarbeiterInnen, nur um ein bisserl ein Bild zu zeigen, was in diesem Bereich auf dem Personalsektor los ist. Unter der Rubrik Jobbörse, die ich immer sehr interessiert lese, sind bei den Angeboten drei Kindertagesheime, wo die Kindergartenleitung ausgeschrieben ist, also zwei im 16. Bezirk, was mich persönlich ein bisserl trifft, weil ich beide Kindergärten kenne. Aber unter der Jobbörse unter der Nachfrage, unter den Jobwünschen, und das ist das, was das Sittenbild ein bisschen auch ist, kann man lesen: „Kindergartenassistentin sucht neue Herausforderung, würde gerne als Telefonistin arbeiten.“

Oder: „Kindergartenassistentin, 41, sucht neue Herausforderung als Amtsgehilfin oder Ähnliches, kein Kundenkontakt.“

Oder: „Kindergartenassistentin sucht abwechslungsreiche Tätigkeit als Amtsgehilfin, fleißig, verlässlich, freundlich.“

Diese Menschen, offensichtlich Kindergartenassistentinnen, die wir dringend brauchen, sind so weit, dass sie als Telefonistin arbeiten. Das ist ein ehrbarer Beruf, aber sie gehen weg aus dem Beruf, oder sie wollen als Amtsgehilfin versetzt werden. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Bei dreieinhalbtausend Leuten werden immer welche wechseln wollen!) Warum auch immer das so ist, es ist aber ein Sittenbild, es zeigt, dass die Rahmenbedingungen nicht stimmen, dass die Personen, dass die KollegInnen weg wollen aus dem Beruf und sogar in Kauf nehmen, weniger zu verdienen, und da sieht man wieder, dass es nicht nur am Gehalt liegt, sondern dass sie diesen Beruf, den sie jahrelang ausgeübt haben, unter den Rahmenbedingungen nicht mehr in der Form machen wollen. Da muss man schon versuchen gegenzusteuern (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Bei dreieinhalbtausend Leuten!) und nicht immer nur hier heraußen zu stehen und zu sagen, es ist alles in Ordnung, und es ist eh so super, und wir tun alles und Sonstiges.

Wir wissen, dass wir ein Personalproblem haben und ich glaube, dass die Maßnahmen, die gesetzt wurden, dass alle diese Angebote, die es gibt, auch das Kolleg und die Ausbildung, keine Frage, gut sind, aber sie sind zu spät gekommen. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Ja, tatsächlich!) Es ist zu spät gekommen, da ist von Ihrer Vorgängerin jahrelang sehr wenig gemacht worden, und jetzt versucht man halt, wenn möglich, rasch und auf verschiedenem Wege PädagogInnen oder Personal zu finden.

Die Personalvertretung hat in diesem Sommer sehr viele Gespräche mit PädagogInnen und auch mit AssistentInnen geführt, die Kündigungsberatung in Anspruch genommen haben. Es heißt, sehr viele PädagogInnen überlegen sich nach wie vor, obwohl ja alles so super ist in diesem Bereich, auszusteigen. Nicht das, was angestrebt ist, tritt ein, dass wir sie halten, dass wir sie zurückholen, sondern sie versuchen auszusteigen, den Job zu wechseln und nehmen Kündigungsberatungen von der Personalvertretung, von der Gewerkschaft in Anspruch.

Da kann man doch nicht zuschauen, da muss man gegensteuern und nicht, indem man damit gegensteuert, dass man sagt, es ist so super und es gibt ohnedies nur 6,44 Kinder pro Betreuungsperson, und es ist ohnedies alles im Mittelfeld von Einkommen und so weiter, sondern man muss sich anschauen, was los ist. Ich dachte, es werde sich hier was ändern, es ist aber leider so, dass sich nach wie vor nur wenig und langsam etwas ändert. Ja, wir bauen die Plätze aus, das ist auch gut und wichtig, ja, wir werden immer zu wenige Plätze haben, so schnell können wir gar nicht ausbauen, wahrscheinlich hätten wir auch viel früher mit dem Ausbau der Betreuungsplätze beginnen können.

Aber sich hinzustellen und zu sagen, dass das Angebot einwandfrei, alles bestens und für alle kostenfrei ist, geht nicht, weil es nicht stimmt, und das wissen Sie auch. Und wenn wir jemals aus dieser Debatte, ist es gratis oder nicht und für wen ist es gratis, herauskommen, dann hoffe ich sehr, dass wir wieder zur Qualitätsdebatte zurückkehren. Das haben Kollegin Riha und ich ja schon öfters gesagt: Führen wir doch hier endlich einmal die Qualitätsdebatte nicht immer unter dem Deckmantel, ist es gratis oder nicht, und wenn nicht, was ist es dann. 25 Kinder in einer Gruppe mit einer PädagogIn, das ist keine qualitativ hochwertige Kinderbetreuung, das ist keine Bildungseinrichtung, schon gar nicht für diese Altersgruppe. Wir brauchen kleinere Gruppen, wir brauchen hier andere Personalzahlen. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Sie haben nichts von den pädagogischen AssistentInnen gesagt, Sie wissen ganz genau, dass mehr drinnen sind, und das sind ganz genau diejenigen, die Sie nicht erwähnen!) Ja, aber die AssistentInnen sind keine PädagogInnen und die PädagogInnen, da haben wir schon zig Anträge eingebracht, dass wir mehr PädagogInnen pro Gruppe brauchen und nicht mehr AssistentInnen, weil die AssistentInnen machen zum Teil ... (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Das ist das, was wir angeführt haben!) Es tut mir leid, es suchen halt gerade keine PädagogInnen einen Job, weil die sind ja gerade bei der Personalvertretung und erkundigen sich, wie es mit ihren Kündigungen ausschaut. Nicht alle, aber viele. Und dass in diesem „wien.at“ in dem Moment nur AssistentInnen drinnen stehen, tut mir leid, ich kann jetzt nichts anderes finden. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Das stimmt nicht!) Was stimmt nicht? (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Ich habe trotzdem mehr Personen in der Gruppe!) Es sind mehr Personen, aber es sind auch mehr Kinder in der Gruppe. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Wann nehmen Sie das zur Kenntnis?) Wir nehmen es schon zur Kenntnis. Ja, es sind zwei Personen in einer Gruppe. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Zwei plus zwei!) Es kommen 25 Kinder auf eine ausgebildete PädagogIn, das ist unserer Meinung nach zu viel. Wir fordern hier schon sehr, sehr lange 15 Kinder mit zwei PädagogInnen. Dass wir die jetzt nicht haben, ist uns schon klar, aber man hätte schon viel früher die Gruppen reduzieren können, um die Qualität zu sichern. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Hätten wir sie doch, hätten wir die Gruppengröße von mir aus gleich auf 15 runtergesetzt, dann machen wir einmal 20, aber auch das ist nicht gegangen in den letzten Jahren, sondern es wird jetzt aufgefüllt, und das ist das Tragische, dass wir schon auf einem Weg waren, wo wir geringere Gruppenzahlen hatten, es gab schon Gruppen mit 20, 21 Kindern. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Familiengruppen gibt es ja auch!) Jetzt sind sie wieder voll, 25 Kinder, und es wird so weitergehen. Das ist nicht die Qualitätsdiskussion, die sich alle erwarten, sondern wir haben zu wenig, wir haben zu wenige Plätze. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Wir haben immer zu wenig gehabt, also waren sie voll oder nicht!) Ja, weil viele nicht in den Kindergarten gegangen sind, weil sie diese Bedingungen nicht akzeptiert haben. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Wenn wir vorher nur 20 gehabt haben, warum waren nur 20 in der Gruppe, da haben wir genug Plätze gehabt!) Nein, wir haben nicht genug Plätze, wir haben nicht genug Plätze bei den Null- bis Dreijährigen und wir haben bei den Drei- bis Sechsjährigen nicht genügend Plätze und wir wissen aus der Statistik, ihr wisst es ja selber, wie viel Prozent der Kinder in den Kindergarten gegangen sind. Das waren nicht alle. Wären alle gegangen, hätten wir nicht genügend Plätze gehabt. Ich möchte trotzdem noch einmal zurückkommen auf dieses „Alle“, auch wenn ich eigentlich glaube, dass diese Alle-Diskussion ohnedies sinnlos ist, weil das wird jetzt bis zur Wahl so sein, dass immer plakatiert wird, es sei für alle gratis. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Das ist unlogisch!)

Ich hoffe, es wird weiter Gespräche mit den Betreibern geben, die noch nicht Gratisplätze anbieten können. Da setze ich sehr auf die Gesprächsbereitschaft, dass sich hier was tut. Es hat sich auch über den Sommer einiges getan, wie Zusammenschlüsse, Gruppenzusammenschlüsse, also Betreiber, die sich zusammengefunden haben, um doch in den Genuss der höheren Verwaltungspauschale zu kommen. Es soll ja nach einem Jahr evaluiert werden und ich hoffe, dass die Evaluierung dann auch hier diskutiert werden kann. Wenn dann herauskommt, dass jetzt von den 13 000 Kindergartenplätzen die Eltern unzufrieden sind - und ich habe sehr viele Eltern, sicher nicht von allen 13 000 Plätzen, aber sicher einige davon, die sich da aufregen, so hoffe ich doch, dass sie irgendwann mal dazu kommen, dass er wirklich für alle gratis ist, und noch einmal ceterum censeo zum heutigen Tag, hoffentlich auch für solche Kinder, die in Niederösterreich wohnen. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Danke. Als nächste Rednerin zum Wort gemeldet ist Frau Abg Riha. Ich erteile es ihr.

Abg Monika Riha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich weiß nicht, ob es Ihnen auch so geht, ich glaube, wir diskutieren dieses Thema jetzt zum zehnten Mal und ich habe wirklich wieder ein Déjà-vu-Erlebnis auf der einen Seite und ich muss es jetzt einmal sagen, es ist wirklich alles super, es ist immer alles super. Das ist überhaupt nicht die Frage, dass der gebührenbefreite und auch der gebührenreduzierte Kindergarten ein wichtiger und richtiger Schritt in die richtige Richtung ist, aber wir sind weit davon entfernt, dass alles super ist und wir sind auch weit davon entfernt, Herr Kollege Jung, dass in den Kindergärten nur Katastrophenszenarien herrschen und eigentlich morgen dort alles zusammenbricht.

Nichtsdestotrotz, Herr Lhptm Häupl, da geht es überhaupt nicht um Schlechtreden, sondern es geht darum, einfach sinnvoll und sachlich Kritik zu üben, einfach aus dem Grund, damit man es besser machen und weiterentwickeln kann, und das kann ja in dieser Stadt nicht verboten sein. (Beifall bei der ÖVP.)
Natürlich ist die ÖVP für den gebührenbefreiten Kindergarten. Es war eine ÖVP-Idee, Herr Kollege Jung, auch wenn Sie sich 2002 angehängt haben. Bereits im Juni 2001, das ist nachzulesen, hat die ÖVP diesen Antrag hier gestellt, (Abg Veronika Matiasek: Nein, nein!) Sie sind halt an der Macht und können es umsetzen. Das ist auch gut so, wir freuen uns, wenn eine Idee von uns umgesetzt wird, nichtsdestotrotz wird sie nicht so umgesetzt, wie sie angekündigt wurde, und, Herr Lhptm Häupl, es wurde schon jetzt vielfach zitiert und ich möchte jetzt nicht alle Plakate und alle Briefe wiederholen, aber ich empfinde es persönlich auch als wenig seriös, einfach etwas zu behaupten, das so nicht stimmt. Es ist ja ohnedies, wie die Kollegin Smolik schon gesagt hat, noch nichts Schlimmes, wenn man sagt, ja, die städtischen Kindergärten sind komplett gebührenfrei, aber die anderen sind gebührenreduziert, und da gehören auch die großen dazu, denn wenn sie 12 Stunden offen haben, dann müssen die auch was dazu verlangen und wenn sie Zusatzangebote haben - das hat ja sogar der Herr Lhptm Häupl gesagt - müssen sie auch was dazuverlangen. Und ein bisschen habe ich schon so das Gefühl, es wird was verkauft. Kollege Aigner hat einmal das Beispiel von einer Busfahrt gebracht, die Busfahrt ist gratis, aber ich muss das Mittagessen zahlen und wenn der Bus geheizt werden soll, dann habe ich einen Aufpreis, und so weiter. Mir wäre es einfach wirklich wichtig, dass wir die an sich gute Sache einfach ehrlich debattieren.

Zum Herrn Lhptm Häupl noch einmal. Da ist einmal erstens die Sache mit den Gebühren. Etwa 50 Prozent der Kinder in Wien zahlen außer dem Essen keine Gebühren. Ein weitaus großer Teil zahlt minimale Gebühren, je nachdem, wie lange die Kindergärten offen haben, ob sie bilingual sind, ob sie Zusatzangebote haben und so weiter, und dann ist noch ein kleiner Teil, der einfach einen relativ großen Anteil zahlt, und was man vorher bei der Umstellung noch überhaupt nicht überlegt hat, und da gab es ja einzelne Beispiele dazu, es gibt sogar vereinzelt Personen, die zahlen jetzt mehr als vorher, und auch um diese Details muss man sich einfach im Rahmen einer Umstellung annehmen.

Was ich auch richtigstellen möchte, ist die Verfügbarkeit der Plätze. Erstens einmal, wenn Sie sagen, es gebe noch freie Plätze, Herr Landeshauptmann: Was hat jetzt eine Mutter im 23. Bezirk davon, wenn es im 21. Bezirk einen Platz gibt. Ja, es gibt Bezirke, da gibt es vereinzelte Plätze, die werden Sie im November wahrscheinlich nicht mehr frei finden, aber es gibt noch im September da oder dort vereinzelt welche. Und ich habe mir das im Internet angeschaut, da steht dann zum Beispiel drinnen, ein Platz für Vier- bis Fünfjährige, oder so. Was massiv fehlt - und ich war jetzt wirklich in den Bezirken unterwegs - sind Plätze für Unter-Drei-Jährige, und zwar massiv.

Da haben wir in Wien - ich höre schon den Kollegen Wutzlhofer, darum sage ich es auch gleich - die höchste Quote, aber wir haben auch den höchsten Bedarf. Wir haben in Wien 25 Prozent und der Bedarf ist weitaus höher. Es hilft einfach nichts, immer wieder zu sagen, wir sind so toll, wenn es real Menschen gibt, die dastehen, in den Beruf einsteigen wollen und keinen Platz für ihr Kind finden.

Es gibt auch deshalb zum Teil keine Plätze, weil die Ankündigung, dass es den gebührenbefreiten, gebührenreduzierten Kindergarten geben wird, genau an jenem Tag war, als der letzte Tag der Anmeldung war, um sich für die städtischen Kindergärten anzumelden. Wenn noch 500 Leute gerne einen Platz gehabt hätten, haben die gar keine Chance gehabt, sich bei einem städtischen Kindergarten anzumelden, weil es gar nicht die Möglichkeit dazu gab.

Zweitens ist es einfach so, dass glücklicherweise auch in Wien die Kinderanzahl leicht steigt, denn die Geburtenrate steigt wieder leicht. Wir haben ungefähr 16 000 pro Jahrgang. Wenn man sich die Statistik anschaut - auch das wiederhole ich schon zum x-ten Mal -, dann fehlen uns bei den Drei- bis Sechsjährigen mindestens 4 500 bis 4 800 Plätze und bei den Unter-Drei-Jährigen noch mehr, was insgesamt 10 000 fehlende Plätze in Wien sind. Da kann ich nicht davon reden, dass alle Kinder, die einen Platz brauchen, einen kriegen. Das ist einfach eine Realität. Ich nehme Sie gerne einmal zu den Veranstaltungen mit, wo mir verzweifelte, vor allen Dingen junge Frauen sagen, sie wissen nicht, was sie machen sollen, sie sollen zurück in den Job und haben keine Möglichkeit, ihr Kind unterzubringen.

Dieses Problem wird sich verstärken, denn jetzt wird es das Kindergeld-neu geben. Da werden sich natürlich viele Eltern entscheiden, die neue Variante zu nehmen, was bedeutet, dass viele Kinder jünger in den Kindergarten gehen werden. Gleichzeitig haben wir die Situation, dass die Fünf- bis Sechsjährigen in den Kindergarten gehen. Wenn Sie sagen, 2 200 Plätze, und man weiß, das wird noch steigen, es fehlen 10 000 Plätze, dann denke ich mir, ist das wirklich ein Tropfen auf den heißen Stein. In Niederösterreich bauen sie vergleichsweise, obwohl sie einen höheren Abdeckungsgrad haben, 10 000 Plätze aus.

Das ist ein Vorwurf, den ich Ihnen einfach machen muss, sehr geehrte Damen und Herren von der Stadtregierung. Wenn ich eine gute neue Idee umsetzen möchte, dann muss ich sie auch vorab gut planen. Aber dann wäre es vielleicht kein so guter Verkaufsschlager geworden. So ist die Einführung quasi im Februar verkündet worden und musste bis zum Herbst umgesetzt werden. Das ist keine verantwortungsvolle Planung! Man hätte einfach vorbereiten können, man hätte Plätze schon im Vorfeld ausbauen können, man hätte KindergartenpädagogInnen an Kollegs vorausblickend ausbilden können und so weiter. Das war alles absehbar. Es war absehbar, dass die Strukturen und Ressourcen im Herbst nicht so sein werden, dass alles paletti ist.

Deswegen fordern wir schon seit Längerem einen Entwicklungsplan für das vorschulische Bildungs- und Betreuungswesen, wo klar aufgeschlüsselt wird, mit genauen Zielsetzungen, wo welcher Bedarf ist und dann ein bedarfsgerechtes Netz an Betreuungsplätzen geschaffen werden soll. Das Ziel muss sein, dass jedes Wiener Kind einen Platz hat. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich finde, es ist fatal und wir sollten uns davor hüten, das Thema Kindergarten jetzt als abgehakt zu betrachten. Denn es gibt noch ziemlich viel in diesem Bereich zu tun. Die Kollegin Smolik hat schon angesprochen, der Kindergarten ist eine wichtige Bildungsinstitution und da gibt es noch sehr viele Fragen zum Thema der Qualität.

Erstens braucht es dazu einen politischen Willen, diese Qualitätsdiskussion zu führen, durchaus natürlich auch im Bewusstsein, dass sich die Qualität und auch die Kosten in einer Balance befinden müssen. Das ist überhaupt nicht die Frage. Es braucht aber einfach den politischen Willen, die gelebte Qualität zu überprüfen, zu hinterfragen und zu schauen, wo man sie verbessern kann und wo es einfach dringend notwendig ist, damit KindergartenpädagogInnen weiter in ihrem Beruf bleiben. Ein guter Kindergarten steht und fällt mit der Qualität und der Arbeitszufriedenheit des Personals. Das ist in Wien über weite Strecken nicht so super, wie Sie das sagen.

Ich bin mit Ihnen, Herr Vettermann, bei zwei Veranstaltungen gewesen. Dort haben wir beide von den KollegInnen gehört, wie nicht super sie es empfinden. Ich nehme an, Sie haben das auch weitererzählt, wie viele einfach unzufrieden und frustriert in diesem Beruf sind. Da geht es oft nur um Rahmenbedingungen und nicht immer um, wie auch die Kollegin Smolik schon gesagt hat, die Bezahlung. Da geht es einerseits darum, dass wir mit 14 nicht entscheiden können, dass wir in diesen Beruf gehen. 30 Prozent, die dann tatsächlich mit 19 in den Beruf gehen, sind zu wenig. Da geht es darum, dass die Ausbildung auf der tertiären Ebene vorangetrieben wird. Ich war froh, heute zu hören, Herr StR Oxonitsch, dass es da Gespräche mit der Pädagogischen Hochschule gibt. Ich bin voll der Hoffnung, dass es da auch Entwicklungen gibt, damit das endlich umgesetzt wird, weil auch das ist eine langjährige Forderung der ÖVP.

Die Arbeitszufriedenheit der KindergartenpädagogInnen hängt über weite Strecken mit den Rahmenbedingungen zusammen. Auch da möchte ich dem Herrn Lhptm Häupl und auch Ihnen, Herr StR Oxonitsch, ein bisschen eine Aufklärungsstunde geben. Wenn Sie sagen, eine Assistentin ist in der Gruppe, dann stimmt das nur sehr bedingt. Denn in den städtischen Kindergärten - das wissen Sie ganz genau - haben KindergartenassistentInnen auch Reinigungspflichten und -aufgaben und sind nicht den ganzen Tag in der Gruppe. Über weite Strecken ist eine Kindergartenpädagogin nach wie vor an einem Standort mit 25 Kindern alleine; nämlich dann, wenn die in der Küche sind, nämlich dann, wenn die reinigen, nämlich dann, wenn die einfach Arbeiten zu tun haben, die in einem Kindergarten nicht durch eine Reinigungskraft extra abgedeckt sind. Und daher ist der Schlüssel 6,4 wirklich ein Scherz. Ich glaube auch, dass sich viele KollegInnen verhöhnt fühlen würden, wenn sie mit 25 Kindern allein stehen und wir ihnen sagen, es gibt ohnedies einen Schlüssel mit 6,5. Das hilft denen doch nicht in der Praxis! (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Sagen Sie das den KollegInnen in Niederösterreich auch!) - Das sage ich allen KollegInnen. 

Warum schauen Sie nur nach Niederösterreich? Warum schauen Sie nicht nach Salzburg? Dort sind zwei KindergartenpädagogInnen ab dem sechsten Kind in der Krippe. Warum schauen Sie nicht in die Steiermark? Dort gibt es einen weitaus besseren Schlüssel ab dem sechsten Kind. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Wir haben zwei in der Krippe! Wie viele Plätze gibt es denn dort?) Bei 15 Kindern gibt es zwei. (Beifall bei der ÖVP. - Amtsf StR Christian Oxonitsch: Eben bei 15!)

Ich schaue mir mit Ihnen gerne einmal alle vergleichbaren Qualitätskriterien an. Da gibt es nämlich eine österreichweite Aufstellung. Da gibt es in Wien noch vieles zu entwickeln! (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Überall gibt es etwas zu entwickeln!)
Zum Thema, dass der Bedarf in Wien sozusagen so groß ist, weil die KollegInnen in die Bundesländer zurückgehen, kann ich nur sagen, Gott sei Dank haben die KindergartenpädagogInnen aus den Bundesländern bei uns in Wien gearbeitet, sonst hätten wir nämlich dieses Problem, das wir heute haben, schon Jahre vorher gehabt. Jetzt, wo sie in ihren Ländern, sei es Steiermark, sei es Burgenland, sei es Niederösterreich, wieder Arbeitsplätze haben, ist es auch naheliegend, dass sie wieder zurückgehen, außer sie haben mittlerweile ihren Lebensmittelpunkt nach Wien verlegt. Aber auch das war absehbar. 

Es ist auch nicht richtig, dass es erst Geld vom Bund für den Ausbau gab, weil es den Bundesbildungsplan gegeben hat, sondern den Bundesbildungsplan wird es erst im Oktober 2009 geben, weil dieser gerade erarbeitet worden ist und er erst im Oktober 2009 herauskommt. Das hat der Herr Lhptm Häupl gesagt. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Nein, ganz sicher nicht!) Das hat er sicher so gesagt! Die Bundesmittel gibt es schon seit 2008 für den Ausbau, nur um das richtigzustellen! (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Da haben Sie nicht zugehört! Das können Sie schriftlich haben! Das hat er nicht gesagt!) - Da können wir nachschauen!

Was haben die Eltern von dem gebührenbefreitesten Kindergarten, wenn sie keinen Platz kriegen? Daher fordere ich hier erneut und wahrscheinlich nicht zum letzten Mal, der Kindergartenplatz ist kein Gnadenakt von einer höheren Stelle, er ist kein Zufall, er ist das gute Recht eines jeden Wiener Kindes auf Bildung und dieses Recht sollte auch gesetzlich festgelegt sein. Daher ersuche ich Sie, diesen Rechtsanspruch auch in den Landesgesetzen zu verankern! (Beifall bei der ÖVP.) 

Es gibt noch sehr viele Hausaufgaben zu machen. Last but not least, ich wollte eigentlich diesen Punkt Niederösterreich und Wien nicht wirklich bringen, aber es ist mir dadurch, dass so viel erzählt wurde, ein Anliegen. Es wurde hier gesagt, die Eltern, die in Niederösterreich ihr Kind in den Kindergarten geben, kriegen von Wien Geld. Nur in Niederösterreich ist der Kindergarten auch für Nichtwiener Kinder zumindest bis 30 Stunden gratis. Ich hoffe, das kann man sich anschauen, ob das in Wien nicht zumindest in diesem Ausmaß und für die Fünf- bis Sechsjährigen auch so sein kann, denn wenn er bis 30 Stunden gratis ist, dann muss man nichts dafür zahlen als Wiener Regierung. Wir sind gerne bereit, unsere Ideen zur Verfügung zu stellen. Wir haben ein Zehn-Punkte-Programm gefordert. Ich will es nur der Vollständigkeit halber ganz kurz vorlesen: 

Wir fordern einen Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz für alle Kinder von eins bis sechs.

Wir fordern einen bedarfsgerechten Ausbau der Wiener Kindergärten bis 2012. 

Wir fordern die Erarbeitung eines Entwicklungsplanes für das vorschulische Bildungs- und Betreuungswesen in Wien. 

Wir fordern die Etablierung eines inhaltlich pädagogischen Qualitätsmanagements für vorschulische Betreuungs- und Bildungseinrichtungen in Wien.

Wir fordern die Änderung der Gruppengröße, wobei, Kollegin Smolik, 15 super wäre, aber ich halte das im Moment für nicht umsetzbar, allein schon deshalb, weil es nicht ausreichend Personal gibt, aber auch aus finanziellen Gründen. Wir fordern in einem ersten Schritt eine Reduktion auf zumindest 22 Kinder (Abg Marco Schreuder: 20!) und in einem nächsten Schritt auf 20. Zweischrittesystem: erster Schritt 22, zweiter Schritt 20. (Abg Dipl-Ing Martin Margulies: Tun wir nicht handeln!)

Wir fordern eine Änderung des Personalschlüssels. Die OECD empfiehlt eins zu sieben. Daher fordern wir zwei PädagogInnen pro Kindergartengruppe. 

Wir fordern eine bessere Ausbildung für BetreuerInnen und PädagogInnen.

Wir fordern eine Ausbildungsoffensive, vor allen Dingen an den Kollegs, um genügend Personal zu haben. 

Wir fordern eine adäquate Bezahlung für KindergartenpädagogInnen, denn auch das ist mit ein Grund dafür, dass KindergartenpädagogInnen nach Niederösterreich abwandern. Dort ist das Einstiegsgehalt um knapp 200 EUR höher. Das ist für eine junge Kollegin viel und wir haben vorrangig junge KollegInnen in unseren Kindergärten. 

Last but not least fordern wir eine Überarbeitung und Verbesserung des Kindertagesheimgesetzes in Hinblick auf Qualitätskriterien und Standards. 

Da gibt es noch viel zu tun. Wir arbeiten gerne mit und bleiben dran! - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Präsident Prof Harry Kopietz: Als nächster Abgeordneter zum Wort gemeldet ist Herr Mag Wutzlhofer. Ich erteile es ihm.

Abg Mag Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus!

Zuallererst möchte ich etwas tun, was nicht allzu oft vorkommt: Ich möchte mich bei den Freiheitlichen bedanken. Danke für das schöne Thema der Dringlichen Anfrage. Es ist nämlich, auch wenn wir ein Déjà-vu-Erlebnis haben und schon oft darüber gesprochen haben, eine Freude, darüber zu sprechen.

Denn der beitragsfreie Kindergarten ist, auch wenn Sie das gerne anders darstellen wollen, ein riesengroßer, positiver und erfolgreicher Schritt für alle Kinder und Familien in unserer Stadt! Während von anderen immer nur leeres Blabla oder bildungspolitische Njets zu hören sind, zeigt sich, wer in diesem Land wirklich bildungspolitische Visionen und auch die Kraft hat, diese umzusetzen. Das ist die Sozialdemokratie! (Beifall bei der SPÖ.)

Es ist schön, dass wir die Gelegenheit bekommen, Zwischenbilanz zu ziehen. Schauen wir noch einmal zurück: Lhptm Häupl hat im Februar das Ziel vorgegeben, ab 1. September den beitragsfreien Kindergarten in Wien umzusetzen, und zwar nicht nur ab drei Jahren, schon gar nicht für das letzte Kindergartenjahr, auch nicht nur bis zu Mittag. Das wäre dann die Subsumierung der ganzen Vorschläge, die Sie gemacht haben, nur um die Urheberschaftsfrage zu klären. Nein, für alle Kinder von null bis sechs Jahren und selbstverständlich ganztags!

Das ist ein Schritt, der zu Recht bejubelt wurde, denn diesen großen Schritt war und ist niemand bereit zu gehen, außer Wien. Niemand außer Wien! Wien ist das Bundesland, das auch schon bisher am meisten für Kindergärten ausgegeben hat, das schon bisher die meisten Kindergarten- und vor allem Krippenplätze gehabt hat, das auch bisher schon am meisten investiert hat - jetzt sind es 80 Millionen EUR mehr - und wo Kindergartenplätze keine Halbtagsaufbewahrungsstätten sind, die dann vielleicht gratis sind, sondern das ist eine Bildungsinstitution, deren Qualität und Öffnungszeiten mit Familie und Berufsleben vereinbar sind! (Beifall bei der SPÖ.)

Ich möchte dazu sagen, das ist jetzt nicht super und irgendwie die Realität schönreden. Es gibt immer Möglichkeiten, das noch zu verbessern und es ist richtig, an diesen Möglichkeiten zu arbeiten. Aber das, was ich gerade gesagt habe, ist schlicht und einfach die Realität. Es muss möglich sein, gerade im Zusammenhang mit allen anderen diese Realität darzustellen, sonst können alle anderen in Österreich nicht wachsen. Das ist ein Riesenschritt und stimmt auch auf jeden Fall. 

Wir haben das hier oft erlebt und da habe ich jetzt auch ein Déjà-vu-Erlebnis gehabt, obwohl es eigentlich schon erledigt ist, zumindest ein Teil davon, das Ganze noch dazu in der kurzen Zeit von Februar bis September. Das hat natürlich zu viel Unglauben oder vielen Unsicherheiten geführt. Ist das überhaupt in so kurzer Zeit machbar? Wie kann man die Umstellung schaffen, wenn es so viele verschiedene Träger und unterschiedliche Trägerstrukturen gibt? Ist das überhaupt möglich, das in der kurzen Zeit über die Bühne zu bringen? 

Immer wenn es Ängste und Unsicherheiten gibt, ist natürlich die FPÖ zur Stelle, sekundiert von allen anderen Oppositionsparteien, in diesem Fall eigentlich sehr einträchtig. Seit Februar haben wir nichts anderes gehört, als dass das nicht klappen wird, dass es im September ein Chaos geben wird und dass tausende Kinder ohne Betreuungsplatz sein werden. (Abg Monika Riha: Bei mir nicht!) - Liebe Kollegin Riha, es ist nicht so! Du hast es sozusagen für dich in Anspruch genommen. Man muss ganz ernsthaft darüber reden. Es geht nicht darum, alles schlechtzumachen. Das Wort Chaos, da braucht man nur kurz zu googlen, kommt in Presseaussendungen der ÖVP, der GRÜNEN und der FPÖ immer vor. (Abg Monika Riha: Nicht bei mir!) - Bei dir nicht, aber nachdem du Rednerin deiner Fraktion warst, musst du jetzt für deine Fraktion geradestehen! Das gehört dazu! (Abg Monika Riha: Das halte ich aus!)

Es hat geklappt. Jetzt stehen wir da, es ist September und das Chaos ist ausgeblieben. Das Chaos ist ausgeblieben, übrigens dank des unermüdlichen Einsatzes von StR Oxonitsch, der vielen MitarbeiterInnen der MA 10 und vor allem auch der vielen MitarbeiterInnen und Verantwortlichen bei den privaten Trägern. Dafür möchte ich auch von dieser Stelle meinen großen Dank und meine Anerkennung aussprechen! (Beifall bei der SPÖ. - Abg Claudia Smolik: Das stimmt nicht!)
Es stimmt nicht? (Abg Claudia Smolik: Viele wussten Anfang September nicht, was sie bezahlen müssen!) Was hat geklappt? Geklappt hat, insgesamt haben wir jetzt in den städtischen Kindergärten 26 146 Kinder, deren Eltern keinen Besuchsbeitrag mehr zahlen müssen. Im privaten Bereich sind rund 19 000 Kinder komplett beitragsfrei. Bei einem kleinen Teil der Privaten, und darüber haben wir auch schon gesprochen, das heißt, das hat niemand irgendwie anders dargestellt, wird für spezielle Angebote ein zusätzlicher Beitrag eingehoben. (Abg Mag Wolfgang Jung: Alle Kinder haben Sie gesagt!) - Dazu komme ich gleich. Darüber hinaus haben einkommensschwache Familien die Möglichkeit, den Essensbeitrag gefördert zu bekommen. Das bedeutet, mehr als 45 000 Plätze sind gratis und beitragsfrei. Das geht sich mit unserem Modell in allen unterschiedlichen Formen aus, bei privaten Trägern, bei städtischen, bei kleinen, bei mittleren, bei großen. Es gibt in jedem Fall gar nicht so wenig Institutionen, sondern die Mehrheit, wo sich das ausgeht. Das zeigt, dass das Fördermodell funktioniert, dass es greift und sich an alle richtet. 

Man wird jetzt die Argumentation schaffen, weil es zum Beispiel Privatschulen gibt, die mehr anbieten oder kleinere Schulgrößen haben oder besondere Projekte machen, wo Leute etwas zahlen, ist das Schulsystem in Österreich kostenpflichtig. Es ist prinzipiell so, dass sich das Fördermodell an alle richtet und dass es für alle Trägerstrukturen möglich ist, den Kindergarten gratis anzubieten. Darüber hinaus, unabhängig, ob das Kind in einen Kindergarten geht, wo der Großteil aller Kindergärten wirklich gratis ist oder wo man ein bisschen etwas zahlen muss, gilt für alle Familien in Wien, mehr als 2 700 EUR weniger pro Kind. Das ist die größte Entlastung für Familien, die in dieser Republik jemals ermöglicht wurde! (Beifall bei der SPÖ.)

Es wäre noch ein schöner Satz gekommen: Und das, bitte, ist kein Chaos, sondern ein positiver, riesengroßer Meilenstein für die Menschen in unserer Stadt, die das auch spüren! Aber Sie sind offenbar von einem anderen Planeten! Während Sie hier herumzetern, wird in dieser Stadt nämlich für die Menschen gearbeitet, ganz im Unterschied zu den wenigen Momenten, wo die FPÖ, die heute diese Anfrage hier stellt, Verantwortung gehabt hat. Ich sage nur: Wer hat die Kindergartenmilliarde abgeschafft? Schwarz-Blau! Wann ist sie wieder eingeführt worden? Mit dem Eintritt der SPÖ in die Bundesregierung! Wer hat die Studiengebühren eingeführt, um das Thema Bildung weiter zu fassen? Schwarz-Blau! Wer hat sie wieder abgeschafft? Eine rot-schwarze Bundesregierung! Wir alle wissen, dass der Druck da nicht von der ÖVP gekommen ist! (Beifall bei der SPÖ.)

Sie haben Ihren Offenbarungseid geleistet, wo Sie bei der Bildungspolitik stehen, nämlich für den Ausschluss und nicht für ein Bildungssystem, das für alle sein soll! (Abg Mag Wolfgang Jung: Es ist gut, dass wir Ihnen das nicht glauben!)
Aber zurück zum Wiener Gratiskindergarten. Gehen wir einmal die Punkte durch, die Sie alle erwähnt haben. 

Dass es zu massiven Engpässen gekommen ist, die Sie immer herbeireden wollten und noch herbeireden: Das Kindergartensystem hat es schon vorher gegeben. Das ist jetzt gratis. Das hat es vorher in einer Qualität gegeben, die uns von allen anderen Bundesländern unterschieden hat. Nehmen wir nur einmal die Vereinbarkeit von Beruf und Familie her. Das ist jetzt gratis. Das hat sich nicht verändert. Im Gegenteil, es sind mehr Plätze als noch vor einem Jahr zur Verfügung. Allein heuer, bis Jahresende, schaffen wir zum Beispiel 2 200 Plätze mehr im Jahr. Es stellt sich heraus, dass wir heuer im Herbst eigentlich eine relativ gute Bilanz zeichnen können, was den Bedarf betrifft. Es konnte allen Eltern, die keinen Wunschkindergartenplatz bekommen, aber auf Grund ihrer Berufstätigkeit dringend einen Platz gebraucht haben, ein alternatives Angebot gemacht werden. Natürlich heißt das noch lange nicht, dass es einen Kindergartenplatz für alle gibt. Das hat es vorher auch nicht gegeben. Was es jetzt gibt, ist, dass er kostenfrei ist. Wir bauen weiter aus, heuer 2 200 Plätze, abgesehen davon, dass es sicher einiges an Doppelanmeldungen gibt. Aber das können wir erst dann wissen, wenn die Kindergartendatenbank fertig ist.

Zu den Krippen: Du hast es dir selbst beantwortet. Es ist völlig richtig, bei den Kinderkrippen ist mehr Ausbau notwendig als bei den Kindergärten, also bei den Plätzen von null bis sechs. Das kann sich jeder ausrechnen. Nur muss man schon sagen, das einzige Bundesland, das auch nur irgendwie statistisch bemerkbar irgendetwas bei Kinderkrippen getan hat, und nicht erst seit heuer, sondern seit Jahrzehnten, ist das Land Wien. Das muss man einfach so sehen. Genauso viele Kinderkrippenplätzen wie in allen anderen Bundesländern zusammen gibt es in Wien. Das ist kein Schönreden, sondern das ist schlicht und einfach der Vergleich, den man sich gefallen lassen muss. (Beifall bei der SPÖ) 

Weil wir gerade bei Niederösterreich sind, arbeite ich schnell zwei Punkte meiner Vorrednerin ab:

Erstens hat Niederösterreich 10 000 Plätze ausgebaut, auch mit Tagesmüttern. Das ist okay, aber wenn man sich anschaut, was institutionell in Niederösterreich da ist, bleiben wir bei den Kindergärten, sind das in Wien bei den 2 200 Plätzen Ganztagsplätze in einem Kindergarten und nicht 2 200 Plätze bei Tagesmüttern, die in zwei Jahren entscheiden können, dass sie nicht mehr arbeiten können, weil Niederösterreich vielleicht entscheidet, das nicht mehr zu finanzieren. 

Das Zweite ist, es ist auch falsch, dass es nicht mehr möglich war, sich anzumelden, nachdem vom Landeshauptmann verkündet worden ist, dass es den Gratiskindergarten gibt. Das ist falsch! Nachdem es verkündet worden ist, nämlich nach der Klubklausur in Rust, ist die Anmeldefrist bis März verlängert worden. 

Die nächste Katastrophe, das nächste Chaos sehen Sie beim Personal. Dazu ein paar Punkte: Es stimmt, ist einfach richtig und eigentlich gut, durch den Ausbau an Kindergartenbetreuungsplätzen gibt es in ganz Österreich mehr Bedarf. Unabhängig von Wien tut sich endlich etwas. Die Kindergartenmilliarde ist angesprochen worden. Endlich tut der Bund wieder etwas. Es gibt in allen Bundesländern mehr Bedarf. Das kann bedeuten, dass es in einem Bundesland mehr Bedarf gibt, weil es in einem Bundesland zum ersten Mal Kinderbetreuungsplätze gibt, es kann auch bedeuten, dass die Niederösterreicherinnen oder Niederösterreicher, die vorher bei uns gearbeitet haben, jetzt halt lieber daheim arbeiten wollen. Der Grund ist eigentlich wurscht. Der Punkt ist: Was tut man dagegen? Da ist der Vorwurf gekommen, das war vorhersehbar. Das stimmt, deswegen ist Wien das einzige Bundesland, das seit zwei Jahren irgendetwas tut. Kein einziges anderes Bundesland hat in die Ausbildung investiert. Wir schaffen durch die Ausbildung, die wir seit zwei Jahren gemacht haben, über 500 Plätze neu. Diese zusätzlichen Ausbildungen gibt es in keinem anderen Bundesland! (Abg Mag Wolfgang Jung: In Niederösterreich zum Beispiel!) - Die kommen ja zu uns und schauen sich das an. Aber sich genauer damit auseinanderzusetzen, ist die Sache vom Herrn Kollegen Jung ohnehin nicht. 

Der Punkt ist, es gibt seit Jahren diese Ausbildungsinitiative. Es gibt allein 540 Leute, die nur durch diese Offensive letzten Endes als qualifizierte KindergärtnerInnen kommen. Dies ist natürlich kein Crash-Kurs, sondern der exakt gleiche Inhalt, der sonst im Kolleg ist, eine fünfsemestrige Ausbildung mit erhöhtem Praxisbeitrag. Die Leute werden sich bei Ihnen schön dafür bedanken, dass Sie für eine gesamte Berufsgruppe, die eine hoch qualifizierte Ausbildung macht, die das gleiche wie alle anderen macht, dies inhaltlich als Crash-Kurs und als qualitativ schlecht herstellen. Das ist eine ordentliche Ansage für die KindergartenpädagogInnen in unserer Stadt! (Beifall bei der SPÖ.) 

Weil wir bei den PädagogInnen sind, Claudia Smolik, bei der Statistik, von der es eine Frechheit ist, dass sie jemand dem Landeshauptmann mitgegeben hat, handelt es sich um die Kindertagesheimstatistik der Statistik Austria und keine irgendwie geheime Giftküchenattacke der SPÖ-Wien, um irgendetwas auszudrücken. (Abg Claudia Smolik: Da sind aber auch alle Karenzierten dabei!) Der Punkt ist, deswegen gibt es die Statistik Austria, damit man das hernehmen kann, um sich mit anderen Bundesländern zu vergleichen. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Es ist überall gleich! Es geht um den Vergleich!) 

Es stimmt, am Ausbau zu arbeiten, an besserer Qualität zu arbeiten, an kleineren Gruppengrößen zu arbeiten, ist alles ein legitimer Punkt, das möchte ich hier auch offen sagen, denn es ist immer gut, wenn man die Qualität verbessern kann, nur es gibt eben unterschiedliche Mittel. Für den Weg, wo wir sind, und das ist immer in der Mitte eines Weges, zahlt es sich aus, wenn man einen Vergleich macht. Wenn sich herausstellt, es ist in vielen anderen Bundesländern um einiges schlechter, dann tut es mir leid, dann muss man das sagen dürfen. Ideal für diese Vergleiche ist zum Beispiel die Statistik Austria. Ich habe sonst noch von niemandem, auch nicht von den GRÜNEN, gehört, der diese Institution angezweifelt hat. (Abg Claudia Smolik: Was hat das mit euch zu tun?) 

Letzter Punkt aus Ihrer Sicht ist natürlich das zentrale Thema der Panikmache, Sprache. Das Einzige, was man von der FPÖ dazu substanziell hört, sind Slogans, so ähnlich wie „Deutsch tut nix verstehen". Einmal abgesehen davon, dass der Satz „Deutsch tut nix verstehen" selbst kein deutscher Satz ist, gibt er auch sonst als politisches Lösungskonzept wenig her. So leer und hirnlos, wie alle Ihre Forderungen! Die Leute messen uns PolitikerInnen nämlich nicht an der heißen Luft, die wir emittieren, sondern an Taten wie den Gratiskindergarten, das 1+1-Fördermodell, wenn wir bei der Sprache bleiben. (Abg Mag Wolfgang Jung: Die Wahlergebnisse sprechen nicht für Sie!) Ich habe nicht genug Zeit, der Herr Landeshauptmann hat es eh schon erwähnt. Die Zahlen vom 1+1-Fördermodell zeigen eigentlich, und das schon nach einem Jahr, wie das greift. 15 000 Kinder waren es ungefähr, 4 000 sind ein Jahr in den Kindergärten speziell gefördert worden. Übrigens sind von den 4 000 25 Prozent überhaupt keine Migranten. Gäbe es diese massive Förderung nicht in den Schulen, so wie bisher, aber auch zusätzlich ein Jahr in der Vorschule, dann wären diese Kinder vielleicht später nur imstande, keine geraden Sätze, sondern nur FPÖ-Deutsch zu sprechen. Es gibt diese Förderung zum Glück und sie hat dazu geführt, dass die Hälfte dieser Kinder schon nach einem Jahr soweit ist, mit einem Sprachniveau in die Volksschule einzusteigen. Die andere Hälfte bekommt noch ein Jahr Vorschulförderung. Das heißt, das ist eine sehr erfolgreiche Sache. 

Wenn es Ihnen im Ernst um die Förderung von Sprachkompetenzen und Integration geht, sieht man gleich, Sie haben hier im Hause gefordert, dass der Gratiskindergarten für Ausländer nicht gelten soll, sondern nur die Inländer und das ist ganz erstaunlich. Wenn man nämlich auf der einen Seite richtig sagt, dass der Kindergarten ein Beitrag zum Spracherwerb ist und auf der anderen Seite sagt, der Gratiskindergarten soll eigentlich nur für Inländer gelten, dann meine ich, hätten Sie ein politisches Gewissen, müsste es ein schlechtes sein, weil das ist an Doppelbödigkeit nicht zu überbieten!

Sie sehen, keine Katastrophen, sondern große Fortschritte, ernsthafte politische Arbeit! Niemand hier hat gesagt, dass er jemals aufhören kann, hier zu arbeiten, dass man hier nicht weiterarbeiten muss. Es ist vor allem statt billiger Polemik Politik für die Menschen. Von Ihren dummen Hassparolen und Ihrer Angstmacherei wird die Lebenssituation der Menschen in unserer Stadt nicht besser, vom Gratiskindergarten schon! Ihr Verhalten, würde ich sagen, ist eher im Bereich des Okkulten angesiedelt. Irgendeine UFO-Sekte sagt, es ist zum Beispiel am 31.12.2000 Weltuntergang und am 31.12. geht die Welt nicht unter. Was macht man am Tag danach? Sie wird vielleicht morgen untergehen. So ähnlich ist die Geschichte mit dem Chaos. Es werde Chaos kommen, wenn der Gratiskindergarten kommt. Es ist der Gratiskindergarten gekommen, aber kein Chaos. Sie machen eine Dringliche Anfrage zum Thema Chaos. (Abg Mag Waltraut Antonov: Das Thema ist nicht Chaos!) Ich finde das eigentlich recht schön, aber es ist Grund genug, sich mit dem Ufologen nicht länger zu beschäftigen. Das Thema ist zu wichtig. 

Was es nämlich in diesem Land braucht, und das Thema ist größer als das Thema Gratiskindergarten, ist engagierte Bildungspolitik. Mit dem Kindergartenmodell haben wir gezeigt, dass wir Konzepte und den Mut haben, auch große Schritte als Erste zu gehen. Manchmal braucht es Leute und Bundesländer, die diese großen Schritte als Erste gehen, denn es gibt nichts Wichtigeres als Bildungspolitik. Bildung macht Arbeit, Bildung macht frei und Bildung emanzipiert. Bildung bewahrt letztlich vor Stumpfheit und Dummheit und der Gratiskindergarten ist ein wichtiger Schritt dazu.

Die neue Mittelschule auch. 21 Neue Mittelschul-Standorte in Wien, übrigens so gut wie alle Mittelschulstandorte, die vorher AHS waren, sind das in Wien, was nur zeigt, welch große Rolle Wien bei neuen Dingen, die in der Bildungspolitik passieren, spielt. Der Run auf die Neue Mittelschule zeigt auch, dass die Unkenrufe auch in dieser Richtung alles andere als berechtigt waren. Das gibt uns Kraft und Mut, einfach weiterzumachen. Es gibt viele weitere Vorstellungen: ein Kindergartenrahmengesetz, die Berufsmatura, eine Ausbildung aller PädagogInnen auf akademischem Niveau, eine Uni mit guten Studieneingangsphasen und mehr Ressourcen für die Lehrerschaft und vieles mehr in diesem Bereich. Es ist unser Ziel und Auftrag, die Qualität des Bildungssystems zu verbessern und vor allem auch die Zugänglichkeit als Chancengerechtigkeit für alle zu schaffen. Aber ich bin mir bewusst, dass das kein leichter Weg ist. 

Es gibt auf der einen Seite Impulse, die gesetzt werden. Ich möchte nur sagen, wenn man bei einem kleinen Prüfbericht über die letzten 50 Jahre schaut, auch wenn bildungspolitisch nur kleine Schritte weitergegangen sind, war es die SPÖ. Auf der anderen Seite gibt es Angstmacher, leider auch einen weiteren riesigen Stolperstein, denn wann auch immer für diese Republik fortschrittliche Ideen für die Verbesserung des Bildungssystems gemacht wurden, sind sie zuallererst an einem desinteressierten Njet von schwarzen Bildungsapparatschicks abgeprallt. Das finde ich schade, weil ich glaube nicht, dass diese schwarzen Bildungsapparatschicks, die ich jetzt im Kopf habe - jeder hat ein paar im Kopf - die Mehrheit in der ÖVP haben, aber leider die Macht in der Bildungspolitik. Ich glaube, der einzige Weg, diese Steinzeitbildungspolitiker zum Verzweifeln zu bringen ist, wenn sie sehen, dass etwas weitergeht, dass Ideen umgesetzt werden, dass die Menschen davon profitieren, dass die Menschen das auch goutieren und wollen, dass im Bildungssystem etwas weitergeht. Denn dann bleibt ihnen gar nichts anderes übrig, als sich selbst zu bewegen. 

Das sieht man generell im Kindergartenbereich. Wenn man sich überlegt, wo die ÖVP vor fünf Jahren zu diesem Thema gestanden ist und wo sie jetzt steht, ist da ordentlich viel weitergegangen. Das gilt aber für den Bildungsbereich als Ganzes. Unser Gratiskindergarten ist so ein Schritt, der die Steinzeitpolitiker zur Bewegung bringen kann. Die Neue Mittelschule auch. Man darf also auf die Bewegung gespannt sein, die damit endlich ins Spiel kommt. Wir werden nicht aufhören, der Motor dieser Bewegung zu sein! (Beifall bei der SPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Abg Matiasek. Ich erteile es ihr.

Abg Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Manches ist schon erstaunlich, Herr Kollege Wutzlhofer! Mir ist jetzt fast die Spucke weggeblieben bei dem, was Sie heute als Brandrede für diesen Gratiskindergarten gesagt haben, wo Sie praktisch noch die anderen aufgefordert haben, sich dazu zu bekennen. Was war denn im Februar? Zehn Tage - oder waren es zwölf oder vierzehn - vor Ihrer Regierungsklausur haben Sie hier bei der Gemeinderatssitzung noch heftig dagegen gesprochen! Damals hat es einen gemeinsamen, wiederholten Antrag der Oppositionsparteien dazu gegeben (Abg Mag Jürgen Wutzlhofer: Über das, was es jetzt gibt?) und Sie haben uns - ich weiß nicht mehr, ob Sie es persönlich waren - huldvoll erklärt, dass das in Wien nicht notwendig ist, da die Beiträge sowieso so niedrig sind! Sie haben den Gratiskindergarten, oder wie immer Sie ihn benennen wollen, zehn, zwölf oder vierzehn Tage vor Ihrer Regierungsklausur abgelehnt! Und jetzt kommen Sie daher und erklären uns, dass wir dafür sein sollen! So kann es doch, bitte, nicht gehen! (Beifall bei der FPÖ. - Abg Mag Jürgen Wutzlhofer: Sie wollten nur den Kindergarten von null bis drei Jahren haben! Das war ja nicht so!)

Wenn vorhin eine Unschärfe entstanden ist, so steht in der Aussendung des Herrn Landeshauptmannes definitiv, im September 2009 ab sofort ganztägiger Gratiskindergarten für alle. Die Frau Volksanwältin Stoisits hat heute sehr schön gesagt, dass es den Bürgern egal ist, ob das beitragsfrei oder kostendeckend ist - ich übersetze das jetzt -, ob die eine oder die andere Behörde oder das Land zuständig ist oder dieses oder jenes Gesetz gilt. Für die Bürger ist es vollkommen wurscht, ob das beitragsfrei, mit Sternchen, kostenlos, gratis, gebührenfrei - es würde vielleicht noch andere Ausdrücke dafür geben - heißt. Das ist eine Wortklauberei. Denn gratis oder kostenlos heißt, nichts zu bezahlen, ganztägig für alle nichts zu bezahlen. Diese Botschaft haben Sie ausgesendet. Es stimmt ganz einfach nicht, dass es für alle ganztägig absolut kostenfrei ist. Das hat der Bürger so verstanden und er steht vor der Situation, dass dem nicht so ist und dass es selbstverständlich Eltern gibt, die für diesen Kindergartenplatz zu bezahlen haben. Das ist Ihre Art, Politik zu machen, dass Sie zwar großartige Aussendungen und Ankündigungen machen, aber die Wirklichkeit dann doch etwas anders ausschaut!

Vor zehn Jahren hat man schon darüber diskutiert, dass gerade im Bereich der Elementarpädagogik etwas weitergehen muss, die Mittel aufgestockt werden müssen, die Pädagogenanzahl verstärkt gehört und selbstverständlich der Zugang auch ein leichterer sein soll und muss. Sie haben immer beide Ohren zugehalten, als die Diskussion darüber war. Ich mag die Diskussion nach der Urheberschaft schon nicht mehr führen. Ich weiß nur - und man hebt sich so etwas als politische Partei auf -, wir haben es im Wahlkampf 2001 bereits plakatiert und zumindest erste Schritte dazu viel früher eingefordert. 

Es wäre vielleicht auch noch ganz gut gewesen, hätten Sie von mir aus bis Februar gesagt, das machen wir nicht, das brauchen wir nicht, Wien ist da eh super aufgestellt und hätten aber die ganzen Jahre, wo das bei allen anderen drei Parteien Thema war und wo wir versucht haben, Ihnen das nahezubringen, die entsprechenden Vorbereitungsarbeiten getroffen und heute könnten wir dann dastehen und es stimmt tatsächlich. Dann können Sie diesen Brief schreiben und dann brauchen Sie dafür auch kein schlechtes Gewissen zu haben. So aber stimmt das nicht! Das haben die Menschen auch begriffen und das haben die Menschen auch bemerken müssen. 

Ich werde nicht mehr auf alle Punkte eingehen, weil schon sehr vieles gesagt worden ist. Ich wünsche mir auch, dass die Diskussion aufrecht bleibt, aber mit dem fehlenden Personal ist das schon eine ganz massive Sache. Sie können sich nicht daran klammern, dass in einem täglichen Kindergartenbetrieb, und darum geht es, 6,44 oder von mir aus auch 7 Kinder - seien wir großzügig und runden es auf - auf eine Kindergartenpädagogin kommen. Sie sagen noch dazu, die Assistenten sind auch dabei. Sie haben doch Kinder, der Herr Kollege Wutzlhofer hat auch Kinder. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Das hat niemand behauptet!) - Doch! Das ist es! (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Nein! Das lassen wir jetzt nicht so stehen!) Sie haben sich damit gebrüstet. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Wenn wir betreute Kinder in Verhältnis zum Betreuungspersonal setzen, kann man es vergleichen!) - Da ist aber auch das Personal dabei, das nicht im Einsatz ist. Das muss man schon so umrechnen. Damit gehen Sie herum und sagen, so ist die Situation, aber so ist sie nicht! (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Nein! Das hat niemand gesagt!) - Doch! Das ist vorhin so gekommen. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Beim Personal hat jedes Bundesland im Vergleich zu den betreuten Kindern auch diejenigen dabei, die in Karenz sind!)
Der Ausfluss ist jedenfalls nicht der, dass der Betreuungsschlüssel so super ist, dass man allen Anforderungen nachkommen kann. Wenn Sie bei Ihrem 25er-Modell bleiben, sage ich Ihnen auch, dass das in der alltäglichen Arbeit viel zu große Gruppen sind. Die AssistentInnen sind in der Regel mit den Betreuungsvorgängen, wenn es nicht um Reinigungsvorgänge, die sie auch machen müssen, beschäftigt. Das geht vom Pflasterkleben bis zum Anrufen der Mama und so weiter. Das wissen Sie alle, die Sie Kinder haben. Es gibt immer den einen oder anderen oder mehrere, die nicht mit im Spiel sind, bei dem, was alle anderen gerade gemeinsam machen. Es ist natürlich so, dass man damit viel zu große Gruppen hat und diese längst reduziert gehören, vor allem, dass man einmal daran denkt, hier eine deutliche Reduzierung zu machen. Wir haben uns heute geeinigt, 20 wäre ein erster Schritt. Optimal wären aber selbstverständlich 15. 

Wie schaut es tatsächlich aus? Ich habe kürzlich ein Gespräch mit einer Kindergartenpädagogin gehabt, die in einem Kindergarten der Stadt Wien ist, der integrativ geführt wird. Tatsache ist, dass es heuer im Vergleich zu den Zeiten davor so ausschaut, dass in einer Gruppe von zwanzig mit zwei PädagogInnen - das ist klar bei einem integrativen Kindergarten - früher vier Kinder waren, die einen besonderen Betreuungsbedarf gehabt haben, so genannte Integrationskinder, und jetzt sind es acht Kinder. Das muss man sich einmal vorstellen: Acht Kinder mit einem besonderen Betreuungsbedarf in einer Gruppe von zwanzig, bei zwei Pädagoginnen. Wir sind uns heute alle einig, dass wir auf diese Kinder ganz besonders schauen müssen, ganz egal, ob es sich um Verhaltensauffälligkeiten handelt oder ob sie tatsächlich krank sind. Jedenfalls ist das die Situation, wo dann die Kinder, aber vor allem auch die PädagogInnen nach einem Kindergartentag am Zahnfleisch gehen. 

Wer diesen Beruf ergreift, hat in der Regel Kinder gerne und hat in der Regel auch eine Familie und selbst Kinder zu Hause. Sie und ihre Kollegin, so habe ich das leider hören müssen, sagen, wir hoffen nur, dass sie das gut abwickeln können, weil man natürlich nach dem Berufsalltag auch noch Nerven und Zuwendung für seine eigenen Kinder haben muss und will. Das heißt, die Situation ist nicht so, dass man sagen kann, das hat sich überhaupt nicht negativ ausgewirkt. 

Ich will nichts krankreden. Wir sind immer dafür eingestanden, dass der kostenlose Kindergarten kommen soll. Wir hätten gemeint, und natürlich hätte das einen früheren Anfang bedingt, dass man es Schritt für Schritt macht, die PädagogInnen und die Räume zur Verfügung hat. Das ist nicht der Fall. Zum Teil sind die Räumlichkeiten sehr klein und beengt. Der rasche Ausbau, den Sie planen, ist schön, aber in vielen Bereichen ist darauf noch zu warten. 

Was passiert und wie ist denn die Diskussion unter den Eltern? Es geht natürlich in die Richtung, dass wir das Problem aus der Volksschule, das wir derzeit haben, jetzt zum Teil in den Kindergarten vorverlegt haben. Denn es werden schon ganz eifrig auch private Kindergärten gesucht, die zwar kostenpflichtig sind, wo aber jemand sagt, er zahle gern 200 EUR, aber dafür ist sein Kind sozusagen ein bisschen besser dran. Das haben wir in der Volksschule gehabt. Das läuft schon seit Jahren, wo die Eltern zum Teil das Geld zusammengekratzt haben, damit sie sich eine Privatschule leisten können. Leider fängt das jetzt auch an, im Kindergarten Platz zu greifen. Ich weiß schon, eine Ausbildung geht nicht von heute auf morgen, daher wäre es vielleicht sinnvoller, wenn man manchmal etwas Schritt für Schritt macht und nicht um des politischen Kalküls willen, und das ist da zweifellos geschehen, einen Riesenschritt, den man sozusagen nicht ganz gehen oder ersteigen kann, ausführt und dann natürlich die Betroffenen auf der Strecke bleiben, aber dafür diese Briefe schreibt, die, so, wie sie formuliert sind, nicht stimmen.

Sehr geehrte Damen und Herren von der SPÖ, wir werden diese Diskussion noch oft führen, zu führen haben, denn wir setzen auch heute ganz andere Voraussetzungen. Wir alle sind uns einig, der Kindergarten ist eine Bildungseinrichtung. Die reine Betreuung und Versorgung ist längst überholt. Wir haben, und das ist von allen Experten bestätigt, eine steigende Anzahl an Kindern mit einem gesteigerten Betreuungsbedarf. Das heißt, das sollte alles im Kindergarten beginnen und stattfinden. 

Im Rahmen der Psychiatriekommission wurde davon gesprochen, dass im Kindergartenalter Screenings bezüglich psychischer Auffälligkeiten stattfinden. Es ist - ich weiß nicht mehr, von wem - das Bundesland Vorarlberg angesprochen worden, wo das ziemlich durchgehend gemacht wird. Ich habe dann gefragt, wie es damit in Wien steht, und habe als Antwort bekommen, wir brauchen das nicht extra, bei uns geschieht das im Rahmen des Kindergartenalltags, dass sozusagen aufgenommen wird, wie sich die Kinder verhalten. Ich möchte schon wissen, wie das bei dieser doch angestiegenen Anzahl an Kindern, die im Kindergarten sind, bei einstweilen noch gleichbleibender Anzahl an PädagogInnen gehen soll, dass man das auch noch mit hineinnimmt und eben die Früherkennung, die sozusagen bei uns im Kindergarten implementiert ist, nicht auf der Strecke bleibt, um nachfolgend eine Frühförderung anzuschließen. Da muss man sich den Kindern widmen. Da muss man Zeit für die einzelnen Kinder haben. Da muss man eine sehr individuelle Betreuung anbieten können.

Der Kollege Jung hat vorhin diesen Brief über die Schulzustände vorgelesen. Der Grundstein, ob eine Karriere positiv oder negativ ist, ob sich ein Kind positiv oder negativ entwickelt, wird zweifellos in den ersten Lebensjahren gelegt. Da spielt der Kindergarten nunmehr eine gesteigerte Rolle. Wir wünschen uns natürlich, dass wir möglichst viele positive Karrieren unserer Kinder hier in Wien haben. Das kann auch die Frühbetreuung nur garantieren, wenn sie auf die einzelnen Kinder eingehen kann, wenn sie sich mit einzelnen Schicksalen auseinandersetzen kann, wenn die Förderung oder die Betreuung oder der Unterricht - das kann man auch so bezeichnen -, das Spielen, der Sport, vieles andere mehr, die Vermittlung von Sprache und von Werten in Gruppen stattfindet und die Gruppen so überschaubar sind, dass man sich um jedes einzelne Kind kümmern kann. 

Ich habe ein bisschen Angst, wenn es jetzt halbwegs funktioniert, dass die SPÖ sagt, es funktioniert eh gut und dass man da nicht weitermacht. Deswegen werden wir dieses Thema selbstverständlich aufrechterhalten. Wir wollen nicht, dass der SPÖ-Gratiskindergarten mit Sternchen und Kleingedrucktem auf dem Rücken der engagierten PädagogInnen, der Kinder und der Eltern in Wien ausgetragen wird! (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster Redner hat sich Herr Abg Dr Madejski zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte jetzt nicht auf die einzelnen Debattenbeiträge betreffend Bildung und wer das zuerst gemacht hat, die Idee gehabt hat und wer sie im Wahlkampf verwendet hat, eingehen.

Der Herr Landeshauptmann hat heute in einer Fragebeantwortung zu diesem Thema vollkommen richtig gemeint, die erste Bildungseinrichtung für Kinder ist der Kindergarten und er ist engagiert in Bildungsfragen. Da hat er vollkommen recht. Ich glaube aber, es gibt einen zweiten, sehr wichtigen Faktor, der untrennbar mit der Bildung zusammenhängt. Das ist die Gesundheit. Denn die beiden bedingen sich. Wer Qualität in der Schule, in der Bildung haben will, muss die Gesundheit fördern und umgekehrt. Ich glaube, das ist ganz wichtig, denn nur mit Gesundheit und Bildung wird es den zukünftigen Leuten dann auch im späteren Leben möglich sein, ihre Persönlichkeit besser und die Fähigkeiten bestmöglich zu entfalten.

Es gibt aber leider die Tatsache, dass immer weniger Kinder hier bei uns, nicht nur in Wien, sondern in Österreich, aber wir reden auch von Wien, im Schnitt geboren werden, wobei aber von denen schon sehr viele leider bereits die so genannten Zivilisationskrankheiten haben. Es wäre ganz wichtig, und das ist auch unser Ansatz, dass die Pädagoginnen und Pädagogen, sowohl im Kindergarten als auch in der Schule, neben ihrer finanziellen Abgeltung, die sicherlich besser sein könnte, auch ein Wissens-Know-how mit den Themen Ernährung und Bewegung in den Kindertagesheimen und in den Schulen zur Verfügung gestellt bekommen. Nicht ganz außer Acht lassen sollte man aber auch die Eltern, insbesondere natürlich die Mütter. Es kann nicht so sein, dass der Kindergarten und die Schule dann Aufbewahrungsort alleine sind, sondern es gibt hoffentlich auch viele Elternhäuser, die noch immer funktionieren. 

Dazu haben wir einen Vorschlag, den ich dann noch in einem Antrag einbringen werde, dass man neben dem obligaten Mutter-Kind-Pass speziell hier in Wien, da es uns ja betrifft, in den einzelnen institutionellen Behörden oder Verwaltungseinheiten zumindest ein oder zwei Beratungseinheiten zu diesem Thema verpflichtend gibt, denn nur, wenn es die Mutter oder die Eltern zu Hause vorleben und sich bemühen, gesünder zu leben, werden das unter Umständen auch die Kinder für die nächsten Generationen bewusst miterleben.

Auch die EU-Kommission hat ein Weißbuch über Ernährung und Übergewicht herausgegeben, welches Sie wahrscheinlich kennen, wenn man sich damit beschäftigt hat. Das ist eine wirklich aktuelle politische Anleitung für sehr viele Kommunen, Länder, Nationalstaaten, in diese Richtung etwas zu unternehmen. Das sollte man ernst nehmen und zwar auf verschiedenen Ebenen, verschiedene Akteure. In unserem Fall sind es eben die PädagogInnen im Kindergarten oder in der Schule.

Wenn man den letzten österreichischen Ernährungsbericht durchliest, ist es erschreckend. Es sind erschreckende Zahlen, die da darin vorkommen. Das ist bisher ein bisschen am Abstellgleis gewesen. Die Leute haben das zur Kenntnis genommen, haben dann gesagt, sie trinken vielleicht ein Bier weniger oder essen einen Schweinsbraten weniger und damit hat sich die Sache. So ist das in Wirklichkeit nicht. Es ist nämlich ein erschreckender Gesundheitszustand, meine Damen und Herren. Und zwar nehmen zwischen 35 und 40 Prozent der Österreicher in der Gesamtenergiezufuhr tierische Fette zu sich. Das ist bei Weitem alles, was wissenschaftlich überhaupt erlaubt ist, überhaupt keine Frage. Damit kommen wir auch zum Thema der Schulbuffets, das ich heute aber nur in einem Satz anmerken will, denn dafür haben wir vielleicht ein anderes Mal Zeit. Es werden heute in viel zu geringem Ausmaß Obst, Gemüse, Vollkornprodukte, Hülsenfrüchte, fettarme Milch und so weiter konsumiert, aber im Gegensatz dazu, neben diesen ganzen tierischen Fetten und nichtpflanzlichen Ölen, auch noch Zucker. 

Wenn man das alles zusammen, in einem Paket, sieht, meine Damen und Herren, dann ist es ein Zwang, relativ rasch die Jüngsten, die schon in die erste Bildungseinrichtung Kindergarten gehen, in diese Richtung zu informieren, mit spielerischen Mitteln mitzuerziehen.

Der zweite Risikofaktor ist die Bewegungsarmut. Auch das ist ganz erschreckend. 60 Prozent der Österreicher - es wird in Wien nicht anders sein, es wird der Schnitt sein, ich weiß es nicht, aber es wird ähnlich sein - sind inaktiv und betreiben nur gering Sport. Das heißt, ein- bis maximal zweimal monatlich. 22 Prozent sind moderat aktiv. Das heißt, sie betreiben ein- bis zweimal wöchentlich Sport. Und nur 18 Prozent sind hochaktiv, in der Woche dreimal oder öfters. 

Die Basis einer gesunden Kommune, gesunden Gemeinde, gesunden Gesellschaft beginnt mit einem gesunden Kindergarten, wie ich es unter Anführungszeichen sage, und einer gesunden Schule, weil diese beiden Einrichtungen auf Grund ihrer Organisation, der Kultur und der Unterrichtsgestaltung dafür prädestiniert sind, diesen jungen Menschen im Bereich Bewegung, gesundes Essen, gesunde Ernährung, Gesundheit etwas beizubringen. Das wird wichtig sein, meine Damen und Herren!

Da gibt es die Aussendungen der Kollegin Kato, die ich alle gelesen haben - sie ist sehr rührig in den Aussendungen -, dass in den Wiener Kindergärten die Bionahrungsmittel in den letzten Jahren sehr zugenommen haben. Das ist erfreulich. Da ist wirklich, auch regional, etwas passiert, auch weil die Wiener Gärtner hier spezielle gesunde Nahrungsmittel liefern. Aber es ist noch immer, meine Damen und Herren, zu wenig! Denn nur Bioessen im Kindergarten ist nicht genug. Der isst es, vergisst es und weiß nicht, warum. Der weiß gar nicht, was er dort isst, ob es bio oder ein Halbfertigprodukt ist. Entscheidend ist, dass die KindergartenpädagogInnen die Kinder spielerisch zu dieser Nahrungsaufnahme hinführen, warum sie das essen, warum das andere nicht so oft im Kindergarten angeboten wird und so weiter. Das ist ganz wichtig. Aber dazu müsste es im Bereich der Ausbildung für die Pädagoginnen und Pädagogen durchaus eine Änderung geben, damit auch sie in diese Richtung informiert und geschult werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, prinzipiell sollte kindergerechte Ernährung im Kindergarten - ich wiederhole das immer wieder, weil es nicht immer geschieht -, die Zusammensetzung der Speisen und des wöchentlichen Speiseplanes auf Grund wissenschaftlich modernster Ergebnisse stattfinden. Sehr viele deutsche Städte haben sich auf Standards der Lieferanten geeinigt, auf die OMK - optimierte Mischkost. Das wäre auch ein Vorschlag für Wien, wo natürlich für die Kinder alles drinnen ist, was sie in ihrem Alter für Wachstum, Entwicklung, Gesundheit, aber, was sehr wichtig ist und immer vergessen wird, auch als Prophylaxe für zukünftige Zivilisationskrankheiten brauchen. Wenn nämlich das Essen und die Nahrung so ausgerichtet sind, muss es beides sein, das, was der Mensch ad hoc braucht, aber auch das, damit er für die Zukunft die so genannten Übergewichts-, Gelenks-, Bluthochdruck- und Herzerkrankungen schon im Vorhinein immunisieren kann. Dazu ist das ebenfalls ausgesprochen wichtig.

Hier noch ganz kurz zu den Wiener Kindergärten: Sie bemühen sich teilweise. Nicht alle, aber sie bemühen sich teilweise. Man kann alles verbessern. Wir glauben, bei der Verabreichung der Speisen ist es ganz wichtig, was den Kindern angeboten wird: saisonal regionale Produkte, Zubereitung möglichst mit frischen Produkten, halbfertige Zubereitung möglichst meiden, 100 Prozent mit Pflanzenöl und nicht irgendwelchen tierischen Fetten - ich könnte jetzt weiter hineingehen -, mindestens 50 - das kann man steigern - bis zu 60 Prozent Bioanteil aus der Region, keine Verwendung von vorverarbeitetem Fleisch und keine Produkte, wo auf der Verpackung E-Nummern, Zusatzstoffe, Geschmacksverstärker, Glutamate et cetera stehen, weil das sehr zu Allergien führen kann und man bei Kindern sehr oft nicht weiß, ob sie allergisch sind. 

Meine Damen und Herren, deswegen haben wir einen Antrag vorbereitet. Ich lese Ihnen nur die zehn Punkte vor - das ist ganz kurz -, damit Sie bei der Abstimmung auch wissen, was Sie zustimmen oder ablehnen:

Eine verpflichtende Beratungseinrichtung für gesunde Ernährung und Bewegung im institutionellen Wirkungsbereich des Landes Wien, parallel zum Mutter-Kind-Pass, ein Verbot des Angebots von bekannten Dickmachern, Kennzeichnung von Verkaufsautomaten in Schulkantinen, flächendeckende Errichtung von Wasserspendern, Vorschreibung einer verpflichtenden täglichen Bewegungseinheit in Kindergärten, Schulen und weiterführenden Schulen, rechtliche Regelung für die Werbung mit Kinderlebensmitteln, Werbebeschränkung bei Marketing für kalorienhaltige, zuckerreiche, nährstoffarme Lebensmittel, möglichst flächendeckendes gesundes Essen in Kindergärten und Schulen, wobei regionalen Produkten der Vorzug zu geben ist, der Anteil an Bioprodukten sollte ständig erhöht werden, bei der Aus- und Fortbildung von Lehrern und anderem pädagogischen Personal muss sichergestellt werden, dass auch Unterrichtsinhalte - das ist ganz wichtig - wie Gesundheit und Bewegungsförderung berücksichtigt werden, Vermittlung des Themas im Unterricht unter Hinzuziehung von Ärzten, Ernährungswissenschaftlern und Beratern und als Letztes ist der Themenbereich der gesunden Ernährung im Bildungsplan für Kindergärten ausreichend zu berücksichtigen. 

Meine Damen und Herren, ein Satz noch zur Schule. Das habe ich jetzt vergessen. Das ist das nächste Problem, aber dafür haben wir ein anderes Mal Zeit. Solange in Automaten in Schulen die so genannten Dickmacher - irgendwelche Getränke, die unheimlich gezuckert sind, oder andere Snacks - verkauft werden, ist jede Aktion in diese Richtung vollkommen sinnlos und wird nicht greifen. Daher werden wir uns sicher einmal mit der Automatenproblematik in Schulen und Buffets beschäftigen müssen. Es gibt Bundesländer und Schulen, die durchaus einen Teil bei den Buffets subventionieren, damit die etwas Gescheites zum Essen machen.

Abschließend möchte ich noch einmal die Kollegin Vassilakou zitieren. Sie hat heute in der Früh etwas sehr Gescheites gesagt. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Sie sagt immer etwas Gescheites!) - Nicht immer, aber heute war es durchaus der Fall. (Abg Mag Rüdiger Maresch: Heute war sie besonders gescheit!) Ich habe es mir sogar aufgeschrieben. Sie hat gesagt, und der Meinung bin ich auch, natürlich sind das übergreifende Themen von Gemeinde, Land, Bund und sonstigen Institutionen, hier ist es aber nicht Aufgabe, sich formal zurückzuziehen, wo was hinpasst, sondern der Politiker muss auf seiner Ebene, wo er ist, Druck in diese Richtung machen, dann werden wir gemeinsam, vielleicht für unsere Kinder und Jugendlichen und vielleicht auch für die nächste Generation, wesentlich gesünder sein, das kostet weniger Spital, kostet weniger Medikamente und das Problem der Krankenkassen wird dann vielleicht sukzessive auch einmal in den Griff zu bekommen sein.

Im Übrigen, Herr Kollege Wutzlhofer, lassen Sie mich am Schluss noch eines sagen. Das habe ich mir auch aufgeschrieben. Das war auch sehr gescheit, was Sie gesagt haben. Sie haben nämlich gesagt, die Politiker werden an ihren Taten und nicht an heißer Luft gemessen. Schauen Sie nach Vorarlberg, dort hat es gestimmt! - Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Präsident Heinz Hufnagl: Als nächster und vorläufig letzter Redner hat sich Herr Abg Vettermann zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Abg Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Das ist vielleicht gleich eine ganz gute Überleitung. In Vorarlberg war bis jetzt eine schwarz-blaue Regierung im Amt. Wenn man sich anschaut, was die dort zusammengebracht hat, kann man sagen, das Ergebnis wird sicher nicht an der schlechten Kindergartenversorgung zu messen sein, sondern dort waren andere Themen ausschlaggebend. Aber damit mag ich es diesmal mit Vorarlberg auch schon bewenden lassen. (Abg Mag Wolfgang Jung: Es schwelgt die Trauer!)

Der Kollegin Matiasek sage ich, es freut mich, dass sie das Thema am Leben erhalten werden. Wir werden es auch machen, weil es durchaus auch um ein positives und gutes Thema geht. Das sage ich jetzt auch als Bildungspolitiker. Der Schritt zum beitragsfreien Kindergarten war natürlich ein wichtiger Schritt zu einer echten Bildungseinrichtung, als die wir den Kindergarten immer gesehen haben. Deshalb haben wir auch den Zugang entsprechend breit aufgemacht. Als erstes Bundesland haben wir auch einen verpflichtenden Bildungsplan gemacht. 

Auch zum Antrag, der noch abgestimmt werden soll, hat dieser einiges zu sagen. Da geht es natürlich um Motorik, es geht um Sprachentwicklung, um persönliche Entwicklung im Sozialverhalten, aber auch um die Dinge, die der Kollege Madejski angesprochen hat. Wir werden zumindest der Zuweisung zustimmen, weil darin viele überlegenswerte Punkte enthalten sind. Aber genau das ist in dem heurigen Bildungsplan bereits enthalten, zum Beispiel „Essen macht Spaß - Ernährung im Kindergarten", einer der Pflichtpunkte, oder „mit Schwung zu neuen Liedern, endlich bewegen und tanzen, Bewegungsergänzung für den Kindergarten" et cetera. Ich möchte Ihnen nicht alles vorlesen. (Abg Dr Herbert Madejski: Natürlich hast du recht, es gibt Projekte! Ich habe aber gesagt, flächendeckend!) Aber all das ist in dem Bildungsplan schon enthalten. Das heißt, das sollte und müsste eigentlich auch vorkommen und die Ausbildung nimmt darauf Bezug. (Abg Dr Herbert Madejski: Das sind gute Projekte, aber keine Flächendeckung!)

Gesundheit ist ein wichtiges Thema, kann natürlich auch verbessert werden. Wir bemühen uns auch, die Bewegung zu fördern. Sie kennen ja, „Bewegung findet Stadt", von der Schule, vom Kindergarten an, bis zum Erwachsenen. Man versucht, diejenigen, die sich wenig bewegen, zu mehr Bewegung zu bewegen und denjenigen, die sich vorher gar nicht bewegt haben, Mut zu machen, ihnen zu sagen, dass das nicht wehtut, dass sie es einmal probieren sollen, dass es Spaß macht, gemeinsam langsam zu gehen, zu laufen et cetera. Das heißt, da laufen Sie durchaus offene Türen ein. Ich glaube auch, dass diese Themen wichtig sind. Man muss das dann auch immer konkret diskutieren, aber das werden wir heute einmal nicht tun, sondern zuweisen. 

Ich bin auch ein Freund des Wassertrinkens von Wasserspendern. Das würde aber auch bedeuten, dass die Bezirke bezahlen, vor allem wiederum die, die für Schulen zuständig sind et cetera. Also man muss dann einmal darauf schauen, wer was wirklich machen kann. Auch heute kommen ja die Kinder zu Wasser. Trotzdem ist es eine gute und richtige Idee. Wir sind stolz auf das Wiener Wasser, also sollen sie es auch trinken.

Der Kollegin Matiasek wollte ich sagen, ich kann mich natürlich schon an diese Sitzung erinnern. Ich glaube, ich habe dort sogar gesprochen. Dort war die Forderung, die von der vereinigten Opposition gekommen ist, von drei bis sechs beitragsfrei, nicht von null bis sechs. Wir haben damals darauf gesagt, wir sind schon dafür, wenn man es als Bildungseinrichtung sieht, dass man es kostenfrei macht, aber dann bundesweit. Dann war der nächste Schritt, wenn es bundesweit einfach nicht geht und man dafür ist, dass das als Bildungseinrichtung, was ich zuerst gesagt habe, auch funktioniert, kann man nur einen Schritt machen, falls man es sich vom Organisatorischen her leisten kann und das haben wir geschafft, es im eigenen Land beitragsfrei zu machen. Das wurde dann auch angekündigt und entsprechend umgesetzt. Das heißt, es wurde nicht gefordert. Wir haben es damals bundesweit gefordert. Das wäre, sage ich auch heute, die richtige Forderung gewesen. Wir haben es dann landesweit angekündigt und auch entsprechend umgesetzt. (Abg Veronika Matiasek: Wir haben es gefordert und Sie haben es getan!) Da, finde ich, haben wir einfach einen wichtigen Schritt gemacht, der im Prinzip auch als Vorbild für alle anderen Bundesländer gelten kann.

Zum Begriff beitragsfrei muss man klar sagen, nicht nur, dass die städtischen Kindergärten das bei 45 000 Kindern gesamt umgesetzt haben, sondern auch die Mehrheit aller Privaten weniger zahlt. Aber es ist klar, wir können nur gleich fördern. Ich meine, man kann nicht jemandem, der viel mehr braucht, auch viel mehr geben, wenn er es privat anbietet. Es muss daher eine Vergleichbarkeit geben, schon aus Gleichheits- und Gerechtigkeitsgründen. (Abg Veronika Matiasek: Gratiskindergarten für alle!) Trotzdem ist aber wahr, dass auch diejenigen, die noch zahlen, alle weniger zahlen, dass man sich 226 EUR auf alle Fälle erspart, es bei 45 000 gänzlich beitragsfrei ist und auch bei der Mehrheit der Privaten dank unserer Förderung, die hier entsprechend greift, ebenfalls die Beitragsfreiheit eingeführt wurde. Das, glaube ich, war auch das, was sich die WienerInnen erwartet haben, was wir angekündigt haben.

Ich meine, es tut Ihnen weh, weil sonst hätten Sie das Thema nicht gebracht. (Abg Veronika Matiasek: Das tut überhaupt nicht weh!) Außer von OppositionspolitikerInnen und zugegebenermaßen auch der einen oder anderen Standesvertretung, haben wir von der Mehrheit der Eltern, mit denen wir reden, sehr positive Rückmeldungen. Die nehmen das positiv wahr, merken, es gibt die Plätze und sie brauchen jetzt nichts zu zahlen. Also es wird natürlich auch entsprechend positiv in den Köpfen der Menschen wahrgenommen. Da herrscht eigentlich eine gute Stimmung. Diese soll man sich nicht damit zusammenhauen, dass da oder dort für Zusatzangebote einige wenige noch etwas zahlen müssen.

Zur Statistik Austria sei gesagt, man kann nur Vergleichbares vergleichen. Natürlich stimmt, sie hat allerlei Karenzvertretung und alles Mögliche eingerechnet, aber das hat sie bei allen Bundesländern gleich gemacht. Das ist also nicht spezifisch für Wien, sondern es ist die gleiche Berechnungsmethode, die die Statistik Austria für alle Bundesländer angewandt hat. Da kommen wir eben sehr gut weg. Wenn wir das auch entsprechend sagen, glaube ich, es ist vergleichbar. Die anderen Bundesländer, die bei der gleichen Methode wenig haben, können nicht sagen, es ist unfair, weil wir haben es nicht berechnet, wir sind ja nicht die Statistik Austria. Wir nehmen hier eine Institution, die anerkannt ist und das entsprechend ausgerechnet hat. Daher sind die Zahlen auch von uns zu nehmen, weil das die einzige vergleichbare Rechnung ist. Weil alles andere ist dann wieder unvergleichbar und führt erst recht weg in der Diskussion. Daher werden wir uns dann das nicht madigmachen oder schlechtreden lassen, wenn es diese Berechnungen gibt, sondern diese als Basis nehmen, um weiter vergleichen und aufbauen zu können. (Abg Dr Herbert Madejski: Wir haben nur auf Fehler aufmerksam gemacht, nicht schlechtgeredet! Wir haben nur auf einige Missstände hingewiesen!) - Dann werden wir auch versuchen, diese Missstände, die es gibt, zu verbessern und aufzunehmen. (Abg Dr Herbert Madejski: Das ist ja schon etwas!) Es ist ja nie alles perfekt. Auch das wurde gesagt. Ihr sagt immer, es wurde gar nicht gesagt. Es war auch das eine Unterstellung.

Die Räume sind vorhanden. Das wissen Sie ganz genau. Wir haben auch die drei Ausbildungsschienen. Auch das wurde vom Kollegen Wutzlhofer schon ausgeführt. Ich führe es jetzt nicht noch einmal aus, ich sage es nur, weil es wieder gesagt wurde. 

In der Frage bin ich schon der Meinung, das soll man sich einfach deshalb nicht gefallen lassen, weil es falsch ist, wenn man sagt, wir machen nichts und die anderen schon. Die anderen Bundesländer haben keine Ausbildungsschienen, wir haben drei: „Change", „Pick up" und „Restart". Ich will nicht sagen, wir haben sie rechtzeitig, aber zu guter Zeit eingerichtet und werden davon auch entsprechende PädagogInnen bekommen. Dass das nicht sehr schnell geht, ist auch klar, weil es keine Husch-Pfusch-Aktion, sondern eine entsprechend qualitätsvolle Ausbildung sein soll. 

Bei den Überprüfungen hat sich dieses schöne Wort Screening eingebürgert, von dem ich nicht ein echter Fan bin. Ich sage lieber Überprüfungen im Kindergarten. Dabei muss es darum gehen, ob es Frühförderung geben soll oder nicht. Es ist doch ganz klar, dass wir diejenigen wegen der früheren Schuleinschreibung bei einem Test nehmen, die nicht im Kindergarten sind, sondern, das sind, glaube ich, nur mehr 24 Kinder, die eben in die entsprechenden Gruppen gehen müssen, alle anderen gehen schon in den Kindergarten. Aber wen will man fragen, wenn nicht die Kindergartenpädagogin, die mit den Kindern arbeitet, und zwar nicht an einem Tag, weil das war das, was wir bei der Schuleinschreibung immer fordern, dass man sagt, der redet an dem Tag nichts, der ist nervös, dem ist die Direktorin unsympathisch und so weiter. Es gibt sozusagen Fehlurteile und alles, was an einem Tag passiert, ist auch entsprechend fehleranfällig. Wenn man das Kind ein halbes Jahr oder ein Jahr lang beobachtet, kann die Kindergartenpädagogin natürlich sagen, dieses Kind braucht frühe Förderung, braucht zusätzliche Förderung oder nicht. Das passiert und ist auch entsprechend erfolgreich. 

Auch da wurden die Zahlen schon genannt. 3 939, fast 4 000 Kinder haben entsprechende Schulförderung bekommen. Davon gehen 2 148 in die Vorschulklassen. Es ist also nicht so, wenn man sagt, die Frühförderung hat das Kind noch nicht zur gänzlichen Schulreife gebracht, dass wir das Kind in die Schule geben, weil die Förderung immer greift. Es gibt das 1+1-Modell, das Kind bleibt in der Vorschulklasse und kriegt noch ein Jahr lang Förderung. Bei 1 791 Kindern war dies entsprechend erfolgreich. Das ist für ein Jahr Förderung im Kindergarten, glaube ich, ein akzeptabler, guter Wert. Ich bin halt sehr optimistisch, dass die Vorschulklassen das entsprechende Schulniveau herstellen können. Das werden wir natürlich erst am Ende des Schuljahres sehen, aber ich traue mich zu sagen, dass es zumindest bei den meisten entsprechend erfolgreich laufen wird.

Abschließend sozusagen als kleines Resümee: Wir haben damit wirklich einen Meilenstein gesetzt, indem wir es uns getraut haben, von null bis sechs und entsprechend beitragsfrei. Wir haben ausgebaut. Wir bilden zusätzlich aus. Natürlich ist das auch eine gewisse finanzielle Entlastung, gerade jetzt. Wir haben das nicht auf die Krise hin getimet, aber es ist sicher günstig, dass auch der Mittelstand hier mit 2 700 EUR jährlich entsprechend entlastet wird. Wir sehen es aber hauptsächlich und inhaltlich begründet als Bildungsinstitution. Keinerlei oppositionelle Unkenrufe können verdecken, dass wir mit diesem beitragsfreien Kindergarten auch einen bildungspolitischen Schritt gesetzt haben, der den Wiener Kindern massiv zugutekommt. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident Heinz Hufnagl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage ist somit beendet.

Es liegt mir ein Beschlussantrag der Freiheitlichen Fraktion vor, betreffend gesunde Ernährung in Schulen und Kindertagesheimen der Stadt Wien. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport sowie das entsprechende zuständige Mitglied der Landesregierung für die Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales beantragt. - Wer diesem Beschlussantrag zur Zuweisung zustimmt, den bitte ich um ein Handzeichen. - Dies ist einstimmig angenommen.

Damit ist die Tagesordnung der heutigen Sitzung erledigt.

Ich danke für die sachliche und faire Diskussion und wünsche noch einen schönen Abend. Morgen gibt es ein Stelldichein zum Gemeinderat.

Auf Wiedersehen.

(Schluss um 17.10 Uhr.)
